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Der Kampf um gesellschaftliche Mehrheiten 
Weltlauf
Hat man viel, so wird man bald
Noch viel mehr dazu bekommen.
Wer nur wenig hat, dem wird
Auch das wenige genommen.
Wenn du aber gar nichts hast,
Ach, so lasse dich begraben –
Denn ein Recht zum Leben, Lump,
Haben nur die etwas haben.
HEINRICH HEINE
Es sind fünf Faktoren, die in ihrer Summe jähe politische Veränderungen hervor-
rufen – wirtschaftliche Einbrüche, Misstrauen gegenüber den Institutionen der
Gesellschaft, die Solidarisierung verschiedener Gruppen der Gesellschaft gegen
die Machthaber, eine Ideologie, die die Herrschenden wirksam herausfordert, und
letztlich die Spaltung der herrschenden Klassen selbst.1 Die Krise des Neolibera-
lismus hat dazu geführt, dass sich in Deutschland einige solcher Elemente eines
politischen Wechsels herausgebildet haben. Der tiefe Pessimismus bezogen auf
die eigenen Lebensperspektiven bei größeren Teilen der Bevölkerung, die starke
Differenz zu den Institutionen der Bundesrepublik, die vor allem als Instrumente
der Machtausübung der privilegierten Klassen gesehen werden, gehören dazu. 
Ende des Jahres 2006 waren zwei Drittel der Bevölkerung der Auffassung, dass
es in der Bundesrepublik ungerecht zugehe, ein Drittel sah sich auf der Verlierer-
seite. Erstmals waren mehr Bürgerinnen und Bürger mit der Funktionsweise der
Demokratie in Deutschland unzufrieden als zufrieden.2 Der wirtschaftliche Auf-
schwung erreicht vor allem die Bessergestellten. Fast alle fühlen sich durch die
allgemeine Unsicherheit bedroht. Die Ideologie des Neoliberalismus ist in Verruf
geraten, selbst unter den Herrschenden. Der »Weltlauf« kann gestoppt werden.
Die dafür notwendigen Bedingungen sind aber erst noch zu schaffen. 
Die Hartz-IV-Reformen brachten den Einschnitt. Wenn jetzt 440 Tsd. jener, die,
obwohl sie in Vollzeit beschäftigt haben, Arbeitslosengeld II erhalten, vielen an-
deren die berüchtigten »Mini-Jobs« zugewiesen wurden, dann wird immer mehr
Menschen klar, dass hier eine Politik gegen die Arbeitenden gemacht wird. Aus
der Resignation wurden die Bereitschaft zum Protest und die Suche nach politi-
1 Theda Skocpol: States and Social Revolutions: A Comparative Analysis of France, Russia, and China. New York
1979; Kurt Lenk: Theorien der Revolution. München 1981.
2 ARD-DeutschlandTREND November 2006 (http://www.infratest-dimap.de/download/dt0611.pdf). Gerade unter
Mitte-Links-Regierungen hat sich dagegen in anderen Ländern die Einschätzung der demokratischen Institutio-
nen deutlich verbessert.
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schen und wirtschaftlichen Alternativen. Die Bürgerinnen und Bürger kamen in
Bewegung. Ihre Unzufriedenheit hörte auf, bloß resignativ zu sein.
Dies alles sind unverzichtbare Voraussetzungen eines sozial-ökologischen und
demokratischen Richtungswechsels. Sie gehen aus dem Zerfall der Vorherrschaft
des Neoliberalismus hervor und schwächen oder negieren dessen Ansprüche. Es
ist Aufgabe der Linken, dazu beizutragen, dass auch die positiven Elemente für ei-
nen sozialen und demokratischen Richtungswechsel der Politik entstehen können
– vor allem die Schaffung breiter sozialer und politischer Bündnisse und das Be-
wusstsein von sinnvollen produktiven Alternativen zu der jetzigen Misere. Und es
muss auch darum gehen, die neoliberale Einheitsfront der herrschenden Eliten
aufzubrechen. Chancen dafür gibt es: »Denn auch das bürgerliche Lager behält in
diesem Erosionsprozess … keine strukturelle Hegemoniefähigkeit und wird zu-
nehmend inkonsistent. Wir können uns … auf einen wachsenden Widerspruch
zwischen den Imperativen einer neoliberalen Ideologie und den wirklichen …
Verhältnissen einstellen.«3
Wie unerwartet Veränderungen auftreten können, illustriert Frank Unger mit ei-
ner Darstellung des Beginns der großen Reformbewegung in den USA, dem New
Deal: »Im Jahr 1932, inmitten einer großen Wirtschaftskrise, benutzte das Land
eine demoralisierte und desorganisierte Demokratische Partei dazu, um die größte
Wende auf dem Gebiet der politischen Rolle des Staates in der amerikanischen
Geschichte herbeizuführen. Dies geschah nicht deswegen, weil die Demokrati-
sche Partei ein ideales Vehikel für diese Aufgabe war, sondern weil ein anderes In-
strument nicht zur Verfügung stand. Die Wahlen von 1932 waren viel mehr als die
Niederlage der bislang regierenden politischen Partei; sie waren durchaus so et-
was Ähnliches wie die Niederwerfung einer herrschenden Klasse. Die Demokra-
tische Partei wurde in den dreißiger Jahren das widerstrebende Instrument für eine
Revolution, die sie weder geplant noch erzeugt hatte.«4
Gegenwärtig ringen sehr unterschiedliche politische Kräfte um Mehrheiten in
der Bevölkerung der Bundesrepublik, darunter auch eine sich erneuernde soziale,
politische und geistige Linke. Mehrheiten für einen Richtungswechsel der Politik
sind nicht automatisch vorhanden, aber sie können bewusst geschaffen werden.
Viele Bürgerinnen und Bürger, viele Initiativen und soziale Bewegungen sind ak-
tiv geworden. Die Geschichte ist in Bewegung. Und auch: Geschichte muss be-
wegt werden.
Immer wieder wird die These aufgestellt, dass es in Deutschland strukturelle
Mehrheiten links von der Mitte gäbe. Dabei wird auf die Vertretung von SPD,
Grünen und PDS bzw. der Partei DIE LINKE im deutschen Bundestag seit 1998
verwiesen, die gemeinsam stets über 50 Prozent ausmachte. Diese parlamentari-
3 Joachim Bischoff: Zukunft des Finanzmarkt-Kapitalismus. Strukturen, Widersprüche, Alternativen. Hamburg
2006, S. 185.
4 E. E. Schattschneider: The Semi-Sovereign People. New York 1960, S. 86, zit. in: Frank Unger: Amerika vor ei-
nem neuen »New Deal«? In: Sozialismus, Heft 7-8/2007, S. 52.
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schen Mehrheiten sind bisher rein rechnerisch, Ihnen entspricht kein gemeinsames
Projekt für einen sozialen, ökologischen und demokratischen Richtungswechsel.
In der Bevölkerung aber wächst das Bedürfnis nach Alternativen und entsteht die
Bereitschaft, sich dafür zu engagieren. 
Parteimehrheiten sind keine gesellschaftlichen Mehrheiten und umgekehrt.
Parteien repräsentieren zwar gesellschaftliche Gruppen. Aber sie übersetzen die
Interessen und Werteeinstellungen dieser Gruppen ausgehend von starken eigenen
Zielen und Vorstellungen ins politische System. Nicht selten wird aus der »Über-
setzung« eigene Dichtung. Ein und dieselben gesellschaftlichen Gruppen können
sich zudem verschiedene »Übersetzer« suchen und verschiedene Parteienkonstel-
lationen stützen. Und vielen Parteienkonstellationen entsprechen ihrerseits über-
haupt keine stabilen Interessen- und Wertebündnisse in der Gesellschaft.
Seit dem Frühjahr 2007 werden heftige Diskussionen zu möglichen Regie-
rungskonstellationen im Jahre 2009 oder danach geführt. Dies erfolgt oft ohne
eine genauere Untersuchung der gesellschaftlichen Basis für diese oder jene Poli-
tik und konzentriert sich fast ausschließlich auf die Parteien und ihre Programma-
tik selbst. Was aber sagt »die« Gesellschaft selbst dazu? Gibt es in ihr Potentiale
für einen Richtungswechsel? Und für welchen?
Die Erfahrungen des letzten Jahrzehnts in vielen Ländern zeugen von dem span-
nungsvollen Wechselverhältnis zwischen Gesellschaft und Parteien unter den Bedin-
gungen des Finanzmarkt-Kapitalismus und Neoliberalismus. Ein Teil der Bürgerin-
nen und Bürger übt über Wahlenthaltung und Wählerwanderung immer stärkeren
Druck auf die Parteien aus, bindet sich immer weniger an ein und dieselbe Partei,
setzt seine Stimmen deutlich instrumentell ein. Die Parteibindung sank in Deutsch-
land in den Jahren von 1976 bis 2006 von 85 Prozent auf 53 Prozent. 
Aus der Position der Schwäche heraus versuchen die Bürgerinnen und Bürger
die Parteien zu disziplinieren. Sie wollen es nicht länger akzeptieren, dass gegen
sie regiert wird. Und doch wirken die meisten Parteien bisher so – ausgehend von
wirtschaftlichen, außenpolitischen und Klientelerwägungen privilegierter Einfluss-
gruppen. Mit Recht kann Oskar Lafontaine sagen: »Nur notorische Schönredner
können behaupten, bei uns würden die Angelegenheiten im Interesse der Mehrheit
gehandhabt.«5 (Vgl. auch Grafik 1)
Im Folgenden wird versucht, auf der Basis einer Reihe von empirischen Stu-
dien zu prüfen, welche gesellschaftliche Basis die verschiedenen möglichen poli-
tischen Richtungsentscheidungen in Deutschland haben.6 Dabei werden drei The-
sen begründet. 
Erstens: Während die oberen gesellschaftlichen Gruppen in eine marktliberale
und eine soziale Richtung gespalten sind, sind die unteren sozialen Gruppen ge-
meinsam stark sozial und in bestimmtem Maße auch autoritär orientiert. 
5 Oskar Lafontaine: Freiheit durch Sozialismus. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 9. Juli 2007, S. 7.
6 Hier ist nicht der Platz, die methodischen Grundlagen dieser Studie zu diskutieren. Zudem liegt auch nur ein Teil
der Daten öffentlich vor.
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Zweitens: Wer die Hegemonie über die unteren Gruppen gewinnt, ohne die Basis
in »seinem« Block in der Oberschicht zu verlieren, kann über stabile Mehrheiten
in Deutschland verfügen.  
Drittens: Auf der Basis der gesellschaftlichen Einstellungen können Mehrheiten
für gegensätzliche Richtungen der Politik geschaffen werden – für marktliberal-
autoritäre wie aber auch für die sozial-emanzipatorische Ausrichtung. Die Wider-
sprüche, mit denen eine marktliberale Politik zu kämpfen hat, sind aber größer als
die einer sozialen Politik.
Der dabei gewählte Ansatz basiert auf der Meinungsforschung. Die damit ver-
bundene Gefahr ist, Bürgerinnen und Bürger und ihre Auffassungen als passive
Objekte der Politik zu konstruieren. In der Realität aber sind die Einstellungen und
Werte, die durch die Meinungsforschung ausgemacht werden, Resultate und
gleichzeitig Ausgangspunkte aktiven Handelns und eigenständiger Kommunika-
tion. Es sind geistige Formen der Selbstverortung. Und sie sind immer ambiva-
lent. Wie sie wirken, hängt vor allem von den Möglichkeiten ab, die sich Bürge-
rinnen und Bürgern bieten. 
Zur methodischen Klarstellung die folgende Anmerkung: Die nachstehenden
Grafiken zu den politischen Milieus differenzieren diese nach ihren Einstellungen
entlang dem Verhältnis zur ökonomisch-sozialen bzw. zur politischen Ordnung.
Die verschiedenen politischen Milieus haben unterschiedliche Auffassungen mit
Blick darauf, was ihnen und der Gesellschaft insgesamt dient: Ist es eher die un-
gehinderte Freisetzung der Marktkräfte oder ist es der Staat/die Gemeinschaft. Es
ist der Konflikt zwischen der Orientierung auf Marktfreiheit bzw. auf soziale Ge-
rechtigkeit, kurz: die sozial-ökonomische Konfliktlinie. Gleichzeitig gibt es Grup-
Grafik 1: »Wird das Land entsprechend dem Willen des Volkes regiert?«
Ja-Antworten in Prozent (www.voice-of-the-people.net)
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pen, die sich für oder gegen eine weitere Demokratisierung der Gesellschaft, die
Gleichberechtigung der Geschlechter, den Umweltschutzes sowie Toleranz aus-
sprechen, weil sie darin eher Chancen oder Bedrohungen für sich und die Gesell-
schaft sehen. Hier stehen die libertären den autoritären und oft nationalistischen
Orientierungen gegenüber. Es ist die politisch-kulturelle Konfliktlinie.
Oben gespalten – unten vereint 
Ganz anders als zumeist vermutet wird: Die Gesellschaft ist, betrachtet man we-
sentliche Einstellungen zu Wirtschaft und Politik, im oberen Drittel gespalten und
unten geeint. Dies ist eines der Resultate der Studie »Gesellschaft im Reformpro-
zess», durchgeführt durch Infratest Sozialforschung Berlin im Auftrag der Frie-
drich-Ebert-Stiftung. Es wurden auf der Basis qualitativer Interviews und quanti-
fizierter Befragungen Aussagen über neun politische Milieus in Deutschland
getroffen, die im Folgenden mit Bezug auf ihre soziale Stellung sehr kurz vorge-
stellt werden sollen7 (Tabelle 1). Dabei sei hier vorausgeschickt, dass es sich im-
mer um empirisch gestützte Konstruktionen handelt, die zudem für die Schärfung
der Argumentation mit einer bestimmten zusätzlichen Vereinfachung gehandhabt
werden. Es geht um die Aufdeckung von Zusammenhängen, die als generelle Ten-
denz, nicht aber im Einzelfall wirken.
Vier dieser Milieus werden einer sehr weit gefassten oberen Mittelschicht (45 Pro-
zent der Bevölkerung), zwei der unteren Mittelschicht der Gesellschaft (29 Prozent)
und drei dem unteren Teil zugeordnet. Kriterium scheint vor allem die Frage zu sein,
inwieweit die jeweilige Gruppe durch Bildung, Arbeit, Einkommen, Beziehungen
usw. relativ resistent gegenüber einem unmittelbar drohenden Abstieg ist (obere Mit-
telschicht), sich gefährdet sieht (Mitte) bzw. ohne realistische Aufstiegschance unten
befindet. Die im Jahr 2006 erhobenen Daten geben einen relativ präzisen Eindruck
von aktuellen Einstellungen wichtiger politisch-sozialer Gruppen in der Bevölkerung
der Bundesrepublik. Was fehlt, sind die kleinen, aber ungeheuer einflussreichen
Gruppen der herrschenden Eliten in Wirtschaft, Politik, Recht, Kultur und Sicher-
heitsapparaten. Sie machen das eigentliche, das die Gesellschaft kontrollierende
Oben aus.8 Im Folgenden wird deshalb für diese Gruppen der Terminus »obere Mit-
telschichten« benutzt, denn es handelt sich in der Realität um sozial relativ gut ge-
stellte Schichten, die keinesfalls zu den Herrschenden im engeren Sinne, sondern
höchstens zu den Funktionsträgern des Kapitalismus im Allgemeinen gehören. Für
das mittlere Drittel wird der Terminus »untere Mittelschichten« verwandt.
7 Vgl. ausführlicher dazu in: Gero Neugebauer: Politische Milieus in Deutschland. Die Studie der Friedrich-Ebert-
Stiftung. Bonn 2007, S. 70 ff. sowie: Rita Müller-Hilmer: Gesellschaft im Reformprozess. Friedrich-Ebert-Stiftung
2006 (http://www.fes.de/inhalt/Dokumente/061017_Gesellschaft_im_Reformprozess_komplett.pdf, S. 20 ff.).
8 Hans Jürgen Krysmanski: Hirten & Wölfe. Wie Geld- und Machteliten sich die Welt aneignen oder: Einladung
zum Power Structure Research. Münster 2004.
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Tabelle 1: Politische Milieus in Deutschland (nach sozialen Kriterien und mit Angabe 
ihres Anteils an der Gesamtbevölkerung)9
Obere Mittelschichten 
Leistungsindividualisten 11 % 
hoher gesellschaftlicher Status, hohe Qualifikation, oft Führungsfunktionen in privater
Wirtschaft, viele Selbständige, hoher Männeranteil starke berufliche Selbstbestimmung,
hohes Einkommen, oft private Altersvorsorge materielle Orientierung, Streben nach Frei-
heit und Unabhängigkeit, Leistungsorientierung und Abgrenzung von solidarischen und
traditionellen Werten
Etablierte Leistungsträger 15 % 
gehobener gesellschaftlicher Status, viele Facharbeiter, Vorarbeiter, Meister gute finanzi-
elle Situation, weitgehende berufliche Selbstbestimmung, berufliche Zufriedenheit, materi-
elle Orientierung, hohe Zufriedenheit, starke Leistungsorientierung; Gegner staatlicher
Eingriffe, kaum Ausrichtung an solidarischen Werten
Kritische Bildungseliten 9 % 
höchster gesellschaftlicher Status und Bildung, oft in Dienstleistungsberufen, höchstes
Haushaltsnettoeinkommen, starke berufliche Selbstbestimmung und Mobilitätoffen für ge-
sellschaftliche Veränderung, wollen offene tolerante und insbesondere solidarische Gesell-
schaft, setzen auf einen vorsorgenden und regulierenden Staat
Engagiertes Bürgertum 10 % 
hoher gesellschaftlicher Status, hohe Bildung, viele Angestellte im Öffentlichen Dienst und
in soziokulturellen Berufen hohes Einkommen, hohe Zufriedenheit und Sicherheit offen für
Veränderung, wollen offene und vor allem solidarische Gesellschaft, wollen vorsorgenden
Staat und verurteilen Sozialmissbrauch, teilweise stark religiös orientiert
9 Status bezieht sich auf die familiäre Herkunft. So wird deutlich, dass die Mitglieder der »kritischen Bildungs-
elite« weitgehend aus Familien mit abgeschlossener Hochschulbildung kommen und gut verdienen.
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Untere Mittelschichten 
Zufriedene Aufsteiger 13 % 
mittlerer gesellschaftlicher Status, aus einfachen Verhältnissen aufgestiegen höchste beruf-
liche Zufriedenheit, viel Eigeninitiative im Beruf geringfügig überdurchschnittliches Ein-
kommen und hohe finanzielle Zufriedenheit, sehen sich auf der Gewinnerseite für freies
Spiel der Marktkräfte und zugleich Erwartung eines Maximums an staatlichen Transfers,
zugleich leistungsbezogen und solidarisch
Bedrohte Arbeitnehmermitte 16 %
mittlerer gesellschaftlicher Status, einfache bis mittlere Schulbildung, Facharbeiter und
einfache Angestellte geringere berufliche Gestaltungsspielräume und traditionelles Ar-
beitsverständnis (Lohn, Sicherheit, geregelte Arbeitszeiten) leicht unterdurchschnittliches
Einkommen, hohe Verunsicherung wünschen sich regulierenden Staat, der umfassende so-
ziale Absicherung garantiert, reagieren auf Verunsicherung stark mit autoritär-ethnozentri-
stischen Vorstellungen
Untere Schichten
Selbstgenügsame Traditionalisten 11 %
eher niedriger Status, oft aus Unterschichten, zumeist einfache Schulbildung, viele Rent-
ner, viele Frauen geringe Ansprüche an Arbeit und geringe Zufriedenheit weit unterdurch-
schnittliches Einkommen, stark verunsichert wollen dem Gemeinwohl verpflichteten Staat,
verurteilen Sozialmissbrauch, häufig autoritär-ethnozentristische Einstellungen
Autoritätsorientierte Geringqualifizierte 7 % 
eher niedriger Status, oft Aufstieg »im kleinen« erreicht, viele Rentner und Frauen, oft ein-
fache Arbeitstätigkeit, ungelernt, häufig mit Arbeitslosigkeit konfrontiert, relative berufli-
che Zufriedenheit weit unterdurchschnittliches Einkommen, oft von staatlichen Transfers
abhängig, Angst vor Verlust ihres bescheidenen Wohlstands Leben wird als Kampf emp-
funden, starke Verunsicherung und Überforderung durch Gesellschaft, Autoritätsfixierung
und Abschottung, starke autoritär-ethnozentristische Einstellung, sehen Polarisierung in
Arm und Reich 
Abgehängtes Prekariat 8 %
niedriger gesellschaftlicher Status, häufige Abstiegserfahrung, höchster Arbeitslosenanteil,
im Osten Deutschlands 25 Prozent der Bevölkerung oft einfache und mittlere Arbeitstätig-
keit, starke Unsicherheit und Unzufriedenheit größte finanzielle Unsicherheit, oft ver-
schuldet, große Zukunftssorgen fühlen sich im Abseits und als Verlierer, geringe Selbstbe-
stimmung wünschen sich gemeinwohlorientierte Gesellschaft und regulierenden Staat,
reagieren mit ausgeprägtem Ethnozentrismus auf Verunsicherung
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Tabelle 2: Anhängerschaft von Parteien in den politischen Milieus (berechnet als Anteil an
den Wahlberechtigten insgesamt; vgl. Gero Neugebauer: Politische Milieus in Deutschland.
A. a. O., S. 103) Juni 2006 (fehlende Werte zu 100: »sonstige Parteien« und »weiß nicht»)
Politische Milieu Anteil CDU/CSU FDP SPD Grüne Linkspartei Rechtsextr. Nicht-
in % wähler
(1) Leistungs-
individualisten 11 3,85 0,99 2,64 0,55 0,66 0,33 1,32
(2) Etablierte 
Leistungsträger 15 7,2 0,9 3,0 0,45 0,3 0,15 1,20
»neoliberale Elite«
(1 und 2) 26 11,05 1,89 5,64 1 0,96 0,48 2,52
(3) Kritische 
Bildungseliten 9 0,9 0,27 2,07 2,52 1,8 0 0,81
(4) Engagiertes 
Bürgertum 10 2,7 0,2 3,0 1,6 0,9 0 0,6
»sozial-libertäre 
Elite»(3 und 4) 19 3,6 0,47 5,07 4,12 2,7 0 1,41
Oberes Drittel der
Gesellschaft insgesamt 45 14,65 2,36 10,71 5,12 3,66 0,48 3,93
(5) Zufriedene 
Aufsteiger 13 5,72 0,39 3,12 0,65 0,91 0,13 1,04
(6) Bedrohte 
Arbeitnehmermitte 16 4,48 0,48 4,16 0,64 2,56 0,16 2,08
Mittleres Drittel 
der Gesellschaft 29 10,2 0,87 7,28 1,29 3,47 0,29 3,12
(7) Selbstgenügsame 
Traditionalisten 11 3,85 0,22 2,75 0,44 0,66 0,11 1,32
(8) Autoritätsorientierte 
Geringqualifizierte 7 2,17 0,28 1,96 0 0,49 0,14 0,91
(9) Abgehängtes 
Prekariat 8 1,12 0,32 1,04 0,24 2,24 0,64 1,44
Unteres Drittel 
der Gesellschaft 26 7,14 0,82 5,75 0,68 3,39 0,89 3,67
Parteienzustimmung 
in % der
Wahlberechtigten 100 31,99 4,05 23,74 7,07 10,42 1,66 10,72
10 So sind zum Beispiel elf Prozent der wahlberechtigten Bevölkerung nach dieser Studie »Leistungsindividuali-
sten«, und 3,85 Prozent der wahlberechtigten Bevölkerung sind zugleich »Leistungsindividualisten« und gaben
an, die CDU zu wählen, 0.99 Prozent sind gleichzeitig »Leistungsindividualisten« und wählen FDP etc.
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Wie diese Darstellung zeigt, gehören Mitglieder ein und derselben soziale
Klasse unterschiedlichen Milieus an. Milieus, so Elmar Altvater, zeugen von der
Teilbarkeit der Klassen. Zum anderen werden die gleichen Parteien durch An-
gehörige verschiedener politischer Milieus gewählt und gleiche Milieus beziehen
sich auf unterschiedliche Parteien – wenn auch mit relativ klar erkennbaren
Schwerpunkten (Tabelle 2). 
Nur drei der fünf im Bundestag vertretenen Parteien sind in allen drei großen
Gruppen der Gesellschaft (obere Mittelschichten, Mitte, Unten) verankert – die
CDU/CSU, die SPD und die Partei DIE LINKE. Die Nichtwählerinnen und
wähler sind gleichfalls Volkspartei – »Volkspartei der Wahlenthaltung«. Gerade
die Tatsache, dass die Partei DIE LINKE zumindest potentiell eine Volkspartei
ist, macht sie weit über die Grünen hinaus zu einer ernsthaften Konkurrentin
der SPD. 
Die klassischen Volksparteien, die CDU/CSU und die SPD, waren bei der Be-
fragung der Studie von Infratest mit jeweils 46 bzw. 45 Prozent in den oberen so-
zialen Gruppen vertreten. Dies entspricht mehr oder minder exakt deren Anteil an
der Gesamtbevölkerung (45 Prozent). Auch in den anderen Großgruppen hielten
sie Anteile, die deren Größe an der Gesamtbevölkerung weitgehend entsprechen. 
Die Wählerinnen und Wähler rechtsextremer Parteien sind in den unteren so-
zialen Schichten deutlich überrepräsentiert (daher kommen fast 55 Prozent ihrer
zumeist männlichen Wähler). Die Partei DIE LINKE lag in absoluten Zahlen aber
auch in dieser Gruppe deutlich vor den Rechtsextremen (mehr als das 3,5fache der
Anhänger) und war zugleich neben diesen (und der Gruppe der Nichtwähler) die
einzige Partei, die im sozialen Unten deutlich überrepräsentiert war (32 Prozent
ihrer Parteianhänger).
Während CDU/CSU sowie SPD also relativ gleichmäßig in allen Etagen der
auseinanderfallenden Gesellschaft vertreten sind, stellen die Anhänger von FDP
und Grünen mehrheitlich Bewohner der oberen Etagen. Die FDP erhält fast 60
Prozent ihrer Wählerzustimmung aus den oberen Schichten, bei den Grünen sind
es sogar über 72 Prozent! Die Anhänger der Partei DIE LINKE und die Nicht-
wähler sind gleichfalls in allen Etagen vertreten, auch wenn ihr Anteil in den un-
teren Räumen etwas höher ist als im Durchschnitt der Bevölkerung. 
Die oberen Mittelschichten
Aus der Tatsache, dass viele Wählerinnen und Wähler von CDU/CSU und SPD
bzw. FDP und Grünen aus den oberen Mittelschichten (im Sinne relativ gut situ-
ierter Schichten) kommen, kann man nun aber gerade nicht ableiten, dass die
Wählerschaften der jeweiligen Parteien identische Einstellungen besäßen. Oben
ist eben nicht gleich Oben. Es gibt wesentliche Spaltungen bei den Einstellungen
zu Markt und Staat, zu Freiheitsrechten und Toleranz. Diese Spaltungen sind
durch die gegensätzlichen sozialen und kulturellen Verankerungen der oberen
Gruppen der Gesellschaft bedingt.
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Die Grafik 2 weist nach, dass die oberen Mittelschichten der Gesellschaft ge-
spalten sind. Es gibt zum einen die marktwirtschaftlich orientierte und gemäßigt au-
toritäre Gruppe und es gibt zum anderen die sozial-libertäre Gruppe. Die markt-
wirtschaftlich orientierte und gemäßigt autoritäre Gruppe besteht aus den Milieus
der Leistungsindividualisten und der etablierten Leistungsträgern. Ihr Gesamtanteil
an der (wahlberechtigten) Bevölkerung beträgt rd. 26 Prozent. Die sozial-libertäre
Gruppe setzt sich aus den kritischen Bildungseliten und dem engagierten Bürgertum
zusammen. Sie hat einen Anteil von rd. 19 Prozent aller Bürgerinnen und Bürger. 
11 Auch dies gilt, so sei noch einmal betont, nur der Tendenz nach. Es geht nur darum, wo die Mehrheiten der je-















Die marktwirtschaftlich orientierte, gemäßigt autoritäre Gruppe ist stärker im Be-
reich der privaten Wirtschaft, unter den Selbständigen, den Leitungs- und Füh-
rungskräften von Unternehmen verankert. Die Angehörigen der sozial-libertären
Gruppe sind vor allem im Dienstleistungsbereich, dem Öffentlichen Dienst und
den soziokulturellen Bereichen tätig.11 Die Mitglieder der kritischen Bildungseli-
ten sind oftmals Beamte, Akademiker, viele sind Schülerinnen und Schüler sowie
Studentinnen und Studenten. Das engagierte Bürgertum stellt viele qualifizierte
Angestellte und Beamte im gehobenen Dienst und in höherer Laufbahn. Die kri-
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Grafik 2: Werteeinstellungen in den oberen Mittelschichten
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tischen Bildungseliten und die Leistungsindividualisten stellen oftmals auch die
jüngeren Gruppen der sozial-libertären und der neoliberalen Oberschichten dar,
bilden deren Nachwuchs12.
Die marktwirtschaftlich orientierte Gruppe und die sozial-libertäre Gruppe
haben ihre Schwerpunkte in zwei unterschiedlichen Sektoren der Gesellschaft.
Erstere sind vor allem im privaten Bereich, letztere vor allem im öffentlichen Be-
reich der Gesellschaft tätig. Diese voneinander abweichende soziale und kulturelle
Verankerung der beiden Gruppen hat grundlegende Folgen. Die gegensätzlichen
Einstellungen der beiden Gruppen resultieren aus grundsätzlich verschiedenen Er-
fahrungen, die sie täglich machen. Ihre Interessen sehen die einen vor allem durch
eine wettbewerbsorientierte Wirtschaft, die anderen mehrheitlich durch einen
funktionsfähigen öffentlichen Sektor gewahrt.
Die privaten und öffentlichen Sektoren sind von ihrer Logik und in ihren Re-
produktionsinteressen völlig unterschiedlich. Der marktwirtschaftliche Sektor un-
terliegt vor allem der Verwertungslogik, prämiert in seinen oberen Etagen primär
individuelle Leistung und oft aggressives Durchsetzungsvermögen. Diesen Grup-
pen erscheint die Gesellschaft als völlig durchlässig von unten nach oben – wenn
die Einzelnen nur die dafür notwendigen Erfolge erbringen würden. Der Markter-
folg ist das entscheidende Kriterium. Die oft überdurchschnittlich hohe finanzielle
und berufliche Anerkennung wird als (leistungs-)gerecht angesehen. Die An-
gehörigen dieser Gruppen sind sehr häufig am Gewinn ihrer Unternehmen betei-
ligt oder erhalten leistungsorientierte Prämien. Es wird vor allem ein betriebs-
wirtschaftlicher und kurz- bis mittelfristiger Blick auf die Gesellschaft geworfen.
Der Staat erscheint – zumindest mit Blick auf die Wirtschaft – als ineffizienter und
kostenaufwendiger Störfaktor. Eine autoritäre Einzelleitung nach betriebswirt-
schaftlichen Gesichtspunkten wird als angemessen betrachtet.
Der öffentliche Sektor funktioniert anders. Auch er vermittelt die Dominanz
der Kapitalverwertung und damit Herrschaft. Die Funktion der öffentlichen Sek-
toren besteht vor allem darin, den (kapitalistisch geprägten) gesellschaftlichen
Gesamtzusammenhang herzustellen und jene Güter bereitzustellen, von denen
langfristig die Entwicklung der Gesellschaft abhängig ist: Bildung, Kultur, Ge-
sundheit, Umwelt, Sicherheit. In diesem Sektor sind auch die gehobenen Mittel-
schichten oft mit Problemen konfrontiert, die sich jeder betriebswirtschaftlichen
Rationalität entziehen. Es sind Probleme, die aus den Krisen der Reproduktion,
der Integration, der Legitimation und der Sicherheit der Gesellschaft entstehen.
Der Kapitalismus hat hier ein anderes Gesicht.
Der eigene Erfolg jener, die im öffentlichen Sektor tätig sind, misst sich vor al-
lem an dem Beitrag zur langfristigen Funktionssicherung dieser öffentlichen
Dienste. Es ist ein Erfolg, der nicht marktwirtschaftlich bestimmt werden kann.
Führung ist hier Verbindung von Herrschaft und demokratischer Vermittlung ge-
12 Vgl.: Rita Müller-Hilmer: Gesellschaft im Reformprozess. A. a. O., S. 89.
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gensätzlicher Interessen auf der Basis einer breiten Partizipation. In diesen Berei-
chen erfolgt eine »Verdichtung von Kräfteverhältnissen«13. Sie sind Terrain sozia-
ler Kämpfe und Konflikte unter besonderer Berücksichtigung demokratischer Le-
gitimation und Interessenausgleich.
Leistung wird im privaten und öffentlichen Sektor je anders bewertet und an-
ders anerkannt. Sozialökonomische Interessen und durch Studium und Berufs-
erfahrung erworbene oder in diese mitgebrachte Werte weisen in die gleiche Rich-
tung. Die Einstellungen der Milieus weisen auseinander, weil ihre Lebenswirk-
lichkeiten gegensätzlich »ticken».
Wie unterschiedlich die genannten Milieus eingestellt sind, wird deutlich, wenn
man ihr Verhältnis zu staatlichen Eingriffen in die Wirtschaft (»Der Staat soll der
Wirtschaft Vorgaben machen und auf deren Einhaltung dringen.«) bzw. zu einer au-
toritären Führung (»Um unsere Probleme im Land zu lösen, ist eine starke politische
Führung wichtiger als demokratische Beteiligung der Bürger.«) befragt. Die Spal-
tung ist ganz offensichtlich und auf Grundfragen der Gesellschaftspolitik bezogen
(Grafik 3). Je stärker die Forderung nach staatlicher Intervention, umso stärker auch
die Forderung nach demokratischer Partizipation. Je härter die Freiheit der Märkte
gefordert wird, umso autoritärer auch letztlich die Einstellungen. Während die so-
zial-libertären Gruppen dem Leitbild einer sozialen Demokratie (vor allem das eta-
blierte Bürgertum) oder des demokratischen Sozialismus (vor allem die kritischen
13 Nicos Poulantzas: Staatstheorie. Politischer Überbau, Ideologie, Autoritärer Etatismus. Hamburg 2002. S. 159.
Grafik 3: Einstellungen in den oberen Mittelschichten
(Gero Neugebauer: Politische Milieus in Deutschland. A. a. O., S. 88, 90)
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Bildungseliten) folgen, sind die marktorientierten Kräfte einem liberalen Leitbild
mit mehr oder minder starken autoritären Elementen verpflichtet.
Tabelle 2 hatte deutlich gemacht, dass CDU und FDP einerseits und Grüne und
SPD andererseits in jeweils anderen Gruppen der oberen Mitte der Gesellschaft
verankert sind. 
Die untere Mitte der Gesellschaft 
Auch die untere Mitte der Gesellschaft ist gespalten, aber auf andere Weise. Die
beiden Gruppen, die die oben genannte Studie in der Mitte ausmacht, verorten
sich entlang der sozial-ökonomischen wie auch der politisch-kulturellen Konflikt-
linie in völlig unterschiedlichen Bereichen. 
Die zufriedenen Aufsteiger nehmen eine ungewöhnliche Position ein. Sie sind
zugleich eher marktwirtschaftlich und eher libertär, wenn auch nicht so markt-
wirtschaftlich wie die neoliberalen Teile der Oberschicht und auch nicht so liber-
tär wie die kritischen Bildungseliten oder das engagierte Bürgertum eingestellt. Zu
den zufriedenen Aufsteigern gehören hochqualifizierte Angestellte bzw. Personen
mit Führungsaufgaben, viele »Landwirte und kleine Selbständige, aber auch an-
gelernte Arbeiter«14, die »es geschafft haben«. Viele von ihnen sind direkt am Un-
14 Gero Neugebauer: Politische Milieus in Deutschland. A. a. O., S. 76 f.
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ternehmensgewinn beteiligt. Aus ihren Aufstiegserfahrungen heraus wünschen sie
sich eine Gesellschaft, die Leistung honoriert und fördert. Aber sie wissen auch,
dass das nicht von allein kommt: Sie erwarten Unterstützung durch staatliche Lei-
stungen und staatliche Förderung, um es schaffen zu können. Sie sind zur Über-
nahme sozialer Verantwortung bereit und setzen auf persönliche Weiterentwick-
lung. Ein gutes Leben misst sich für sie sowohl an materieller Anerkennung als
auch an Demokratie und Toleranz. Es gibt unter ihnen einen überdurchschnittlich
hohen Anteil an kleinen Selbständigen.
Die bedrohte Arbeitnehmermitte dagegen gehört vor allem der Kerngruppe der
Industriearbeiterschaft an, die im Zentrum des »Modells Deutschland« stand und
sich nun gefährdet sieht. Es ist die frühere SPD-Stammwählerschaft. Sie sieht sich
von dieser Partei und vom Staat überhaupt allein gelassen. Nicht Aufstiegs-
hoffnungen, sondern Abstiegsängste prägen sie. Sie setzen nicht auf den freien
Wettbewerb, sondern auf die gesellschaftliche Absicherung. Sie verlangen deshalb
sozialen (und auch nationalen) Schutz. In der Standortkonkurrenz und der Ver-
wandlung des Sozialstaats in einen Wettbewerbsstaat sehen sie eine unmittelbare
Bedrohung. 
Wie bei den oberen Mittelschichten ist die Spaltung dieser unteren Mitte der
Gesellschaft sozial-ökonomisch und durch direkte persönliche Berufserfahrungen
bedingt. Beide Gruppen, die zufriedenen Aufsteiger wie die bedrohte Arbeitneh-
mermitte, sind in Sektoren oder Funktionsbereichen mit unterschiedlichen Logi-
ken zentriert. Sie sind in je anderer Weise in die gesellschaftliche Arbeitsteilung
integriert und auf je andere Weise mit Märkten und dem Staat konfrontiert. Auch
sie haben deutlich unterschiedliche Einstellungen zum Verhältnis von Staat und
Wirtschaft sowie von Führung und Demokratie (Grafik 4). Aber anders als bei den
oberen Gruppen geht insbesondere bei der bedrohten Arbeitnehmermitte die Be-
fürwortung staatlicher Eingriffe in die Wirtschaft mit der Befürwortung von auto-
ritärer Führung teilweise Hand in Hand. Zustimmung und Ablehnung halten sich
bei der bedrohten Arbeitnehmermitte die Waage.
Das Unten der Gesellschaft 
Nach dem Zweiten Weltkrieg ähnelte die Bundesrepublik einer Fahrstuhlgemein-
schaft, in der alle nach oben fuhren – auch die, die sich auf dem immer besser ge-
polsterten Boden dieses Fahrstuhls einrichten mussten. Mit der neoliberalen
Wende wurde dem Fahrstuhl dieser Boden ausgeschlagen. Befreit vom »Ballast«
können die oberen Gruppen nun schneller aufwärts steigen. Wer über hinreichend
soziales, wirtschaftliches und kulturelles Kapital verfügt, krallt sich mit aller
Macht an den immer schwächeren Halteriemen fest. Die Angst kettet die Mitte an
diese Politik. Der schwächere Rest der Gesellschaft aber fällt. 
Anders ausgedrückt: »In den letzten Jahren haben sich die unteren und mittle-
ren Lagen zunehmend voneinander entkoppelt. Spätestens wenn ihre Kinder in
das schulpflichtige Alter kommen, ziehen diejenigen, die es sich leisten können,
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aus den Problemvierteln weg … Zurückgelassen wird eine sozial homogene Un-
terschicht ohne Selbstbewusstsein, ohne Vernetzungskompetenzen, ohne soziales
Kapital.«15 Und dies trifft vor allem die neu heranwachsenden Generationen: »Zu-
kunftsangst, Spannungen in der Familie, Misserfolge in der Schule, Arbeitslosig-
keit, Gewaltbereitschaft, Gesundheit(sprobleme – M. B.), Fehlen sozialer Kon-
takte, Vorurteile gegenüber Minderheiten – alle diese Indikatoren sind in den
schlechter gestellten Jugendlichengruppen weit stärker ausgeprägt.«16
Im Unten der Gesellschaft werden bei den Studien der Friedrich-Ebert-Stiftung
drei Gruppen ausgemacht (Grafik 6).17 Dies ist zum einen die »aussterbende«
Schicht der »selbstgenügsamen Traditionalisten«, viele schon berentet, zumeist
mit einfacher Schulbildung und oft als ungelernte oder angelernte Arbeiter tätig
(gewesen). Viele sind aktive Kirchgänger. Der Frauenanteil ist überdurchschnitt-
lich. Sozialmissbrauch wird verurteilt, zugleich aber gefordert, dass der Staat im
Interesse des Gemeinwohls regulierend eingreifen solle.
Unter den »autoritätsorientierten Geringqualifizierten« sind besonders viele
ungelernte Arbeiter. Auch von ihnen sind viele schon Rentner. Ihr Einkommen ist
weit unterdurchschnittlich. Sie empfinden ihr Leben oft als Kampf, viele von ih-
nen sind religiös gebunden. Sie sind noch dem Leistungsideal verpflichtet und
reagieren auf ihre Statusbedrohung zugleich durch Anrufung des Staats als Ord-
nungsmacht, verlangen Schutz vor Ausländern und treten für staatliche Regulation
15 Matthias Micus, Franz Walter: Integration durch Separation. In: Blätter für deutsche und internationale Politik,
Heft 1/2007, S. 91.
16 Klaus Bullan: Jugend 2006 – Damoklesschwert Unsicherheit. Zur 15. Shell-Jugendstudie. In: Sozialismus, Heft
12/2006, S. 22.
17 Vgl. Gero Neugebauer: Politische Milieus in Deutschland. A. a. O., S. 79 ff.
Grafik 5: Einstellungen der unteren Mittelschichten
(Gero Neugebauer: Politische Milieus in Deutschland. A. a. O., S. 88, 90)
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und Vorsorge ein. Sie nehmen eine Spaltung der Gesellschaft in Arme und Reiche
besonders drastisch wahr. Obwohl sie eher CDU wählen, halten sie Sozialismus
für eine gute Idee.18
In Bezug auf Prekarisierung hat sich Ostdeutschland tatsächlich als Avantgarde
erwiesen. Während in Westdeutschland nur vier Prozent der Bevölkerung dem
»abgehängten Prekariat« oder dem neuen »Subproletariat« angehört, sind es in
Ostdeutschland fünfundzwanzig Prozent. Viele Menschen haben dramatische Ab-
stiegserfahrungen machen müssen, darunter viele Facharbeiter und einfache An-
gestellte. Zwei Drittel war bereits arbeitslos. Die Prekarität der persönlichen Le-
benssituation korrespondiert mit der Erfahrung, Verlierer der Reformen (und der
deutschen Einheit) zu sein. Sie erwarten vom Staat, dass er eine gemeinwohlori-
entierte Gesellschaft verwirklicht und stark regulierend eingreift, um für soziale
Absicherung und wirkliche Chancengleichheit zu sorgen. Sie bewerten die Idee
des Sozialismus eher positiv und sehen sich zugleich von der Wirkungsweise der
heutigen Demokratie enttäuscht. Sie suchen nach parteipolitischen Alternativen
und haben sich weit überproportional der Linkspartei zugewandt.
Wer die Lebenswirklichkeit des Unten kennenlernen will, muss sich den Sek-
tor für wenig qualifizierte Dienstleistungen ansehen. Allein im Bereich der priva-
18 Vgl. ebenda, S. 82.
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ten Haushaltshilfe sind in Deutschland rd. zwei Millionen Menschen, davon
95 Prozent ohne legalen Arbeitsvertrag, beschäftigt.19 Wenn eine Frau nach 38 Ar-
beitsjahren nur 350 Euro Rente bezieht, hat sie allen Grund zu arbeiten und noch
mehr Grund, diese nicht zu versteuern. Und Hartz IV macht auch vor dem Gesetz
ungleich.20
Es sind die Unterschichten, die mehr als die anderen gesellschaftlichen Grup-
pen nach Werteeinstellungen und Erwartungen an Staat und Gesellschaft vereint
sind (Grafik 7). Und sie sehen sich dabei in großer Gemeinschaftlichkeit mit der
bedrohten Arbeitnehmermitte. Von unten und aus dem Blickwinkel vom Abstieg
bedrohter Gruppen sieht die Gesellschaft viel einheitlicher aus als von oben –
nämlich ungerecht, undurchlässig für den Aufstieg, wenig demokratisch, bedroht
von außen und durch »andere«, gespalten in Arme und Reiche. Abstiegsängste
und Orientierungslosigkeit bringen Menschenfeindlichkeit gegenüber anderen
Gruppen hervor.21 Vor allem vom Staat wird die Lösung erwartet, die aus eigener
Kraft oder durch »die Wirtschaft« kaum oder nicht möglich scheint. Die Unter-
stützung für autoritäre Politikformen ist moderat bis stark.
19 Claudia Gather: Putzen für die Mittelschichten. In: Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte, Heft 9/2006, S. 26.
20 Martin Staiger: Hartz IV oder Ungleich vor dem Gesetz. In: Blätter für deutsche und internationale Politik, Heft
10/2006, S. 1165 ff.
21 »Die Abwertung (anderer – M. B.) schwacher Gruppen scheint für orientierungslose Personen die Funktion ei-
ner vermeintlichen Wiederherstellung von Handlungssicherheit über die undifferenzierte Einteilung in ›Gut‹ und
›Böse‹ und ›Richtig‹ und ›Falsch‹ zu haben …« Sandra Hüpping, Wilhelm Heitmeyer: Gesellschaftliche Krisen,
soziale Desintegration und die Veränderung des sozialen Klimas. In: Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte, Heft
12/2006, S. 40 f.
Grafik 7: Einstellungen der unteren gesellschatliochen Gruppen 
(Gero Neugebauer: Politische Milieus in Deutschland. A. a. O., S. 88, 90)
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Wie Gero Neugebauer zusammenfasst: »Der Aussage ›Die Veränderungen, die
derzeit in unserer Gesellschaft stattfinden, machen mir Angst‹ stimmen zwei Drit-
tel der Befragten zu. Die entsprechende Zustimmung in den politischen Milieus
des unteren gesellschaftlichen Drittels liegt über 70 Prozent, die der politischen
Milieus des mittleren Drittels macht über 60 Prozent aus und bei den Milieus des
oberen Drittels beträgt sie über 50 Prozent.«22 Die Gesellschaftssicht und auch der
Blick auf die Zukunft tragen – nicht unerwartet – Klassencharakter. 
Aber: Die oberen Mittelschichten sehen die Gesellschaft und ihre Zukunft im
Unterschied zu denen unten gespalten. Durch ihre Verankerung in jeweils unter-
schiedlichen Sektoren der Gesellschaft, dem öffentlichen bzw. dem marktwirt-
schaftlich, ist diese Spaltung auch nicht leicht zu überwinden. Diese Spaltung der
oberen Mittelschichten ist eine Chance, die Interessen jener, die in der Gesell-
schaft eher unten sind, zur Geltung zu bringen. 
Ein neuer Herrschaftsvertrag und seine Schwächen
Welches sind die Chancen, Mehrheiten für eine sozial orientierte Politik gegen-
über einer marktliberalen Politik zu gewinnen? Beide politische Ausrichtungen
haben eine Basis in den oberen Gruppen der Gesellschaft. Dies bedeutet auch:
Mehrheiten müssen unten gewonnen werden! Komplizierter formuliert: Die Ver-
treter jener politischen Richtung, die die Hegemonie über die unteren Gruppen der
Gesellschaft gewinnen, ohne dabei die Basis in »ihrem« Block in der Oberschicht
zu verlieren, können über stabile Mehrheiten für Richtungsentscheidungen in
Deutschland verfügen. Mit diesem Ziel haben die herrschenden Parteien seit ihrer
Wahlniederlage von 2005 Angebote für eine veränderte Gestaltung des Finanz-
marktkapitalismus entwickelt. Im Zentrum dieser Angebote steht ein neuer Ge-
sellschaftsvertrag.
Anders als der Slogan von der »neuen« oder der »solidarischen« Mitte impli-
ziert, gibt es diese »Mitte« als mehrheitsfähige Gruppe nicht. Mehrheiten müssen
politisch aktiv hergestellt werden. Welche Formationen könnten sie in Deutsch-
land bilden? 
Wie Grafik 8 verdeutlich, können Mehrheiten in Deutschland auf drei Wegen
erreicht werden. Erstens kann es zu einem Bündnis der oberen Mittelschichten
kommen, bei der sich die marktliberalen und sozial-libertären Gruppen zusam-
menschließen. Das neoliberale Projekt selbst begann vor allem mit dem Übergang
von der Hegemonie der sozial-libertären Eliten der späten sechziger und frühen
siebziger Jahre zu eher marktliberal und autoritär orientierten Eliten der achtziger
und neunziger Jahre. Die Mutation der SPD von Willy Brandt über Helmut
Schmidt zum Basta-Kanzler der Agenda 2010, Gerhard Schröder, ist wohl deut-
lichster Ausdruck dieses Hegemoniewechsels. 
22 Ebenda, S. 84.
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Auf dieser Basis entschieden sich alle Parteien im Bundestag mit Ausnahme der
PDS in den späten neunziger Jahren für eine Politik von weniger Solidarität, we-
niger Grundsicherung und weniger sozialer Integration. Sie votierten für mehr
Markt, Wettbewerb, Privatisierung und Umverteilung nach oben. Wie Franz Wal-
ter süffisant bemerkte: »Eine solche Einstimmigkeit hat man in der Geschichte des
deutschen Parlamentarismus allein am 4. August 1914 erlebt.«23 Die Agenda 2010
basierte auf der Einheitsfront der Eliten gegen große Teile der Bevölkerung, der
gesellschaftlichen Mitte und des Unten. Die Hartz-IV-Reformen, die vor allem Ar-
beitnehmer mit langfristiger beruflicher Tätigkeit bedrohten, wurden als Klassen-
kampf von oben praktiziert. 
Hartz IV bedeutete nicht weniger als die Aufkündigung eines über einhundert
Jahre alten Gesellschaftsvertrags, den Bismarck als autoritäre Antwort von oben
durchgesetzt hatte. Er wollte einer Revolution von unten, durch die Arbeiter-
bewegung, zuvorzukommen, die die soziale Frage auf die Tagesordnung gesetzt
hatte. Über hundert Jahre lang war dieser Gesellschaftsvertrag gepflegt worden,
bis er mit der Agenda 2010 sein Ende fand. Wie Fritz Scharpf feststellte: »Es war
vor allem die breite Mittelschicht der beruflich qualifizierten Arbeiter und Ange-
23 Süddeutsche Zeitung vom 22. September 2004.
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stellten, die mit Hartz IV sicher geglaubte Privilegien (sprich: soziale Rechte, So-
zialeigentum – M. B.) verlor. Für diese Gruppe kündigte die Reform den grundle-
genden Sozialkontrakt der ›Bismarck‹-Länder auf, der etwa folgenden Inhalt
hatte: Wer in der Jugend eine Lehre abgeschlossen oder das Abitur gemacht hatte,
wer sodann bereit ist, ein Leben lang diszipliniert zu arbeiten und hohe Sozial-
versicherungsbeiträge zu leisten – der findet bei uns gesellschaftlich geschätzte
und gut bezahlte Arbeit und kann sich zudem bei Krankheit, Invalidität, Arbeits-
losigkeit und Alter auf Lohnersatzleistungen verlassen, die seinen im Beruf er-
reichten Lebensstandard annähernd sichern.«24
24 Fritz Scharpf: Wie weiter nach Hartz IV? In: Berliner Republik, Heft 1/2006, S. 30.
Anti-Hartz-Demonstration, Herbst 2004
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Der erste neoliberale Angriff kam von rechts, von den Konservativen, von
Thatcher und Reagan, von jenen, die den Sozialstaat als autoritären Sozialismus
diffamierten. Es war ein politisches Projekt der oberen Schichten unter Hegemo-
nie ihrer marktliberal-autoritären Vertreter. Es war die Hohe Zeit des Neokonser-
vatismus. Der zweite Angriff kam von links, von den Mitte-Links-Parteien, von
Clinton, Blair und Schröder. Die Hegemonie wechselte zum marktliberal-liber-
tären Pol der oberen Klassen und wurde durch die »erneuerte« Sozialdemokratie
repräsentiert. Die Spielarten dieses Projekts »basierten auf der Kombination von
gemäßigt neoliberalen Positionen in der Wirtschafts- und Fiskalpolitik mit einem
Insistieren auf einer gewissen Rolle des (Sozial-)Staates und der Betonung eines
liberal-progressiven Standpunktes in kulturellen und Wertefragen …«25
Dieses Bündnis der herrschenden Eliten mit den oberen Mittelschichten hatte
zwei zentrale Schwächen. Erstens führte die Hegemonie der marktliberalen Kräfte
dazu, dass die sozialökonomische Basis der sozial-libertären oberen Mittelschich-
ten, der öffentliche Sektor, selbst abgebaut wurde. Es kam zu einer Macht- und
Einkommensverschiebung, die die Interessen dieser relativ gut situierten Schich-
ten negativ berührte. Sie sahen sich und ihre Werte bedroht. Im Zusammenhang
damit nahm der Wertekonflikt innerhalb der oberen Mittelschichten zu. Sozial-
konservative, sozial-libertäre und sozial-demokratische Kräfte von Heiner Geißler
bis Oskar Lafontaine artikulierten den Dissens. 
Heiner Geißler schrieb in der Zeit, dass sich die Wähler mit einer »Großen Ko-
alition« konfrontiert sähen, die »offensichtlich die Republik mit einem Metzger-
laden verwechselt, in dem so tief ins soziale Fleisch geschnitten wird, dass das
Blut nur so spritzt, anstatt durch Bürgerversicherung und Steuerfinanzierung die
Löhne endlich von den Lohnnebenkosten zu befreien. Nur Dummköpfe und Bes-
serwisser können den Menschen weismachen wollen, man könne auf die Dauer
Solidarität und Partnerschaft in einer Gesellschaft aufs Spiel setzen, ohne dafür ir-
gendwann einen politischen Preis bezahlen zu müssen.«26 Und Norbert Blühm
fragte angesichts der Einführung der Riester-Rente als einer öffentlich kapitalge-
deckten Versicherung: »Könnte es jedoch vielleicht auch sein, dass die Todesan-
zeigen für die Rentenversicherung von handfesten Interessen der Versicherungs-
wirtschaft gesteuert werden?«27
Oskar Lafontaine formulierte kurz nach seinem Rücktritt aus der Regierung
und vom SPD-Vorsitz den Dissens in seiner Schrift »Das Herz schlägt links« so:
»Mein Buch wendet sich … gegen den radikalen Kurswechsel der rot-grünen Ko-
alition zum Neoliberalismus und gegen das Vom-Tisch-Nehmen der Wahlverspre-
25 Ernst Hillebrand: Zwischen alten Rezepten und neuen Herausforderungen: Die europäische Linke muss sich neu
orientieren. Internationale Politikanalyse der Friedrich-Ebert-Stiftung, Juli 2007, S. 2 (library.fes.de/pdf-files/
id/04660.pdf).
26 Heiner Geißler in: Die Zeit vom 11. November 2004.
27 Zitiert nach: Stefan Welzk: Die »Alterskatastrophe« und der Absturz der Renten. In: Blätter für deutsche und in-
ternationale Politik, Heft 6/2006, S. 720.
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chen. Das Regierungsprogramm, das wir den Wählerinnen und Wählern verspro-
chen haben, ist von mir erarbeitet worden, und ich fühle mich weiter im Wort. So-
zialdemokraten haben nur dann eine Chance, politische Mehrheiten in der Bun-
desrepublik zu gewinnen, wenn sie die Interessen der Arbeitnehmer, Arbeitslosen
und Rentner vertreten. Im Unternehmensbereich müssen sie sich vor allem um
kleinere und mittlere Betriebe kümmern. Wenn sie auf das Gerede einer Minder-
heit hereinfallen, die seit Jahren nach dem Motto verfährt, Reformen und Verzicht
stets bei den sozial Schwächeren einzufordern und selbst bei hohem Einkommen
und Vermögen möglichst wenig Steuern zu zahlen oder möglichst viel Geld ins
Ausland zu schaffen, dann werden sie ihren Auftrag verfehlen. Die letzten beiden
Jahre stehen für die Auseinandersetzung zwischen diesen beiden Welten.«28
Das neoliberal dominierte Bündnis der Herrschaftseliten mit den oberen Mit-
telschichten wurde durch die mittleren und unteren gesellschaftlichen Gruppen in
Frage gestellt. Sie sahen ihre Interessen massiv verletzt. Die »neue Mitte« schlug
keine Brücke zwischen oben und unten, sondern verlangte, dass die unten sich aus
Sozialstaatsbürgerinnen und -bürgern in »Working Poor« verwandeln. Sie sollten
die mangelnden öffentlichen Dienstleistungen für die Gutverdienenden zu Ar-
mutslöhnen als private Leistungen der Kinderbetreuung, der Pflege usw. bereit-
stellen. Zwischen dem Jahr 2000 und dem Jahr 2006 sank die Bruttolohnquote von
72,2 Prozent auf 65,2 Prozent, während die Bruttogewinnquote von 27,8 Prozent
auf 36 Prozent emporschnellte.29 So gering war die Lohnquote in Deutschland seit
1945 noch nie gewesen. 
2005 sank die Summe der Bruttolöhne und -gehälter erstmals seit der Rezes-
sion von 1967 unter das Niveau des Vorjahres (um 0,7 Prozent), während das
Volkseinkommen um 1,5 Prozent stieg und folglich zugunsten der Unternehmen
und der Vermögenden umverteilt wurde. Die Armutsquote stieg unter Rot-Grün (!)
von 12,1 Prozent im Jahr 1998 auf 17,4 Prozent im Jahr 2005. Der Abbau der
Kernbelegschaften, die Ausweitung von Zeitarbeit und anderen Formen prekärer
Beschäftigung, die Kürzungen bei den Sozialleistungen und Renten erzeugten bei
den mittleren und unteren Gruppen eine gesellschaftliche Stimmung, die sich im-
mer heftiger gegen die herrschende Politik wandte. Sie sahen sich mit einer
Welle von Enteignungen zugunsten der Vermögensbesitzer konfrontiert. In West-
deutschland stieg die Zustimmung zur Frage »Halten Sie den Sozialismus für eine
gute Idee, die schlecht ausgeführt wurde?« von 30 Prozent im Jahr 2000 auf 45 Pro-
zent im Jahr 2007.30
Weder die versprochene »Bildungsrevolution« führte zum Erfolg, noch konnte
der relative Niedergang des Einflusses der Arbeitnehmer und ihrer gewerkschaft-
lichen Gegenmacht in Europa gestoppt werden. Die Desintegration der Gesell-
28 Oskar Lafontaine: Das Herz schlägt links. München 1999, S. 10.
29 Claus Schäfer: Unverdrossen »Lebenslügen-Politik« – Zur Entwicklung der Einkommensverteilung. WSI-Mit-
teilungen 11/2006, S. 583.
30 Thomas Peters: Der Zauberklang des Sozialismus. In: FAZ vom 18. Juli 2007, S. 5.
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schaft wurde durch das Scheitern einer Laisser-faire-Politik des Multikulturalis-
mus befördert, die am Wichtigsten, an den öffentlichen sozialen und kulturellen
Dienstleistungen, sparte. Das Rentensystem Deutschlands wurde von einem Sy-
stem der Lebensstandardsicherung zu einem System der systematischen Beförde-
rung von Altersarmut gerade der Menschen mit niedrigeren Einkommen umge-
wandelt. Das Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes wurde massiv verletzt.31 Die
Kampagne der »Entbürokratisierung« eröffnete den Weg zum Sozial- und Um-
weltdumping.32 Gemessen an seinen Ansprüchen ist das gesamte Projekt der
»Neuen Mitte« oder der »Dritten Wege« gescheitert. Dies läutete 2003 und 2004
sein Ende ein.
Durch Wählerwanderung und Wahlenthaltung setzten die Bürgerinnen und
Bürger die Parteien unter Druck. Die Arbeiter liefen der SPD weg. Mit den Anti-
Hartz-IV-Demonstrationen warfen frustrierte Arbeiter und Angestellte mittleren
Alters den Eliten den Fehdehandschuh hin und erzeugten ein bis heute nachwir-
kendes politisches Erdbeben in Deutschland. Die Montagsdemonstrationen waren
schon deshalb eine Provokation, weil damit bewusst vom »Volk« an jene Proteste
angeknüpft wurde, die eine kommunistische Diktatur zu Fall gebracht hatten. Und
sie signalisierten, dass sich große gesellschaftliche Gruppen nicht mehr politisch
vertreten fühlten. Von den Demonstranten erhielten alle Parteien bis auf die PDS
die Noten mangelhaft bis ungenügend (Grafik 9). Diejenigen, die in der Gesell-
schaft nur »schwache Interessen« zur Geltung bringen können (Frank Nullmeier),
weil sie keine Macht auf dem Arbeitsmarkt sind und keine nennenswerten Kon-
sumenten darstellen, haben stark von sich hören lassen.
Bei den Bundestagswahlen vom September 2005 machten die Bürgerinnen und
Bürger deutlich, dass sie ein reines Obenbündnis auf der Grundlage marktlibera-
ler Vorstellungen mehrheitlich ablehnten. Unter ihrem Druck entfaltete die Partei-
31 Martin Kutscha: Erinnerungen an den Sozialstaat. In: Blätter für deutsche und internationale Politik, Heft 3/2006,
S. 359.
32 Olaf Münichsdorfer: EU: Entbürokratisierung als Entdemokratisierung. In: Ebenda, Heft 1/2006, S. 16 ff.
Grafik 9: Schulnoten für die Parteien durch die Demonstrierenden gegen Hartz IV
(Dieter Rucht; Mundo Yang: Wer sind die Demonstrierenden gegen Hartz IV? WZB: Pres-
sepapier Hartz IV, September 2004)
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enkonkurrenz zwischen CDU und SPD ihre eigene Logik. Eine »Renaissance des
Sozialen« (Karl-Rudolf Korte) im öffentlichen Diskurs trat im Resultat der mas-
siven Unzufriedenheit in der Bevölkerung auf die Tagesordnung. Die Parteien
wurden vom Souverän daran erinnert, dass sie als »Partei an der Regierung« da-
von leben, dass sie als »Partei in der Wählerschaft« wirkungsstark sind und als
»Partei als Organisation« lebendig bleiben.33
CDU wie SPD versuchen seit der gemeinsamen Regierungsbildung von 2005
beide, den neoliberalen marktradikalen Ansatz mit einem Angebot an die unteren
gesellschaftlichen Gruppen zu verbinden.34 Dadurch soll in Deutschland der neo-
liberal erzeugte Finanzmarkt-Kapitalismus dauerhaft etabliert werden. Angesichts
der offensichtlichen Tatsache, dass entfesselte Märkte die sozialen und kulturellen
Grundlagen der Gesellschaft untergraben, reagieren beide Parteien nun mit einem
begrenzten Ausbau der staatlichen und öffentlichen Funktionen. Dies betrifft vor
allem das Bildungswesen, die Integration von Migrantinnen und Migranten, eine
ökologische Modernisierung und verstärkte Investitionen in die Wissenschaft und
Forschung. CDU/CSU und SPD stehen für einen Ausbau militärischer Sicherheit. 
Die Politik der Großen Koalition ist die einer »Gestaltung der Globalisierung«
auf der Basis und unter Akzeptanz des Finanzmarkt-Kapitalismus. Von CDU wie
SPD werden mehrheitlich die Annahmen des Neoliberalismus übernommen und
in Politik umgesetzt. Dazu gehören die Rente mit 67, Schritte der weiteren Priva-
tisierung des Rentensystems bzw. seine Bindung an Unternehmenserfolge. Die
Privatisierung von Staatsunternehmen wird mit dem »Börsengang« der Deutschen
Bahn zum Abschluss gebracht. Ein Ausweg aus dem militärischen Interventionis-
mus wird nicht gesucht. Zugleich wird versucht, bestimmte Auswüchse marktra-
dikaler Politik unter Kontrolle zu bekommen. 
Ausgehend von den Interessen und Einstellungen der neoliberal eingestellten
»Leistungsträger« privater Wirtschaft wird den mittleren und unteren Gruppen
ein neuer Gesellschaftsvertrag angeboten – Unterordnung unter marktwirtschaft-
liche Leistungskriterien gegen die verstärkte staatliche Bereitstellung von Bedin-
gungen, diesen Kriterien besser gerecht zu werden. Dieser Gesellschaftsvertrag ist
ein Herrschaftsvertrag, der angeboten wird, um dem Protest der Bürgerinnen und
Bürger entgegenzuwirken. Der Staat soll die Gesellschaft »durchlässiger« machen
für jene, die dazu bereit sind. Aus der großen Gruppe der Ausgegrenzten, Mar-
ginalisierten und Prekarisierten sollen Anbieter funktionaler Dienstleistungen für
die Leistungsträger geformt werden, in den privaten Haushalten genauso wie in
einem staatlich geförderten Niedriglohnsektor. Wachstumsgewinne sollen auch in
erhöhte staatliche Einnahmen fließen, um wieder wachsende öffentliche Aufgaben
zu finanzieren, einschließlich erhöhter öffentlicher Investitionen. Das Zeitalter der
völligen Lohnzurückhaltung wurde selbst von der FDP für beendet erklärt. 
33 Frank J. Sorauf: Political Parties and Political Analysis. In: William Chambers u. a. (Hrsg.): The American Party
System. New York 1967, S. 37 f.
34 Konrad Adam: Die Erosion der Mitte. In: Merkur, Heft 11/2006, S. 1085.
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Der »Mobilisierungs- und Aktivierungsdiskurs« des Neoliberalismus35 des ge-
nannten Gesellschaftsvertrags erzeugt eine Überforderung, da die sozialen, kultu-
rellen, wirtschaftlichen Bedingungen für die Realisierung dieser Forderungen
nicht vorhanden sind oder auch prinzipiell uneinlösbar sind. Die Sozialpatholo-
gien des Neoliberalismus erzeugen in der Konsequenz tiefe Verunsicherung, Äng-
ste und Aggressionen. Aus dem Mainstream erwachsen in der Konsequenz soziale
Desintegration, unkontrollierte Wut oder Rechtsextremismus.
Die Einschätzung, dass das Parteienkartell von CDU/CSU bis SPD und Grünen
auf einem neoliberalen Grundkonsens basiert, hat auch weiterhin Bestand. Doch
wurde dieser Grundkonsens durch einen Gesellschaftsvertrag ergänzt, der die un-
teren Gruppen funktional einbinden will. Er stellt zugleich ein bestimmtes Zuge-
ständnis an die Interessen der oberen Schichten im öffentlichen Sektor dar.36
Der Erfolg dieser Politik ist offen. Dies zeigt sich auch daran, dass aufgrund der
strukturellen Auflösung des Modells Deutschland und seines Fahrstuhleffekts der
gegenwärtige wirtschaftliche Aufschwung sehr unterschiedliche Wirkungen im
Oben und Unten der Gesellschaft hat. 82 Prozent jener, die nur über ein Haus-
haltsnettoeinkommen von weniger als 1.500 Euro verfügen, geben an, von dieser
Konjunktur nicht zu profitieren. Bei jenen, deren Haushaltsnettoeinkommen da-
gegen über 3.000 Euro liegt, sehen 46 Prozent schon positive Impulse37. Wirkliche
soziale Integration wird durch diese Politik nicht erfolgen. Der Unmut der Bürge-
rinnen und Bürger wird bleiben.
Die Politik von CDU und SPD hat ein gemeinsames Fundament – den genann-
ten Konsens eines aufgeklärten Neoliberalismus. Aber es gibt wichtige Differen-
zen: Die CDU will, so weit es nur möglich ist, den neoliberalen Märkten freien
Lauf lassen und nur dann eingreifen, wenn die Funktionalität der Märkte selbst ge-
fährdet ist. Die SPD setzt dagegen auf eine umfassendere soziale Regulierung und
auf den stärkeren Schutz der Kerngruppen der Arbeitnehmer in der Großindustrie.
Dadurch will sie untere und mittlere Schichten gewinnen. Die CDU dagegen bie-
tet den unteren Schichten keinen sozialen, sondern einen autoritären Sicherheit-
35 Vgl. dazu Christina Kaindl: Neoliberale Produktionsweise, Mobilisierung der Subjekte und das Erstarken des
Rechtsextremismus. In: Michael Brie (Hrsg.): Schöne neue Demokratie – Elemente totaler Herrschaft. Berlin
2007 (im Erscheinen).
36 Das politische Projekt der französischen Rechten unter Nicolas Sarkozy scheint eine besonders aggressive Vari-
ante dieses Herrschaftsvertrags zu sein. Wie Jean-Yves Camus schreibt: »Heute ist die rechte Synthese, die Sar-
kozy aufbaut, vor allem eine bonapartistische und populistische Rechte, ohne dass man bis jetzt weiß, ob es sich
hier nur um eine ideologische Sequenz handelt, die sich wieder ändern kann, oder um die grundsätzliche Natur
des Systems … Man erkennt in Sarkozys Stil vor allem vier Hauptkomponenten des Populismus: den angenom-
menen ideologischen Widerspruch (europäisierter Liberalismus/Protektionismus; Atlantismus/nationale Unabhän-
gigkeit; Hochschätzung des Geldes/Verteidigung der ›Kleinen‹); den Willen, mit der Vergangenheit zu brechen
(›Ab jetzt wird alles möglich‹, das Wahlkampfmotto des Kandidaten Sarkozy) und Hochschätzung der Moderni-
sierung, was rechte Vorgänger und Gegner auf ihren angeblichen ›Archaismus‹ zurückweist. Schließlich und vor
allem, den Willen, durch eine Öffnung der Regierung Richtung ›Linke‹ eine simulierte nationale Einheit zu er-
reichen, die wie in allen plebiszitären Regimes zum Ziel hat, die Ideologie zu entwerten und die soziale Frage
hintanzustellen.« Jean-Yves Camus: Nicolas Sarkozy: ein Modell für die europäische Rechte? Paris 2007.
37 ARD-DeutschlandTREND Juli 2007 (http://www.presseecho.de/politik/NA3731012236.htm).
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spakt an. Sie geht in Fragen der inneren Sicherheit mit schnellen Schritten auf eine
konservative und auch autoritäre Wählerschaft zu. 
Mit der Kriminalisierung globalisierungskritischer Aktivitäten gegen den G8-
Gipfel in Heiligendamm wurde die innere Sicherheitspolitik verschärft. Es wurde
der Terrorismusvorwurf immer weiter ausgedehnt. Protest wird illegalisiert und For-
men, die früher als leichtere Vergehen geahndet worden wären, gelten nun als
schwere Straftatbestände. Diese Strategie verfolgt ein doppeltes Ziel: Es wird zum
einen immer öfter der Staatsnotstand ausgerufen. Autoritäre Einstellungen und Si-
cherheitsbedürfnisse werden befriedigt. Dies stärkt die Stellung konservativer Par-
teien und soll deren Führungsanspruch sichern. Zum anderen wird Die Linke insge-
samt in die geistige und politische Nähe zur terroristischen Gewalt gerückt. Sie soll
dadurch der Chance auf eine demokratische Mehrheit beraubt werden. Dabei wird
letztlich billigend in Kauf genommen, dass eine Spirale von Illegalisierung von ge-
sellschaftskritischem Protest und der Entfaltung einer Binnendynamik isolierter
Gruppen entsteht. Aus dieser Spirale könnte Terror tatsächlich entstehen. Die Linke
wird auf diese Strategie der Konservativen eine produktive Antwort finden müssen.
Der akute Grundkonflikt zwischen den herrschenden Parteien der deutschen
Politik ist der Konflikt zwischen zwei Grundformen einer gemeinsamen Politik
von CDU/CSU, SPD, FDP und auch der Grünen. Sie begreifen alle gleichermaßen
den Finanzmarkt-Kapitalismus als alternativlose Basis jeder erfolgreichen Politik
der »Modernisierung« und wollen die Orientierung auf Marktlösungen und auf
Privatisierung fortsetzen. Der Konflikt setzt dort an, wo eine stärker marktliberale
und gemäßigt autoritäre auf eine sozial-liberale Variante dieser Gestaltung des Fi-
nanzmarkt-Kapitalismus trifft.
Gegenüber den auf dem Leipziger Parteitag der CDU von 2005 verkündeten
Politik und auch gegenüber der Zeit der arroganten Verkündung der Agenda 2010
durch die SPD ist eine partielle Mäßigung eingetreten, ohne dass die beiden Par-
teien deshalb den marktliberalen Weg verlassen hätten. Es gelang CDU/CSU und
FDP 2005 nicht, bei den Bundestagswahlen eine neoliberale Mehrheit zu gewin-
nen. Und die SPD hatte schon bei den Wahlen selbst gegen Kernelemente ihrer ei-
genen Regierungspolitik Wahlkampf geführt. Nach dem Wahldebakel mussten
beide Zugeständnisse an soziale Belange machen. Dahinter steht vor allem die er-
zwungene Einsicht: Ohne Zugeständnisse an die mittleren und unteren sozialen
Schichten können ohne den jeweils anderen weder CDU noch SPD stabile parla-
mentarische Mehrheiten bilden. 
Die Ursache dafür liegt in der schon dargestellten Spaltung der breiten oberen
Mittelschichten in einen eher marktliberalen und gemäßigt autoritären und einen
eher sozial-libertären Flügel. Der SPD gelang es zwar, durch einen sehr aggressi-
ven Wahlkampf die sozial-libertären Kräfte partiell wieder zurückzugewinnen, die
sie mit ihrer Agenda 2010 verprellt hatte. Die Arbeitnehmermitte und das ab-
gehängte Prekariat votierten aber so stark für die Linkspartei, dass die SPD am
Ende knapp hinter der CDU/CSU lag. 
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Gesellschaftliche Kräfte, die eine große Koalition verhindern wollen, brauchen
eine soziale Verankerung im Unten der Gesellschaft. Die CDU und CSU haben
sich darauf eingestellt. Der Geschäftsführer ihrer Bundestagsfraktion, Norbert
Röttgen, formuliert mit Blick auf die parteipolitische Herausforderung durch die
Partei DIE LINKE und deren immer wirksamere Kapitalismuskritik in einem In-
terview mit der Welt: »Kapitalismuskritik – das ist eine Formulierung, mit der je-
mand wie Oskar Lafontaine versucht, Ängste zu schüren. Ich verwende diesen Be-
griff nicht, teile aber die Einschätzung, dass wir die durch die Globalisierung
ausgelösten Unsicherheiten politisch ernster nehmen müssen. Für mich ergibt sich
daraus eine Doppelaufgabe: zum einen müssen wir den Aufschwung verstetigen,
Wachstum und den Anstieg der Beschäftigung absichern und weitere Modernisie-
rungsschritte unternehmen, damit wir den Anschluss an die sich rasant ent-
wickelnde Welt nicht verpassen. Genauso wichtig aber ist es zum anderen, die
Teilhabe der Schwächeren an diesem Prozess zu organisieren und sicherzustellen.
Anders als früher stellt sich das nicht mehr von selbst ein. Wenn es der Wirtschaft
gut geht, geht es auch jedem einzelnen gut – diesen Zusammenhang gibt es in der
Globalisierung nicht mehr automatisch. Und das macht den Schwächeren Angst.
Und diese Schwächeren leben jetzt nicht mehr am Rand der Gesellschaft. Sie sind
in der Mitte. Und darum haben wir in der Mitte der Gesellschaft ein Angstphäno-
men.«38
Eine solche neokonservative Doppelstrategie von »Wachstum und Teilhabe«39
will den Staat in die Pflicht nehmen, offensiv jene Bedingungen zu schaffen,
durch die die Integration möglichst vieler in eine marktbestimmte Gesellschaft ge-
sichert werden kann. Es handelt sich dabei auch um jene, die zu Verlierern der Re-
formen geworden sind bzw. sich nicht mehr selbst in die Gesellschaft einbringen
(können) wie Teile der Geringqualifizierten oder Prekarisierten und auch viele
Migrantinnen und Migranten. 
Die SPD hat – unter dem Druck der von ihr vorgezogenen Neuwahlen – schon
im Sommer 2005 eine Wende hin zur Wiederentdeckung der sozialen Frage voll-
zogen. Die von ihr selbst nach Deutschland geholten Hedgefonds wurden plötz-
lich zu einer Heuschreckenplage des Kapitalismus erklärt und der Neoliberalis-
mus, der seit dem Schröder-Blair-Dokument von 1999 Regierungscredo war,
neben der Linkspartei plötzlich zum Hauptfeind erklärt. Innerhalb der großen Ko-
alition hat die SPD in einer Reihe von Fragen (Mindestlohn, Vermögensbildung
von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, Gesundheitsreform) halbherzig und
ohne größere Entschiedenheit auf Lösungen gedrängt, die gegenüber den CDU-
Vorstellungen auf eine stärkere staatliche Regulation setzen. Einerseits wird die
Kontinuität zur Agenda 2010 betont, die Unternehmenssteuerreform unterstützt
und andererseits die Erbschaftssteuerreform verlangt.40 Marktkonforme Erneue-
rung und Gerechtigkeit sind weiterhin die Leitorientierungen der SPD. Dies
38 http://www.norbert-roettgen.de/content/view/259/1/ (25. Juni 2007).
39 Ebenda.
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schließt das reale Primat der neoliberalen Ökonomie ein.41 Gleichzeitig aber wer-
den Grundsicherung, Zukunftsinvestitionen und ein leistungsfähiger Staat gefor-
dert, der die »Fliehkräfte« des Marktes bändigen solle.42
Die Linkspartei entstand nicht zufällig als gesamtdeutsches Projekt im Gefolge
der Massenproteste der Prekarisierten (vornehmlich Ostdeutschlands) gegen die
Hartz-IV-Enteignungen von Sozial- und Rentenansprüchen.43 Unter ihrem Druck
haben CDU/CSU und SPD den Kampf um das Unten in der Gesellschaft aufneh-
men müssen. Schon dadurch sind die Bedingungen des Parteienwettbewerbs in
Deutschland verändert worden. Der CDU/CSU fällt es offensichtlich deutlich
leichter als der SPD, auf diese Veränderungen erfolgreich zu reagieren. Ihre Um-
fragewerte liegen im Juli 2007 acht bis zehn Prozentpunkte vor denen der SPD.
Es gelingt ihr zunehmend besser, Marktorientierung, modernen Konservatismus
und leistungsorientierte Integrationsangebote und -zwänge zu verbinden. So ge-
winnt sie zugleich bei den »etablierten Leistungsträgern« und den »Leistungsin-
dividualisten«, den »zufriedenen Aufsteigern« sowie bei »autoritätsorientierten
Geringqualifizierten« und »selbstgenügsamen Traditionalisten« Rückhalt.
Die Schwäche der SPD gegenüber der CDU dürfte nicht nur konjunktureller,
sondern struktureller Natur sein. Ihre programmatischen Positionen basieren auf
der Agenda 2010. Die »Politik der neuen Wertschöpfung« wird ins Zentrum
gerückt, die durch einen »vorsorgenden Sozialstaat« abgesichert werden soll. Er-
schließung neuer Märkte, technischer Fortschritt, fairer Wettbewerb und Gewähr-
leistung von »Sicherheit im Wandel« sind Leitorientierungen.44 Die »vielfältigen
Chancen zum Handeln sollen unerschrocken« ergriffen werden.45 Sie orientiert
sich weiter außerordentlich stark an denen, die sie die Neue Mitte nennt, die aber
als »Leistungsträger« eher marktliberal sind und per Interessenlage und Einstel-
lungen der FDP sowie der CDU zuneigen. Ihre Versuche, wieder die klassische
40 »Wir stehen für Erneuerung.« Mitteldeutsche Zeitung im Gespräch mit Hubertus Heil über Reformen und Re-
gieren (28. Mai 2007) (http://www.mz-web.de/servlet/ContentServer?pagename=ksta/page&atype=ksArtikel&
aid=1174661686185). 
41 »Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung: Herr Beck, fast die Hälfte der SPD-Anhänger findet die Forderungen
von Oskar Lafontaine richtig: Weg mit Hartz IV, weg mit der Rente mit 67, raus aus Afghanistan? Erkennen auch
Sie diese Sympathien in der SPD? 
Kurt Beck: Ich erkenne sie in großen Teilen der Bevölkerung. Fast ebenso viele Anhänger der Union antworten
genauso auf die gleichen Fragen. Aber danach können wir nicht Politik machen. Denn gleichzeitig erwarten die
Menschen, dass wir über den Tellerrand hinausschauen. Eine sozial ausgerichtete Politik muss immer auch das
Ökonomische im Blick haben. Wenn ich das missachte, dann vernichte ich auch die Basis für das Soziale. Den
Menschen zu versprechen, wenn das Geld in einer Sozialkasse nicht reicht, gleicht der Staat das schon aus, ist
verlogen. Denn das Versprechen ist nicht haltbar. Genau das aber machen die Lafontainianer. Deshalb betrügt die
Linkspartei die Menschen.« http://www.kurt-beck.de/menu/1720099/index.html (FAS vom 15. Juli 2007).
42 Peer Steinbrück: Was der Staat in der erneuerten Sozialen Marktwirtschaft leisten muss. In: Berliner Republik,
Heft 6/2006, S. 66-69.
43 Michael Brie: Bürgerinnen und Bürger auf der Suche nach Alternativen. In: Michael Brie (Hrsg.): Die Linkspar-
tei: Ursprünge, Ziele, Erwartungen. Berlin 2005, S. 14 ff.
44 Soziale Demokratie im 21. Jahrhundert. »Bremer Entwurf« für ein neues Grundsatzprogramm der SPD, Januar
2007 (http://programmdebatte.spd.de/servlet/PB/show/1700699/bremer_entwurf_navigierbar.pdf). 
45 Ebenda, S. 14.
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SPD-Wählerschaft der jetzt bedrohten Arbeitnehmermitte anzusprechen, bleiben
unentschieden. Gerade die Rente mit 67, die so offensiv von Müntefering vertre-
ten wurde, hat ihrer Position außerordentlich geschadet.
Es ist nicht erkennbar, wie die SPD bei dieser Ausrichtung den Rückstand ge-
genüber der CDU aufholen will. Mit ihrer marktorientierten Politik schwächt sie
ihren Rückhalt in ihrer Stammwählerschaft im oberen Drittel der Gesellschaft dra-
matisch. Auch ihre Vertretung der bedrohten Arbeitnehmermitte und unterer
Gruppen steht unter dem Primat des Marktes und stellt gegenüber der CDU nur
eine graduelle Differenz dar. Wie Franz Walter schreibt: »Die programmatischen
Losungen der Sozialdemokraten des Jahres 2007 – Bildung, lebenslanges Lernen,
Chancen, Leistung – spiegeln die Lektion aus den erfolgreichen Biographien so-
zialdemokratischer Aufsteiger der bundesdeutschen Wohlfahrtsstaatsära. Aber sie
haben mit den neuen Erlebnissen des Scheiterns, der Demütigung durch Bil-
dungsversagen in den mehrfach gebrochenen Lebenszusammenhängen des unte-
ren gesellschaftlichen Drittels nichts zu tun. Diese beiden Welten sind einander
gänzlich fremd.«46
Während mit der zunehmend erneuerten CDU eine Führungskraft für eine
marktliberale Ausrichtung der Politik erkennbar ist, die zugleich  ein »Herz« für
die Vertretung der Schwächeren zeigt, fällt die SPD als Führungskraft eines so-
zial-ökologischen Richtungswechsels gegenwärtig aus. Für die marktorientiert-
autoritäre Richtung dagegen stellen sich CDU und FDP immer präziser auf, wo-
bei die CDU ihre Verankerung im Unten der Gesellschaft erhöht. 
Eine soziale und demokratische Neuorientierung der Politik in Deutschland
wird durch die Führungsgruppen der SPD nicht ernsthaft vertreten. Sie verhält
sich eher wie eine Staatspartei, die (fast) alle Positionen zugleich vertreten will
und dabei unbestimmt wird und fast alle verprellt und gegen sich aufbringt. Die
SPD-Spitze scheint von den Einstellungen zufriedener Aufsteiger beherrscht zu
sein, ähnlich wie diese hin und her gerissen von Marktattraktion und dem Ruf
nach einem Staat, der diesen Aufstieg absichert. Die starke Vertretung der markt-
liberalen Gruppen ist offensichtlich. Und auch die Grünen können sich bisher
nicht entscheiden, ob sie eine Avantgarde sozial-libertären Wandels sein wollen
oder Vorreiter einer »grünen Marktwirtschaft« und vor allem mit der FDP um die
modernen Segmente der neoliberalen Leistungseliten konkurrieren. Nur finden
die Grünen bisher nicht dort, sondern eher bei den kritischen Bildungseliten und
dem etablierten Bürgertum ihre Stammwählerinnen und Stammwähler. Parteipo-
litisch stehen deshalb die Zeichen auf Schwarz-Gelb oder die Fortführung einer
großen Koalition. Dies muss aber nicht so bleiben.
46 Franz Walter: Warum Beck gegen Lafontaine keine Chance hat. In: http://www.spiegel.de:80/politik/deutschland/
0,1518,489729,00.html
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Gesellschaftliche Mehrheiten entstehen nicht von selbst
Einerseits sind Oben und Unten in Deutschland mehr, als sie es in den letzten vier-
zig Jahren waren, nach Einkommen und Vermögen, nach Stellung und Anerken-
nung, nach Zugang zu Bildung und Gesundheit getrennt. Zugleich aber »gibt es
eine größere Auf- und Abstiegsgeschwindigkeit«47 – vom working rich kann man
schnell auch zum working poor oder zum Arbeitslosen werden.
Neben dem 2005 erst einmal gescheiterten Projekt eines neoliberalen Bündnis-
ses der oberen Schichten der Gesellschaften und dem jetzt verfolgten Projekt ei-
ner sozialen Abstützung marktzentrierter Politik durch einen Gesellschaftsvertrag
des »Forderns und Förderns« ist eine dritte Möglichkeit gegeben, Mehrheiten in
Deutschland zu gewinnen. Es wäre dies ein Bündnis zwischen den sozial-liber-
tären oberen und den eher sozial-autoritären mittleren und unteren politischen Mi-
lieus der deutschen Gesellschaft. Es könnte versucht werden, dem Angebot eines
marktliberal geprägten Gesellschaftsvertrags ein soziales und demokratisches An-
gebot entgegenzustellen. Noch ist dies aber eine bloße Möglichkeit, für die viele
Voraussetzungen fehlen.
Wie die Grafik 10 verdeutlicht, stehen die sozial-libertären oberen Gruppen de-
nen in der Arbeitnehmermitte und im Unten der Gesellschaft vor allem mit Blick
auf die soziale Frage nahe. Sie unterstützen gemeinsam mehrheitlich die Forde-
rung: »Der Staat soll eine umfassende soziale Absicherung der Bürger garantie-
ren.« Die bessergestellten marktliberalen Kräfte eint dagegen mit den gleichen
Gruppen ein Verständnis vom Staat als nationaler Schutzgemeinschaft. Sie be-
kennen sich zu der These: »Der Staat soll den Zuzug von Ausländern unterbinden,
damit diese den Deutschen nicht die Arbeit wegnehmen.«
Ein Bündnis für einen sozialen Richtungswechsel (Mitte-Links) muss den Kon-
flikt zwischen starker Betonung demokratischer Werte der bessergestellten sozia-
len Gruppen einerseits und den autoritären Mustern und ethnozentrischen Positio-
nen in Teilen der unteren Mitte und im Unten der Gesellschaft so lösen, dass
soziale und demokratische Orientierungen sich durchsetzen. Ein Mitte-Rechts-
Bündnis hat es dagegen mit dem Gegensatz zwischen den marktliberalen Einstel-
lungen in einem Teil der oberen Mittelschichten und den sozialen Orientierungen
im Unten der Bundesrepublik zu tun. Und für diesen Gegensatz der Einstellungen
gibt es jeden erdenklichen Grund: Von 1990 bis 2005 stiegen die Nettogewinne
und Nettovermögenseinkommen um 38 Prozent, die Nettolöhne dagegen um
ganze zwei Prozent – für die unteren Lohngruppen sanken sie sogar drastisch.48
47 Siegmar Mosdorf: Parteien müssen gesellschaftliche Vielfalt glaubwürdig abbilden. In: Neue Gesellschaft/Frank-
furter Hefte, Heft 9/2006, S. 36.
48 Joachim Kreimer-de Fries, Bernhard Müller: Verteilungspolitische Schieflage. Arbeits- und Kapitaleinkommen
1991-2006. In: Sozialismus, Heft 4/2007, S. 35.
43
Grafik 10: Ablehnung des Zuzugs von Ausländern 
(Gero Neugebauer: Politische Milieus in Deutschland. A. a. O., S. 91)
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Zusammen mit den tiefen Einschnitten bei der Bereitstellung öffentlicher Dienst
leistungen haben die unteren Gruppen der Gesellschaft schwere Zeiten hinter sich
und wahrscheinlich – so sehen sie es – noch schwerere vor sich.
Und doch gibt es einen Unterschied zwischen den Mitte-Links- und den Mitte-
Rechts-Bündnissen. In der Gesellschaft der Bundesrepublik haben die sozialen
Werte gegenüber von denen der Marktfreiheit eine klare Hegemonie. So hielten
2006 83 Prozent soziale Gerechtigkeit, aber nur 26 Prozent das freie Spiel der
Marktkräfte für sehr wichtig bzw. wichtig. Nur noch ein Fünftel der Bürgerinnen
und Bürger sieht das Wirtschaftssystem als wirklich sozial an. Freiheit von sozialer
Not (78 Prozent) und Solidarität (77 Prozent) stehen weit vor Gewinnstreben
(23 Prozent). Die sozialen Werte in Kombination mit Werten wie Gleichberechti-
gung von Mann und Frau (81 Prozent), Verantwortung für kommende Generationen
(79 Prozent), Weltoffenheit und Toleranz (69 Prozent) sowie Pflichterfüllung
(71 Prozent) und Ordnung (67 Prozent) bilden in einer gemäßigten Kombination
mit Selbstverantwortlichkeit (56 Prozent) und Leistungsorientierung (50 Prozent)
den widersprüchlichen Kern des Wertehaushalts der Bevölkerung in Deutschland49. 
»Entgegen dem immer wieder zitierten Mythos einer ›Kultur der Mitte‹«, so
Gerd Mielke, verortet die ... nationale Wahlstudie 2002 ... 44,3 Prozent der Be-
fragten links von der Mitte; 29,3 der Befragten siedeln sich in der Mitte an; und
nur 26,4 % platzieren sich rechts von der Mitte.«50 Entlang der Achsen soziale Ge-
rechtigkeit vs. Marktfreiheit und libertären vs. autoritären Orientierungen sind die
Mehrheitseinstellungen deutlich ins Soziale und leicht ins Libertäre verschoben.
72 Prozent fordern mehr Engagement der Politik für soziale Gerechtigkeit. Anders
gesagt: Eine demokratische soziale Politik kann Mehrheiten mobilisieren. Der Wi-
derspruch, dem sie ausgesetzt ist, ist geringer als der, mit dem eine marktliberale
Politik konfrontiert ist. Der Mehrheitskonsens in der deutschen Gesellschaft hat
sich deutlich nach links verschoben.
Das Wirken der Großen Koalition seit 2005 steht im Widerspruch zu diesem
Mehrheitskonsens. Zwar wird der Regierung von 70 Prozent der Bevölkerung
attestiert, dass sie bessere Bedingungen für Unternehmen und die Wirtschaft
geschaffen hat, ihr wird von 66 Prozent auch der Einsatz für den Klimaschutz,
von 50 Prozent die Verbesserung der Situation von Familien zuerkannt und von
48 Prozent die wirksame Verringerung der Arbeitslosigkeit. Aber nur 29 Prozent
sehen, dass dabei für mehr Gerechtigkeit gewirkt wird, nur 28 Prozent sehen, dass
sich diese Regierung für die Arbeitnehmer einsetzt. Nur 20 Prozent können er-
kennen, dass das System der Gesetzlichen Krankenkasse zukunftsfähig gemacht
wurde, und gerade 19 Prozent sehen Fortschritte bei der langfristigen Sicherung
der Rente. 78 Prozent sind der Auffassung, dass diese Regierung nicht dafür ge-
sorgt habe, dass es ihnen besser gehe.51
49 Gero Neugebauer: Politische Milieus in Deutschland. A. a. O., S. 48-50.
50 Gerd Mielke: Das bedrohte Sein prägt das Bewusstsein. In: Frankfurter Rundschau vom 19.  Juli .2004.
51 ARD-DeutschlandTrend, August 2007.
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Wie diese Analyse zeigt, ist die Gesellschaft der Bundesrepublik fragmentiert.
Drei sehr unterschiedliche Strategien könnten Mehrheiten finden: Erstens eine
neue Politik sozialdemokratischer Dritter Wege, die die Interessen der beiden
großen Gruppen der oberen Mitte der Gesellschaft bündelt und unter das Primat
des neoliberalen Standortwettbewerbs stellt; zweitens eine neokonservative Poli-
tik, die den Neoliberalismus mit den Sicherheits- und Schutzinteressen der unte-
ren Mitte und eines Teils der unteren sozialen Gruppen zu verbinden sucht;
drittens eine Politik für einen sozial-ökologischen und demokratischen Rich-
tungswechsel, der jene Kräfte aus der oberen Mitte, der unteren Mitte und im
sozialen Unten vereint, die für eine Erneuerung sozialer Politik und Demokratie
stehen.
Der Kampf der gesellschaftlichen Gruppen um Hegemonie wird entscheiden,
welche der drei möglichen Richtungen der Politik sich in den nächsten Jahren
durchsetzt. Jähe Veränderungen sind zu erwarten. Erstmals seit den späten 1960er
Jahren hat die Linke in Deutschland wieder die Chance, die Offensive zu ergrei-
fen. Es bedarf der größten Anstrengungen, damit sie auf die Höhe der Zeit, ihrer
Möglichkeiten wie ihrer Aufgaben, gelangt.
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MEINHARD MEUCHE-MÄKER
Der Blick von Innen. Die Sicht von Akteuren auf die
Bildung der Partei DIE LINKE
Studie auf Grundlage leitfadengestützter Interviews mit Akteuren aus Linkspar-
tei.PDS und WASG
Manche Leute sehen Dinge, wie sie sind, und fragen sich: Warum? 
Ich träume von Dingen, die es nie gab, 
und sage: Warum nicht?
GEORGE BERNHARD SHAW
Einleitung
Das »Gespenst einer neuen bundesweiten Linkspartei«, das im Sommer 2005
gesichtet wurde, und vom dem ein Jahr später viele Beobachter sich glauben ma-
chen wollten, es hätte sich bereits wieder verflüchtigt, ist am 16. Juni 2007 zur
Realität geworden. Die Partei, die durch Verschmelzung der WASG mit der Links-
partei.PDS entstanden ist und sich DIE LINKE nennt, schickt sich an zur dritt-
stärksten politischen Kraft in der Republik zu werden.
Es war ein kurzes Zeitfenster, das die Chance zur Kooperation bei der vorge-
zogenen Bundestagswahl 2005 bot und das von den Führungen der beiden Par-
teien genutzt wurde. Sie standen unter dem Druck ihrer Mitglieder sowie einer lin-
ken Öffentlichkeit und ihnen wurde schnell klar, dass es letztlich keine Alternative
hierzu gab, zumindest keine, die in den Bundestag führen würde.
Zwischenzeitlich haben nicht nur – wenn der Blick in erster Linie auf die Partei-
entwicklung gerichtet wird – zermürbende Debatten und groteske Konkurrenz-
kandidaturen stattgefunden, sondern es ist beiden Parteien gelungen, gemeinsame
Kampagnen – vom Mindestlohn bis zum G8-Gipfel – durchzuführen, und dank ge-
meinsamer Anstrengungen ist ihnen der Einzug in die Bremische Bürgerschaft ge-
lungen. Womit angedeutet werden soll, dass es sich um einen widersprüchlichen
Prozess handelt, der gleichwohl die Chance bietet, dass die Partei in den nächsten
Jahrzehnten einen festen Platz im Parteiensystem der Republik einnehmen könnte.
Ob dies gelingt, wird im Wesentlichen vom Agieren der Linkspartei selbst ab-
hängen. Nachdem sie jetzt die erste Phase ihrer (Doppel-)Existenz beendet hat,
wird sie zeigen müssen, wie sie mit dem bislang ausreichenden Minimalkonsens
in Bezug auf programmatische und strategische Vorstellungen sowie ihrer Orga-
nisationsform umgehen will. Sie hat es in der Hand, ob es ihr »nie wieder so gut
gehen wird wie heute«1, oder ob sie eine offene programmatische Debatte ver-
1 Jens König: Der Linkspartei geht es derzeit bemerkenswert gut. Wie lange noch? In: die tageszeitung vom
12. Januar 2007.
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bunden mit einer integrativen Praxisorientierung dazu nutzt, ihre Vielfalt zur Pro-
duktivkraft einer sich erneuernden Linken zu machen.
In einigen Jahren werden (Auto-)Biographen über die komplizierten Situatio-
nen in diesem – für bundesdeutsche Verhältnisse bislang einmaligen – Prozess der
Verschmelzung zweier Parteien berichten. Auch die Protagonisten werden sich
dann entspannter an Situationen wie die erinnern, als es »kurz vorm Scheitern war
und an eine Situation, wo wir nicht einmal mehr an dem berühmten seidenen Fa-
den hingen, da waren wir im freien Fall.« (E22) Diese Studie will dem nicht vor-
greifen. Ganz im Gegenteil.
Ihr Ziel ist es, einen Blick auf die Denkweisen und Haltungen von führenden
Akteuren der beiden Parteien zu werfen, der Dank der mit ihnen geführten
leit-fadengestützten Experteninterviews gewonnen werden konnte. Der Studie
liegt dabei die zentrale Annahme zugrunde, dass die neue Linkspartei vor der Her-
ausforderung steht, »die sie prägenden strukturellen Widersprüche produktiv zu
bearbeiten und in ein gemeinsames Projekt zu integrieren.«3 Hieraus ergibt sich,
dass es für diese Studie nicht sinnvoll ist, die teilweise bemerkenswert kritischen
und kontroversen Auffassungen der Akteure zu glätten, sondern mit ihrer Hilfe die
zentralen Widersprüche – aber auch Gemeinsamkeiten – aufzuzeigen und damit
diskutabel und nutzbar zu machen. 
Zur Methodik der Studie
Die Mitglieder von Linkspartei.PDS und WASG vollziehen den Prozess der Neu-
formierung der politischen Linken auf den unterschiedlichen Ebenen, vor allem
natürlich auf der Bundes- über die Länderebene und bis hin zu den Kreisverbän-
den und Basisorganisationen. Dabei sind sie in unterschiedlichem Maße und in
unterschiedlicher Verantwortlichkeit Akteure dieses Veränderungsprozesses. Ihre
hohe Zustimmung bei der Urabstimmung zeigt an, dass die Mitglieder die Ver-
schmelzung der beiden Parteien und die Entwicklung einer gesamtdeutschen
Linkspartei wollen – bei aller Unterschiedlichkeit ihrer politischen Traditionen,
ihrer Sozialisation und ihres Politik- und Selbstverständnisses als neue parteipoli-
tische Linke. 
Erst wenn die Auffassungen unterhalb dieser generellen Zustimmung abgefragt
werden, ist es jedoch möglich, eine realistische Einschätzung des Prozesses und
der Bewertungen durch die Akteure zu erhalten. Welche Einstellungen entwickeln
die Akteure der neuen Linkspartei zum Neuformierungsprozess? Wie bewerten sie
die Schwierigkeiten und Konflikte im Zusammengehen der unterschiedlichen Par-
teien? Welches Selbstverständnis und welche strategischen Ansätze verbinden sie
2 Zur Zitiertweise der Interviews vgl. die Fußnote 7.
3 Michael Brie: Die Linkspartei – Partner für eine Reformalternative. In: Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte,
Nr. 6/2007, S. 30.
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mit dem neuen Parteiprojekt? Wie erleben sie die unterschiedlichen Kulturen und
die Ost-West-Differenz? Welche Vorbehalte bestehen und wie gehen die Akteure
damit um?
Diese und andere Fragen sind in dieser qualitativen Befragung Akteuren aus
Linkspartei.PDS und WASG gestellt und anschließend ausgewertet worden. Das
Ziel war es, die Sicht der Akteure intensiver kennen zu lernen, als dies aus pro-
grammatischen Dokumenten, Parteitags- und Parlamentsreden und täglicher Me-
dienberichterstattung möglich ist. Die leitfadengestützten Experteninterviews4 er-
möglichen es, eine Binnensicht auf den Neuformierungsprozess zu gewinnen, die
sich aus öffentlichen bzw. veröffentlichten Quellen kaum erschließen lassen bzw.
diese ergänzen. »Adressaten von Experteninterviews sind demnach Funktionseli-
ten innerhalb eines organisatorischen und institutionellen Kontextes.«5 Sie verfü-
gen über privilegierten Zugang zu Informationen über Personen und den Formie-
rungsprozess selbst, sind teilweise sogar maßgeblich an Entscheidungsprozessen
beteiligt und liefern somit das »Betriebswissen«6, das für diese Untersuchung zen-
tral ist. Die Auszüge aus den Experteninterviews werden anonym wiedergegeben.
Dies ist sowohl der zugesicherten Anonymität der Befragten geschuldet als auch
der Tatsache, dass nicht die Persönlichkeit und Biographie der Experten im Mit-
tepunkt der Untersuchung steht, sondern ihr Funktionswissen.7
Experteninterviews können exklusive Einblicke in Strukturen und die organi-
satorischen Veränderungsprozesse sowie in die Beteiligung bzw. Wahrnehmung
von Entscheidungsmechanismen geben. Sie werfen ein Licht auf beteiligte Funk-
tions- und Interessengruppen innerhalb der beiden beteiligten Parteien. Dieses in
einen konkreten Kontext eingebundene Akteurswissen spiegelt der Erfahrung
nach nicht nur persönliche, sondern ebenso kollektive Orientierungen und Hal-
tungen innerhalb des Prozesses wider. Um diese Ziele zu erreichen, wurden
Akteure8 aus den beiden Bundesvorständen, einer Reihe ausgewählter Landesvor-
stände, Abgeordnete in Europa-, Bundes- und Länderparlamenten sowie maßgeb-
liche Akteure politischer Strömungen befragt.
4 Vgl. Renate Liebold, Rainer Trinczek: Experteninterview. In: Stefan Kühl, Petra Strodtholz (Hrsg.): Methoden
der Organisationsforschung. Reinbek 2002, S. 33 ff.
5 Ebenda, S. 37 f.
6 Michael Meuser, Nagel Ulrike: Experteninterviews – vielfach erprobt, wenig bedacht: In: Detlef Garz, Klaus
Kraimer (Hrsg.): Qualitativ-empirische Sozialforschung. Konzepte, Methoden, Analysen. Opladen, S. 446.
7 Die in dieser Studie wiedergegebenen Auszüge aus den Interviews sind grundsätzlich in anonymisierter Form
zitiert. Den Interviews ist dabei jeweils eine Ordnungszahl zugeordnet. Die Akteure aus der PDS beginnen mit
dem Buchstaben E, die Akteure aus der WASG mit F und die externen Experten mit G. 
8 Gedankt sei ganz herzlich allen Akteuren, die sich für ein Interview zur Verfügung gestellt haben. In alpha-
betischer Reihenfolge: Dr. Wolfgang Albers, Dr. Joachim Bischoff, Prof. Dr. Lothar Bisky, Christine Buchholz,
Dr. Diether Dehm, Dr. Judith Dellheim, Ulrike Detjen, Klaus Ernst, Wolfgang Gehrcke, Claudia Gohde, Heinz
Hillebrandt, Nele Hirsch, Matthias Höhn, Katja Kipping, Ralf Krämer, Dr. Klaus Lederer, Katrin Lomp-
scher, Dr. Angelika Klein, Dr. Michail Nelken, Bodo Ramelow, Lucy Redler, Klaus-Rainer Rupp, Katina Schu-
bert, Herbert Schultz, Dr. Axel Troost, Sascha Wagner, Gabi Zimmer.
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In einer zweiten Gruppe von Befragten9 wurden Experten aus Bewegungs- und
Wissenschaftszusammenhängen interviewt, die nicht unmittelbar an dem Partei-
formierungsprozess beteiligt waren bzw. ihm politisch fern stehen. Hier sind die
Außensichten auf den untersuchten Prozess von Interesse. Als Beobachter politi-
scher Prozesse in der Bundesrepublik bzw. als Akteure sozialer Bewegungen ver-
fügen sie über entsprechendes »Kontextwissen«, das eine kritische Außensicht er-
möglicht.
In der Auswertung werden schwerpunktmäßig jene Themen wiedergegeben,
die entweder von mehreren Experten hervorgehoben wurden bzw. in denen eine
gravierende Differenz besteht10. Aus dem qualitativen Erhebungsverfahren ergibt
sich, dass eine prozentuale Darstellung nicht sinnvoll ist. Die Methode der leitfa-
dengestützten Interviews ermöglicht nur in sehr vorsichtiger Weise eine Quantifi-
zierung der Ergebnisse.
Ein Schwergewicht bei der Auswertung bzw. Darstellung der Ergebnisse liegt
in dem Aufzeigen von unterschiedlichen, teilweise gegensätzlichen Grundorien-
tierungen, Erfahrungen und Handlungsoptionen der beteiligten Akteure. Anders
als beispielsweise bei mediengerecht aufbereiteten Selbstdarstellungen der betei-
ligten Organisationen ist es ein Ziel der Untersuchung, die Probleme und Kon-
flikte des Prozesses aus Sicht beteiligter Akteure offen zu legen. Nur eine klare
Problemanalyse schafft in Projektentwicklungsprozessen die Basis für Korrektur-
und Veränderungsmöglichkeiten. Hierzu leistet diese Untersuchung einen Beitrag.
Die Entwicklung der »alten PDS«11 wurde bekanntermaßen umfangreich in der
wissenschaftlichen Literatur analysiert. Zur sich gegenwärtig bildenden Linkspar-
tei ist die Anzahl wissenschaftlicher Studien12 bislang gering. Gerade in dieser
Forschungssituation sind, bei Beachtung der immanenten Grenzen der Methode,
»Gespräche mit Experten eine vorzügliche Methode, neue Einblicke in For-
schungsfelder zu gewinnen«.13
9 Prof. Dr. Ulrich Brand, Prof. Dr. Lothar Peter, Prof. Dr. Thomas Poguntke, Prof. Dr. Rolf Reißig, Prof. Dr. Richard
Sorg, Georg Wissmeier.
10 Vgl. zur Selektion und Quantifizierung in Experteninterviews: Peter Ullrich: Das explorative ErpertInneninter-
view – Modifikationen und konkrete Umsetzung der Auswertung von ExpertInneninterviews nach Meuser/
Nagel. In: Tim Engartner, Diana Kurin, Thorsten Teubl (Hrsg.): Die Transformation des Politischen. Berlin 2007,
S. 107 f. 
11 Gemeint ist damit hier die Entwicklung der PDS von 1989/90 bis Mitte 2005.
12 Vgl. Michael Brie (Hrsg.): Die Linkspartei. Ursprünge, Ziele, Erwartungen. Berlin 2005; Meinhard Meuche-
Mäker: Die Linkspartei.PDS auf dem Weg zur neuen Linken. Anforderungen an eine politikfähige Partei. Berlin
2006; Tim Spier, Felix Butzlaff, Matthias Micus, Franz Walter (Hrsg.): Die Linkspartei. Zeitgemäße Idee oder
Bündnis ohne Zukunft? Wiesbaden 2007; Christian Schiffer: Die Partei Arbeit und soziale Gerechtigkeit (WASG)
– Gewerkschaftliche Interessensvertretung oder Partei der neuen politischen Linken? (Ms.). München 2007.
13 Renate Liebold, Rainer Trinczek: Experteninterview. A. a. O., S. 67.
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Auswertung der Interviews14
Parteien bilden sich nicht aus heiterem Himmel. Es bedarf gesellschaftlicher Kon-
flikte, die so gravierend sind, dass sie relevante Teile der Gesellschaft berühren
und polarisieren. Das gegenwärtige bundesdeutsche Parteiensystem wird geprägt
durch »eine zweidimensionale Polarisierung, d. h. der Parteienwettbewerb wird
durch zwei wesentliche Konfliktdimensionen geprägt: eine sozio-ökonomische –
vor allem in Gestalt des Sozialstaatskonflikts – und eine politisch-kulturelle Kon-
fliktdimension«15. Parteien kommt in diesen gesellschaftlichen Konflikten mit den
Polen soziale Gerechtigkeit vs. Marktfreiheit und Autoritarismus vs. Liberalismus
die Aufgabe zu, spezifische Interessen und Zielvorstellungen zu artikulieren, sie
in politische Konzepte umzusetzen und an der innergesellschaftlichen Kon-
fliktaustragung teilzunehmen. Die in der Gesellschaft vorherrschenden Konflikt-
linien prägen insofern auch die Parteien und bestimmen ihre Identität. 
Für die relativ erfolgreiche Geschichte der PDS war die Verankerung auf kom-
munaler und regionaler Ebene, ihre Etablierung als linke Volkspartei im Osten der
Republik ausschlaggebend. Sie konnte sich seit Beginn der neunziger Jahre an der
für die ostdeutsche Teilgesellschaft besonders relevanten Konfliktlinie des inner-
deutschen Ost-West-Konflikts entwickeln. Oder anders formuliert: Die PDS hat
die parallel hierzu wieder stärker wirkende sozio-ökonomische Konfliktlinie als
Ost-West-Konflikt ausgetragen. Zugleich wurde sie damit aber nicht zur gesamt-
deutschen linken Kraft und fand keine Möglichkeit, bundesweit Einfluss deutlich
oberhalb von fünf Prozent zu generieren. Zudem versäumte sie, »die personellen,
inhaltlich-programmatischen und koalitionsstrategischen Voraussetzungen für
eine Verstetigung ihres Wählerpotentials zu schaffen«16 und scheiterte 2002 an der
Fünf-Prozent-Hürde. Auch wenn der Ost-West-Konflikt länger bestehen bleiben
wird, »ist er nicht die Grundlage für eine gesamtdeutsche Linkspartei« (G5).
Der Ost-West-Konflikt seit Beginn der 90er Jahre wäre insofern eine notwen-
dige, aber in keiner Weise ausreichende Grundlage für die Herausbildung einer
neuen Linkspartei gewesen. Erst die deutliche Verschärfung sozialer Spaltungsli-
nien – der »Revitalisierung der ökonomischen Konfliktdimension im Parteiensy-
stem in Gestalt des Sozialstaatskonflikts«17 – in der ganzen Gesellschaft, die Um-
profilierung von SPD und Grünen und der damit einhergehenden Einschränkung
sozialdemokratischer Hegemonie ermöglichte die Erweiterung des Parteiensy-
14 Im Text wird Zwecks leichterer Unterscheidbarkeit und Charakterisierung der Herkunftsorganisationen von PDS-
bzw. WASG-Akteuren gesprochen – wohl wissend, dass sich die Interviewten vermutlich längst als Mitglieder
einer gemeinsamen Partei verstehen. Die Zitate aus den Interviews werden kursiv in den Text eingefügt.
15 Oskar Niedermayer: Die Veränderungen des deutschen Parteiensystems. In: Michael Brie, Cornelia Hildebrandt
(Hrsg.): Parteien und Bewegungen. Die Linke im Aufbruch. Berlin 2006, S. 103.
16 Ebenda, S.104.
17 Oskar Niedermayer: Die Entwicklung des bundesdeutschen Parteiensystems. In: Frank Decker, Viola Neu
(Hrsg.): Handbuch der deutschen Parteien. Wiesbaden 2007, S. 128.
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stems durch eine fünfte Kraft: eine absehbar dauerhaft existierende Linkspartei.
Betrachtet man die Langlebigkeit des deutschen Parteiensystems, dessen Wurzeln
ins 19. Jahrhundert reichen, so fand die erste grundlegende Erweiterung seit der
Frühzeit der Bundesrepublik mit dem Entstehen der Grünen in den späten 70er
bzw. 80er Jahren statt. Es ist davon auszugehen, dass wir zurzeit eine erneute Er-
weiterung hin zu einem Fünf-Parteien-System erleben, dessen Ursache in der Her-
ausbildung einer Partei links der SPD besteht.
»Entweder man nutzt die Chance oder man vergeigt sie auf Jahrzehnte.« (E2) –
PDS und WASG im Sommer 2005
Die Schwierigkeiten der PDS, sich im Westen tatsächlich als wählbare Alternative
darzustellen, begleiteten die PDS von Anfang an18. Nach dem Rückzug Gregor
Gysis, dem Sympathieträger der PDS im Westen, kurz vor der Bundestagswahl
2002, wurde diese Schwäche der PDS erstmals mit der Überlegung verbunden,
außerhalb der PDS nach einer Alternative zu suchen19. Noch gab es für ein solches
Projekt jedoch keine Akteure im Westen, weder an der Basis noch an der Spitze.
Diese Überlegungen spielten jedoch in der Zeit nach den Bundestagswahlen 2002
unter den Bedingungen einer um ihre Existenz ringenden Partei keine Rolle. Eine
wie auch immer geartete »PDS plus«20 stand nicht nur für die Öffnung der Partei,
sondern für ein neues parteipolitisches Projekt, das zu diesem Zeitpunkt in der
PDS weder in ihren entscheidenden Gremien noch in ihren Gliederungen mehr-
heitsfähig gewesen wäre.
Wie stellt sich die Situation vor der nordrhein-westfälischen Landtagswahl
200521 aus der Sicht der in dieser Studie befragten dar? In zahlreichen Antworten
werden insbesondere von Akteuren aus Ostdeutschland die Schwierigkeiten der
PDS im Westen deutlich benannt. »Und umso größer war dann die Ernüchterung.
0,9 Prozent – das war ein Urteil. Das widersprach allen Aufwärtstrends im Osten,
das war die große Ernüchterung. Wir sind dort fremd.« (E1) Das Resultat wurde
insbesondere deshalb als Niederlage empfunden, weil die Entwicklung der PDS
insgesamt wieder positiv gesehen wurde. Nach den Wahlerfolgen bei der Europa-
wahl und einigen Landtagswahlen im Jahr 2004 galt die Talfahrt als gestoppt und
die PDS »auf einem soliden Aufwärtstrend angekommen« (E1). Aber diese Er-
gebnisse übertrugen sich nur in geringem Maße auf die westdeutschen Landtags-
und Kommunalwahlen.
18 Vgl. Meinhard Meuche-Mäker: Die PDS im Westen 1990-2005. A. a. O.
19 »Eine neue Linke mit Gysi und Lafontaine. André Brie hofft auf die Überwindung alter Feindbilder«. In: Ber-
lin/MZ, 2. August 2002, Interview mit André Brie.
20 Michael Brie: Ist die PDS noch zu retten? Analyse und Perspektiven. rls standpunkte, Nr. 3/2003.
21 Bei der Landtagswahl in NRW am 22. Mai 2005 traten PDS und WASG getrennt an und ereichten 0,9 bzw. 2,2
Prozentpunkte.
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Auffällig ist bei einer großen Zahl der befragten PDS-Akteure die Haltung,
dass die WASG als aufkommende Konkurrenz angesehen wurde, gegenüber der
Zweifel und Skepsis angebracht waren und deren Absichten und Perspektive un-
klar schien. Die Mehrzahl der befragten WASG-Akteure betont hingegen die Auf-
bruchssituation ihrer Partei, die entstehende Dynamik, die Unterschiedlichkeit der
neu hinzukommenden Kräfte, kurz: »Und die, die da waren, die haben gespürt, da
liegt was in der Luft« (F4). Deutlich schärfer fällt allerdings auch ihre Beurteilung
der PDS aus. Sie wird charakterisiert als »unfähig, gesellschaftlich-seismogra-
phisch die Entwicklung aufzunehmen« sowie als »politisch angeschlagene und
aus meiner Sicht eben unsensible Partei, ...die mit viel Geld (in NRW) kandidierte,
damit aber in dem berühmten Ghetto hängen blieb.« (F3). Für den Westen wird sie
überwiegend als Splittergruppe angesehen, »die auch nicht attraktiv war für
Linke, die nicht mit der SPD einverstanden waren und die tatsächlich Politik ma-
chen würden, die über linke Milieupflege hinausgeht.« Und als Quintessenz:
»Also die PDS war im Westen eine sterbende Partei.« (F4)
Diese unterschiedlichen Sichtweisen der Akteure dokumentieren die Ge-
gensätzlichkeiten der beiden Quellorganisationen, die auch extern wahrgenom-
men werden als »gewisse Asymmetrie, was die organisatorische Reife als politi-
sche Partei anbelangt. Die PDS war eben da, sie war eine politische Partei im
klassischen Sinne mit allen Funktionen, die damit verbunden sind, das war die
WASG nicht.« (G6)
Die Bildung der WASG im Allgemeinen und der Wahlantritt der WASG in
Nordrhein-Westfalen im Konkreten waren Folge des Repräsentationsvakuums
links der SPD. Hieraus folgte die Überlegung, »wir brauchen insbesondere im We-
sten eine wählbare Alternative und die feste Überzeugung, dass das die PDS eben
nicht erreicht hat«. Und auch wenn es »im Bundesvorstand nur wenige waren, die
diesen Beschluss wirklich mit Herz und Flamme mitgetragen haben«, wurden
Fakten im Verhältnis der beiden Parteien geschaffen, und es scheint sich zu be-
stätigen, »dass wir alles das, was wir bis jetzt erreicht haben, mit der NRW-Wahl
eingeleitet haben.« (F2)
Durch die Ankündigung Gerhard Schröders am NRW-Wahlabend, Neuwahlen
des Bundestages durchzuführen, entstand schlagartig die Situation, »dass die bei-
den Parteien jetzt gezwungen waren, aufeinander zuzugehen, bei Strafe des eige-
nen Versagens« (G5). Mit einer Ausnahme schließen sich alle befragten Akteure
letztendlich der Auffassung an, dass ein konkurrierender Wahlantritt höchstwahr-
scheinlich dazu geführt hätte, dass keine der beiden Parteien die Fünf-Prozent-
Hürde übersprungen hätte und es »war natürlich auch klar, dass es nicht zwei Par-
teien links von der SPD auf Bundesebene geben kann« (F7).
Die Gründe für diese erstaunlich schnelle Verständigung auf eine – wahlrecht-
lich wie auch immer geartete – gemeinsame Bundestagskandidatur bewerten die
Akteure durchaus differenziert. Eine gewichtige Rolle spielt, insbesondere bei den
PDS-Akteuren, die Haltung Oskar Lafontaines, sich bei einer gemeinsamen Kan-
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didatur von PDS und WASG als Spitzenkandidat zur Verfügung zu stellen. Er hat
die »historische Situation auf den Punkt gebracht und mit seiner Person verbun-
den.« (E4) Verstärkt wurde dies, nachdem auch klar war, dass Gregor Gysi für das
gemeinsame Projekt zur Verfügung stand. Von einigen WASG-Akteuren wird an-
gemerkt, dass Lafontaines Angebot zwar den Druck verstärkt hätte, »aber eigent-
lich nicht der Auslöser« gewesen sei. Denn, »dass wir das gemeinsam wollten,
wussten wir eigentlich schon vorher, weil es relativ klar war, dass wir sonst keine
Chance hatten bei den Wahlen.« (F1) Der entstandene Erwartungsdruck durch
Mitglieder und die linke Öffentlichkeit wird meistens durchaus positiv gesehen.
Eine Einzelmeinung bleibt in diesem Kontext, dass das »ein Stück weit was von
Erpressung auch der WASG-Mitgliedschaft« (F5) hatte. Auch bei den Externen
wird der extreme Zeitdruck und die Alternativlosigkeit der Situation benannt.
Nicht außer Acht gelassen werden sollte, dass es bereits vor der NRW-Wahl in
beiden Parteien Debatten über Sinn und Zweck von Kooperationen gab22, die al-
lerdings ohne positive Ergebnisse geblieben waren. Genauso gab es bereits vorher
zwischen Lothar Bisky, Oskar Lafontaine und anderen Verabredungen, sich im
Vorfeld der ursprünglich für 2006 geplanten Bundestagswahl über ein gemeinsa-
mes Handeln zu verständigen. Ende Mai 2005 entstand jedoch eine Situation, in
der »man etwas machen (muss), bevor sich das Zeitfenster wieder schließt« (E6).
Neben der Gefahr der Konkurrenzkandidatur sehen WASG-Akteure auch nüch-
tern die Situation ihrer Partei: »... wenn man allein die Finanzlage der Partei
kannte, war klar ..., wir hätten überhaupt nicht, nicht einmal in Ansätzen, einen
Wahlkampf 2005 führen können.« (F2) Darüber hinaus vertreten Akteure beider
Seiten die Auffassung, dass es in den damaligen Debatten bereits um mehr ging
als um nüchterne wahltaktische und organisatorische Überlegungen. »Die Linke
ist noch immer in einem Prozess, sich generell neu ... zu formieren und hat mög-
licherweise ... eine Chance, traditionelle Spaltungen zu überwinden« (E13) und so
kann es vielleicht gelingen »eine starke linke Partei in ganz Deutschland zu schaf-
fen« (F4). So entstand neben der Wahlfrage die Situation, »dass zumindest die
Idee einer neuen Linkspartei bei einer ganzen Reihe von Protagonisten und Prota-
gonistinnen durchaus an Charme gewonnen hatte. ... eine neue Linkspartei zu
kreieren, die ein bisschen mehr ist als die Summe der Mitglieder der bisherigen
Parteien. ... diese Idee hat zumindest bei den Sympathisanten und Sympathisan-
tinnen und Mitgliedern dazu geführt, dass man sich diesem Prozess auch mit Hoff-
nungen und mit Optimismus genähert hat.« (E3)
In einzelnen Interviews mit WASG-Akteuren wird deutlich, dass sie sich ei-
gentlich mehr Zeit für eine eigenständige Parteientwicklung und Profilbildung der
WASG gewünscht hätten. Aber auch wenn es bei dem einen oder der anderen Be-
denken gab, und der Prozess zum damaligen Zeitpunkt in beiden Parteien kontro-
22 Vgl. Michael Brie: Ist die PDS noch zu retten? A. a. O.; Rainer Rilling, Christoph Spehr: Die Wahl 2006, die
Linke und der jähe Bedarf an Gespenstern. rls standpunkte 6/2005.
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vers diskutiert wurde, war – mit einer Ausnahme – für alle Befragten klar, dass es
keine Alternative zum eingeschlagenen Weg des gemeinsamen Wahlantritts gab.
Im Gegenteil: »Es war die pure Notwendigkeit.« (F8) Für eine realistische Be-
trachtung des Parteibildungsprozesses sollte aber folgender Hinweis von Außen
zur Kenntnis genommen werden: »Es war aber, das wird sozusagen für die ge-
samte weitere Entwicklung nicht unbedeutend sein, von vornherein nicht die In-
tention der PDS, dass neben ihr im Westen eine solche andere politische Forma-
tion entsteht, mit der man sich dann zusammenschließt, und es war ... schon gar
nicht die Intention der WASG, mit der PDS sozusagen eine neue Linke zu grün-
den.« (G5)23
Festzuhalten bleibt allerdings auch, dass neben den in den Interviews vorran-
gig genannten innerparteilichen Gründen, die gemeinsame Kandidatur mit der
Perspektive der Bildung einer neuen Partei Resultat einer sehr spezifischen Gele-
genheitsstruktur war. Die rot-grüne Agenda-Politik hatte zur massiven Entfrem-
dung eines Teil ihrer eigenen Anhängerschaft geführt, die Bereitschaft ständig
weitere soziale Zumutungen klaglos zu ertragen war für einen nennenswerten Teil
gewerkschaftlich geprägter Milieus erschöpft. PDS und WASG bot sich eine Ver-
tretungslücke. Sie auszufüllen, konnte nur beiden gemeinsam gelingen.
»Die Strategie ist: das Projekt muss gelingen.« (G1) – Probleme der Strategie-
entwicklung in der Neuformierung
Nun entstehen Strategien nicht im luftleeren Raum, sondern sind durch äußere
Rahmenbedingungen beeinflusst. In den Interviews kristallisieren sich im We-
sentlichen drei Antwortbereiche heraus. Zunächst wird immer wieder auf den
komplexen rechtlichen Rahmen verwiesen: Wahlrecht, Parteienrecht, die Frage
staatlicher Gelder, Fragen vereinsrechtlicher Dimension »bis hin zur ganz banalen
Frage, nach welchen Rechtskriterien kann man eigentlich Parteien aufeinander zu
bewegen, damit man keine unzulässigen Wahlabsprachen getroffen hat.« (E2)
Hinzu kamen der Medieneinfluss sowie der enorme Zeitdruck, dem der Prozess
unterlag.
In einem zweiten Bereich werden die gesellschaftlichen Entwicklungen der
letzten Jahre genannt, denn »mit der rot-grünen Bundesregierung und der Agenda
2010... gab es sozusagen ein Revival sozialer Bewegungen, beispielsweise auch
unterstützt durch die globalisierungskritische Bewegung. ...es gab eine neue De-
batte um Kapitalismuskritik in Form von Globalisierungskritik. ...und da sind
dann viele Menschen wieder offen für Politik gewesen. Und auch der Neolibera-
lismus war nicht mehr so vollständig überzeugend für viele« (E3). Andere benen-
nen die Entfesselung der kapitalistischen Globalisierung, die gesellschaftlichen
23 Vgl. Nachtwey, Oliver: Im Westen was Neues. Die Entstehung der Wahlalternative Arbeit & soziale Gerechtig-
keit. In: Tim Spier, Felix Butzlaff, Matthias Micus, Franz Walter (Hrsg.): Die Linkspartei. A. a. O., S. 165.
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und ökonomischen Klassenkämpfe und die Entwicklung sozialer Bewegungen.
Die Frage allerdings, ob die Beobachtung, dass »die neoliberalen Glaubenssätze
immer mehr in Konfrontation geraten zur Realität, zur Lebenswirklichkeit der
Leute« (F4), zu wachsendem Engagement oder eher zur Verstärkung des Gefühls
des Ausgeliefertseins, der Demotivierung und letztlich der Politikverdrossenheit
führen, wird unterschiedlich gesehen.
Drittens wird von den Akteuren der Druck von Mitgliedern und der Öffent-
lichkeit genannt. »Die entscheidende Rahmenbedingung ist, ob die Mitgliedschaft
das mitträgt.« (E1) Und es wird ein erheblicher öffentlicher Erwartungsdruck be-
nannt: »Dieser ganze Prozess, diese Vernunft, zusammenzugehen, das ist nicht nur
durch die direkten Parteimitglieder, sondern das ist zum Teil durch unser Milieu
Drumherum ... erzwungen worden.« (F3)
Neben diesen Rahmenbedingungen stellt sich die Frage nach den Strategien,
die der Kooperation der beiden Parteien und letztlich dem Neuformierungsprozess
zugrunde liegen, und dem Verständnis von Strategie über das die Akteure verfü-
gen. In den Interviews werden ausführlich Chancen und Probleme des Prozesses
benannt. »Die Strategie ist schon die gewesen zu sagen, wir brauchen eine sozia-
listische Partei der Bundesrepublik, also eine, die nicht nur ein Prozent als Irrtum
wegfängt.« (E1) Dabei musste klar sein, dass das Neue »nicht die einfache Aus-
dehnung der Linkspartei im Westen ist.« (F1) Verbunden wurde dies mit der Hoff-
nung, »die Vielfalt tatsächlich (zu) gewährleisten und mit Leben (zu) erfüllen,
...(dann) werden wir für viele attraktiv und haben Chancen in der Zukunft, auch
was die Mitgliederentwicklung angeht und die Wählerzustimmung.« (E4) 
Genau an dem Punkt, ob es »nur« die Vereinigung zweier Parteien oder ein dar-
über hinausgehender Öffnungsprozess gewesen ist, entzündet sich aber Wider-
spruch, denn eine solche (Öffnungs-) »Strategie ist nie verfolgt worden.« (E7) In
der Beobachtung von außen wird gleichfalls darauf hingewiesen, dass »die Haupt-
strategie ist, sich als Partei stärker gesamtdeutsch aufzustellen« Es sei darum ge-
gangen, »dieses Bündnis hinzubekommen«. Dabei sei »also die organisatorische
Strategie« (G4) verfolgt worden.
Eine Position, die sich in den Interviews wie in den offiziellen Vereinbarungen
immer wieder findet, ist, dass »von Anfang an die Strategie vereinbart (war), dass
das Ganze nicht nur in einer Kandidatur mündet, sondern auch in einer gemein-
samen Partei.« Dabei war »der Bundestagswahlkampf schon Prozessteil.« (E2)
Zur Strategie der Parteibildung werden kaum Aussagen mit ähnlicher Klarheit
getroffen.
Es fällt auf, dass es völlig unterschiedliche Sichtweisen dazu gibt, was denn die
Strategie gewesen sei, bzw. ob es überhaupt klare strategische Überlegungen ge-
geben hätte. Insbesondere, aber nicht nur, bei PDS-Akteuren wird Kritik deutlich.
»Wir haben eine Strategie der Vereinigung beider Parteien ... über den Weg der
Verschmelzung. ... Die Frage des inhaltlichen Zusammengehens ist natürlich eine
ganz andere Geschichte. ...wir haben eine Strategie des Minimalkonsenses gefun-
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den«. Über die Eckpunkte wurde diskutiert, »aber das hat alles nichts mit einem
breiten Programmprozess zu tun, in den man irgendwie die gesamte Partei ein-
bindet« (E10). Neben einem mangelhaften Diskussionsprozess wird die Gefahr
gesehen, dass »das Spektrum von Linken wieder außen vor bleiben würde, das
man braucht, wenn man tatsächlich gesellschaftspolitische Kräfteverhältnisse im
Sinne von gesellschaftlicher Reformpolitik verändern will. Und es gibt aber keine
politische Strategie, diese dritte Kraft oder dieses Spektrum der Dritten anzuspre-
chen und zu gewinnen.« (E11) Zugestanden wird, dass vieles verständlicherweise
in »den Wirren des Konkreten untergegangen« (E3) ist, aber es bestand auch ein
enormer »Disziplinierungsdruck« (E6) und »der Pragmatismus wird zur Strategie
erhoben.« (E11) Eine inhaltlich-programmatische Einigung wird angezweifelt
und von einzelnen wird vermutet, »dass da ganz unterschiedliche Vorstellungen
von dem zugrunde liegen, was Partei ausmacht.« (F9) Auch extern wird in meh-
reren Interviews keine klare Strategie bzw. der Debatte darüber ausgemacht:
»Also, ich glaube nicht, dass das strategische Denken das Dominante war in die-
sem Neuformierungsprozess. Es war von der Hand in den Mund, reagieren auf im-
mer neue Ereignisse und immer im Blick ... als strategischen Fixpunkt: am Ende
muss es eine gemeinsame Partei geben.« (G5)
Und auch bei den Akteuren, die weniger auf den strategischen Prozess der Par-
teibildung eingingen sondern eher auf die zukünftige Strategie der Partei, finden
sich wenige Antworten, die an die Komplexität der Strategiebildung, wie sie bei-
spielsweise in den Eckpunkten entwickelt wurde, anknüpfen. Deren Überlegun-
gen gleichen eher einer Angebotspalette. Es käme darauf an, »den Nichtvertrete-
nen eine Stimme zu geben« (E4), »eine linkssozialdemokratische Partei mit einem
starken marxistischen Minderheitenflügel« (E12) zu bilden oder die Frage zu be-
antworten, inwieweit eine Partei »deutlich mehr sein (muss) als eine Gewerk-
schaft und deutlich mehr auch als eine Bewegung« (E9). Genannt wurde auch,
dass es darauf ankäme, die Erfahrungen der PDS-Mitglieder aus der Systemkon-
frontation, aus »dem Versuch, eine nachkapitalistische Gesellschaft zu schaffen«
(F3) einzubringen, bis hin zur Notwendigkeit, zu begreifen, »dass das, was hier in
Berlin abläuft (gemeint ist die Regierungsbeteiligung – M. M.-M.), im Grunde ge-
nommen das Modell für die Bundesrepublik ist« (F9). Aus einem anderen Blick-
winkel wird die Frage gestellt, ob »man im Bewusstsein und der politischen Kul-
tur dieses Landes die Notwendigkeit einer Linken dauerhaft hin(bekommt) ..., wo
sich in den derzeitigen Entpolitisierungstendenzen des Postfordismus überhaupt
die Frage stellt, ob man eine politische Linke braucht.« Und zwar »aus der Per-
spektive vieler Leute, die in diesem Land seit vielen Jahren auch ganz gut ohne
eine originäre Linke ausgekommen sind.« (E6)
Vielleicht erklären sich diese vielfachen, sich teilweise widersprechenden und
lückenhaften Vorstellungen der Strategie der neuen Partei damit, dass »in allen ka-
pitalistischen Metropolen die kommunistisch-sozialistischen Parteien, ... mit der
Veränderung des Kapitalismus und der neuen Situation ohne Systemkonfrontation
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nicht klargekommen« sind und »nach wie vor in einer tiefen Orientierungs- und
Suchbewegung stecken« und »dass der Prozess der Neuerfindung ziemlich am
Anfang steht.« (F3) Vielleicht dient zur Erklärung aber auch die Überlegung: »Die
Strategie ist, das Projekt muss gelingen. ... Und deshalb gibt es eben auch die Su-
che nach dem kleinsten gemeinsamen Nenner, und es gibt, finde ich, zurzeit keine
vorwärtsweisende Debatte.« (G1)24 Es sind diese Lücken, oder genauer: Defizite
der strategischen Debatte, die die neue Linkspartei in ihrem eigenen Interesse zü-
gig bearbeiten sollte.
Ursachen für Probleme in der Entwicklung werden häufig bei den Akteuren der
jeweils anderen Quellorganisation gesehen. Den einen war wesentlich, »keine
PDS plus zu bilden, sondern wirklich einen Zusammenschluss beider Parteien so
hinzukriegen, dass es eine Linke gibt, die eben ein ›Westgesicht‹ bekommt..., die
ganz klar WASG-Profil hat« (F2). Andere begründen beispielsweise die Tatsache,
dass es »keine inhaltlichen Debatten gibt« mit dem Umstand, »dass die starken
Persönlichkeiten auch befürchten, dass dann eher die WASG nicht mehr mitmacht
... gerade weil relevante Teile und auch Personen der WASG der Meinung sind,
über die Fusion sich jetzt endlich das nehmen zu können, was ihnen sowieso zu-
steht, die Ressourcen, die Mandate, die Macht in der Partei.« (E11) Die Stand-
punkte sind unterschiedlich und oftmals mit wechselseitiger Kritik verbunden.
Immer wieder wird deutlich, dass trotzdem »der Wille (besteht), diesen Parteibil-
dungsprozess voranzubringen, ...also das war etwas, was alle Strömungen vereint
hat.« (E10) 
Bei einer Partei, die den Anspruch erhebt, die eine wirklich gesamtdeutsche
Partei in der Bundesrepublik zu sein, ist eine genauere Betrachtung des Ost-West-
Verhältnisses zwangsläufig geboten. Ein interessantes Ergebnis ist, dass eigentlich
niemand die besondere Schwierigkeit bzw. Differenz bestreitet. »Na sicher gibt es
die. Also bei der Neuformierung treffen zwei Welten aufeinander.« (F4) Benannt
wird auch – aber das ist kein Gegenargument –, dass es zwischen Ost- und West-
linker in bestimmten Bereichen Ähnlichkeiten gibt. Die »Politikpraxis der letzten
150 Jahre, zumindest die hegemoniale, war eine staatsfixierte und in gewisser
Weise auch eine apologetische. Die gute Marxsche Tradition, sich in Gesell-
schaftsanalyse zu üben, die Welt als Kampffeld unterschiedlichster Interessen und
Widersprüche anzusehen, in denen man sehr flexible Positionen beziehen muss
und sich nicht relativ schlichter Weltbilder bedienen darf, die ist in der Linken un-
ter die Räder gekommen, und zwar sowohl in der kommunistischen als auch in der
sozialdemokratischen.« (E6) Es wird eine kulturelle Ähnlichkeit von DGB- und
SED-Sozialisation konstatiert.
Mehrere Akteure der WASG argumentieren, dass die PDS in Ostdeutschland
zwar über eine starke Anerkennung in der Bevölkerung verfüge, aber eine sehr
24 »Das hochgesteckte, von vielen als historisch begriffene Ziel, eine neue Linkspartei aus der Taufe zu heben, eint
und diszipliniert die Akteure einer unsichtbaren Klammer gleich.« Robert Lorenz: Techniker der »kalten Fusion«.
Das Führungspersonal der Linkspartei. In: Ebenda, S. 322.
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staatstragende und an die politischen Bedingungen angepasste, »teilweise sozial-
demokratische Politik« (F1) vertrete, viele ihrer Akteure sich von radikaleren Po-
sitionen nach rechts bzw. in die Institutionen hinein begeben hätten, im Westen
sich hingegen viele ehemalige Sozialdemokraten nach links entwickelt hätten.
Aber es gibt in diesem Spektrum auch die Auffassung, dass eine Partei, die 15 bis
25 Prozent Wählerzuspruch erhält, »eben nicht mehr nur Fundamentalopposition
machen (kann)... dann muss sie bestimmte Gestaltungsaufgaben auch mit wahr-
nehmen, und das ist für die westdeutsche Linke bisher unvorstellbar, weil sie in
dieser Situation noch nie gewesen ist.« (F2)
Von einer Reihe von PDS-Akteuren wird darauf verwiesen, dass es im Westen
zahlreiche Vorbehalte gegenüber allem gibt, was aus der ehemaligen DDR
kommt. Und auch »in der Westlinken ..., ist der Teil der Menschen, der sich mit
dem Osten überhaupt nicht beschäftigt, relativ groß.« Es sei eine Sichtweise ver-
breitet, »dass der Osten etwas ist, was uns viel kostet und auch mit dran schuld ist,
dass die politischen Rahmenbedingungen die Armut so fördern.« (E5) Es bestün-
den unterschiedliche Sichten aus Ost und West auf den Parteibildungsprozess. In
der PDS gäbe es einen lange ausgetragenen Ost-West-Konflikt, in der WASG
nicht: »In der WASG herrscht eine tiefe Ignoranz gegenüber dem Osten vor.«
(E10) Dennoch wird nicht beim Verteilen von Vorwürfen stehen geblieben. Die
Schwierigkeiten, die die PDS im Westen hatte, werden durchaus auch als hausge-
machte gesehen: »Also ein Großteil des Problems, den wir im Westen hatten, liegt
an uns selber, wie wir aufgestellt waren.« (E3) 
Es gibt bei PDS-Aktivisten die Meinung, dass »das einzige, was vielleicht die
Ost- und die Westlinke voneinander unterscheidet, das ist die spezifische Erfah-
rung des Scheiterns 1989, die (im Osten) viel unmittelbarer erfahren wurde.« (E6)
Insofern fehle der Westlinken auch die Erfahrung des Reinfindens in die neue Ge-
sellschaft und »vieles, was (von) dort kommt sind für uns, sagen wir mal untaug-
liche Argumente, um Politik zu machen, weil wir wissen, sie bringen nichts.«
(E19)
»Das ist wie bei einer Ehe, man kann eben nicht alle Frauen gleichzeitig heira-
ten.« (E1) – Akteure des Linksprojekts sowie die Einflussnahme von Außen
Wen wollen die befragten Akteure für die neue Linkspartei gewinnen? Welche so-
zialen, demographischen sowie politischen und kulturellen Gesichtspunkte spie-
len bei ihren Überlegungen eine Rolle? Ganz allgemein stehen bei den Antworten
auf die Frage nach dem Engagement für die neue Partei zwei Gruppen im Vor-
dergrund. Am häufigsten werden aktive Gewerkschafter genannt. Konkret sind
damit vor allem Betriebsräte und Vertrauensleute sowie jene aus den unteren und
mittleren Ebenen der Gewerkschaftsapparate gemeint. Hervorgehoben wird bei-
spielsweise ein sehr hoher Anteil von Gewerkschaftern in der WASG in Nord-
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rhein-Westfahlen. An zweiter Stelle wird betont, »wir brauchen vor allem aus dem
kritischen intellektuellen Bereich unbedingt Menschen, die sich engagieren, die
einen solchen Prozess mitgestalten wollen.« (E7) Zumal es an den Universitäten
eine neue Generation von Wissenschaftlern gäbe und insofern auch der linke
Hochschulverband eine wichtige Rolle einnehmen könnte. 
Erwähnt wird darüber hinaus auch die Relevanz von lokalen Bündnissen, In-
itiativen, Vereinen usw. für die Arbeit der Linken. »Also ohne Kegelvereine,
Schrebergartenvereine, Turnvereine, Karnevalsvereine, Schützenvereine ... kommst
du auch nicht an die Zivilgesellschaft ran.« (E12) Zugleich werden jedoch Zwei-
fel formuliert, ob von Seiten der Führung der neuen Partei Engagement außerhalb
sozialdemokratisch-gewerkschaftlicher Kernmilieus überhaupt gewünscht wird.
»Ansonsten mit Verbänden und Organisationen, da höre ich dann immer eher
Skepsis bis Naserümpfen und ähnliches bis hin zu der legendären Äußerung, wie
denn die Telefonnummer der Zivilgesellschaft wäre.« (E6)
In einigen Interviews wird die Problematik angesprochen, jüngere Menschen
für die Partei zu gewinnen, auch im Sinne der notwendigen Generationenfolge.
Zudem sei es mit einer Mitgliedschaft, die sich überwiegend im Rentenalter be-
fände, politisch und strukturell sehr kompliziert, überzeugende Angebote für die
Mehrheit der Wählerinnen und Wähler zu machen.
Erstaunlicherweise wird nur in zwei Interviews die Notwendigkeit betont, mehr
Frauen für die Linke zu gewinnen und sich in anderer Weise als bislang mit den
dominierenden patriarchalen Strukturen in der Linken sowie den Geschlechter-
verhältnissen in der Gesellschaft auseinanderzusetzen. Bei den Externen werden
die Defizite klar wahrgenommen: »was in beiden Gruppierungen total unbelichtet
ist, bei der WASG noch deutlich mehr als bei der PDS, das ist das Verhältnis zu
allem, was das Geschlechterverhältnis anbelangt.... Da sind beide Organisationen
in einem erheblichen Maße patriarchalisch verseucht ...Man hat nicht begriffen,
und es scheint unheimlich schwer zu sein innerhalb einer linken Partei oder linken
Organisation, dass das Geschlechterverhältnis neben und mit dem Kapitalverhält-
nis das entscheidende strukturelle Herrschaftsverhältnis der Gesellschaft konstitu-
iert. In allen ökonomischen Fragen, die scheinbar ganz geschlechtsneutral wirken,
entdeckst du ganz klar die sexistische Prägung der gesellschaftlichen Verhältnisse.
Frauen sind jeweils nicht nur doppelt betroffen, sondern qualitativ auch noch mal
in einer anderen Weise betroffen als Männer. Und linke Organisationen, die das
nicht kapieren, sind irgendwann zum Scheitern verurteilt.« (G6)
Mehrere Interviewte weisen auf die Schwierigkeit hin, Menschen, die unter den
Bedingungen sozialer Ausgrenzung und Isolation leben, überhaupt politisch zu in-
tegrieren. Der Anteil der anfangs zahlreichen Hartz-IV-Empfänger sei in der
WASG bereits zurückgegangen. Das Bestreben, sie für linke Politik zu gewinnen,
müsse wieder stärker in den Vordergrund rücken. Auch in der Außensicht wird
hierin eine Funktion der Linken gesehen: »Man muss zumindest versuchen, Stra-
tegien zu entwickeln, auch diese Teile des Pauperismus, sage ich mal traditionell,
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in eine Integrationsstrategie mit einzubeziehen und sie nicht einfach rechten
Schlägertrupps zu überlassen.« (G2) Ein Vorschlag ist, diejenigen, die in Arbeits-
losen- oder Obdachloseninitiativen, in Maßnahmen der Arbeitsförderung usw.
verankert bzw. beschäftigt sind, mehr Raum und Einfluss zu sichern. Sie würden
wissen, wie jene gesellschaftlichen Strukturen, die Armut und Ausgrenzung re-
produzieren, konkret verändert werden können. 
Das der Neuformierungsprozess der Linken im Kern auf zwei Quellorganisatio-
nen – PDS und WASG – und ihren Mitgliedern basiert, wird nicht infrage gestellt.
Allerdings bedauert eine ganze Reihe von Akteuren, dass sich bislang zu wenig
Linke aus anderen sozialen und kulturellen Zusammenhängen beteiligen. Es sei
nicht gelungen, wie ursprünglich geplant, einen Beirat aus nicht parteigebundenen
Linken zu bilden. »Und das zeigt ja ein bisschen, dass wir diesen Prozess zu sehr
als Prozess zwischen zwei Parteien und nicht als einen Einigungsprozess der Lin-
ken insgesamt haben organisieren können.« (E13) Die unterschiedliche Vorstel-
lung, ob eher einzelne Akteure oder Strukturen bzw. Organisationen zu gewinnen
seien, bleibt eine Randfrage. Bei der Analyse, worin die Ursachen für mangelndes
Interesse bestehen, werden unterschiedliche Akzente gesetzt. So heißt es einerseits,
der Prozess sei für alle Interessierten und »für alle Unorganisierten immer offen ge-
wesen«, aber man hätte sich in der westdeutschen Linken sehr zurückgehalten und
»ich glaube nicht, dass es an uns gelegen hat, dass wir uns dann irgendwann abge-
schottet haben«. Beispielsweise hätte es mit der DKP mehrere offiziöse Gespräche
gegeben, aber dort hätte man auf Eigenständigkeit bestanden. Und die Hoffnung
attac einbinden zu können wäre eine Illusion gewesen, weil »sie bewusst sagen, sie
wollen in keine der Parteien hinein.« (F2)
Andere Akteure sehen die Ursachen mangelnden Interesses eher in der proble-
matischen Kultur des bisherigen Prozesses. Viele Interessierte seien »auf der ei-
nen Seite grundsätzlich parteienkritisch ... ›wir wollen eigentlich nichts mit Par-
teien zu tun haben‹, und hätten sich auf der anderen Seite dann eben auch ganz
konkret dieses Projekt anders vorgestellt und könnten jetzt nicht sehen, dass sie
darin für sich auch wirklich einen Platz finden. ... Und solche Leute verliert man
da dann natürlich, dafür müsste das ganze Projekt schon mehr Diskussionsmög-
lichkeiten insgesamt beinhalten.« (F8) Auch von externen Beobachtern wird die
Frage gestellt, ob es denkbar wäre, dass es eine Rücknahme der Partei zugunsten
eines größeren Projektes geben könne. »Die Linkspartei sieht sich als Zentrum ei-
ner deutschen Linken. Und das ist ein Problem. Wenn sie sozusagen mehr will,
muss sie weniger Anspruch erheben. Sie muss die Ungleichzeitigkeiten gegenü-
ber Bewegungen, gegenüber Politisierungen, Selbstkritik zulassen« (G1). Not-
wendig sei es, ein Parteileben zu entwickeln, das Partei auch für Menschen außer-
halb traditionell linker, gewerkschaftlicher Organisationserfahrungen attraktiv
macht. ... »Aber sie sagen eben auch, so wie die beschaffen sind, ist das nicht
meine Welt, die Diskussionskultur ist nicht meine Welt, Populismus ist nicht
meine Welt. Das sind ja alles Faktoren, die auch mit dazu gehören.« (E5)
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Bleibt in diesem Zusammenhang die Frage nach der Einflussnahme von außen
auf das neue Projekt. Hier wird von Akteuren an erster Stelle auf Gewerkschafter
verwiesen. »Es gab einen Einfluss, das war ja ganz offensichtlich. Die WASG ist
ein Gewerkschaftsverein, jedenfalls weitgehend.« (E1) Einfluss sei auch gezielt
durch höhere Gewerkschaftsfunktionäre ausgeübt worden, und »es gibt bei den
organisierten Arbeitnehmern einen Druck darauf, dass sich die Kräfte links von
der CDU einigen.« (F4) Von Seiten anderer Parteien, insbesondere der SPD, gäbe
es vermutlich eher eine intensive Beobachtung und einen indirekten Versuch der
Einflussnahme25, wie beispielsweise an der Mindestlohnkampagne abgelesen wer-
den könnte, aber nicht auf die Parteibildung selbst.
An zweiter Stelle werden Akteure und Organisationen aus dem Bewegungsbe-
reich genannt. Friedensbewegung, attac, Verbände und Organisationen, auch ver-
einzelt Künstler hätten, insbesondere im Wahlkampf, ihre Ansprüche artikuliert.
Von einer Reihe von Akteuren wird auch der negativ bewertete Einfluss linker
Kleinstorganisationen und -parteien genannt. Diese Bestrebungen seitens DKP,
MLPD, SAV usw. würden dazu dienen, nicht noch mehr in die Bedeutungslosig-
keit abzudriften. Der Parteibildungsprozess wird beeinflusst, »zum Teil versuchen
die Sektenmilieus sogar, ...ihn zu okkupieren und das mit mehr oder weniger
großem Erfolg, aber auf jeden Fall so stark, dass man sagen kann, die haben im
Schiff, das jetzt in See sticht, eine Kabine gebucht.« (E6)
»Es gibt keine staubfreie Politik.« (E1) – Die internen Konflikte im Parteibil-
dungsprozess
Wohl niemand hat erwartet, dass sich ein Zusammenschluss der beiden politisch
und kulturell unterschiedlichen Quellorganisationen und ihrer Mitglieder einfach
gestalten könnte. In der Berichterstattung wird die geräuschlose Arbeit der Bun-
destagsfraktion und die Durchführung der Parteitage im März und Juni 2007
u. a. damit erklärt, das fast alles »dem strategischen Primat der Vereinigung« un-
tergeordnet wurde, die »zentralen Fragen ... allesamt durch Formelkompromisse
›gelöst‹« worden seien und damit »noch ein langer und programmatisch schwie-
riger Prozess« bevorstünde26. Trotz der Ausblendung existierender Konflikte ge-
genüber dem Ziel der Vereinigung sind den befragten Akteuren ausreichend Kon-
fliktpotenziale und offene Streitpunkte bewusst, und es wird davon ausgegangen,
dass »das eine Auseinandersetzung ist, die noch laufen wird, die wahrscheinlich
auch noch einige Jahre dauern wird.« (E1) Hinzu kommt, dass die Linke insge-
25 An dieser Stelle soll nicht problematisiert werden, inwieweit alle Parteien sich wieder stärker dem Sozialen zu-
wenden bzw. nach links gerückt seien, ja in der gesamten Gesellschaft ein Linksruck stattfinden würde. Vgl. Jörg
Lau: Viel Sehnsucht, viel Angst. In: Die Zeit, Nr. 33 vom 9. August 2007, S.3.
26 Albert Scharenberg: Dem Morgenrot entgegen? In: Blätter für deutsche und internationale Politik, Heft 5/2007,
S. 520 f.
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samt vor grundlegend neuen, globalen Herausforderungen stehe, die neue Fragen
und neue Antworten verlangen, so das sie »schon deshalb ein konflikthaftes Pro-
jekt ist, weil sie sich, ob sie will oder nicht oder ob sie es reflektiert oder nicht,
...in einem Suchprozess befindet. ...Es gibt keinen theoretischen, konzeptionellen,
programmatischen, strategischen, politischen Konsens, kann es nicht geben, aus
dem man einfach schöpfen kann.« (G5)
Die Akteure sehen diverse potenzielle oder bestehende Konflikte, die sich un-
abhängig von den Herkünften vier Kategorien zuordnen lassen. Erstens bestehen
Konflikte der Kultur des unmittelbaren Neuformierungsprozesses. Dies reicht von
Statutenfragen wie der Auseinandersetzung um Amt und Mandat oder die Frau-
enquote, die manche als zu hoch ansehen, bis hin zur Konkurrenz um Macht und
Einfluss. Eine Reihe von Konflikten basieren auf unterschiedlichen Erfahrungen
und Kulturen in Ost und West. Viele West-Linke kämen aus strukturkonservativen
Organisationen wie SPD und Gewerkschaften, und mit ihnen würde der politische
Grundansatz fundamentalistischer. Zugleich fehlten ihnen oftmals differenzierte
Erfahrungen, was auf kommunaler und Landesebene geleistet werden könne. Und
es gäbe den kulturhistorischen Konflikt, wie mit der ehemaligen PDS umgegan-
gen wird, bei all ihrer Widersprüchlichkeit und ihren Schwächen. »Denn wir hat-
ten 16 Jahre Erfahrungen in den Landesparlamenten, wir hatten 12 Jahre Erfah-
rungen im Bundestag mit einer Fraktion, die natürlich im wesentlich ostdeutsch
geprägt war. Und dann hopp – alles weg.« (E19)
Wesentlich häufigere Nennungen ließen sich bei der zweiten Kategorie von
Konflikten, den unterschiedlichen strategischen Vorstellungen, ermitteln. Die häu-
figsten – teilweise auch als zentral bezeichneten – Konflikte werden bei der Frage
Regierungsbeteiligung27 bzw. der damit verbundenen Frage, ob die Partei die Ge-
sellschaft mitgestalten soll oder nicht, gesehen. Sowohl PDS- als auch WASG-Ak-
teure benennen diesen Konflikt, ihre Einstellungen lassen sich überwiegend, aber
nicht in jedem Fall an den ehemaligen Parteigrenzen ablesen. Die Regierungsko-
alition in Berlin wird in vielerlei Hinsicht, positiv wie negativ, als ein Referenz-
projekt verstanden. Verschiedentlich wird daran erinnert, dass sich die Frage des
Mitregierens nur im Kontext gewachsenen Einflusses stellt. Und die Frage, ob und
wie man an sich an einer Regierung beteiligt, stünde ganz anders, »nachdem man
vier oder fünf oder sechs Jahre oder zwei Legislaturperioden in einer Oppositi-
onsrolle im Landtag war, in Baden-Württemberg, wo auch immer, und bin dann
durch meine konsequente Opposition von 7 meinetwegen auf 13 Prozent gekom-
men.« (F9) Wobei die Frage »niemals konfliktfrei für Linke zu beantworten (sei),
weil sie schon mit Kompromissen oder mit Halbheiten, mit anderen schlimmen
Sachen behaftet ist«. (E1) Eine andere Überlegung ist die, das der strategische Fo-
kus der Politik der neuen Partei die Bundespolitik sei und insofern Koalitionen auf
Landesebene den bundesweiten Zielen der Partei zuwiderliefen. 
27 Siehe hierzu ausführlicher den Beitrag von Cornelia Hildebrandt in diesem Band.
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Es wird immerhin noch zaghaft an das PDS-Konzept des »Strategischen Drei-
ecks« erinnert, das eine vernünftige Grundlage abgeben könne. Aber einschrän-
kend wird angemerkt: »...was ist das strategische Dreieck, was bedeutet das und
wie sind die drei Winkel in diesem Dreieck. Und ich erlebe dann leider, und zwar
völlig egal ob PDS oder WASG, … jeder betrachtet immer nur seine Ecke, in der
er sich eingerichtet hat. Und jetzt kommt hier auf einmal die Frage, lass uns doch
mal über das Dreieck als Ganzes reden.« (E2) WASG-Akteuren machen sich den
Begriff nicht zueigen sondern sprechen eher von einer Gesamtstrategie für eine
gesellschaftliche Weiterentwicklung bzw. darüber, wie mit den kapitalistischen
Rahmenbedingungen und der kapitalistischen Logik umgegangen werden kann. 
Nur vereinzelt wird die Meinung vertreten, gesellschaftliche Veränderungen
»in kleinen Schritten« in einen schroffen Gegensatz zu stellen zu der Position,
»dass wir die Gesellschaft, so wie sie jetzt ist, falsch finden und wir deshalb das
grundlegende Ziel Sozialismus doch sehr stark in den Vordergrund stellen wollen«
(F8). Einen Gegenpol hierzu bildet die Auffassung, dass selbst die Begrifflichkeit
des »Demokratischen Sozialismus ein Riesenproblem« sei, weil der emotional
stark besetzte Begriff »›Sozialismus‹ im Westen keine positive Ausstrahlung hat.
... dieser Begriff ... bewegt sich gegen den Mainstream, ... schreckt im Westen eher
ab ... und er widerspricht also diesem Ziel« (F1). Die Auseinandersetzungen um
den Begriff des »Demokratischen Sozialismus« hat in den Interviews wider Er-
warten so gut wie keine Rolle gespielt hat – weder von seinem Inhalt noch von der
vermeintlich taktisch inspirierten Auseinandersetzung um seinen Gebrauch. Kon-
sens dürfte in der Notwendigkeit der Veränderung der Kräfteverhältnisse bzw. der
Erlangung der Hegemoniefähigkeit als Voraussetzung für politische Veränderun-
gen bestehen. 
Im Kontext programmatischer Vorstellungen scheint es für die Linke erforder-
lich zu sein, sich intensiver mit Charakter und Rolle des Staates auseinanderzu-
setzen. Verschiedene Akteure verbinden ganz unterschiedliche Vorstellungen da-
mit und sehen hier zugleich einen weiteren zentralen Konflikt. Wie steht es
beispielsweise mit den emanzipatorischen Aspekten bei Selbsttätigkeit und
Selbstorganisation? Auf welcher begrifflichen Grundlage lassen sich Vergesell-
schaftung einerseits und Entstaatlichung andererseits diskutieren? Und es wird
vermutet, Uneinigkeit zwischen West und Ost, WASG und Linkspartei entstünde
schon bei der Frage, ob der öffentliche Dienst ausgebaut werden solle oder nicht.
Die dritte Konfliktkategorie wird von einer ganzen Reihe von Akteuren als die
Wichtigste angesehen: Was für eine Partei will man eigentlich, welchen Zweck
soll sie haben? Hier werden eine Reihe unterschiedlicher bzw. gegensätzlicher
Aspekte angesprochen. So wird einerseits »eine eher ... traditionalistische Vor-
stellung einer linken Partei – ich sage mal vorsichtig als ›Avantgarde‹ von Arbei-
terklasse oder als Partei, die Politik für die Menschen macht und sich selber als
besseren Menschen sieht« (E3) kritisiert und andererseits wird die rhetorische
Frage gestellt, »wird das eine Interessenvertretungspartei der kleinen Leute in die-
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sem Land oder wird sie das nicht« (F4). Die Fragen, die von den Akteuren aufge-
worfen werden, bilden die unterschiedlichen Sichtweisen und Konzeptionen ab.
Soll sich die Partei in die Gesellschaft hinein öffnen »als Teil dieser Gesellschaft
und damit als Akteur in dieser Gesellschaft oder steht man tendenziell außerhalb«
(E10)? Soll es eher eine populistische, antineoliberale Sammlungsbewegung sein
oder eine demokratisch-sozialistische Richtungspartei, die bis in die Mitte der Ge-
sellschaft hinein hegemoniefähig ist? Wird sie »Beharrungspartei« als Vertretung
der Modernisierungsverlierer oder Partei der gesellschaftlichen, sozialen und auch
politischen Veränderungen? »Ist die Linke eine wissende oder eine fragende
Linke. Die wissende Linke, die alles schon weiß und die nur noch sagt, so und so
geht es lang, also schließt euch uns an, oder eine Linke, die durchaus auch die
Fähigkeit besitzt, sich selbst infrage zu stellen« (E6). Gibt es ein klassisches, hi-
storisches Parteimodell – etwa die USPD –, an dem sich die neue Partei orientie-
ren könne und »wird die neue linke Partei eine Weltanschauungspartei oder eine
Partei, ... die auch ihre Einheit immer wieder über die Politik herstellen muss?«
(E13)
Die Auffassung, eine parlamentarische Orientierung abzulehnen, weil man da-
mit »zwischen den Klassen lavieren« müsse, und sie kein »Mittel (sei), um die
außerparlamentarische Bewegung zu stärken« (F5), bleibt eine Ausnahme. Dies
korrespondiert auch nicht mit dem externen Hinweis, dass das Verhältnis zu den
sozialen Bewegungen konflikthaft sei – allein schon deshalb, weil sich Partei und
ihre Führung »als Kern einer Linken sehen, dass sie sich als Repräsentanten einer
breiteren Linken sehen mit dem Repräsentationsparadox, dass die Repräsentierten
teilweise gar nicht repräsentiert werden wollen.« (G1) 
Auffällig ist, dass viele Antworten zum Charakter der zukünftigen Partei in
Frageform geliefert werden. Selbst wenn den Akteuren ihre Standpunkte klar sind
und sie sie nur in rhetorische Fragen kleiden, ist zu vermuten, dass bei der
»Parteifrage« tatsächlich vieles offen und klärungsbedürftig ist. »Die Grundkrise,
in der die Linke drin steckt, die ist noch nicht überwunden. ... die Bewegungs-
form, die wir jetzt haben, die ist nicht mehr ausreichend« (F3).
Unterschiedliche Auffassungen in konkreten Politikfeldern bilden einen vierten
Konfliktstoff. Genannt werden die Migrationspolitik und die Frage des Türkeibei-
tritts zur EU, die Problematik von Normalarbeitsverhältnis und sozialer Grundsi-
cherung, der Forderung nach Vergesellschaftung von Konzernen und Großbanken
ebenso wie Auseinandersetzungen um Privatisierungen öffentlichen Eigentums.
Hinzu kommt auch die Fragestellung, ob sich die aktuellen Probleme gesell-
schaftlicher Spaltung durch eine Rückkehr zu keynesianisch inspirierter sozialde-
mokratischer Politik erreichen ließen. Grundlegender ist der mehrfach genannte
Aspekt des erforderlichen »Gleichgewichts zwischen Bürger- und Sozialrechten«
(E18) und der Verweis auf die Gefahr, das bei Menschen- und Bürgerrechten eher
traditionell-autoritäre und national orientierte Vorstellungen die Oberhand gewin-
nen könnten28.
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Werden die Akteure in dieser Studie nach Akteursgruppen gefragt, die eine be-
sondere Rolle in diesen Konflikten übernehmen, werden am häufigsten trotzkisti-
sche Organisationen benannt. Dies reicht von einer sehr scharfen Ablehnung –
»pures Gift für diesen Prozess« (E3) – bis zur Haltung, sie sollten sich gerne in
der Partei organisieren, aber die Linke »als trojanisches Pferd zu benutzen, das
nenne ich unangenehm, unangemessen und auch widerlich, einfach widerlich,
weil ich dann gar nicht weiß, mit wem ich es hier eigentlich zu tun habe, Diener
welcher Herren sie sind« (E2). Sie seien »auf der anderen Seite völlig überreprä-
sentiert« (F2), aber zugleich Teil einer Linksverschiebung innerhalb der Partei. 
Die andere wichtige Akteursgruppe in den internen Konflikten, die öfter ge-
nannt wird, sind Gewerkschafter bzw. Gewerkschaftsnetzwerke, öfter in Eins ge-
setzt mit ehemaligen Sozialdemokraten. Einerseits wird kritisiert, sie hätten über-
wiegend eine staatsfixierte Orientierung und »eine Neigung zum Autoritären, zum
Durchstechen und Reglementieren« (E4), andererseits wird beklagt, dass sie zwar
»ein Bestandteil dieser grauen Mehrheit« wären, aber zu geringen Einfluss aus-
üben würden und völlig unterrepräsentiert sind gegenüber »denjenigen Kräften,
die man jetzt nicht an sozialen Gruppen festmachen kann, die sozusagen eher
diese Linksverschiebung präferieren« (F2) würden.
Die Landtagsfraktionen und Parteifunktionäre werden seltener als wichtige Ak-
teure der neuen Partei genannt, obwohl sie eine besondere Rolle spielten. Kriti-
siert wird ihr Beharrungsvermögen und ihr Interesse, eigene Einflussmöglichkei-
ten nicht infrage zu stellen. »Einerseits finden sie es gut, dass diese Partei
zustande kommt... bloß bitte ändern wollen wir uns nicht« (F4). Extern wird
mehrfach auf die eigenen Interessen von Funktionären und Abgeordneten verwie-
sen, auch auf die Gefahren einer Betriebsblindheit, der mit dem Rat von Außen
begegnet werden könne. Ihr Übergewicht im Parteibildungsprozess könne jedoch
auch eine Stärke sein, »weil der Imperativ der Parteiformierung damit vorange-
trieben werden kann. Es ist (andererseits) eine Schwäche, wenn man die Partei in
einen breiteren linken Kontext stellt.« (G1) Auffällig ist, dass die Strömungen
kaum als Akteursgruppen in den Konflikten genannt werden.
Besteht bei den Akteuren des neuen Parteiprojekts überhaupt die Hoffnung, die
Konflikte beherrschen zu können? In den meisten Antworten wird dies bejaht. Die
Konflikte beruhen ihrer Auffassung nach auf unterschiedlicher politischer Sozia-
lisation und praktischen Erfahrungen. »Also kommunale Verankerung als ›Volks-
partei‹, damit um die zwanzig oder dreißig Prozent, das ist etwas anderes, als
wenn du in Gewerkschaften in konkreten Auseinandersetzungen gegenüber einer
Arbeitgeberbank saßest.« (E6) Eine notwendige Voraussetzung für die Bearbei-
28 Dies muss auch vor dem Hintergrund der wachsenden gesellschaftlichern Akzeptanz autoritärer Werte gesehen
werden. Neugebauer spricht in Deutschland vom »Primat des Autoritarismus« gegenüber libertären Werten zu de-
nen u. a. Einschränkung von Bürgerfreiheiten zum Schutz vor Kriminalität, Unterbindung des Zuzugs von Aus-
ländern und die Pflege der deutschen Kultur und Tradition gehören gehörten. Vgl. Gero Neugebauer: Politische
Milieus in Deutschland. Die Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung. Bonn 2007, S. 58.
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tung der Konflikte sei es, Verständnis für die Sichtweisen und Problembewusst-
sein für die Rahmenbedingungen, in denen die jeweils anderen handeln, aufzu-
bringen. Zukünftige gemeinsame praktische Projekte, beispielsweise als »Labora-
torien von Basisvorstellungen« (G6), könnten hilfreich sein und Veränderungen
bewirken. »Debatte, Projekte, Kampagnen, also Politik machen, richtig auf Poli-
tikwirksamkeit hinorientieren«, sei erforderlich, denn »ohne eine Bewegung kann
man ja nichts zustande bringen oder Konflikte lösen.« (E11) Es müssten Räume
geschaffen werden, um die Konflikte breit zu diskutieren, und zwar nach Mög-
lichkeit auch unter Hinzuziehung von Sachverstand und Kreativität von außen. Es
sei erforderlich eine Konfliktkultur zu entwickeln und Konflikte professionell zu
bearbeiten weil ansonsten die Gefahr bestünde, dass sie nicht aufgelöst würden,
sondern in eine Identitätspolitik münden, in der es nur darauf ankommt, sich vom
anderen abzugrenzen. Die Frage, ob diese Kultur der Toleranz einer pluralisti-
schen Partei bereits vorhanden ist, wird allerdings eher bezweifelt.
Im Sinne einer integrativen Entwicklung der Linkspartei ist es wichtig festzu-
stellen, dass »die (Konflikt)Linien nicht an den Parteilinien entlanglaufen. ... son-
dern sie verlaufen quer zu den Parteimitgliedschaften.« (F2) Eine Aussage, die in
den Ergebnissen dieser Studie Bestätigung findet.
Nur vereinzelt wird die Unlösbarkeit der Konflikte behauptet. Es zeichnen sich
zwei grundsätzlich verschiedene Denkrichtungen ab, wie damit umzugehen sei.
Einerseits wird daran erinnert, dass die Partei ein Bündnisprojekt sein wird und
ein Modus gefunden werden müsse, wie mit den unlösbaren Konflikten umge-
gangen werde. Ein notwendiger Schritt sei die Grundsatzdebatte, die im Sommer
2007 beginnen müsse. Und andererseits wird an einem Organisationsprofil, das
Unterschiede zulässt, gezweifelt: »Na klar wird es immer Abstufungen geben, ver-
schiedene Meinungen geben, aber so ein Grundprofil muss dann eben auch ein-
fach festgelegt werden. Da werden wir vielleicht auch Leute verlieren, die sagen,
nein, da machen wir jetzt aber nicht mehr mit, das ist nicht mehr unser Projekt,
aber dennoch muss man das mehrheitsmäßig schon festlegen, auf Bundesparteita-
gen festlegen und so.« (F8)
»Die zunehmende soziale Spaltung der Gesellschaft« (E6) – Die zentralen gesell-
schaftlichen Konfliktlinien und linke Positionierung
Die aktuelle Erweiterung des deutschen Parteiensystems durch die Linkspartei ba-
siert auf der sozio-ökonomischen Konfliktdimension sozialer Regulierung vs.
Marktfreiheit. In den meisten Interviews wird von den Akteuren aus WASG und
PDS dargelegt, dass sich die neue Linkspartei im Wesentlichen an dieser Kon-
fliktdimension orientieren soll.
Am häufigsten wird für die Benennung der Konfliktlinie die Formulierung
Spaltung zwischen »arm und reich« gewählt. Dazu werden aber auch »die neoli-
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berale Agenda, also Privatisierung, Deregulierung, Aufhebung von Parität« (F7)
und ein Ausverkauf des Staates gezählt, der über den bisherigen Abbau des Sozi-
alstaates hinausgehe. Außerdem fließen hier auch die Themen der Sozialpolitik
(Gesundheit, Rente), Bildungschancen, existenzsichernder Arbeit, Arbeits- und
Lebensbedingungen sowie die notwendige Umverteilung von unten nach oben
ein.
Man müsse »gegen den Neoliberalismus kämpfen, weil er die Gesellschaft
zerstört, ökonomisch, politisch.« (F4) Und so richtig dies ist wird auch daran er-
innert, dass »ein verstärktes Bewusstsein darüber (vorhanden sein müsste), dass
Kapitalismus nicht irgendeine Erfindung ist, ...nicht eine Legitimation von indivi-
duellem Handeln zum Schaden anderer, sondern ein Reproduktionsmechanismus
dieser Gesellschaft, dem wir alle irgendwie unterworfen sind.« (E6)
Dieser Konflikt hat eine starke Wertedimension. Dies findet seinen Nieder-
schlag in Forderungen nach »Gemeinsinn, also Stärkung von Denkweisen und
Handlungsweisen, die über das hinausreichen, was man alltäglich als Fort-
kommensmechanismus eingeimpft bekommt ... Also Solidarität, Gerechtigkeit,
Toleranz« (E6). Es wird die Frage aufgeworfen, »welche Chance, welche Mög-
lichkeiten die Menschen haben, eine sinnvolle Rolle in dieser Gesellschaft wahr-
zunehmen« (F8). Nicht nur in der Betonung dieser Werte, sondern in der Relevanz
dieser Konfliktdimension für die neue Linkspartei zeichnet sich eine deutliche
Übereinstimmung mit den Vorstellungen der sie unterstützenden politisch-kultu-
rellen Milieus ab
Als weitere gesellschaftliche Konflikte werden von den Akteuren die ökologi-
sche Krise, einschließlich Fragen einer nachhaltigen Entwicklung, sowie am häu-
figsten die Frage von Krieg und Frieden genannt. Dabei wird von einigen ein ganz
unmittelbarer Zusammenhang zur ersten Konfliktdimension hergestellt, »denn die
außenpolitische Antwort auf die innenpolitische Agenda ist die Ausweitung der
Rolle Deutschlands und der Interventionen« (F7).
Die zweite grundlegende gesellschaftliche Konfliktdimension – zwischen li-
bertären und autoritären Wertvorstellungen – wird nur von einigen PDS-Akteuren
als relevante Dimension für die strategische Positionierung der neuen Linkspartei
angeführt. Auch wenn dies ergänzt wird durch die Nennung zugehöriger Themen
wie Migration und Integration, Rassismus und Neofaschismus, Bürgerbeteiligung,
partizipative Politik und das Streikrecht, bleibt hier eine Schwachstelle. Immerhin
stammt auch ein großer Teil des Zuspruchs zur Linkspartei aus politischen Mi-
lieus, bei denen libertäre Wertvorstellungen vorherrschen29. Andererseits liegt es
auch und gerade in ihrer Verantwortung, in den Milieus, die ihr zusprechen und in
denen neben sozialen auch autoritäre Vorstellungen überwiegen, gegen undemo-
kratische Einstellungen und ethnozentrische Positionen einzutreten30.
29 Ebenda, S. 47 ff.
30 Vgl. Michael Brie in diesem Band.
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Einige wenige Akteure benutzen den Begriff des Widerspruchs zwischen Ka-
pital und Arbeit. Für einzelne scheint er der alleinige Konflikt zu sein, für andere
allerdings ist er eingeordnet in die kapitalistischen Widerspruchverhältnisse. Es
bestünden »drei zentrale Unterdrückungsverhältnisse in jeder Gesellschaft und
entlang dieser drei zentralen Unterdrückungsverhältnisse sollte sich auch die stra-
tegische Herausbildung und Programmatik dieser neuen Partei formieren. Das ist
zum einen der Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit, das sind die Unter-
drückungsverhältnisse von Rassismus und Antisemitismus und das ist das Domi-
nanzverhältnis zwischen Männern und Frauen.« (E10)
Auffällig ist, dass das Geschlechterverhältnis nur in den Antworten im letztge-
nannten Kontext eine Rolle einnimmt. Ganz im Gegensatz zu den externen Vor-
stellungen, bei denen Konflikte, die durch die Geschlechterverhältnisse geprägt
werden, wesentlich größere Bedeutung haben. Von hier aus wird auch eindringlich
vorgeschlagen, »die Pluralität der Konfliktlinien, die nicht beliebig ist, aber die es
in der Gesellschaft gibt, anzuerkennen« und zu akzeptieren, »dass sie auch in der
Pluralität bearbeitet werden müssen und dass sie nicht rückführbar sind auf den
Konflikt Kapital-Arbeit.« (G1) Es wird geraten, die vorhandene »Vielfalt als Pro-
duktivkraft zu verstehen.« (G2)
»Alle anderen Parteien sind neoliberal. Das ist das Prinzip des gallischen Dor-
fes.« (E18) – Zur Rolle und Funktion der Linkspartei in Parteiensystem und Ge-
sellschaft
Befragt nach der Rolle, die die Linkspartei im parlamentarischen System der Bun-
desrepublik einnehmen solle, konzentrierten sich die externen Beobachter darauf,
dass Parteien nicht zum Selbstzweck existieren, sondern die Funktion haben, In-
teressen entlang gesellschaftlicher Konfliktlinien aufzugreifen und zu artikulieren,
sie in die Aushandlungsprozesse einzubringen und natürlich auch möglichst weit-
gehend durchzusetzen. Die Linkspartei »sollte ein Seismograph von grundsätzli-
chen Konfliktlinien sein, von drohenden Gefahren, von Zukunftsperspektiven und
zugleich ein Vertreter von Tagesinteressen derer, die … von dieser ganzen neoli-
beralen politischen Entwicklung bedroht sind und benachteiligt sind.« (G2) 
Wie sehen nun die Akteure selbst die zukünftige Funktion der Linkspartei?
Zunächst wird gefordert, sie solle Probleme klar analysieren und konkrete Alter-
nativen entwickeln. Sie müsse als Konzeptpartei in der Lage sein, »die Probleme
tatsächlich auch zu benennen, ohne ins Populistische abzudriften« und dabei »je-
den Versuch ablegen, anderen sagen zu wollen, was für sie das Richtige ist.« (E7)
Besonders aus Sicht von PDS-Akteuren ist klar, »dass wir dauerhaft politisch nur
erfolgreich sein können, wenn wir eigene, umsetzbar an der aktuellen Situation
anknüpfende Konzepte auf den Tisch legen, die sich im Anspruch mit dem mes-
sen lassen können, was die etablierte politische Konkurrenz vorzulegen hat, und
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mit denen wir bei den Wählerinnen und Wählern deutlich machen können, dass
wir uns zutrauen, dieses Land zu führen und zu gestalten.« (E18) Eingedenk der
neuen globalen Herausforderungen und der eigenen Geschichte sollte die Linke
überzeugendere Antworten auf die ökonomischen, sozialen und politischen Ver-
werfungen finden, als ihr das bislang gelungen sei.
Eine starke Linkspartei kann und muss aber nicht nur gesellschaftliche Debat-
ten initiieren oder versuchen, sie hegemonial zu prägen, sondern »Ziel dieser Par-
tei sollte sein, die gesellschaftlichen Bedingungen und Verhältnisse so zu verän-
dern, dass es tatsächlich zu mehr Gerechtigkeit, mehr Bürgerbeteiligung und mehr
Demokratie kommt« (E10). Sie sollte als Interessenvertretungspartei handeln und
sich dabei von Zeit zu Zeit daran erinnern, dass die Wähler die Partei wählen, da-
mit sich ihre Lebensbedingungen konkret verbessern. 
Eine Differenz besteht bei den Akteuren darin, ob die Linkspartei sich als Ver-
tretungs- oder Beteiligungspartei verstehen soll. Will sie im Parlament Sprachrohr
für die Menschen – oder zumindest ihrer Wähler – sein oder will sie sich deutlich
von einer Stellvertreterpolitik verabschieden und partizipative Politikelemente
einfordern bzw. nutzen. »Wir werden nur dann mehr Akzeptanz erhalten und auch
an Lösungsvarianten beteiligt sein, wenn mehr Menschen sich dadurch auch
ermutigt fühlen, selbst etwas zu tun und damit Kräfteverhältnisse verändert
werden.« (E7) 
Nicht ausgeschlossen wäre damit aber der Gedanke, dass die Linkspartei
»durchaus ein parlamentarischer Arm einer breiten linken Bewegung« (G1) sein
könnte, dies aber einen wechselseitigen Prozess, einen wesentlichen höheren Ver-
netzungsgrad und eine eigene Rücknahme voraussetzt. Diese Überlegung korre-
spondiert mit der Vorstellung: »Wenn wir als Linke etwas Neues kreieren wollen«,
dann müssen wir »eine Politik machen, die Macht abgibt. Wir müssen deutlich
machen, wir machen nicht Politik, weil wir Macht haben wollen, sondern weil wir
die Macht wieder zu den Menschen geben wollen.« (E3)
Unterschiedlich wird die Frage beantwortet, welches Verhältnis zu anderen
Parteien entwickelt werden soll. Vereinzelt wird eine eindeutige Oppositionsrolle
eingefordert Dies wird damit begründet, dass sich Parteien in erster Linie über die
Bundesebene definierten und dort – zumindest auf absehbare Zeit – nur Opposi-
tion möglich sei. Dem steht die Erfahrung entgegen, dass in der Bundesrepublik
Regierungsfähigkeit in den Ländern erworben wird, und so findet sich auch in ein-
zelnen Interviews die Position, dass Veränderungen auf Bundesebene durch Ver-
änderungen vor Ort und in den Ländern vorbereitet würden. Zudem müsse der
»Anspruch, gesellschaftliche Opposition zu sein, nicht die Reduktion einfach nur
auf Protestpartei« (E9) bedeuten. Es dürfte kein Zufall sein, dass einige Akteure
aus der WASG die Linkspartei ohne potentiellen Partner sehen, denn aufgrund der
neoliberalen Agenda »muss sich die Linke als Gegenpart zu allen anderen politi-
schen Kräften positionieren« und »sie sollte das Monopol auf die Kritik dieser
neoliberalen und militaristischen Politik haben.« (F7) Selbst wenn es Abstufungen
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zwischen ihnen gäbe, befände sich die Linkspartei in einem Grundkonflikt zu al-
len anderen Parteien.
Dies ist eine Position, die sich in den Antworten der PDS-Akteure so eindeutig
nicht findet. Diese argumentieren entweder, dass eben diese Abschottung »nicht
funktioniert, weil es mit der Lebenswirklichkeit nichts zu tun hat« (E18), oder sie
weisen darauf hin, dass Parteien nicht statisch sind. Wie kann ein Druckpotenzial
auf die SPD entwickelt werden, damit eine »starke Linke ein Garant dafür wäre,
dass auch die Linken innerhalb der Grünen oder SPD sich überhaupt wieder rea-
nimieren lassen« (E2). Dies schließt Überlegungen nicht aus, wie die Linkspartei
die Vertretungslücke ausfüllen könnte, die die SPD hinterlassen hat. Sie müsse
eine Politik machen, »praktisch die (Ex-)Sozialdemokraten mit einzubeziehen,
das gilt im übrigen auch ... für Leute, die aus der christlichen Arbeitnehmerschaft
kommen.« (F1) Für die Linkspartei hieße das wohl auch, »dass sie in der Lage ist,
die Klaviatur politischen Handelns in voller Breite zu spielen, d. h. auch, dass sie
andockfähig und kommunikationsfähig ist« (E10). Eigentümlich ist jedoch, dass
sich in den Interviews wenige Antworten finden, die auf eine ernsthafte Debatte
über den Umgang mit SPD und Grünen hinweisen. Nun sind Parteien aber nicht
statisch, sondern sich verändernde Organisationen. Interessant wäre nicht nur die
Beantwortung der Frage, wie aus der arithmetischen linken Mehrheit in der Wahl-
bevölkerung eine politische Mehrheit im Parlament werden könnte, sondern wie
die Linkspartei den Kampf um gesellschaftliche Mehrheiten führen will.
In den Interviews wurde immer wieder darauf insistiert, dass sich die
Linkspartei nicht auf Parlamente reduzieren darf und sich nicht nur in sozialen Be-
wegungen, sondern für Formen direkter Demokratie und anderer partizipativer
Elemente einsetzen sollte, »um daraus auch neue gesellschaftliche Beteiligungs-
formen zu entwickeln.« (E2) Weil das Parteiensystem politisches Handeln von
vornherein kanalisiert, müsse eine linke Partei über die Logik des parlamentari-
schen Systems, über die nächste Wahlperiode hinausgehen, um eine Perspektive
als handlungsfähige Partei zu gewinnen. »Sie muss akzeptieren, dass bestimmte
Entscheidungen auf bestimmten Entscheidungsebenen des politischen Systems
nicht zur Debatte stehen. … Und daraus entsteht dann umgekehrt das Wissen
darum, dass du deine Durchsetzungskraft im Parteiensystem nur erreichst, wenn
du auch in der Lage bist, gesellschaftliche Kräfteverhältnisse zu beeinflussen«
(E6).
Bislang hätte die Funktion der PDS darin bestanden,  »ostdeutsche Eliten in die
bundesdeutsche Gesellschaft zu integrieren.« Jetzt könne sie die Funktion erfüllen
»die Rechte der Schwächeren in der Gesellschaft, und zwar bundesweit, zu ver-
treten« (E14). Ob es ihr aber gelänge, ostdeutsch geprägte Volkspartei zu bleiben
und gesamtdeutsche linke Partei zu werden, das sei die Frage. Es sei ihre Aufgabe,
nicht nur im Osten, sondern für die gesamte Bundesrepublik weitergehende Ant-
worten zu finden, weil sich – »auch als längerfristige Tendenz – vierzig Prozent
der Wahlbevölkerung von der politischen Willensbildung tendenziell abgekoppelt
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haben« (F3). Wenn es ihr also gelänge, einen Teil derjenigen einzubinden, die sich
aus dem politischen Leben der Gesellschaft verabschieden, dann hätte sie eine
»richtige und neue linke Funktion, Demokratie in unserem Land zu stabilisieren.«
(E13) Insofern ist auch der Hinweis ernst zunehmen, dass die Parteien dabei seien,
ihre historische Bedeutung zu verlieren. Insbesondere auf kommunaler Ebene sei
der Bedeutungsschwund enorm. Auf die Linkspartei käme die Frage zu, ob sie
sich mittelfristig vom Anspruch, Mitgliederpartei zu sein, verabschieden und sehr
viel stärker zu einer Wählerpartei werden müsse.
»Konflikte entstehen nicht aus den beiden Organisationen, sondern aus den un-
terschiedlichen Kulturen, und die gehen quer durch« (E9) – Politische Kultur und
Politikstile im Neuformierungsprozess
Politische Kultur besteht »aus der Gesamtheit der kollektiven Werte, Orientierun-
gen, Einstellungen, Kommunikationsgewohnheiten und Sinngebungen einer Ge-
sellschaft« und wirkt »in ausschlaggebender Weise als Motivationskraft und als
Steuerungszentrum auf das menschliche Handeln«31. Dennoch besteht ein Gegen-
satz zwischen der Wirkmächtigkeit der politischen Kultur auf die Politik und ih-
rer weitgehenden Unsichtbarkeit im politischen Prozess. Es sind gewissermaßen
kollektive Eigenschaften, die das Verhalten gesellschaftlicher Gruppen prägen. So
wie sich die politische Kultur großer Gruppen durch Erfahrungen und ihre Deu-
tung verändern kann, so kann sich auch der einzelne im Laufe seines Sozialisa-
tionsprozesses differenziert zu der Kultur verhalten, die er vorfindet. Er bleibt
letztlich von ihr in gewissem Grade geprägt.32
In der heutigen Gesellschaft findet eine erhebliche Differenzierung politischer
Kulturen zwischen unterschiedlichen Milieus statt, und dennoch prägen auch
Grundelemente der traditionellen politischen Kultur Deutschlands die heute Han-
delnden. An diese Erkenntnis wird in den Antworten angeknüpft: »... Ich glaube,
dass das so eine traditionelle linke Tradition aus der Arbeiterbewegung ist, die da
ist, die ja auch im Westen eine Rolle spielt, aber nie … in dem großen Umfang,
wie es dann im Osten der Fall war. Das ist, wenn man so will, eine gemeinsame
Wurzel, die ja weit zurück reicht in die deutsche Geschichte« (E1).
Anknüpfend an diese Überlegung nimmt eine Reihe von Akteuren und exter-
nen Beobachtern wahr, »dass es auf einer kulturellen und soziokulturellen Ebene
auch eine ausgeprägte Nähe zwischen DGB- und SED-Sozialisation gibt« (E9).
Die stärkeren kulturellen Differenzen würden zwischen Repräsentanten dieser So-
zialisation und neuen sozialen Bewegungen bzw. libertären Ansätzen bestehen.
Auch in der externen Wahrnehmung wird davon ausgegangen, dass es bei der
31 Thomas Meyer: Was ist Politik? Opladen 2003, S. 193.
32 Vgl. ebenda, S. 205.
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WASG »enorme Vorbehalte gibt gegenüber der PDS oder Linkspartei.PDS. Aber
auf so einer Ebene von politischer Kultur sind die ähnlich.« (G1)
Die deutlich überwiegende Anzahl der Akteure sieht Differenzen auf der Folie
der kulturellen Ost-West-Differenz. Dabei würden unterschiedliche soziale Her-
künfte und Milieus eine Rolle spielen, und es sei »schon ein großer Unterschied
zwischen denen, die 1968 als prägend erlebt haben, selbst wenn sie danach gebo-
ren wurden, und denen, die aus einer Staatspartei kommen« (E12). Die einige
Male geäußerte Position, das gerade in der PDS staatstragende Haltungen prägend
waren, korrespondiert allerdings mit der Meinung, gerade Gewerkschafter und
Sozialdemokraten hätten staatsfixierte wirtschaftspolitische Konzeptionen, Ant-
worten, die eher für die These größerer Gemeinsamkeiten spräche. Genauer sollte
der Hinweis betrachtet werden, auch die Akteure aus dem Osten würden unter-
schiedlichen DDR-Generationen angehören. Hinzu kämen noch die jüngeren,
nach dem Ende der DDR politisierten Aktivistinnen und Aktivisten, und allesamt
seien sie unterschiedlich sozialisiert worden. 
In den Interviews finden sich allerdings auch Hinweise darauf, dass sich in der
Partei insgesamt eher ein bunter Strauß von politischen Kulturen finden lässt, und
eine jeweils sehr unterschiedliche Wahrnehmung darüber besteht: »Die Kultur des
sozialdemokratisch und zum Teil gewerkschaftlichen Autoritarismus, alternativ
angehauchte spontaneistische Teile, Elemente undogmatischer Linker, traditio-
nelle Sozialdemokratie, alte SED« (E10). Es fänden sich realpolitisch orientierte
Kommunalpolitiker in Ost wie West genauso wie die »Gruppe der Neu- und An-
politisierenden in der WASG, ...(die) traditionell einen großen Antikommunis-
mus« (F4) gehabt hätten. Es gäbe »ehemalige Sozialdemokraten, die sich jetzt,
nunmehr befreit von den Zwängen ihrer alten Partei, relativ verbal radikal posi-
tionieren« (E10), aber eben auch die »staatstragende Tradition von den Führungs-
figuren der Ostlandesverbände der PDS« (F5). Eine Differenz ist im Verhältnis zu
den Gewerkschaften festzustellen. Aufgrund der Rolle der Gewerkschaften in der
DDR, aber auch nach 1990, sei eine Situation entstanden, in der das Verhältnis zu
den Gewerkschaften in der PDS völlig anders sei als in der gewerkschaftsnahen
WASG bzw. der Linken im Westen insgesamt.
Ein mehrmals auftauchender Gedanke ist, dass sich beide Seiten dadurch aus-
zeichnen, dass sie in den letzten 15 bis 20 Jahren »enorme Erfahrungen von Schei-
tern, von Niederlagen haben. Also ein Aspekt der Frustration ist ganz wichtig, des
Nichtaufbrechens, ...des schlechte Kompromisse machen Müssens, das ist ein
ganz wichtiger Teil der Kultur. Es ist ein Minderheitenprojekt, das sozusagen wei-
terhin zurückgeht, zumindest bis zur Bundestagswahl 2005. Bis dahin war nichts
Aufbrechendes in diesen Spektren. Es war Unmut, der sich äußert über die Form
der Vereinigung, über die Situation der Gewerkschaften, über die Situation der
SPD usw.« (G1) Auch und gerade in der Bundesrepublik sei die Geschichte der
Linken »eine Serie von Misserfolgen, und zwar aus objektiven und aus subjekti-
ven Gründen«. Umso größer sei der gegenwärtige Erfolg zu bewerten.
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Gerade aus Sicht einer relativ großen Zahl der befragten PDS-Akteure werden
unterschiedliche parteiinterne Praxen zwischen PDS und WASG beschrieben. Sie
begründen ihre Kritik oder formulieren zumindest ihre Sorge vor realen bzw. an-
tizipierten Veränderungen. Öfter wird auf den Erneuerungsprozess der PDS seit
1989 hingewiesen, der »die Erfahrung der Emanzipation von den Oberen« (E1)
erbracht hätte und »im Zweifelsfalle war es eher dieser kulturelle Aufbruch, der
1989/90 losgetreten wurde. ... dass es keine Instanz mehr gibt, die das Recht hat,
verbindlich für alle festzulegen, was sie zu denken, zu tun und zu lassen haben, es
gibt keine höher stehende Weisheit, der sich Sozialistinnen und Sozialisten unter-
werfen dürfen. Also die Partei hat eben nicht immer recht« (E6). 
Und zumindest für den maßgeblichen Teil der PDS seinen Konflikte und De-
batten als Mittel begriffen worden, um inhaltlich voranzukommen. Führende
WASGler würden »einen Konflikt offenbar als eine Bedrohung für die Einheit,
Geschlossenheit und Erkennbarkeit des Ganzen betrachten und deshalb nicht die
Offenlassung des Konflikts als Lösung akzeptieren, sondern Gefolgschaft erwar-
ten, Unterwerfung und das Einhalten von Hierarchien.« (E6) Zentralistisches Den-
ken gewönne an Attraktivität und »es gibt eine klare Ansage, was gemacht wer-
den muss, und dem haben sich alle unterzuordnen. ...Das geht wieder in diese
schwarz-weiß-Schemata bis hin zur Fragestellung: Bist du für uns oder gegen
uns.« (E7) Auch bei den Externen findet sich die Beobachtung, dass sich bei der
PDS als Verarbeitung des autoritären Sozialismus »die dominante politische Kul-
tur mit ... Akzeptanz von Pluralität, von einer gewissen Offenheit, von völliger
Negation von Bastapolitik« (G5) ausgezeichnet hätte.
Noch deutlicher zeigt sich die Kritik auch bei der Frage nach den Politikstilen.
Fast alle PDS-Akteure bemängeln einen autoritären Führungsstil. Genannt wird
natürlich das Herangehen von Lafontaine, allgemein von Funktionären aus dem
gewerkschaftlichen und ex-sozialdemokratischen Spektrum, aber die Kritik wird
nicht nur auf WASG-Akteure bezogen. Gefürchtet werden entsprechende Gegen-
reflexe, entstehendes Misstrauen, aber auch die Gefahr der Passivität der Mit-
gliedschaft. »Und ich merke auch an den Diskussionsprozessen, wenn dann, also
ich sag mal, so ein bulliger Mensch durchgeht und sagt, also das machen wir jetzt
so und so, dass dann die ehemals aus der DDR Kommenden und dort sozialisier-
ten Kollegen, Freunde und Genossen dann auf einmal ganz freundliche Gesichter
kriegen, aber eben gar nichts mehr sagen. Und der Westler verwechselt das mit
Zustimmung. Aber in Wirklichkeit denken die, na ja, lassen wir ihn mal vorbei-
ziehen, also wir haben schon viele Wessis kommen und gehen sehen.« (E2) 
Kritik an gängigen Politikstilen äußert auch die Mehrheit der WASG-Akteure.
Der Parteibildungsprozess wird als Top-Down-Prozess beschrieben, bei dem Ent-
scheidungen in kleinen Kreisen getroffen würden, die interne Kommunikation de-
fizitär sei und der letztendlich »kein wirklich aktivierender und motivierender Po-
litikstil, sondern eher so verwalterisch« (F7) wäre. Sie verweisen aber auch
darauf, dass in der Linkspartei starke Vorgaben durch den Bundesvorstand ge-
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macht würden, dass es »eine große Gruppe von Leuten (gäbe), die indifferent sind,
die teilweise auch angestellt sind bei der Partei in den Städten und Gemeinden und
die das machen, was die Partei sagt.« (F4) Und viele aus dem »Realo-Lager«
wären in der DDR doch eher angepasste Leute gewesen, die heute technokrati-
sche, rechtssozialdemokratische Positionen vertreten würden.
Eine Einzelmeinung weicht insofern von den anderen ab, als sie in Anlehnung
an Phänomene der lateinamerikanischen Linken davon ausgeht, dass auch linke
Bewegungen in Europa nicht ohne charismatische Persönlichkeiten zurechtkä-
men. Es dürfe nicht zum Personenkult führen und es sei auch kein ausgereifter Be-
griff, aber »linke Bewegungen ... brauchen Heldinnen und Helden.« (E13)
Offen angesprochen wird, dass die gegenwärtige Stimmung auch Ausdruck der
Angst vor Veränderung sei, was für beide Parteien und dort insbesondere für den
strukturkonservativen Mittelbau gelte. Konfliktpunkte müssten inhaltlich ausge-
tragen werden, allerdings würden die Beteiligten sich teilweise nicht verstehen,
als ob sie unterschiedliche Sprachen sprächen. Deshalb wird verlangt: »Das muss
anders werden, da brauchen wir eine offene Auseinandersetzung« (F1).
Die ergänzende Frage, ob es Hinweise für erste Veränderungen der Organisati-
onskulturen gäbe, bejahen die meisten der Akteure. Es gäbe das Bemühen, den
Anderen zu verstehen, die Kenntnis voneinander sei größer geworden, das Ver-
ständnis für parlamentarische Arbeit sei gewachsen und insbesondere in westli-
chen Landesverbänden sei die Zusammenarbeit verbessert. Politische Handlungs-
fähigkeit beginne sich durchzusetzen. Und »das ist wahrscheinlich der wichtigste
Effekt überhaupt, dass es in sehr vielen Orten zu stabilen Kernen überhaupt führt
in der Partei.« (E8) 
Veränderungen werden allerdings auch in der Richtung wahrgenommen, dass
die Linke ihr »weibliches Gesicht« verlöre und »das Bild nach außen das einer ...
patriarchal dominierten Partei ist, in der wenige Personen vorgeben, was passie-
ren wird. Das halte ich für verheerend.« (E7) Zudem wird vermutet, dass es die
Konflikte, die es vorher in der West-PDS gab, jetzt überall geben werde und das
»wir das Know-how, was wir eigentlich schon haben, nicht nutzen für die Weiter-
entwicklung bestimmter Konzepte und Fragestellungen, sondern dass wir zurück-
kommen zu so einer holzschnittartigen Problemgestaltung.« (E15)
»Was dabei so ein bisschen hinten runterfällt, das ist die Mitgliedschaft.« (E10) –
Partizipation, Pluralität und Identität im Parteibildungsprozess
Fast alle Akteure gehen davon aus, dass der Prozess der Neuformierung ein Top-
Down-Prozess gewesen sei. Insbesondere in der Zeit vor der Bundestagswahl
hätte es aufgrund zeitlicher und ungewisser rechtlicher Bedingungen keine ande-
ren Handlungsoptionen gegeben. Die komplexen Schwierigkeiten, die auch darin
bestanden, dass mit der Verschmelzung ein in der bundesdeutschen Parteienge-
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schichte bislang einmaliger Prozess gestartet wurde, ließen keine Alternative zu.
Innerhalb der WASG-Akteure differenzieren sich die Positionen zum Prozessver-
lauf. Einige bezweifeln Alternativen generell – »Ich möchte mal einen politischen
Prozess sehen, der bottom up war« (F4), – bzw. gehen auch davon aus, dass »das
Projekt WASG ein Top-Down-Prozess von Anfang bis Ende gewesen ist ... Und
es gab nie eine Alternative dazu« (F2). Wieder andere sehen dies anders: »Ich
halte ... diese Formel von Top down für völlig falsch. Die Mitglieder haben noch
nie einen so großen Einfluss gehabt wie in der Krisenkonstellation, und zwar auf
beiden Seiten« (F3).
Und so argumentieren zahlreiche Akteure, das es gleichwohl eine Einbezie-
hung der Mitglieder gäbe, vor allem über die Urabstimmungen, aber auch darüber
hinaus. Und es gäbe eine Stimmung in der Mitgliedschaft, vor allem in der ehe-
maligen PDS, dass die Führung in ihrem Auftrag agieren solle – auch und gerade,
weil die Hoffnung bestand aus festgefahrenen Strukturen herauszukommen. »Und
ich glaube, in der Mitgliedschaft ist es durchaus akzeptiert, dass da nicht jede
Frage in einer Urabstimmung entschieden werden kann. Der Eindruck, dass sie
selber mitreden und ihre Meinung sagen können, der ist da.« (E1) Berichtet wird
von konkreten Maßnahmen der Mitgliedereinbeziehung sowie von gemeinsamen
Projekten wie der Mindestlohnkampagne, die das praktische Referenzprojekt ge-
wesen sei, das alle geeint hätte.
Sehr unterschiedlich werden die bisherigen Regionalkonferenzen und der Pro-
grammkonvent beurteilt. In jedem Fall mahnen eine ganze Reihe von Akteuren
Maßnahmen an, die »dringend notwendig zur inhaltlichen Verbreiterung und Qua-
lifizierung, aber auch zur Einbindung der Mitglieder (sind), damit sie ein Gefühl
dafür kriegen, dass es auch ihre Partei ist« (E10). Hierzu gehöre nicht nur eine
ernsthafte Programmdebatte, sondern es seien auch entsprechende Strukturen und
statutarische Prinzipien erforderlich, weil »die neue Partei erst dann vernünftig in
der Basis entsteht, wenn wir wirklich über Bundesländer- und Ost-West-Grenzen
hinweg einen Diskussionsprozess organisieren« (F2). Dies scheint für die Links-
partei umso notwendiger, als alle Fragen der Partei- und Organisationsentwick-
lung vor dem Hintergrund weitgehender gesellschaftlicher Individualisierungs-
prozesse zu sehen sind. Selbst wenn für die Mitgliedschaft der PDS eine
Sondersituation galt, verlieren Parteien den Status einer politischen Lebensge-
meinschaft zuungunsten einer instrumentellen Sicht auf die Partei als politischer
Zweckorganisation.33
Organisationen, also auch politische Bewegungen und Parteien, bilden kollek-
tive Identitäten heraus. Die Vermutung liegt nahe, dass sie substantiell für die Po-
33 Vgl. Meinhard Meuche-Mäker: Die Linkspartei.PDS auf dem Weg zur neuen Linken. A. a. O., S. 28. Auf ein an-
deres Problem fast aller Parteien weist Wiesendahl hin: »Das eigentliche Problem mit der Mitgliederpartei ist,
das deren Basis aus der organisatorischen Nutzenperspektive mit dem Übergang in das 21. Jahrhundert kraft- und
saftlos geworden ist. Überaltert, selbstbezogen und immer schon mit dem Parteibuch dabei, stehen die Mitglie-
der längst nicht mehr mittendrin, dort wo sich das pulsierende gesellschaftliche Leben abspielt.« Elmar Wiesen-
dahl: Mitgliederparteien am Ende? Eine Kritik der Niedergangsdiskussion. Wiesbaden 2006, S. 174
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litikfähigkeit von politischen Parteien und Bewegungen sind. Sie fußen auf pro-
grammatischen, kulturellen und emotionalen Gemeinsamkeiten, die die Grund-
lage für das Engagement der Akteure sind. Die Linkspartei steht insofern vor ei-
ner besonderen Situation, als hier nicht nur unterschiedliche Quellorganisationen,
sondern auch heterogene politische Kulturen miteinander verschmolzen werden
sollen. Zumindest potentiell ist das eine große Chance, die Vielfalt auch produk-
tiv werden zu lassen. 
Auf die Frage nach dem Umgang mit unterschiedlichen Identitäten und Praxen
werden, von jeweils einer relevanten Anzahl von Akteuren, verschiedene Vor-
schläge unterbreitet. Zusammenarbeit solle so gestaltet werden, »dass jeder diese
Identität auch leben kann und dass man darüber in Kommunikation tritt« (F4). Un-
terschiedliche Herkünfte, Erfahrungen und Ansätze sollten als Bereicherung emp-
funden werden, das Gemeinsame gesucht und politikwirksam gemacht werden.
Dabei müsse mitbedacht werden, ob die neue Partei nur aus zwei Teilen bestehen
oder ob es Raum für unorganisierte Linke geben solle. Zugleich wird argumen-
tiert, dass diese Prozesse nur an der Basis vor Ort stattfinden und gelöst werden
könnten. Gemeinsame Praxis wie in Wahlkämpfen spiele eine große Rolle und
auch eine Einstellung des gegenseitigen Respekts und der Bereitschaft voneinan-
der zu lernen.
Thematisiert wird die Problematik, dass eine Vier-Prozent-Partei in einer west-
deutschen Stadt und eine Dreißig-Prozent-Partei im Osten ein erheblicher Unter-
schied sei, und »das erfordert erstens eine andere Art des Politikmachens und
zweitens auch andere Akzente, die die Partei setzen muss« (E14). Dieser Spagat
müsse ausgehalten werden, weil er auch mittelfristig unterschiedliche politische
Profile prägen würde. Ob dies gelänge, sei eine offene Frage. Und so befürchten
einzelne, die Prozesse könnten so stattfinden, dass nicht Gemeinsamkeiten, son-
dern Unterlegene hergestellt würden, »die dann vor der Alternative stehen, wollen
sie in der Partei Unterlegene sein oder wollen sie rausgehen.« (E11) Sinnvoller-
weise ist der Linkspartei ein Weg der langsamen, moderierten Auseinanderset-
zungsprozesse – »also der ganze Handwerkskoffer der Konfliktbearbeitung« (G3)
– zu empfehlen und sie sollte dem Rat folgen, »eher die Instrumentarien der
Homöopathie als der Chirurgie (zu nutzen), um diese Kulturen zusammenzubrin-
gen« (E12). 
Die Partei versteht sich, wie zuvor bereits WASG und PDS, als links und plu-
ralistisch. Dies setze eine gewisse Grundtoleranz unter Linken voraus, zumal die
historischen Vorstellungen von Einheit der Partei gescheitert seien. Und, so for-
mulieren es einzelne Akteure, notwendig sei es, neue Formen zu finden, um nicht
nur das Austragen von Debatten auf breiter, differenzierter Grundlage zu ermög-
lichen, sondern Pluralität mit einer erkennbaren Parteilinie zu verknüpfen und
auszubalancieren und nicht in Beliebigkeit abzugleiten. Problematisiert wird da-
bei, »dass es Gruppierungen gibt, die die Loyalität in ihrem eigenen kleinen Ver-
ein höher bewerten als die Loyalität zur Gesamtpartei ... und dann wie eine Partei
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in der Partei agieren« (E4). Es findet sich in einem Interview auch die Forderung,
die Partei solle »plural sein von linkssozialdemokratischen Positionen bis zu an-
archistischen Positionen«, nur beim »Stalinismus, da muss es eine ganz klare Ab-
grenzung zu geben« (F4). Problematisch ist allerdings, dass zugleich behauptet
wird, die Vorstellungen der sog. »PDS-Realos« seien »rechte(n) sozialdemokrati-
sche(n) Positionen« vergleichbar. Hier offenbart sich ein sehr spezifisches Ver-
ständnis von Pluralität.
Von externer Seite wird die Pluralität des Projekts infrage gestellt. Eine plurale
Diskussion zwischen den Strömungen zur Frage, wie emanzipative Politik vor-
angetrieben werden könnte, würde bislang nicht geführt. »Aber kann man über
eine offene Diskussion zu Fragen kommen, zu Antworten, zu Problembeschrei-
bungen, zu Problemlösungen, die emanzipative Politik in diesem Land vorantrei-
ben. Mit Partei, ohne Partei, mit Staat, jenseits von Staat, in den Betrieben, in den
Gewerkschaften. Das ist doch die Frage, die uns alle drängt. Und die wird gerade
nicht gestellt.« (G1)
Die Strömungen, die es in den beiden Quellorganisationen gab, und die sich
jetzt teilweise mit unterschiedlichen Schwerpunkten in Ost und West organisieren,
seien alle am Prozess der Neuformierung beteiligt gewesen. Ihre berechtigte Exi-
stenz wird nicht angezweifelt. Die häufigste Funktionsbeschreibung der Strömun-
gen ist allerdings, dass sie vorwiegend an innerparteilicher Einflussgenerierung
interessiert sind. Auch würden sie sich eher mit ideologischen und zuwenig mit
praktisch-inhaltlichen Vorschlägen einbringen. Weil sich einige prominente Ak-
teure nicht einfach in Strömungen einordnen lassen, werden »sich die Auseinan-
dersetzungen nicht allein an Strömungsgeografien festmachen lassen, sondern es
wird ein paar inhaltliche Knackpunkte (Familie, Nation, Prekariat) geben, mögli-
cherweise auch völlig strömungsübergreifend« (E10). 
Die Mehrheit der befragten Akteure rechnet mit der Existenz der Strömungen,
aber es gibt auch Äußerungen, die deutlicher Mitglieder und Gliederungen in den
Mittelpunkt stellt. »Das Zentrum muss schon die Partei sein und da brauchen wir
immer einen Hauptstrom. Und wenn der nicht vorhanden ist, dann fliegt das Ding
auch auseinander.« (F1)
Neben der in die »Antikapitalistische Linke« teilintegrierten »Kommunisti-
schen Plattform« werden »Emanzipatorische Linke«, »Reformlinke« und »Sozia-
listische Linke« erwähnt. Daneben werden jedoch auch Sozialdemokraten, Trotz-
kisten und der fluide Teil genannt, der weniger als organisierte Strömung sondern
eher als Tendenz zu bezeichnen wäre und dem der Aufruferkreis »Abschied und
Wiederkehr«, ostdeutsche Funktionsträger, Vertreter des demokratischen Sozialis-
mus usw. zugeordnet werden. Sie bildete den bisherigen Mehrheitsflügel der PDS,
und die Frage ist zu stellen, ob es eine aus der WASG stammende Kraft bzw. Strö-
mung geben wird, die mit ihr in einem Akteursbündnis die Mehrheit in der Links-
partei ausüben wird. In den Antworten der befragten Akteure wird hierzu keine
Aussage getroffen, auch wird jede Einschätzung über das Kräfteverhältnis zwi-
78
schen den Strömungen vermieden. Es finden sich lediglich einige Antworten, die
darauf hindeuten, dass es »Ziel der ›Sozialistischen Linken‹ sein muss, eine der
beiden Hauptströmungen zu werden« (F6).
Wer hatte den entscheidenden Einfluss auf den Neuformierungsprozess?
Diese Frage wird von den befragten Akteuren unterschiedlich eingeschätzt. Rela-
tiv viele sehen die Parteivorstände bzw. die von ihnen eingesetzten Steuerungs-
gruppe als entscheidende Kräfte an. Parallel hierzu wird im Besonderen die Rolle
von führenden Personen gesehen. Sowohl beim Agenda-Setting als auch bei der
Kontrolle des Gesamtprozesses sei der Einfluss von Lafontaine, Gysi, Bisky und
einigen wenigen anderen maßgeblich. Sie seien es gewesen, die im Zuge des Pro-
zesses ihre Veto-Macht hätten ausspielen können. Insofern sei es »ein Kräfte-
gleichgewicht verschiedener Faktoren«, und »einen starken Einfluss haben zentri-
stische Tendenzen, Tendenzen, die den Prozess über alles stellen.« (F4)
Erinnert werden soll an die Relevanz, die Gregor Gysi und vor allem Oskar La-
fontaine beim Start des Projekts beigemessen wurde. Unabhängig davon, ob Kri-
tik an ihnen geäußert wird, steht für viele Akteure fest, dass es ohne die beiden
nicht funktioniert hätte. Lafontaines Rolle ist noch einmal eine besondere, denn
»ohne einen Prominenten aus dem Westen wäre es nicht gegangen, so wie es ge-
gangen ist« (E1). Ohne ihn hätte es die Hinwendung der WASG zur Linken in Ost-
deutschland nicht gegeben. Von externen Beobachtern wird allerdings auch auf
die Problematik verwiesen, dass die hervorgehobene Rolle einzelner häufig ein In-
dikator für eine substanzielle Schwäche der Parteibasis sei. Hiermit müsse die
Partei umzugehen lernen. »Die Prominenten sind wichtig für die Außendarstel-
lung. Nach innen ist es ganz wichtig, dass die Mitgliedschaft die entsprechenden
demokratischen Mitwirkungsrechte hat und ein entsprechendes Selbstbewusstsein
entwickelt.« (G2)
Es verwundert nicht, dass in den Interviews mehrfach der Hinweis auf die
Rolle und den Einfluss der hauptamtlichen Funktionäre erfolgt. »Das kennen wir
ja schon seit Robert Michels34 Gesetz der Parteienoligarchie, dass immer da, wo
Politikprozesse sind, auch ein Bestreben da ist, Machtpositionen zu besetzen, und
zwar sowohl persönlich Machteinfluss zu haben als auch materielle Interessen da-
mit zu vertreten, auch wenn das nicht immer unbedingt bewusst geschieht.« (G6)
Das sei auch nicht per se illegitim. Aber es müsse diskutierbar bleiben.
Die Bewertung der Rolle der Bundestagsfraktion ist denn auch vom jeweiligen
Abstand der Akteure zu ihr beeinflusst. Insbesondere von ihren Mitgliedern
heißt es, sie sei Garant dafür, dass die Linke in der Öffentlichkeit überhaupt zur
Kenntnis genommen würde, derzeit der einzige Ausweis für das Funktionieren ei-
ner gemeinsamen Linken und »logischerweise ist sie diejenige, die jetzt mit ...
Hunderten von Mitarbeitern in der Lage (ist), programmatische Positionen auszu-
formulieren und weiterzuentwickeln« (F2).
34 Gemeint ist der Klassiker der Parteiensoziologie: Robert Michels: Zur Soziologie des Parteienwesens in der
modernen Demokratie. Stuttgart 1894 (1911).
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Hier gehen die Meinungen auseinander. Es heißt einerseits »der Mainstream,
der muss die Fraktion sein« (F1) und andererseits wird betont: »Sie darf allerdings
nicht den Anspruch erheben, die Partei führen zu wollen.« (E18) Problematisch
sei, dass das politische Botschaftenmanagement fast nur noch über die Fraktion
laufe. Es sei bedauerlicherweise weniger in die Öffentlichkeit als vielmehr partei-
intern orientiert und könne für weiteren Konfliktstoff sorgen. Dies gelte auch für
politische Grundsatzentscheidungen, die in der Fraktion gefällt würden, obwohl
die inhaltliche Richtlinienkompetenz eigentlich beim Parteivorstand liegen müsse.
Auch diese Frage wäre in der neuen gemeinsamen Linkspartei zu klären, damit sie
sich nicht zum Konflikt auswächst.
»Also wieder die Gewerkschaften...« (F8) – Zielgruppen, Umfeld und Koopera-
tionspräferenzen der Linkspartei
Breiten Raum nimmt in den Interviews die Frage ein, welche Zielgruppen für das
neue Linksprojekt relevant sind. Nicht nur als potentielles Mitgliederreservoir son-
dern auch als Wählerpotential, als Umfeld und für strategische Kooperationen. Eine
Möglichkeit, zu einer Antwort zu gelangen, ist die Analyse bisheriger Wahlergeb-
nisse, insbesondere der Bundestagswahl 2005. Dann würde festgestellt werden, dass
es »ein gespaltenes Elektorat«35 gibt. Einerseits »diejenigen, die sich von den Ein-
schränkungen wohlfahrtsstaatlichen Leistungen bedroht fühlen oder schon diesen
Einschränkungen ausgesetzt sind. Das ist sozusagen der eher untere Teil der Gesell-
schaft. ... Und dann die zweite Komponente ist natürlich sozusagen der Traditions-
bestand der alten PDS.« (G4) Eine Einschätzung, die im Groben richtig ist, allerdings
anhand der Bremer und anderer Landtagswahlergebnisse präzisiert werden müsste.
Die reale Differenzierung der Wählerschaft spiegelt sich in den Antworten.
Eine relevante Mehrheit der Befragten lehnt eine Konzentration auf ein bestimm-
tes Segment ab. Eine Verengung wird weder strategisch noch wahltaktisch als
sinnvoll angesehen. »Es wäre falsch, sich zu konzentrieren.« Die Linke müsse
natürlich für die Ausgegrenzten ein besonderes Profil entwickeln, aber »das das
alles nicht reicht, sondern dass wir wirklich auch in eine Mittelschicht36 rein müs-
35 Vgl. Harald Schoen, Jürgen W. Falter: Die Linkspartei und ihre Wähler. In: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 51-
52, 2005, S. 36 ff.; Oskar Niedermayer: Die Wählerschaft der Linkspartei.PDS 2005: sozialstruktureller Wandel
bei gleich bleibender politischer Positionierung. In: Zeitschrift für Parlamentsfragen, Heft 3/2006, S. 524 ff. so-
wie für die inzwischen vorliegenden Analysen zur Bürgerschaftswahl in Bremen siehe Axel Troost: Landtags-
wahlen in Bremen – Riesengroßer Erfolg für DIE LINKE (Ms.), 2007; Bernd Hüttner, Norbert Schepers: Die
Bürgerschaftswahl in Bremen 2007. DIE LINKE in Westen angekommen? rls standpunkte 11/2007 sowie den
Beitrag von Christoph Spehr in diesem Band.
36 Hingewiesen sei die Veränderung der Situation der Mitte: »Jedoch ist gerade die soziale Mitte hierzulande durch
den Abbau der Wohlfahrtsstaatlichkeit und den intensivierten ökonomischen Wettbewerb in Bedrängnis geraten.
Die soziale Zukunft der Mitte wird über die künftige Gestalt politischer Konfliktlinien entscheiden.« Frank Null-
meier: Links – Rechts. In: Stephan Lessenich, Frank Nullmeier (Hrsg.): Deutschland eine gespaltene Gesell-
schaft. Frankfurt/New York 2006, S. 333.
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sen, die all dies inzwischen auch als einen riesigen gesellschaftlichen Skandal an-
sehen und die nach Alternativen suchen, die wir ihnen wirklich eben auch bieten
können.« (F2) Die Stimmengewinne in Segmenten des »neuen Unten« werden ge-
sehen, aber »wir müssen uns auch so aufstellen, dass wir nicht nur die Samm-
lungsbewegung der Verlierer in der Gesellschaft sind. Wir müssen für die Verlie-
rer der Gesellschaft spürbar sein, emotional spürbar sein, müssen für sie
Ansprechpartner sein.« (E2) Auch extern wird erwartet, »dass eine linke Partei
sich ganz wesentlich denjenigen zuwendet, die sonst in der Gesellschaft keine
Stimme haben, die öffentlich gehört wird, d.h. in erster Linie diejenigen, die, wie
Robert Castel sagt, sozial verwundbar sind oder die aus der Gesellschaft irgend-
wie herausgedrängt werden, arbeitslos werden und immer mehr aus allen sozialen
Bezügen herauszufallen drohen.« (G6) Einen weiteren Akzent setzt die Feststel-
lung, dass der »finanzmarktgetriebene Kapitalismus, der eine ganze Reihe von
neuen gesellschaftlichen Widersprüchen und Strukturen einschließt ... die Fixie-
rung auf bestimmte soziale Milieus gar nicht zulässt.« (F3) Allerdings wird – ver-
einzelt – bemängelt, es gäbe »keine Gesamtstrategie, sondern verschiedene Ak-
teure haben verschiedene Vorstellungen und verbinden natürlich auch bestimmte
Milieus damit.« (E14) 
Konkret werden neben realen und potenziellen Modernisierungsverlierern, Pre-
karisierten bzw. Arbeitslosen als Zielgruppen beispielsweise Studierende, Künst-
ler, Journalisten, aber auch der Bereich der aufgeklärten Mittelschichten genannt
und natürlich »Akteure, die in den Initiativen aktiv sind und denen es gerade um
die Ausgegrenzten der Gesellschaft geht« (E7). Insbesondere bei PDS-Akteuren
werden sozial bewegte, engagierte Menschen aus den kritischen Bildungseliten37
als Zielgruppe aufgeführt. So wäre eine allgemeine Orientierung auf Prekarisierte
nicht sinnvoll, nähme sie doch deren soziokulturelle Fragmentierung nicht zur
Kenntnis. So würden beispielsweise Studierende, das jüngere akademische Spek-
trum, Kleinstunternehmer oder die digitale Boheme ihre Identität nicht über das
Stichwort »prekarisiert« entwickeln. In keinem Interview wird eingefordert, Ost-
deutsche zur besonderen Zielgruppe zu machen.
Nur in wenigen Antworten scheint eine Strategie auf, die als Gegensatz zur Dif-
ferenzierung verstanden werden kann. Es wird eine Orientierung auf die Indu-
striearbeiterschaft eingefordert bzw. eine »Konzentration, wenn man so sagen
will, auf die ganz normalen oder kleinen Leute, Arbeiter, Angestellte und nicht
auf die Eliten« (F4) – zumeist verknüpft mit der Abgrenzung zur vermeintlichen
PDS-Praxis. Eine solche Fokussierung würde aber eine Einengung gegenüber der
bisherigen Wählerschaft der Linkspartei darstellen. Die Linkspartei ist neben
37 »Für eine linkssozialistische Partei ist diese Kombination von Bildungseliten und Unterschichten eine nachge-
rade idealtypische Ausgangskonstellation.« Franz Walter: Eliten oder Unterschichten? Die Wähler der Linken. In:
Tim Spier, Felix Butzlaff, Matthias Micus, Franz Walter (Hrsg.): Die Linkspartei. A. a. O., S. 333. Auch in der
Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung »Politische Milieus in Deutschland« wird der relativ hohe Anteil dieses Mi-
lieus bei den Anhängern der Linkspartei festgestellt. Vgl. Gero Neugebauer: Politische Milieus in Deutschland.
A. a. O., S. 73 f., 100 ff.
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CDU/CSU und SPD die einzige Partei, die in allen großen Gruppen der Gesell-
schaft (obere Mittelschichten, Mitte, Unten) verankert ist. Sie ist damit nicht nur
in Ostdeutschland potenziell Volkspartei, und gerade dadurch auch ernsthafte
Konkurrentin der SPD38. 
Eine der offenen Fragen ist, inwieweit die Linke auch im Bereich ökologischer
Bewegungen und grün-alternativer Wähler Widerhall finden könnte. Es gibt ei-
nerseits Akteure, die im Grundsatz davon ausgehen, dass das Profil zwangsweise
nach Stadt, Land, Milieus usw. differenziert werden müsse. »Ob eine Partei at-
traktiv ist in einer Stadt wie Münster oder in einer Stadt wie Oberhausen, ist ein
riesiger Unterschied vom Profil, was sie da haben muss.« (E14) Mehrfach wird
auf das grüne Wählerspektrum hingewiesen und auch auf die Notwendigkeit, zu
beobachten, wie sich die Grünen in der Opposition entwickeln würden. Schwie-
rigkeiten bestünden aber auch intern: »Wer bisher eher nur so grün affin war, die
hätten wir schon sehr stark als politische Akteure gewinnen müssen oder sollen
wir auch noch gewinnen, ...die kommen jetzt zu kurz. ...Aber da gibt es schon
auch so eine unglaubliche kulturelle Abneigung ansonsten vom Führungspersonal
gegen..., aber ich glaube, da verbaut man sich für die Zukunft wichtige Bastionen,
die für gesellschaftliche Hegemonien entscheidend sind. Also um in den ganzen
akademisch Bereich vorzustoßen, muss ich genau dieses Spektrum ansprechen.«
(E9) Auch extern wird mehrfach darauf hingewiesen, dass es vorschnell sei, die
grüne Klientel als irrelevant und postmateriell abzubuchen. In den großen Städten
wird sich künftig eine »wirkliche Konkurrenzsituation zwischen Grünen und
Linkspartei ... herausbilden« und »man wird sich auf Dauer nicht als Linkspartei
entwickeln können, wenn man nicht um dieses Milieu auch ringt und nicht ver-
sucht, (in) eine Wettbewerbssituation mit den Grünen« (G5) einzutreten. 
Die unterschiedlichen Praxen der Linkspartei sind selbstredend dadurch be-
dingt, dass sie in einem sehr unterschiedlichen Umfeld agiert. Die Antworten zu
dem Komplex spiegeln dies wider. In mehreren Interviews wird betont, dass der
Unterschied zwischen einer Dreißig-Prozent-Partei im Osten und einer Vier-Pro-
zent-Partei im Westen jeweils unterschiedliche politische Milieus und Organisa-
tionen in den Fokus rückten. Zudem müsse im Westen im Gegensatz zum Osten
noch viel Vertrauen erworben werden. Oder anders ausgedrückt: »...im Westen ha-
ben wir eine schmale Umrandung, aber kein Umfeld. Und diese Umrandung gilt
es zu pflegen und zu hegen« (F9).
In den Antworten wird naturgemäß die ganze denkbare Breite realer bzw. po-
tenzieller sozialer und politischer Milieus sowie Organisationen benannt, die als
Umfeld der Linkspartei angesehen werden. Zumindest für den Osten gelte, dass es
in der ganzen Breite der Gesellschaft Kontakte und Zuspruch gäbe. Bündnispart-
ner wären diejenigen, die über Lösungsmöglichkeiten gesellschaftlicher Probleme
nachdenken würden. Zudem wäre es die Aufgabe der Linkspartei, gesellschaftli-
38 Siehe hierzu Michael Brie in diesem Band.
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chen Protest ernst zu nehmen und aufzugreifen, »weil er einen Veränderungswillen
beinhaltet. Zumindest den Willen, sich nicht widerstandslos das weiter gefallen zu
lassen. Aus diesem gesellschaftlichen Protest heraus werden immer Forderungen
wachsen, was man denn anders haben möchte und anders haben könnte.« (E13)
So werden, neben kommunalen Akteuren, immer wieder Engagierte aus sozialen
Bewegungen, Gewerkschafter und kritische Intellektuelle genannt. Letztgenannten
wird eine besondere Bedeutung zugesprochen, zugleich aber werden überwiegend
Probleme benannt, sie zu gewinnen. Schon zu Zeiten der PDS hätten Schwierigkei-
ten bestanden, an den Universitäten Fuß zu fassen und ins linksintellektuelle Milieu
auszustrahlen. Es gäbe zwar positive Ausnahmen, an einigen Orten auch enge Ko-
operationsbeziehungen, aber generell sei es eher ein konfliktreiches Verhältnis. Als
Ursachen dafür werden neben den komplizierten Reproduktionsprozessen in Wis-
senschaft, Kunst und Kultur und der Problematik mancher kommunal- und landes-
politischer Entscheidungen auch die Geringschätzung dieser Milieus genannt, die
bestehende Intellektuellenfeindlichkeit und die politische Kultur des Parteibil-
dungsprozesses. »Ich glaube, die sind eben bisher relativ wenig da. Ich denke schon,
dass dieses Image, was sich jetzt die neue Partei gibt und was ich jetzt auch gut
finde, das ist eher so ein proletarisch klassenkämpferisches. So etwas wirkt aber
eben auch teilweise abschreckend für so ein gewisses intellektuelles Milieu.« (F8)
Hoffnung wird dennoch in den linken Hochschulverband gesetzt, denn es bestünde
auch die Gefahr, das universitäre Milieu an die Konservativen zu verlieren.
Auch soziale Bewegungen werden an herausragender Stelle genannt, wenn es
um die Skizzierung des Umfeldes der Linkspartei geht. In einer hier nicht dar-
stellbaren Variationsbreite existieren Kontakte und Kooperationsformen in und
mit sozialen Bewegungen in ihrer Vielfalt: Antiglobalisierungs-Bewegung, Frie-
densbewegung, Initiativen für Landesverfassungen, Mehr Demokratie, Erwerbs-
losenbewegung bis hin zu Umwelt- und Bildungsinitiativen sowie Non-Profit-
Organisationen wie beispielsweise Attac oder Medico. Allerdings sehen viele be-
fragte Akteure zahlreiche Schwierigkeiten. Vor allem wird auf die Schwäche so-
zialer Bewegungen verwiesen. Es gäbe zwar »aktive Kerne zuhauf, wenn auch
keine Bewegung« (E4), und insofern gäbe es »mit weniger Bewegung auch weni-
ger attraktive Bündnispartner« (F5). 
Andere formulieren das Problem schärfer, indem sie die sozialen Bewegungen
eher als Chimäre wahrnehmen, die stark von Protestkonjunkturen abhängig seien.
Die Krux sei aber, dass »die Partei nur so stark sein kann wie die sozialen Bewe-
gungen sind, die sie tragen. Und wir können die sozialen Bewegungen nicht er-
setzen.« (F9) Hinzu käme, dass die Partei mit ihnen kooperieren könne und wolle,
aber auch »eine reflektierte Skepsis uns gegenüber bis hin zu einem klaren Kon-
kurrenzdenken bei attac« (E9) erfahre. Viele Akteure in sozialen Bewegungen
seien einerseits grundsätzlich parteikritisch und hätten andererseits unerfüllte
Hoffnungen in das Linksprojekt gesetzt. Viele Bürgerinitiativen hingegen verhiel-
ten sich ganz pragmatisch und fragen: Nutzt uns die Zusammenarbeit?
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Gewerkschafter bzw. Gewerkschaften als relevantes Umfeld der Linkspartei zu
bezeichnen, entspricht den Auffassungen fast aller befragten Akteure. Bei einer
Organisation, die auf der Konfliktdimension sozialer Regulierung vs. Marktfrei-
heit auf derselben Seite der Achse wie die Linkspartei verortet werden kann,
versteht sich dies von selbst. Schließlich ist die Gründung der WASG selbst Aus-
druck der Tatsache, dass das historische Bündnis zwischen Sozialdemokratie und
Gewerkschaften aufgrund Schröders Agenda-Politik tiefe Risse bekam. Die posi-
tive Auffassung gilt aber nicht nur für WASG-Akteure, sondern für alle Intervie-
wten. Beide Seiten seien aufeinander zugegangen und insofern bestünde »eine
richtige Chance, nicht nur erste Adresse der Gewerkschaften zu werden, sondern
uns als gewerkschaftlich orientierte politische Kraft vom Grundsatz her vorzu-
stellen« (E13). Einige Akteure empfehlen dennoch, genauer hinzusehen, zumal es
beispielsweise in der Erwerbslosenbewegung deutliche Differenzen zu Gewerk-
schaftspositionen gibt. Deren Bedeutung würde hauptsächlich für ihr eigenes Kli-
entel bestehen. Außerdem blieben prominente Gewerkschafter klar sozialdemo-
kratisch orientiert, und dies bedeute auch für die Fachpolitik, beispielsweise die
Arbeitsmarktpolitik, dass es zwar gelungen sei, auf Zustimmung von Sozialver-
bänden, Gewerkschaftern etc. zu stoßen, »aber man muss natürlich sehen, dass
alle diese Institutionen sehr stark sozialdemokratisch geprägt sind und insofern zu
uns nicht in irgendeiner Form überlaufen, wenn sie nicht ihre Existenz gefährden
wollen« (F2).
Bei der Frage, ob es privilegierte Kooperationsbeziehungen zu Gewerkschaften
geben solle, scheiden sich die Meinungen der Akteure. Einerseits scheint klar zu
sein: »Für mich sind das hundertprozentig die Gewerkschaften« (F4). Andererseits
wird davor gewarnt zu sagen, die Linkspartei sei der gewerkschaftliche Flügel im
Parlament. Parteien, Gewerkschaften, soziale Initiativen und Bewegungen hätten
unterschiedliche Funktionen und allein deshalb müssten sie ihre strategische Auto-
nomie bewahren. Darunter verstehen dann einige, »eigentlich heißt dann autonom,
man muss eine neue Allianz zwischen Linke und Gewerkschaften (schaffen) ... Und
das, glaube ich, ist völlig falsch.« (F3) Skeptiker einer privilegierten strategischen
Kooperation sprechen davon, »dass es zwar eine Interessensnähe aber keine Inter-
essensidentität gibt« (E9). Eine linke Partei müsse überall dort kooperieren, wo ge-
sellschaftliche Bewegung stattfände, die sich für mehr soziale Gerechtigkeit einsetzt
sowie organisatorische Zusammenhänge bestünden, »die sich nicht ausschließlich
über Marktmechanismen definieren, also Kirchen, Gewerkschaften, Sozialver-
bände, soziale oder Umweltbewegungen usw.« (E3) Aber sie könne sich mit ihnen
nicht gleichsetzen und sich von ihnen auch nicht abhängig machen.39
39 Wie alle gesellschaftlichen Großorganisationen haben Gewerkschaften erhebliche Probleme der Mitgliederge-
winnung und Einflussgenerierung. Insofern sei auf den Hinweis Oskar Negts verwiesen, dass »der eigentliche
machtpolitische Kampf, der um die Existenz der Gewerkschaften und ihre gesellschaftliche Funktion im demo-
kratischen Ganzen dreht, noch gar nicht richtig begonnen hat.« Oskar Negt: Wozu noch Gewerkschaften? Göt-
tingen 2004, S. 11.
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»So eine Art Schmelztiegel von Kultur, Kunst, Politik, Bürgertreffen« (E9) – Wie
die Linkspartei eine Partei des Alltags werden soll
Wie kann die Linkspartei direkt mit den Bürgern kommunizieren? Ausgehend von
den Überlegungen zu ihrem Umfeld und ihrem Selbstverständnis verfolgen die
Akteure ein ganzes Bündel von Überlegungen. Einer der zentralen Punkte dabei
ist die politische Arbeit in den Kommunen. Hier besteht im Grundsatz Einigkeit
bei den Akteuren, ohne die unterschiedlichen Realitäten in Ost und West außer
Acht zu lassen. In ihrem Alltag erlebten die Menschen die starken Effekte der
Neoliberalisierung ihrer Lebenszusammenhänge. Daraus ergäbe sich die Bedeu-
tung von Kommunalpolitik, verstanden als lokale Politik ebenso wie als Arbeit in
den kommunalen Parlamenten. Bei allen rechtlichen und finanziellen Einschrän-
kungen seien zwar die dortigen Entscheidungsspielräume eingeschränkt, aber im-
merhin könnten die Menschen miteinander reden und es ginge um konkrete prak-
tische Projekte, die leicht zu vermitteln seien. »Dann hat man auch ein offenes Ohr
für Dinge, die man vor Ort nicht regeln kann.« (E3)
Die Kommunen seien aber auch der Ort, an dem die Linkspartei erlebbar und
spürbar sein müsse. Es sei notwendig, Räume für Leute zu schaffen, die keine
oder wenig Politikerfahrung haben. Ziel solle nicht sein »Dominanz zu erwerben,
sondern sowohl Hilfe, Ressourcen mit zur Verfügung stellen, um das Projekt in
sich zu unterstützen, aber auch rechtzeitig den Punkt finden, um sich ein Stück
zurückzunehmen, um nicht den Eindruck zu erwecken, das wäre jetzt ein PDS-
Projekt selber.« (E7) Wichtig sei Transparenz, über Konflikte zu informieren und
Betroffene in Entscheidungsprozesse einzubeziehen. Offen ist die Frage, ob es
auch gelänge, eine Kultur von Freiräumen auf lokaler Ebene zu schaffen und wie
»sie der Enttäuschungs-Erfahrung und der Frustrationserfahrung von Menschen,
die anfangen sich zu engagieren, entgegenwirken« (G1) kann. Es sei erforderlich,
stärker als bisher diese Erfahrungen auszutauschen und handhabbare Strategien zu
entwickeln. Ziel müsse eine physische Präsenz der Partei in den Kommunen sein.
Dazu gehöre eine Praxis offener Büros, die Stärkung von Gegenöffentlichkeit,
Mitarbeit in größeren gesellschaftlichen Bündnissen, Förderung künstlerischer
Arbeit, Durchführung von Kampagnen usw. Zügig sollte die Linkspartei klären,
wie sie sich zu möglichen Formen von Bürgerbeteiligung verhalten will. Mehrere
PDS-Akteure fordern unmittelbare Partizipationsmöglichkeiten wie Bürgerhaus-
halte und direkte Demokratie, einzelne WASG-Akteure stehen diesen Formen
grundsätzlich skeptisch gegenüber.
In den Interviews wird betont, dass sich die Partei in Zukunft weiter öffnen
müsse, z. B. indem die Bürger ihr Personal mit auswählten. »Wie man Kontakt
zum Leben hält, zu den Menschen, für die man meint Politik zu machen, diese
entscheidende Frage bleibt. Und das ist ja auch die Achillesferse. ... (Denn) die
Politik ist wie in einem Raumschiff. ... Da kann man leben, ohne das man das Ge-
ringste mit dem Leben zu tun hat.« (E1) Eine der zentralen Aspekte der Linkspar-
85
tei sei es deutlich zu machen, »dass wir uns von den sonstigen Politikern unter-
scheiden.« (F1) Und dazu könne gehören, »dass wir einen sehr offenen Dialog
pflegen mit anderen gesellschaftlichen Akteuren ...Ich glaube, dass das auch wich-
tig ist, also dass Politik selber so ein lernendes System ist.« (E15)
Bei der Frage, wie die Linkspartei eine Partei für den Alltag werden kann, wird
dieser Aspekt der Bürgerbeteiligung häufiger betont. Zunächst sei es erforderlich,
die Anliegen der Leute zu verstehen, zuzuhören, aufzunehmen und sie dann in die
politische Praxis umzusetzen. Ob hier der Ansatz einer »Kümmerer-Partei«, wie
ihn die PDS in den neunziger Jahren auch mit unmittelbarer Beratungspraxis prak-
tiziert hat, sinnvoll und möglich ist, wird unterschiedlich beantwortet. Einerseits
müsse diese Kultur des Sich-Kümmerns weiterentwickelt werden, die Partei
müsse fühlbar werden, ein Anlaufpunkt sein, zu dem Betroffene hingehen können.
Möglich sei dies, weil die Themen, die mit der Linkspartei verbunden würden –
wie Hartz IV – auch diejenigen sind, die den Alltag der Leute beträfen. Ob die Par-
tei dem Anspruch überall gerecht werden könne, sei aufgrund der Altersstruktur
ihrer Mitglieder allerdings unklar.
Andere Akteure vertreten die Auffassung, dass »eine moderne Partei sich
dadurch auszeichnen müsste, dass sie die Vielfalt ... der relevanten gesellschaftli-
chen Interessen aufgreift und versucht, ... nicht individuell irgendwelche Kümme-
rei zu betreiben, das ist eher der untergeordnete Aspekt, sondern ... den kontinu-
ierlichen Diskurs zu organisieren« (F3) bzw. die konkreten Alltagsprobleme mit
Aktionen zu verbinden und entsprechende Kampagnen zu entwickeln. Es käme
darauf an, weniger eine karitative Rolle als vielmehr eine politisierende und orga-
nisierende Rolle einzunehmen und »Lernprozesse (zu) organisieren, in denen
Menschen die Erfahrung sammeln können, dass es sich durchaus lohnt, Dinge
wieder selber in die Hand zu nehmen« (E3).
Empfohlen wird der Linkspartei, »auf die Alltagssorgen einzugehen, ohne ver-
kürzte Antworten zu geben, sondern die Zusammenhänge aufzuzeigen, also im
Sinne von Aufklärung, die den Namen verdient. Und dann auch immer die mittel-
und längerfristigen Probleme und Perspektiven ansprechen und zeigen, dass
Antworten gemeinsam zu finden sind, also zu erarbeiten sind, dass sie noch nicht
für alles eine Antwort haben ... Also das heißt, den Erfindungsreichtum der Vielen
... als eine Produktivkraft, als eine kreative Kraft anzusprechen. Denn sonst wird
man … als Partei wieder leicht unglaubwürdig. Besonders bei Leuten, die … sich
nicht … abspeisen lassen mit solchen Stammtischparolen.« (G2)
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Schlussfolgerungen
Die höchste Übereinstimmung in dieser Akteursbefragung ist die, dass es zur ge-
meinsamen Bundestagskandidatur von Linkspartei.PDS und WASG keine Alter-
native gegeben hätte. Das von vielen als historisch verstandene Ziel, eine neue ge-
samtdeutsche Linkspartei zu begründen – und der auf diesem Wege notwendige
Einzug in den Bundestag –, disziplinierten die Akteure in besonderer Weise. Seit-
dem sind zwei Jahre vergangen, in denen die befragten Personen auf gemeinsame
Diskussionen und Praxis zurückblicken, mit dem Einzug in die Bremische Bür-
gerschaft aber auch einen ernstzunehmenden Erfolg in der politischen Arena vor-
weisen können. Damit ist eine Entwicklung realisiert worden, die zahlreiche, kri-
tische wie wohlmeinende, Beobachter nicht für möglich gehalten hatten.
Fast alle externen Beobachter – und eine ganze Reihe von Akteuren – gehen
dennoch davon aus, dass es nach der formellen Vereinigung der beiden Parteien
zu intensiven Auseinandersetzungen in der Linkspartei kommen wird. Unver-
meidlicher Weise werden dabei die programmatischen und strategischen Fragen
im Mittelpunkt stehen, die bislang zugunsten der angestrebten Parteienfusion aus-
gespart wurden. 
Die vorliegende Studie hat zahlreiche Konflikte benannt, die es zu klären gilt.
Aufgrund seiner symbolischen Bedeutung nimmt der Konflikt um Regierungsbe-
teiligungen dabei eine zentrale Rolle ein. Aber auch der Charakter der Linkspar-
tei selbst wird zu klären sein. Bei den Akteuren des neuen Parteiprojekts über-
wiegt die Hoffnung, die internen Konflikte beherrschen zu können. Die hierfür
erforderliche Kultur der Toleranz einer pluralistischen Partei ist ihres Erachtens
bislang nicht ausreichend entwickelt.
An den Kontroversen werden sich unterschiedliche Akteursgruppen beteiligen,
deren Zusammensetzung und Positionierung nicht an den Parteigrenzen der bei-
den Quellorganisationen festzumachen sein wird. Intensität und Dauer lassen sich
aus den Interviews nur bedingt ermessen. Sicher ist, dass die nächste Bundestags-
wahl die zeitliche Dimension bestimmt. Entscheidend wird sein, ob es bis Ende
2008 möglich sein wird, kontroverse Programmdebatten so zu gestalten, dass de-
ren Ergebnisse produktiv zur Entwicklung linker Strategien auf Bundes- und Län-
derebene beitragen. Zu vermuten ist, dass sich die Auseinandersetzungen auch auf
die Wahlprogrammatik und die innerparteiliche Auswahl der Kandidatinnen und
Kandidaten erstrecken wird.
Inhaltliche Debatten schaden der neuen Partei allerdings nicht. Ganz im Ge-
genteil – sie fehlen ihr bislang. Die Partei ist in ihrer Zusammensetzung Produkt
einer entwickelten und ausdifferenzierten Gesellschaft, die von unterschiedlichen
Lebens- und Produktionsformen, kulturellen Bedürfnissen und Konflikten geprägt
ist. Unterschiede – auch der Linken – haben sich nicht zufällig herausgebildet,
sondern sind Ergebnis historischer Entwicklungen. Sie bringen die differenzierten
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sozialen Lebenslagen und kulturellen Praxen zum Ausdruck. Deshalb sollte die
Linkspartei ihre Vielfalt als Gewinn, als eine nutzbar zu machende Produktivkraft
ansehen. So hätte sie die Chance, ihren in allen drei Etagen der Gesellschaft be-
stehenden Einfluss auszubauen und sich zur echten linken Volkspartei weiterzu-
entwickeln. Zudem können programmatische Debatten der Integration der Mit-
gliedschaft in die Partei und der Partei in die Gesellschaft dienen.
Für die Akteure steht die Konfliktdimension »arm/reich« unbestritten im Zen-
trum. Eine der spannenden Fragen wird sein, wie sich ihr Verhältnis zur zweiten
relevanten gesellschaftlichen Konfliktdimension »libertär/autoritär« entwickeln
wird. Die Studie hat ergeben, dass die zweite Konfliktdimension nur für wenige
Akteure relevant ist (bei den WASG-Akteuren gar nicht). Hier könnte einerseits
ein gravierender innerparteilicher Konflikt entstehen, und zugleich würde mit dem
Verhältnis zu Bürgerrechten und Demokratie über die gesellschaftliche Zukunfts-
fähigkeit der Linkspartei entschieden werden.
Die sich formierende Linkspartei wird gespeist durch unterschiedliche Ambi-
tionen, Strömungen, Tendenzen und Identitäten. Es wird darauf ankommen, sie
zu integrieren und auf dieser Basis handlungsfähig zu sein. Die Akteure geben vor,
dass sie daran interessiert sind und gemeinsame Praxis und Diskussionen für not-
wenig erachten. Positiv im Sinne der Parteiformierung ist, dass die Differenzen
zwischen den Akteuren häufig quer zu den ursprünglichen Parteimitgliedschaften
verlaufen. Dennoch fällt auf, dass die Akteure teilweise scharfe Kritik am politi-
schen Partner üben und einige dabei zugleich frei von jedem Selbstzweifel sind.
Die Interviews haben auch ergeben, dass diese Linke nicht die Linke einer Strö-
mung sein kann. Jeder Versuch, die Partei einer der Strömungen unterzuordnen,
wäre das Ende der neuen Linken. Sie benötigt die Pluralität, sie realisiert sich als
dialogisches Projekt und zugleich als ein Handlungsprojekt. Vor den Strömungen
steht die Frage, ob sie sich als traditionelles Mittel zur innerparteilichen Macht-
und Einflussgenerierung verstehen, oder vielmehr als Orte der aufeinander Bezug
nehmenden Debatte. Widersprüche müssten nicht als Problem, sondern könnten
als lösungsorientierte Kraft verstanden werden. Ob dies gelingt, ist offen. 
Gerade aus Sicht einer großen Zahl der befragten PDS-Akteure werden unter-
schiedliche parteiinterne Praxen zwischen PDS und WASG beschrieben. Immer
wieder wird die Sorge vor autoritären Politikstilen und innerparteilichem Demo-
kratieverlust formuliert und der Umgang damit als ein wichtiges Kriterium für das
Gelingen des Projektes beschrieben. Denn ob Veränderungsprozesse gelingen,
hängt zu einem entscheidenden Teil davon ab, ob die davon Betroffenen auch
zukünftig Mitwirkungs-, Entscheidungs- und Identifikationsmöglichkeiten behal-
ten. Der Hinweis von Michael Chrapa sei in Erinnerung gerufen, dass Parteien
komplexe Mechanismen sind, die nicht beliebig gestaltbar sind.40
40 Michael Chrapa: Parteien der Zukunft (Ms. vom 18.05.2002), www.gegenentwurf-muenchen.de/partchra.htm,
S. 9.
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In Umbruchssituationen, speziell in Fusionsprozessen von Organisationen mit
unterschiedlichen politischen Kulturen, kommt politischer Führung eine eminent
wichtige Rolle zu. Die Kompetenz, der Habitus und das Charisma der Führungs-
persönlichkeiten wird zu einer Schlüsselressource der Problemlösung – oder zum
Problem. Das Erwerben und Herstellen von Führungsfähigkeit, zu der auch die
Fähigkeit zur Moderation diskursiver Prozesse und zu strategischer Themenwahl
gehört, entscheidet mit über die Stellung und Zukunftsfähigkeit der Linkspartei in
der Parteienkonkurrenz. Gerade hier bestehen Chancen sich gegenüber anderen Par-
teien positiv abzuheben und aktueller Parteienverdrossenheit entgegen zu wirken.
Ein gravierendes Manko der neuen Linkspartei ist offensichtlich das minimale
Gespür für die Bedeutung der Geschlechterverhältnisse in der Gesellschaft wie in
der Partei selber. Die vorgebrachte Kritik, dass die Linkspartei ihr »weibliches
Gesicht« verlöre und sie nach außen das Bild einer patriarchal dominierten Partei
abgebe, muss ernster genommen werden. So ist die Tatsache, dass dieses Problem
in den Interviews einen so geringen Stellenwert hat und bei WASG-Akteuren
überhaupt keine Beachtung findet, ein Spiegelbild der Tatsache, dass deutlich we-
niger Frauen als Männer die Linkspartei wählen. 
Die Frage ist, ob es der Linkspartei gelingt, ein Akteursgeflecht zu entwickeln,
das über die Partei selbst deutlich hinausreicht? Ziel sollte es sein, sowohl dieje-
nigen zu erreichen, die in parteiförmigem Engagement keinen Sinn sehen als auch
die, die ein anderes Verständnis von kritischem, linkem, bürgerrechtlichem Han-
deln haben als dies in der Partei DIE LINKE mehrheitlich zu finden ist.
Umgekehrt kann eine stabile, im parlamentarischen Raum starke Linkspartei
auch für nicht parteiförmig organisierte Linke, die kulturelle Linke, soziale Be-
wegungen und Gewerkschaften sowie linke Intellektuelle Bedeutung erlangen.
Politische Felder auf denen sie ihren Gebrauchswert erfüllen könnte, sind zur
Genüge vorhanden.41 Dabei stellt sich aber nicht nur die Frage, ob ihr wirklich ein
Eingriff in die staatlichen und gesellschaftlichen Machtverhältnisse gelingt, son-
dern auch die Frage, inwieweit emanzipative Denkformen, Praxen, Alternativen
vorangetrieben werden – und dies mit einer Partei, die sich nicht als Zentrum lin-
ker Politik sieht, sondern als wichtiger Teil linker Politik, sich also in einen brei-
teren linken Kontext stellt, als Teil einer emanzipativen Politik versteht und ihre
parlamentarische Praxis zur Durchsetzung strategischer Projekte für einen Poli-
tikwechsel nutzbar macht.
Aus den Antworten der Akteure lassen sich eine Anzahl konkreter Handlungs-
empfehlungen für die Linkspartei herausdestillieren, die sie sowohl für ihre in-
terne Entwicklung als auch für ihre gesellschaftliche Praxis nutzbar machen sollte.
Eine notwenige Voraussetzung für eine integrierte Parteientwicklung ist das ge-
genseitige Verständnis und Problembewusstsein für die Rahmenbedingungen, in
denen die jeweils anderen agieren. Zukünftige gemeinsame Praxen und Diskus-
41 Vgl. Alex Demirovic: Die wiedergefundene Linke. In: vorgänge, Nr. 171/172, Dezember 2005, S. 52 f.
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sionen auf allen Ebenen könnten Veränderungen bewirken. Hierzu müssten
Räume geschaffen werden, um die Konflikte breit zu diskutieren, und zwar nach
Möglichkeit auch unter Hinzuziehung von Sachverstand und Kreativität von
außen. Erforderlich ist die Etablierung einer Konfliktkultur, die demokratisch und
transparent ist, aber auch die Möglichkeit bietet, Konflikte professionell zu bear-
beiten. Für die Linkspartei sollte es selbstverständlich sein, sich das ganze Reper-
toire demokratischen Handelns zu eigen zu machen. Sie braucht eine Verfasstheit,
die sie anschlussfähig an die Projekte von Bürgerinnen und Bürgern in Kommune
und Stadtteil werden lässt. Sie muss kommunikationsfähig sein, also nicht nur
eine Sprache finden, die den Wörtern ihren Sinn zurückgibt, sondern auch ande-
ren zuhören und von ihnen lernen. Sie benötigt eine Handlungsfähigkeit, die sie
in Wahlkämpfen und Kampagnen genauso wie im Verwaltungshandeln auf den
unterschiedlichen politischen Ebenen einsetzen kann. Sie braucht Diskursfähig-
keit – auch um in der Lage zu sein, sich zu einer gegenhegemonialen Kraft zu ent-
wickeln.
Die Bedingungen für alle Parteien – und damit auch für die Linkspartei – rea-
len Einfluss auf die Kräfteverhältnisse und die Gestaltung der Gesellschaft aus-
zuüben, wird schwieriger. Es ist nicht nur die Unberechenbarkeit der Wähler, die
Fragmentierung und Schwäche kollektiver Akteure wie Gewerkschaften und so-
zialer Bewegungen, mit denen eine große Interessenparallelität vorhanden ist,
sondern auch die Schwierigkeit nationalstaatlicher Steuerung und die Herausfor-
derung internationaler Globalisierungsprozesse, die höhere Anforderungen an die
Parteien, insbesondere ihre Strategiefähigkeit stellen42. Die Frage, wie sich dieses
repräsentative politische System, wie sich das kapitalistische ökonomische Sys-
tem in den nächsten fünfzig Jahren entwickelt, ist offen. Das linke Parteienspek-
trum neu zu besetzen und sich dort dauerhaft als politische Kraft zu etablieren,
kann in diesem Sinne »nur« als Etappenziel verstanden werden. 
42 Vgl. Joachim Raschke: Politische Strategie. Überlegungen zu einem politischen und politologischen Konzept. In:
Frank Nullmeier; Tomas Saretzki (Hrsg.): Jenseits des Regierungsalltags. Strategiefähigkeit politischer Parteien.
Frankfurt/New York 2002, S. 208 f.
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KATJA KIPPING
Gipfelproteste 2007 – ein gelungener Start für DIE LINKE
Im Januar 2006 fuhren Wolfgang Gehrcke und ich zur Klausur der Landtagsfrak-
tion der Linkspartei Mecklenburg-Vorpommerns. Der dortige Vorstand hatte uns
eingeladen, um die Vorbereitung der G8-Gipfelproteste zu besprechen. In der Mit-
tagspause davor fragte ein Landtagsabgeordneter beim Essen, worum es gleich
noch mal nach dem Essen ginge. »Ach so, um den G8-Gipfel in Heiligendamm.
Na, mein Wahlkreis liegt ja am anderen Ende des Landes, da kann ich wohl mal
einen Spaziergang machen.« Meine euphorischen Ausführungen, dass die Gipfel-
proteste 2007 nicht nur eine Sache des gesamten Landesverbandes, sondern der
gesamten Bundespartei und wohl auch der gesamten Europäischen Linkspartei
seien, wurden höflich aber skeptisch zur Kenntnis genommen. Spätestens in dem
Moment war klar: Wir haben noch viel Arbeit vor uns, damit die Gipfelproteste
ein Erfolg werden. Die Etablierung des Themas bei Linkspartei.PDS und WASG
war kein Selbstläufer. Umso mehr kann DIE LINKE stolz sein, dass sie letztlich
als organischer Bestandteil der Proteste in Erscheinung trat und die Gipfelproteste
zu einem guten Startschuss für die neue LINKE wurden. 
Im folgendem soll dargestellt werden, wie die Ideen der Gipfelkritiker/-innen
in die beiden Parteien hinein getragen wurden, wie sich die Mitwirkung im Bünd-
nis entwickelte, welche Klippen dabei umschifft werden mussten und welche
Schlüsse wir als LINKE daraus ziehen können.
Langsam erobert eine Idee die Partei
Die ersten Schritte
Die Gipfelproteste warfen ihre Schatten weit voraus. Knapp zwei Jahre vor dem G8
Gipfel begannen die Vorbereitungen der Gipfelkritiker/-innen. Bereits beim Sozi-
alforum in Deutschland im Sommer 2005 wurde deutlich, dass die Gipfelproteste
eine der zentralen Aufgaben der außerparlamentarischen Bewegungen werden. Auf
der Jugendaktivenkonferenz der Rosa-Luxemburg-Stiftung im Oktober 2005 ver-
ständigten sich rund 300 Jugendliche unterschiedlicher linker Strömungen, zu ge-
meinsamen Protesten gegen den Gipfel in Heiligendamm aufzurufen.
Im November 2005 beschäftigte sich dann zum ersten Mal der Parteivorstand
der Linkspartei.PDS mit der Thematik und beschloss, zusammen mit der WASG
aktiv in den Bündnissen mitzuarbeiten. In der Debatte wurde jedoch auch deut-
lich, dass in Bezug auf den G8-Gipfel noch viele Fragen im Raum standen. So wa-
ren bereits die ersten Verständigungen von der Gewaltfrage überschattet. Schließ-
lich beziehen sich globalisierungskritische Proteste in ihrer Symbolik bewusst
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darauf, Sand ins Getriebe zu streuen oder zu blockieren. Die Beteiligung an den
Gipfelprotesten erforderte von der Partei zudem, sich auf »Bewegungsprozesse«
einzulassen und die Vielfalt von Aktionsformen anzuerkennen. Man musste kein
intimer Kenner der beiden Parteien zu sein, um zu ahnen, dass dies eine kulturelle
Herausforderung für Beide darstellte. Trotz oder auch wegen dieser Herausforde-
rung beschlossen die Vorstände einvernehmlich, sich an dem Protestbündnis zu
beteiligen. 
Fast überall, wo man in den beiden Parteien über die bevorstehende Mobili-
sierung nach Heiligendamm sprach, tauchten ernst gemeinte Einwände auf à la
»Was ist eigentlich so schlimm daran, dass sich die G8 treffen? Ist doch besser, als
wenn die USA alles alleine entscheiden.« Das Gebot der Stunde hieß also, Auf-
klärungsarbeit zu leisten. Es kam darauf an, zu verdeutlichen, dass es bei den Gip-
felprotesten um mehr als ein Demo-Event geht. Doch wie trägt man Argumente zu
einem Thema in eine Partei, deren Mitglieder im Jahr 2006 vor allem mit der Par-
teineubildung beschäftigt waren, die damals die Gemüter zu Recht bewegte?
Christine Buchholz entwickelte als G8-Verantwortliche der WASG in dieser Si-
tuation die Idee, über einen Sammelband die inhaltliche Auseinandersetzung mit
dem G8-Gipfel zu befördern. Wie viel Arbeit an den Herausgeber/-innen hängen
bleibt, wurde uns beiden erst so richtig im Zuge der Arbeit bewusst. In letzter Mi-
nute konnte das Buch »G8: Gipfel der Ungerechtigkeit. Wie acht Regierungen
über sechs Milliarden Menschen bestimmen«1 jedoch fertig gestellt werden. Darin
wurden die verschiedenen Kritiken an der Politik der G8 sowie alternative 
Ansätze herausgearbeitet. Zudem kamen Vertreter/-innen unterschiedlicher Initia-
tiven, von kirchlichen Schuldenerlassgruppen über die DGB-Jugend bis hin zur
Interventionistischen Linken zu Wort. Das Buch illustriert somit auch die beein-
druckende Vielfalt der Gipfelkritiker/-innen. In der Hoffnung, dass im Zuge der
Gipfelproteste sich neue diskursive Räume für gemeinsame Debatten über linke
Strategien eröffnen werden, widmete sich ein Kapitel den strategischen Ausein-
andersetzungen über die Gipfelproteste hinaus. Mit diesem Buch hatten wir nun
ein geeignetes Vehikel, die inhaltliche Auseinandersetzung mit den G8 in die Par-
tei und in die interessierte Öffentlichkeit zu tragen. 
Die Kampagne läuft an
Die vielen Diskussionsrunden, die daraufhin landauf, landab stattfanden, bereite-
ten inhaltlich den Boden für die Mobilisierung. Nun kam es darauf an, die Kam-
pagne organisatorisch umzusetzen. Im November 2006, also ein Jahr, nachdem
das Thema zum ersten Mal in den beiden Parteivorständen eine Rolle gespielt
hatte, verabschiedeten WASG und Linkspartei.PDS jeweils einen gleich lautenden
1 Christine Buchholz und Katja Kipping (Hg.): G8: Gipfel der Ungerechtigkeit – Wie acht Regierungen über sechs
Milliarden Menschen bestimmen. Hamburg 2006.
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Beschluss zur Kampagne »NO G8 – Menschen vor Profite« sowie die finanzielle
Unterfütterung der Kampagne mit 50.000 Euro aus dem Kampagnenfonds der
Linkspartei.PDS. 
Nun werden in unserer Partei gern und leicht Kampagnenbeschlüsse gefasst. Die
Gipfelproteste jedoch waren zu wichtig, als dass ein formaler Beschluss ausgereicht
hätte. Das Ziel bestand vielmehr darin, eine Kampagne zu entwickeln, die top down
und bottom up funktioniert, die ergo sowohl zentrale Kampagnenelemente hat, als
auch vor Ort ausgestaltet werden kann. Den Startschuss lieferte ein Kampagnen-
workshop, zu dem Interessierte aus allen Bundesländern eingeladen wurden. Insge-
samt fanden drei solcher Kampagnentreffen statt, an denen sich jeweils zwischen 35
und 45 Personen aus fast allen Landesverbänden beteiligten. Dort wurden das Motto
und die zentralen Elemente der Intervention beschlossen und vorbereitet. Die Teil-
nehmer/-innen dieser Kampagnentreffen waren das Rückgrat der Mobilisierung und
der Aktivitäten während der Gipfeltage. Nach den Vorstandsbeschlüssen wurde eine
Steuerungsgruppe zur Umsetzung der Kampagne ins Leben gerufen. Die Idee hatte
nun die Partei erobert, die Mobilisierung kam in Fahrt.
Beitrag der Fraktion
Während in den beiden Parteien die Mobilisierung in Schwung kam, fanden in der
Bundestagsfraktion die ersten Runden zur parlamentarischen Begleitung des Gip-
fels statt. Das Interesse war groß. Jedoch krankte die konkrete Arbeit einige Zeit
an fehlenden Festlegungen zu Verantwortlichkeiten. Zwar wollten sich viele ein-
bringen, aber es dauerte eine Weile, bis sich jemand den Hut aufsetzte und bis in
die Mitarbeiterschaft hinein zentrale Zuständigkeiten geklärt waren. 
Die Begleitung des G8-Gipfels durch die Fraktion zeichnete sich am Ende
durch vier Säulen aus: neben parlamentarischen Initiativen und der Berücksichti-
gung des Themas in den fraktionseigenen Publikationen führte die Fraktion eine
Veranstaltungstour »Fraktion vor Ort« mit entsprechenden thematischen Schwer-
punkten durch und bereitete eine öffentliche Anhörung zur Kritik der kapitalisti-
schen Globalisierung in Bad Doberan während der Gipfelwoche vor.
Lehren aus den Mühen der organisatorischen Ebene 
Die frühzeitige Vorbereitung der Kampagne erwies sich später als konstitutiv für
den Erfolg. Bevor die organisatorische Arbeit beginnen konnte, mussten sowohl
die Parteibasis als auch die entscheidenden Parteigremien auf die politische Be-
deutung der Gipfelproteste eingestimmt werden. Neben den Kampagnenworks-
hops gab es eine Steuerungsgruppe, die bei der Partei angebunden war. Zudem ko-
ordinierte eine andere Abstimmungsrunde die Aktivitäten der Fraktion. 
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Zwar ist es im Ergebnis gelungen, die Aktivitäten auf allen Ebenen zusam-
menzubinden, allerdings gab es bei drei vorbereitenden Kreisen auch Reibungs-
verluste. Um solche Konflikte abzubauen, bietet es sich künftig an, die Vorberei-
tungsgruppen stärker zusammenzuführen. Sollte dies nicht möglich sein, sollte der
Informationsaustausch durch offensive bilaterale Absprache der jeweils Zuständi-
gen für einen Bereich verbessert werden. Für die Zukunft empfiehlt es sich darü-
ber hinaus, frühzeitig klare Zuständigkeiten in der Mitarbeiter/-innenschaft her-
auszuarbeiten. 
In vielen Orten wurden durch Parteigeschäftsstellen Mitfahrgelegenheiten in
Bussen für die Großdemo organisiert. Aufgrund der Hausdurchsuchungen bei
Globalisierungskritiker/-innen erreichte die Mobilisierung in den letzten Tagen
eine enorme Dynamik: »Jetzt erst recht!« Im Ergebnis meldeten sich mehr Inter-
essierte an, als Plätze vorhanden waren. Generell empfiehlt es sich bei solchen
Großereignissen bei der Kalkulation der Busplätze eine entsprechende Verdich-
tung der Nachfrage in den letzten Wochen einzuplanen.
Fallstricke und Herausforderungen 
G8 Blockieren und Forderungen stellen – ein strategisches Dilemma?
Die Kritik am Gipfel lässt sich in drei Motivationskategorien unterteilen: Erstens
Kapitalismuskritik, zweitens Delegitimation der G8 und drittens Kritik der kon-
kreten politischen Agenda der G8. Für die Einen stehen die G8 symbolisch für die
kapitalistische Globalisierung. Für diese Kritiker/-innen stellt der jeweilige G8-
Gipfel vor allem einen Kulminationspunkt dar, an dem Kapitalismuskritik im
Zeitalter entterritorialisierter Macht2 exemplarisch geübt werden kann. Die Ver-
treter/-innen der zweiten Kritikkategorie stellen vor allem die demokratische Le-
gitimation der G8 in Frage. Angeklagt wird hier vor allem das Agieren der G8 als
selbsternannte Weltregierung, die im übrigem die UNO auf kaltem Wege ent-
machtet. (Wobei weitgehend unumstritten ist, dass die UNO gründlich reformiert
werden muss.) Acht Regierungen hätten nicht das Recht über sechs Milliarden
Menschen zu regieren. 
Neben diesen grundsätzlichen Ansätzen setzen sich Vertreter/-innen der dritten
Kritikkategorie mit den konkreten Absichtserklärungen der Gipfel auseinander.
Diese Kritik wird oft verbunden mit konkreten Forderungen an die Regierung-
schefs, sich im Zuge der Gipfel z.B. für verbindliche Klimaschutzziele oder für
einen transparenten Schuldenerlass oder für die Aufstockung der Entwicklungs-
gelder einzusetzen. Gerade die dritte Motivationskategorie tritt häufig in Kombi-
nation mit einer reformorientierten bzw. transformationsorientierten Alternativa-
2 Vgl. dazu Michael Hardt und Antonio Negri: Empire. Harvard 2000.
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genda auf. Nun lassen sich die einzelnen globalisierungskritischen Gruppen nicht
immer strikt einer Motivationskategorie zuordnen, vielmehr verbinden viele Ak-
teur/-innen zwei oder sogar alle drei Zugänge miteinander. 
Streng betrachtet besteht zwischen den beiden Zugängen Delegitimation der
Gipfel und konkreter Agendakritik ein gewisser Widerspruch. An eine Institution,
der man das Recht zur Entscheidungsfindung abspricht, kann man schlecht For-
derungen stellen (außer natürlich die Forderung, sich aufzulösen). Dass für diesen
Widerspruch eine gemeinsame strategische Lösung gefunden wurde, ist den De-
batten auf den Aktionskonferenzen im Vorfeld zu verdanken. Dort einigte man
sich letztlich wie folgt: Auch wenn die G8 als selbst ernannte Weltregierung ille-
gitim sind, so sind doch die Regierungen in ihrem jeweiligen Land gewählt. Und
diese Regierungen wiederum kann man mit alternativen Vorstellungen konfron-
tieren. Im Falle von Frau Angela Merkel bestand die Herausforderung darin, in der
Öffentlichkeit auf den Widerspruch zwischen ihrem verbalen Einsatz für Klima-
schutz einerseits und ihren konkreten Maßnahmen, die genau das Gegenteil be-
wirken, hinzuweisen. So inszenierte Frau Merkel im Vorfeld gekonnt ihren Ein-
satz beim Gipfel für den Klimaschutz. Dieses Engagement, vor allem gegenüber
den USA, war durchaus positiv. Das Problem ist jedoch, dass die politische Pra-
xis der Bundesregierung eine andere Sprache spricht: Der Bau vieler neuer Kohle-
kraftwerke ist geplant, und die Bahn als umweltfreundliches Verkehrsmittel soll
an die Börse. Im Ergebnis werden noch mehr Menschen zum Umsteigen aufs Auto
gezwungen sein, weswegen der Gewinner dieses Börsenganges schon jetzt fest
steht: Die Autoindustrie. Und dies sind nur zwei Beispiele von vielen, die zeigen:
Wenn es konkret wird, vertritt Angela Merkel nicht die Interessen des Klima-
schutzes, sondern die Interessen der Verschmutzerindustrie3.
Ähnlich bigott ist das Vorgehen  der Mächtigen Acht in Bezug auf die Armut
in Afrika. So wurde auch dieser Gipfel genutzt, um mediengerecht den Hunger
in Afrika zu beklagen. Doch gerade die Politik der G8 hat die Armut in Afrika
mit zu verantworten. Schließlich haben die G8-Staaten die Verschuldung der
Entwicklungsländer schamlos ausgenutzt, um diese Länder zu zwingen, ihre
Schutzzölle abzubauen und ihre Sozial- und Bildungsprogramme zusammenzu-
streichen. Im Ergebnis wurden die Märkte von hoch subventionierten Produkten
großer transnationaler Konzerne überschwemmt. Die fatale Folge davon war, dass
die regionalen Kleinbäuer/-innen mit den Preisen der großen Ketten nicht mithal-
ten konnten, viele verarmten und wurden landlos. DIE LINKE hat sich im Rah-
men ihrer Kampagne dafür eingesetzt, dass die erzwungene Marktöffnung in
Afrika rückgängig gemacht wird, denn in Entwicklungsländern sind Schutzzölle
notwendig, damit die ansässigen Kleinbäuer/-innen gegenüber den transnationa-
len Nahrungsmittelkonzernen eine Chance haben.
3 Vgl. dazu Sven Giegold: Das Klima als Merkel-Propaganda. Erschienen in der taz vom 19.3.2007. http://www.
taz.de/pt/2007/03/19/a0133.1/text.
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Partei und Bewegung – ein bewegtes Verhältnis
Bereits bei der ersten Verständigung im Parteivorstand wurde darauf orientiert, im
Herangehen an die Gipfelproteste an die Erfahrungen mit den Montagsdemon-
strationen anzuknüpfen. Angedacht war also eine organisatorische wie inhaltliche
Beteiligung, die wahrnehmbar ist, ohne vereinnahmend zu sein. Soweit die von
unserer Seite angestrebte Herangehensweise.
Um es vorweg zu nehmen: Während der Protestwoche funktionierte die Zu-
sammenarbeit zwischen der Vertreter/-innen der LINKEN und den Bündnispart-
ner/-innen hervorragend. Doch dies war in der Vorbereitungsphase nicht immer
so. Anfangs befürchtete das Bündnis, eine Identifizierung der Proteste allein mit
PDS und WASG würde andere Parteien abschrecken. Dieses Argument war ernst
zu nehmen. Deswegen vereinbarten wir, unsererseits bis zu einem gewissen Zeit-
punkt Zurückhaltung zu wahren. Wir versuchten sogar über persönliche Ge-
spräche, bewegungnahe Akteur/-innen bei SPD und Grünen für eine Beteiligung
zu gewinnen – leider recht erfolglos. Ein Friedensaktivist aus Rostock brachte das
unterschiedliche Agieren der Parteien wie folgt auf den Punkt: »Die Grünen küm-
mern sich um Redezeit von Claudia Roth auf der Kundgebung. Die Linkspartei or-
ganisiert die Regale fürs Protestzentrum.«
Obwohl Mitglieder von Linkspartei.PDS und WASG durch Geld- und Sach-
spenden, durch die Übernahme von Praktikumsverträgen, durch Bestellen von
Bussen, durch das Organisieren von Räumen usw. usf. praktisch Hand anlegten,
war lange Zeit umstritten, ob wir im G8-Koordinierungskreis offiziell mitwirken
dürfen und ob wir unseren Redner bzw. unsere Rednerin uneingeschränkt selbst
bestimmen können. In der letzten Frage konnten wir uns leider nicht durchsetzen.
Die Beteiligung im Koordinierungskreis war zumindest von Seiten von attac bis
zuletzt in Frage gestellt, das Problem wurde aber auf der Arbeitsebene gelöst. Um
sein Agieren zu begründen, brachte der Koordinierungskreis von attac eine Er-
klärung zum Verhältnis von Zivilgesellschaft und sozialen Bewegungen zu Par-
teien heraus4. Darin wird die unterschiedliche Funktionslogik von Parteien und
4 Im Sinne der Transparenz und zur besseren Nachvollziehbarkeit der Debatte wir hier die gesamte Erklärung 
dokumentiert: 
Erklärung des Attac Koordinierungskreises zum Verhältnis von Zivilgesellschaft und sozialen Bewegungen zu
Parteien 
1. Die wesentliche Funktion von Parteien ist es, Wahlen zu gewinnen und auf dieser Grundlage möglichst (mit)
zu regieren. Dazu treten Parteien in direkte Konkurrenz zueinander. Parteien sind Teil des formellen politischen
Systems.
2. Die Funktion von Zivilgesellschaft und sozialen Bewegungen ist eine andere. Sie agieren außerhalb des for-
mellen politischen Systems. Sie versuchen an einem Thema oder einem Problemfeld das Meinungsklima in der
Gesellschaft zu beeinflussen, ohne parlamentarische Vertretung oder Regierungsbeteiligung anzustreben.
3. Auch wenn es inhaltliche und politische Übereinstimmungen zwischen einer Partei und Teilen der Zivilgesell-
schaft und sozialen Bewegungen geben kann, folgen die beiden Akteurstypen in Strukturen und Dynamik also ei-
ner unterschiedlichen Logik und spielen gesellschaftlich verschiedene Rollen.
4. Dies ist keine Bewertung der Unterschiede, sondern eine Feststellung.
5. Für das Verhältnis von Parteien zur Zivilgesellschaft und sozialen Bewegungen ist darüber hinaus die Kon-
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Bewegungen beschrieben. Die Rolle von Parteien sei vor allem durch gegensei-
tige Konkurrenz in Hinblick auf die Wahlen geprägt, weswegen Parteien nicht
Aufgaben der Außendarstellung, der Koordination z. B. als Mitglied der Koordi-
nationsgruppe übernehmen sollten.
Nun gibt es ernst zunehmende Argumente, warum für Parteien in einem Bünd-
nis andere Spielregeln gelten. Denn erstens verzeichnet die Bewegungsgeschichte
leider einige Beispiele für Vereinnahmungsversuche durch eine Partei. Zweitens
haben Parteien jenseits von Protesthöhepunkten einen besonderen Zugang zur Öf-
fentlichkeit, z.B. über das Parlament. Drittens verfügen Parteien über bekannte
Persönlichkeiten, welche die Berichterstattung dominieren können. Jedoch ist die
im Positionspapier von attac vorgenommene Unterscheidung einerseits von einem
verkürzten Parteienbegriff sowie andererseits von einem romantisierten Bewe-
gungsverständnis geprägt. 
Parteiarbeit sollte sich meinem Verständnis nach eben nicht auf das Wirken im
Parlament beschränken, sondern ebenso auf die hegemonialen Auseinanderset-
zungen innerhalb der Zivilgesellschaft abzielen. Die Linkspartei.PDS hat sich die-
ses Grundverständnis im Beschluss zum »strategischen Dreieck« aus Protesten,
über den Kapitalismus hinausweisenden Alternativen und konkreter Gestaltung zu
Eigen gemacht. Richtig ist: Soziale Bewegungen zielen nicht auf die Teilnahme
an Wahlen ab. Doch da in dieser Gesellschaft Veränderungen letztlich der gesetz-
geberischen Umsetzung bedürfen, adressieren soziale Bewegungen bei aller
Staatsferne ihre Forderungen aus gutem Grund oft an parlamentarische Kräfte.
Außerdem ist fast jede NGO und jedes Netzwerk auch auf die Gewinnung von
Mitgliedern und Spenden angewiesen, schon um seine Arbeitsfähigkeit zu ge-
währleisten. Insofern konkurrieren sie zwar nicht um Wähler/-innenstimmen, aber
zumindest unterschwellig auch um Mitglieder und materielle wie ideelle Unter-
stützung. 
kurrenz von Parteien ein besonderes Problem. Sie hat in der Vergangenheit immer wieder dazu geführt, dass Par-
teien versuchten, zivilgesellschaftliche Strukturen und soziale Bewegungen zu vereinnahmen oder zu instrumen-
talisieren. Selbst wenn Vertreter oder Vertreterinnen von Parteien sich dessen nicht bewusst sind, oder behaup-
ten, dies nicht zu beabsichtigen oder tatsächlich nicht beabsichtigen, so wirkt die Konkurrenzdynamik dennoch
dadurch, dass zumindest Teile der Zivilgesellschaft und der sozialen Bewegungen, andere Parteien und die Öf-
fentlichkeit dies so wahrnehmen. Unabhängig vom Wirklichkeitsgehalt dieser Wahrnehmung entsteht damit un-
weigerlich eine gewisse Übertragung von Parteiendynamik auf Zivilgesellschaft und soziale Bewegung.
6. Wenn einzelne Parteien, wie im Fall des Gipfels in Heiligendamm kritische Positionen gegenüber den G8 ver-
treten, Aktivitäten von Zivilgesellschaft und Bewegungen unterstützen und sich an der Mobilsierung beteiligen,
so ist das sehr zu begrüßen.
7. Attac hat auch nichts dagegen einzuwenden, wenn diese Parteien in den Zusammenhängen der G8-Vorberei-
tung anwesend sind, am Informationsaustausch teilnehmen und ihre Meinung äußern.
8. Attac ist allerdings nicht der Meinung, dass Parteien dabei Aufgaben der Repräsentation, Außendarstellung,
Koordination, Führung oder andere exponierte Funktionen übernehmen sollten, z.B. als Mitglied der Koordina-
tionsgruppe u.ä.
9. Führende Parteipolitiker jener Parteien, die sich zu einer kritischen Position gegenüber den G8 bekennen, tei-
len unsere Sichtweise.
10. Unsere Position bezieht sich auf alle Parteien und ist nicht gegen eine bestimmte Partei gerichtet.
97
Fakt ist, eine linke Partei sollte jegliche Dominanzversuche unterlassen. Eine
linke Partei sollte auch respektieren, wenn es – wie bei den Sozialforen – Orte
gibt, wo sozial Bewegte unter sich diskutieren wollen. Auch sind Redner/-innen-
plätze nicht zu kaufen. Doch in einem Bündnis ist es erstens schon eine Frage der
Transparenz, dass alle Beteiligten entsprechend sichtbar auftreten können. Zwei-
tens: Da gesellschaftliche Veränderung gerade das Zusammenspiel von außerpar-
lamentarischen und parlamentarischen Akteur/-innen braucht, liegt es im ureigen-
sten Interesse von Bewegungen, dass sich innerhalb der Parteienlandschaft das
Gewicht stärker zu Gunsten der Kräfte verschiebt, welche die Positionen der Be-
wegung teilen bzw. aufgreifen. Was nützt das deutlichste Signal gegen den Krieg,
wenn die Fraktionen, die für Kriegseinsätze stimmen, sicher sein können, es gibt
keine Konkurrenz in der Parteienlandschaft, welche die Position der Friedensbe-
wegung auch im Parlament vertritt und ihnen deswegen bei der nächsten Wahl
Stimmen wegnehmen könnte. Die Konkurrenz zwischen den Parteien kann ergo
auch als Motor zur Positionsverschiebung innerhalb der Parteien in eine ge-
wünschte Richtung wirken. 
Umgekehrt liegt es im ureigensten Interesse einer linken Partei, dass kritische
soziale Bewegungen als starke und eigenständige Akteur/-innen wahrgenommen
werden. Wenn eine Bewegung allein als Vollstreckungsgehilfin einer Partei wahr-
genommen wird, wird der Protest die anderen Parteien nicht beeindrucken und
auch kaum neue Wähler/-innenkreise erschließen. Um es zusammenzufassen:
Eine Kooperation auf Augenhöhe jenseits von Vereinnahmungsversuchen und Do-
minanzgehabe einerseits und andererseits jenseits von devoter Unsichtbarkeit von
Parteien – so nach dem Motto »wir bezahlen alles, treten aber nicht in Erschei-
nung« – sollte sowohl im Interesse einer linken Partei als auch im Interesse einer
progressiven sozialen Bewegung liegen.
Die Gewalt-Frage
Bei ziemlich allen Pressegesprächen im Vorfeld tauchte sie über kurz oder lang
immer auf – die Frage nach den Methoden des Protests, auch bekannt als die Ge-
waltfrage. So mancher Journalist machte sich nicht einmal die Mühe, wenigstens
den Eindruck zu erwecken, ihn interessieren die inhaltlichen Botschaften, sondern
fragte nur in diese Richtung nach. Nun war klar, dass die LINKE sich ausschließ-
lich an friedlichen Aktionen beteiligen würde. Bezüglich der Frage jedoch, wie
weit ziviler Ungehorsam gehen darf, gab es innerhalb der beiden Parteien unter-
schiedliche Auffassungen. Man hätte im Vorfeld viel Diskussionszeit damit ver-
bringen können, dies theoretisch auszuloten und auch noch den Medien mitzutei-
len. Wir waren jedoch der Auffassung, dass genau dies dem Interesse der meisten
Medien, die Gipfelproteste schon im Vorfeld allein auf die Gewaltfrage zu redu-
zieren, nur entgegen gekommen wäre. Insofern zielte unsere Öffentlichkeitsstra-
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tegie vor allem darauf, die inhaltliche Kritik in den Mittelpunkt zu stellen und zu
unterstreichen, dass die Parteien zu unterschiedlichen Aktionen aufrufen, wobei
im Mittelpunkt für uns die Großdemonstration und der Alternativgipfel standen. 
Die meisten Beteiligten rechneten damit, dass es während der Woche, vor al-
lem während der Blockaden, zu schwierigen Situationen in Hinblick auf die Mili-
tanzfrage kommen würde. Dass sich diese Frage schon während der Kundgebung
am Samstag stellen würde, damit hatte kaum jemand gerechnet. Für eine Weile
schien es, als würden die Bilder der Gewalt die gesamten Proteste überschatten.
Nach einigen Tagen stellte sich heraus, dass es den Protesten in ihrer Vielfalt ge-
lungen war, andere Bilder sprechen zu lassen. Dass das Bündnis diese Be-
währungsprobe überstand, dass die Proteste in ihrer Vielfalt weitergingen und so-
mit am Ende die Bilder der Gewalt in den Hintergrund drängten – all das war
keine Selbstverständlichkeit. 
Bei Auswertungsrunden im Nachhinein wurde die Gewaltfrage vorrangig aus
zwei Gesichtspunkten erörtert: erstens aus einer moralischen Perspektive (Ist Ge-
walt generell gerechtfertigt?) und zweitens aus einer strategischen Perspektive
(Können Ausschreitungen unser Anliegen befördern?). Beide Fragen sind klar zu
verneinen. Man muss nicht einmal Pazifistin sein, um die erste Frage zu vernei-
nen. Bei dieser Demonstration kam noch verstärkend hinzu, dass es eine klare
Verständigung aller Beteiligten gegeben hatte, dass diese Demonstration gewalt-
frei ablaufen solle. Es gibt Menschen, für deren Teilnahme ein solches Signal aus-
schlaggebend ist, z.B. für Menschen mit körperlichen Beeinträchtigungen sowie
für Migrant/-innen mit prekärem Aufenthaltstatus. Letztere müssen immerhin mit
existentiellen Konsequenzen rechnen, falls sie im Zuge eines Polizeieinsatzes bei
Ausschreitungen festgenommen werden, selbst schon als Unbeteiligte. Schon aus
diesem Grund ist es unentschuldbar, dass Einzelne durch Steinwürde aus der
Kundgebung heraus den Einsatzkräften einen Vorwand zum Eingreifen geliefert
haben.
Auch aus strategischer Sicht sind solche Steinwürfe abzulehnen. Sicherlich, es
gibt auch Diskussionen, dass erst Randale der Kritik das Feld der Sichtbarkeit
eröffnen und Aufmerksamkeit die Währung ist, in der sich Anerkennung berech-
net.5 (Ich selbst als Pazifistin würde Gewalt, bei der nur die Gefahr besteht, dass
Menschen in Gefahr kommen, auch dann ablehnen, selbst wenn sie strategisch ge-
rechtfertigt wäre.) Doch für die Großdemonstration in Rostock trifft dies nicht zu.
Es gab auch ohne die Ausschreitungen ein entsprechendes Medienaufgebot. Viel-
mehr verstellten die Bilder der Gewalt für viele Stunden komplett den Blick auf
die Argumente der G8-Kritiker/-innen und stellten das Bündnis auf eine harte Zer-
reißprobe. Ohne das überlegte Handeln Einzelner wäre das Bündnis womöglich
an diesem Punkt zerbrochen. In diesem Fall hätte für den Rest der Woche die Be-
5 Vgl. dazu Robert Misik: Genial Dagegen – Kritisches Denken von Marx bis Michael Moore. Berlin 2006, S. 30.
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richterstattung nur noch das Zerwürfnis innerhalb der G8-Kritiker/-innen eine
Rolle gespielt und das argumentative Rüstzeug gegen den angeblichen Sachzwang
Globalisierung wäre komplett unter dem Tisch gefallen. Zudem lieferten die Aus-
schreitungen genau die Bilder, die Schäuble, Beckstein und Co. sich sicherlich
gewünscht hatten, um ihre massiven Repressionen im Vorfeld zu rechtfertigen.
Die wenigen Steinewerfer/-innen haben ergo all denjenigen, die zum Sturm auf
demokratische Grundrechte blasen wollen einen großen Dienst getan. 
Das Verhältnis der LINKEN zur Gewalt sollte kein taktisches, sondern ein prin-
zipielles und von einer klaren Bejahung der Gewaltfreiheit geprägt sein. Die Frage
ist jedoch: Wie reagiert man, wenn es zu Ausschreitungen kommt? Ist es klug und
hilfreich, sofort unter dem Eindruck der ersten spektakulären, empörten Pressebe-
richte mit pauschalen Distanzierungen gegenüber dem Schwarzen Block in die
Öffentlichkeit zu gehen? Ist es im Sinne der Aufklärung, sofort und ohne genaue
Kenntnis der Ereignisse vor Ort als Ferndiagnose eine Beurteilung und Schuldzu-
schreibung zu verfassen?6 Ist es sinnvoll, die Polizei in einer Phase der Aus-
schreitungen für Ihren Einsatz zu loben und damit den Schwarzen Peter für die
Ausschreitungen ohne gründliche Untersuchung und kollektiv dem so genannten
Schwarzen Block zuzuschieben? Die gründliche Aufarbeitung hat mich darin be-
stärkt, all diese Fragen verneinen. 
Die ersten Angaben zur Zahl der verletzten Polizist/-innen erwiesen sich hoch-
gradig übertrieben. Die Pressearbeit der Polizeieinheit Kavala war von vielen halt-
losen Unterstellungen geprägt. Es verdichten sich die Indizien, wonach Stein-
würfe von eingeschleusten Polizeiprovokateuren ausgegangen sind. Fakt ist – und
davon habe ich mich selbst direkt vor Ort bei stundenlangen und letztlich erfolg-
reichen Deeskalationsversuchen überzeugen können – der überwiegende Teil des
so genannten Schwarzen Blocks verhielt sich während der Kundgebung friedlich
und hat an der Deeskalation mitgewirkt. Das Vorgehen von Teilen der Polizei hin-
gegen trug nicht immer dazu bei, die Ausschreitungen zu beenden, sondern heizte
im Gegenteil die Stimmung noch an. So stießen beispielsweise immer wieder
kleine Stoßtrupps der Polizei in die inzwischen beruhigte Kundgebung vor, um
einzelne Personen herauszuzerren und festzunehmen.
Wir als LINKE haben gut daran getan, in dieser Phase besonnen zu reagieren.
Die Akteur/-innen der LINKEN vor Ort haben sich auch in für sie persönlich ge-
fährlichen Situationen aktiv um Deeskalation bemüht. DIE LINKE hat sich nicht
dazu hinreißen lassen, sich von der Protestbewegung zu distanzieren. Es gibt Si-
tuationen, da ist die Presselage erdrückend und hegemonial im Sinne eines Di-
stanzierungsgebotes. So gerechtfertigt die klare Verurteilung von Gewalt gerade
bei dieser Kundgebung war, linke Politik muss sich gerade in schwierigen Situa-
tionen die Freiheit nehmen, ihr Urteil unabhängig von wie auch immer gearteten
Distanzierungsgeboten der Presse zu fällen. Innere Freiheit von Erpressbarkeit
6 So geschehen im Papier »In der Sackgasse«, rls-Standpunkte 09/2007 von Lutz Brangsch und Michael Brie.
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durch Stimmungsmache in den Medien ist eine Frage der inneren Einstellung. Für
eine LINKE, die auf eine andere Gesellschaft hinwirkt, ist diese innere Freiheit
von Medienhetze eine zentrale Vorraussetzung für erfolgreiches Agieren auch in
konfliktreichen Situationen. Im Gegenteil. Sie hat aktiv deeskalierend und das
Bündnis stabilisierend gewirkt und politisch auf die wahren Gewaltverhältnisse
verwiesen. Wir haben zudem darauf hingewiesen, dass die Gewalt genutzt wird,
um weiter demokratische Rechte abzubauen. 
In diesem Zusammenhang ist noch ein interessantes Phänomen festzuhalten:
Unter dem akuten Eindruck der Ausschreitungen forderten einzelne Vertreter von
attac im Bündnis, die geplanten Blockaden zu rein symbolischen Aktionen herab-
zustufen. Nur die Intervention der attac-Basis auf dem Camp verhinderte den of-
fiziellen Rückzug von den Blockaden, den die Mehrheit der attac-Führung ange-
strebt hatte. Und auch hier bewies sich, dass man gut beraten ist, besonnen zu
reagieren und sich nicht komplett von der Presselage erpressbar zu machen. Die
Blockaden wurden zu einem politischen Erfolg. Interessanter Weise waren dieje-
nigen von attac, die nach dem Ausschreitungen am Samstag am intensivsten die
Absetzung der Blockade betrieben hatten, diejenigen, die dann stolz vor den Ka-
meras die erfolgreiche Fünffingertaktik der Blockaden erläuterten. Spätestens an
dieser Stelle wurde deutlich, dass die Gefahr der Vereinnahmung einer Bewegung
nicht nur von Seiten der Parteien droht.
Global mobilisieren und lokal vermitteln 
Ereignisse wie die Gipfelproteste sind seit Jahren Ereignisse der internationalen
Mobilisierung. Menschen aus allen Teilen der Welt kommen zusammen, um ge-
meinsam zu demonstrieren und zu debattieren. Diese internationale Komponente
ist konstitutiv für die globalisierungskritischen Proteste. Denn auf die Globalisie-
rung der Wirtschaft und auf die neoliberale Gestaltung der Globalisierung kann es
nur eine Antwort geben: Die Globalisierung der sozialen Kämpfe. Auf Sozialforen
konnte man beobachten, wie auch die Kräfte des Widerstandes die bestehenden
gesellschaftlichen Hierarchien in sich reproduzieren. So waren die Podien zu oft
vor allem mit weißen Männern aus westlichen Ländern besetzt. Es liegt also in der
Verantwortung der Veranstalter/-innen bei der Einladungspolitik dafür Sorge zu
tragen, dass die Lebenswelten von Männern und Frauen und von Menschen ver-
schiedener Generationen sowie der verschiedenen Regionen zusammenkommen.
Beim diesjährigen Alternativgipfel waren erfreulicher Weise dementsprechende
Anstrengungen zu bemerken. 
Global denken und lokal handeln – so lautet ein Leitbild der globalisierungskri-
tischen Bewegung. Insofern stellt sich neben der globalen Mobilisierung eine wei-
tere Herausforderung: die lokale Vermittlung. Bereits bei der ersten Aktionskonfe-
renz in Rostock stand die Frage, wie wir unsere Kritik an den G8 der einheimischen
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Bevölkerung vermitteln. Erschwerend kam hinzu, dass in einem Land wie Meck-
lenburg-Vorpommern, welches stark auf Einnahmen aus der Tourismusbranche an-
gewiesen ist, der Gipfel weitgehend als Chance für das Land angesehen wurde. 
Die Protestbewegung bewies in dieser Frage – von einigen Aussetzern abgese-
hen – eine ausgesprochene Sensibilität. Door-Knocking hieß das Zauberwort.
Globalisierungskritiker/-innen zogen von Haustür zu Haustür, um über ihre An-
liegen zu informieren. Dieser direkten Aufklärung stand jedoch eine Propaganda
gegenüber, welche die Angst vor den so genannten Chaoten schürte. Und es schien
lange Zeit, als ob diese Angst die Oberhand gewinnen würde. Die letzte Aktions-
konferenz im Vorfeld begann mit einer öffentlichen Diskussionsrunde in einer
Kirche. Diese Veranstaltung war an sich vor allem an die Rostocker Bevölkerung
adressiert. Doch die angereisten Aktivist/-innen blieben weitgehend unter sich.
Wer am Vortag der Großdemo durch die Straßen Rostocks lief, bekam viele ver-
nagelte Schaufenster zu sehen. Die Bilder der Gewalt am Rande der Kundgebung
schienen in bedauerlicher Weise der Angstpropaganda recht zu geben. Es stand
also zu befürchten, dass die Gipfelproteste von der regionalen Bevölkerung abge-
koppelt stattfinden würden. 
Doch letztlich kippte die Stimmung. Bezeichnend dafür ist ein Bericht von Ad-
riane van Loh, der Mitarbeiterin der Landtagsabgeordneten Birgit Schwebs in Bad
Doberan, die sich von Anfang an engagiert in die Mobilisierung eingebracht hat.
Ihrer Einschätzung zufolge wurden die Proteste im Vorfeld mit Skepsis erwartet,
wenn auch nicht grundsätzlich ablehnend. Nach der Protestwoche berichtete sie
von einer Gemeindeversammlung in Reddelich. Dort hätte es in Bezug auf das
Camp an sich nur eine Frage gegeben: »›Wann kriegen wir ’unser’ Camp wieder?‹
Alles sei beeindruckend gewesen, tausende Menschen und so wenig Probleme,
über ein paar Kleinigkeiten müsse man hinwegsehen. Der Bürgermeister hätte am
liebsten die Wasseranschlüsse etc. fürs nächste Mal gelassen. Betroffene Bauern,
die durchaus Verluste durch die Demonstranten erlitten haben, zeigen sich ver-
ständnisvoll. Ihre mehrheitliche Meinung: Wenn man die internationale Dimen-
sion betrachtet, dann darf man sich [bei Schadensansprüchen] nicht an die De-
monstranten halten.«
Einen wichtigen Beitrag zur Einbindung der Bevölkerung haben die Info-
stände, die von der Protestbewegung an öffentlichen Plätzen rund um Heiligen-
damm eingerichtet wurden, geleistet. Sie dienten sowohl der Information der an-
gereisten Aktivisten/-innen als auch der Bevölkerung. Nicht zu unterschätzen ist
in diesem Zusammenhang auch die Anhörung der Bundestagsfraktion DIE
LINKE auf dem Marktplatz von Bad Doberan, die auf Grund ihrer Lage und per-
sonellen Besetzung ein für die regionale Bevölkerung attraktives Angebot dar-
stellte.
Trotz der schlechten Ausgangssituation, trotz der Ausschreitungen am Samstag
ist es am Ende gelungen, die Kritik an der kapitalistischen Globalisierung in die
Köpfe der Ortsansässigen zu tragen. 
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Was bleibt?
Nun, da der Gipfel und die Proteste vorbei sind und es Zeit ist, Bilanz zu ziehen,
stellt sich die Frage nach dem, was bleibt. Im folgendem soll diese Frage getrennt
nach der Bilanz des Gipfels und der Bilanz der Proteste erörtert werden.
Bilanz des Gipfels aus Sicht der Kritiker/-innen
Eine detaillierte Auseinandersetzung mit den Ergebnissen des Gipfels kann letzt-
lich nur aus der Perspektive der konkreten Agendakritik erfolgen (siehe dazu die
Ausführungen im Kapitel II.3). Die politische Substanz ist mehr als kritikwürdig.
Die Ergebnisse der »Klimavereinbarungen« sind vage und ohne konkrete Festle-
gungen. Die Reduzierung der Treibhausgase um 50 Prozent bis 2050 »ernsthaft in
Betracht zu ziehen« ist nicht ausreichend, was von allen relevanten Umweltver-
bänden kritisiert wird. Die Afrika-Vereinbarungen gehen nicht über die noch im-
mer unerfüllten Versprechungen von Gleneagles7 hinaus, wiederholen diese im
Wesentlichen. Zudem bieten sie die Möglichkeit, die Afrika-Förderung mit der
Entwicklungshilfe zu verrechnen. Also nicht Entwicklungshilfe plus Afrika-För-
derung, sondern zusätzliche Mittel für Afrika aus den vorhandenen Entwick-
lungshilfebudgets, was nichts anderes heißt, als das andere Regionen weniger un-
terstützt werden. Ähnlich verhält es sich mit den Geldern im Kampf gegen Aids;
auch diese sind »verrechnungsfähig« und sollen weltweit eingesetzt werden –
nicht nur in Afrika. Das Hauptproblem hierbei, die Pharma-Industrie zu ver-
pflichten, ihre Produkte in den Entwicklungsländern kostenfrei oder zu den
Selbstkosten einzusetzen, wurde nicht angegangen. Die vorhandenen Medika-
mente sind für diese Regionen nicht zu finanzieren. 
Die Vereinbarungen zum geistigen Eigentum und den Handelsbeziehungen be-
stärken die dominante Rolle der Industriestaaten und entsprechen nicht den For-
derungen nach gerechterem Welthandel. Fragen wie das US-Raketensystem in Po-
len und Tschechien spielten nur am Rande eine Rolle und wurden durch die
Besuche von Bush in diesen Ländern weiter fest geklopft. Ein »Weiter so« im
Krieg gegen den Terror wurde vereinbart. Die Beendigung der Kriege im Irak und
in Afghanistan stand nicht auf der Tagesordnung des Gipfels, beim Alternativgip-
fel sehr wohl.
Am Schluss des G8-Gipfels in Heiligendamm bleibt die Wertung: der ganze
Gipfel war von seiner Substanz ein einziger, großer Propagandarummel. Eine
Merkel-Show, welche die Steuerzahler/-innen ca. 120 Millionen Euro gekostet
hat. 
7 Im schottischen Gleneagles fand unter britischer Schirmherrschaft 2005 das G8-Treffen statt, bei dem ein um-
fangreiches Entschuldungsprogramm verkündet wurde.
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Bilanz der Gipfelproteste
Was bleibt? – Diese Frage erinnert an den Titel einer Erzählung von Christa Wolf,
in der sie sich mit den zermürbenden Erfahrungen einer Stasi-Beobachtung aus-
einandersetzt. Kenner erinnern sich jedoch: Der gewohnte Tagesablauf der Prota-
gonistin wird durch eine beeindruckende Erfahrung durchbrochen. Auf einer Le-
sung begegnet sie einer neuen Generation von Schreibenden, die provozierende
Fragen aufwirft – voller Wille und Mut, etwas zu verändern. Bei aller Verschie-
denheit gibt es hier eine interessante Parallelität. Auch um Heiligendamm konnte
man eine neue Generation erleben, die bestehende Zustände hinterfragt sowie für
Veränderungen kämpft – und das in einer Zeit, in der alle Welt vom politischen
Desinteresse der Jugend spricht. Schon in dieser Politisierung junger Menschen
liegt ein Erfolg der Proteste. 
Rund 80.000 Menschen kamen nach Rostock, um gegen die Politik der G8 zu
demonstrieren. Die Demonstrationszüge bestachen dabei durch eine Lebendig-
keit, wie sie nur selten in der Bundesrepublik zu erleben ist. Die Diskussionsrun-
den waren gut besucht und wurden auch von Anwohner/-innen angenommen. Mit
friedlichem zivilen Ungehorsam und tausenden Beteiligten gelang das, was viele
für unmöglich hielten. Die Zufahrtsstraßen wurden blockiert. Der Tagungsort des
Gipfels war nur über Luft und Wasser zu erreichen. Die Berichte über die Block-
aden waren die Top-Meldung, noch vor den Berichten über Angela Merkel und
George Bush. Die Gipfelproteste hatten dem Gipfel die Show gestohlen. 
Die Protestbewegung wurde – abgesehen von den Ausschreitungen – als at-
traktive gesellschaftliche Kraft mit politischer Zukunftsfähigkeit und jungem Ge-
sicht wahrgenommen. Solche Proteste wirken als Hebel zur Veränderung. Die glo-
balisierungskritische Bewegung ist damit auch in Deutschland zu einer wichtigen
Akteurin in den hegemonialen Auseinandersetzungen geworden. 
Es wurde ein gesellschaftliches Klima befördert, in dem angebliche Sach-
zwänge hinterfragt werden. Globalisierung, so wie sie gegenwärtig abläuft, gilt
für immer weniger als Naturereignis. Der neoliberale Irrglaube, es gäbe keine Al-
ternativen zur herrschenden Politik, ist erschüttert. Die Gipfelproteste haben da-
mit auch einen Nährboden für politische Alternativen bereitet. Einzelne Forde-
rungen wie Stopp des Börsenganges der Bahn oder transparenter Schuldenerlass
erreichten eine breite Öffentlichkeit. Eine weitere Säule neoliberaler Hegemonie
besteht in der postpolitischen Illusion vom Ende der konfliktreichen Antagonis-
men. Chantal Mouffe weist zu Recht auf die Gefahr hin, dass diese Perspektive
die Zukunft demokratischer Politik aufs Spiel setze.8 Die Gipfelproteste haben
auch diese postpolitische Perspektive erschüttert.
Kritisch zu bilanzieren ist hingegen, dass strukturelle Alternativen zu den G8 in
der Öffentlichkeit kaum erörtert wurden. Sicherlich: Am Anfang steht die Kraft
8 Vgl. dazu Chantal Mouffe: Über das Politische – Wider die kosmopolitische Illusion. Frankfurt am Main 2005,
S. 14 ff.
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des gemeinsamen NEINs. Jedoch sollte nicht der Eindruck entstehen, es wäre bes-
ser, wenn die Nationalstaaten jegliche Kooperation untereinander einstellen oder
die globale Politik allein den USA – als quasi G1 – überlassen. Das gemeinsame
NEIN hält zusammen. Dies darf allerdings nicht zur Selbstgenügsamkeit führen.
Parteien gehören zu dem Teil der Bewegung, der in die tagespolitische Auseinan-
dersetzung im institutionellen Raum eingebunden ist. Gemeinsam mit anderen
sind sie in Zukunft stärker gefordert, konkrete Alternativen im globalen Maß-
stab einzubringen. Für DIE LINKE heißt das meines Erachtens: Wir sind als Par-
tei aufgefordert, in Zusammenarbeit mit vielen anderen sozialen Kräften eine
kohärente sozialistische Globalisierungskritik und eine strukturelle Reformalter-
native zu erarbeiten.
Ertrag der Gipfelproteste für die Beteiligten
Für die vielen tausenden Menschen, die wie ich an den Gipfelprotesten teilnah-
men, brachten die Proteste einen ganz besonderen Ertrag. Die Rede ist von der
wichtigen Schlüsselerfahrung, gemeinsam und solidarisch zu handeln. Denn: Die
Gipfelproteste waren mehr als ein Protest-Event. So konnte, wer wollte, in diesen
Tagen Selbstorganisation jenseits der kapitalistischen Profitlogik nicht nur theore-
tisch erörtern, sondern lebendig praktizieren. Schließlich funktionierten Protest-
camps und Volksküche nach dem Prinzip der Selbstorganisation und das erstaun-
lich gut. 
Auch die Blockaden haben zu diesem Schlüsselerlebnis beigetragen. Da wurde
zum einen durch massenhafte Beteiligung das scheinbar Unmögliche möglich: die
Blockade der Zufahrtswege zum G8-Treffen. Zum anderen wurde in den Blocka-
den demokratisch entschieden. Bezugsgruppen wählten Delegierte und diese erör-
terten in Delegiertenversammlungen das weitere Vorgehen. Die innere Struktur
der Blockaden bewies, dass demokratische Verfahren gerade auch in komplizier-
ten Situationen praktizierbar sind. Die Handlungsfähigkeit von heterogenen Trup-
pen ist ergo auch ohne autoritäres Ansagertum und ohne Befehlskette zu organi-
sieren und kann eine Stärke sein. Die Blockaden wurden deshalb auch zu einem
Erfolg der selbstorganisierten Vielfalt gegenüber uniformierten Befehlsketten. 
Auch viele, die nicht involviert waren, zeigten sich begeistert von dem Erfolg
der Blockaden. Friedlicher ziviler Ungehorsam gehört zum Repertoire einer kriti-
schen Linken. Offensichtlich entfalten solche kollektiven Grenzüberschreitungen
eine Wirkung, die mit gewohnten Sichten auf die Welt bricht. Und dies befördert
kritisches Denken. 
Der UN-Berichterstatter Jean Ziegler eröffnete in der übervollen Nikolaikirche
den Alternativgipfel mit einem Pablo Neruda-Zitat: »Unsere Feinde können alle
Blumen ausreißen, den Frühling können sie nicht aufhalten.« Die Kraft des Früh-
lings ist mit uns. Diese Worte drücken eine gewaltige Zuversicht aus. In die Her-
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zen und Köpfe der Beteiligten ist eben jene Zuversicht eingezogen. Eine Zuver-
sicht, die länger nachwirkt, weil sie durch Erfahrung unterfüttert ist. Genau darin
liegt der besondere Erfolg der Gipfelproteste.
Bilanz für DIE LINKE
Linkspartei.PDS und WASG haben – kurz vor ihrer Vereinigung zur Partei DIE
LINKE – mit rund 10.000 Menschen sichtbar an der Demonstration teilgenom-
men. Der Studierendenverband DIE LINKE.SDS sowie die Linksjugend solid wa-
ren integraler Bestandteil des Camps. Beide beteiligten sich an den Blockaden.
Das Zelt der Fraktion war gut besucht und wurde auch von vielen Bad Dobera-
ner/-innen, ja sogar von Schulklassen, angenommen. Mehrere Abgeordnete waren
vor Ort und trugen zur Deeskalation bei. Auf der Auftaktkundgebung waren wir
die einzige Partei, die eine Rednerin stellte. Dies und vor allem die herzliche
Ankündigung der Moderation, wie gut es sei, dass nun endlich eine Partei im Bun-
destag sitzt, die gegen Kriegseinsätze stimmt, stellt einen Quantensprung in der
Zusammenarbeit mit Bewegungen dar. Wir beteiligten uns am »Feuerwehraus-
schuss« des Bündnisses zum Austausch über Aktuelles und zur Vorbereitung der
morgendlichen Pressekonferenz. Auf der Pressekonferenz des Bündnisses jedoch
hielten wir uns zurück und setzten auf eigenständige Pressearbeit, um die des
Bündnisses nicht zu dominieren. Im Gegensatz zu Anderen waren wir 24 Stunden
am Tag dabei und sind nicht nur zu den medienwirksamen Terminen erschienen.
Kurzum: DIE LINKE war organischer Bestandteil der Gipfelproteste und hat zu
deren Gelingen beigetragen. 
Es ist also festzuhalten, dass, bei allen Problemen im Vorfeld, während der Pro-
testwoche genau jene Form der Zusammenarbeit jenseits von devoter Unsichtbar-
keit der Partei einerseits und anderseits jenseits der Kolonisierung der Bewegun-
gen durch die Partei gefunden wurde. Davon profitierten tatsächlich beide Seiten.
Diese Zusammenarbeit gilt es fortzusetzen, um gesellschaftliche Kräfteverhält-
nisse zu verändern und Spielräume für linke Politik auszuweiten.
Die Grünen haben ihre dominante Rolle in dieser Bewegung verloren, die So-
zialdemokraten waren fast gar nicht vorhanden, während DIE LINKE mit Sym-
pathie aufgenommen wurde. Gerade bei »idealistisch« eingestellten Jugendlichen
hat DIE LINKE an Aufmerksamkeit und Sympathie gewonnen. Wenn wir daran
weiter arbeiten, kann sich ein Zugang für DIE LINKE zu diesem Teil der Jugend
aufbauen.
Adriane van Loh war eine der ersten, die sich auf Fragen der Steuerungsgruppe
zu Auswertung der Gipfelwoche meldete. Als Bad Doberanerin hatte sie bereits
lange im Vorfeld die Sorgen der regionalen Bevölkerung erlebt. Im Nachgang fällt
ihre Bilanz wie folgt aus: »Wir haben uns in diesen Tagen verändert« sagen mir
Jugendliche aus der Region, die mal ins Camp gucken gingen, aber dann blieben.
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Einige nahmen an den Blockaden teil, andere wollten einfach mal Internationalität
erleben. Wiederum andere wollten wissen, wie denn die Globalisierungskritiker/-
innen so sind und ob sie selbst leben, was sie einfordern. Der Blick für mehr und
auch fürs »Anderssein« weg vom Mainstream hat sich bei mancher/m geöffnet
und das Angepasstheit nicht gottgegebener Grundwert ist. […] Auch ich habe
mich verändert, hab viel erfahren und dazu gelernt. Es war die spannenste und in-
tensivste politische Zeit seit 1989 […]. Linke Partei + Bewegung. Aus meinem ei-
genen Erleben der letzten Monate bin ich überzeugt, dass es geht.« 
Diese Einschätzung bringt ein Empfinden auf dem Punkt, welches bei vielen
Beteiligten zu beobachten war. DIE LINKE ist bei den Gipfelprotesten als Bewe-
gungspartei aufgetreten. Diese Erfahrung war ein Gewinn. Es ist deutlich gewor-
den, wir können mit unserer Unterstützung nicht nur vieles ermöglichen sondern
wir können im Gegenzug auch so manches von sozialen Bewegungen lernen. Das
Erleben der Blockaden als Form des zivilen Ungehorsams sowie die im Camp und
bei der Volksküche praktizierte Selbstorganisation gehörten zu den einschneiden-
den Erfahrungen der Gipfelproteste. Diese Erfahrungen haben einen politischen
Lernprozess innerhalb der LINKEN befördert, der ohne die sozialen Bewegungen
womöglich nicht in Gang gekommen wäre. 
Dass die Proteste für DIE LINKE ein Erfolg wurden, liegt auch an dem per-
sönlichen Einsatz einzelner. Wohl wissend, dass hier Unvollständigkeit unver-
meidbar ist, gehören einige an dieser Stelle erwähnt: Christine Buchholz, die uns
alle auf Trab gehalten hat und unterstützt von Lars Kleba über viele Monate hin-
weg dafür Sorge getragen hat, dass die Vorbereitung der G8-Proteste zu einer
Kampagne wurde, die tief in der Partei verankert ist. Wolfgang Gehrcke ist es zu
verdanken, dass die Fraktion sich engagiert eingebracht und unsere Kritik an der
Politik der G8 an die Bevölkerung herangetragen hat. Dass die Debatten der Gip-
felproteste in Mecklenburg-Vorpommern nicht im luftleeren Raum stattfanden,
verdanken wir engagierten Mecklenburg-Vorpommern wie Steffen Bockhahn und
Adriane van Loh. Ihnen sei stellvertretend für die vielen Genoss/-innen, die am
Erfolg der Gipfelproteste mitwirkten, gedankt.
Und jetzt?9 Ein kleiner Ausblick
Was umgehend zu tun ist
Die Demokratie in unserem Land hat rund um den G8-Gipfel schweren Schaden
genommen. Wir hatten es teilweise mit einem kombinierten Einsatz von Polizei
9 Diese Überschrift bezieht sich aus gutem Grund auf ein aktuell erschienenes Buch: Heinrich Geiselberg (Hrsg.):
Und jetzt? – Politik, Protest und Propaganda. Frankfurt Main 2007. Es bietet eine empfehlenswerte Bestandauf-
nahme über aktuelle Formen von Politik und Protest sowie ihrer Akteure und Theoretiker.
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und Bundeswehr zu tun. Einsatz der Bundeswehr im Inneren, Einsatz von V-Leu-
ten (bzw. agents provocateurs), Vorbeuge- und Unterbindungsgewahrsam, Bruch
des Demonstrationsrechtes, gesperrte Gebiete zu Wasser, Land und in der Luft –
alles in allem einer der problematischsten Polizeieinsätze in der Geschichte der
Bundesrepublik. In den Parlamenten hat die Aufarbeitung des Einsatzes begonnen
und muss konsequent weiter geführt werden.
Der bisher nicht gedeckte Restbetrag für die Protestwoche beläuft sich auf rund
50.000 EUR. Diese Außenstände gilt es nun durch gemeinsame Spendensamm-
lung zusammenzutragen.10 Bei seinem abschließenden Auswertungstreffen ver-
ständigten sich die beteiligten Akteur/-innen jedoch nicht nur über Fragen der or-
ganisatorischen Abwicklung, sondern auch über die weitere politische Arbeit.
Sicherlich, das Bündnis wird in dieser Runde so nicht mehr zusammen kommen.
Aber viele werden gemeinsam zur Friedensdemonstration am 15. September
gegen den Afghanistaneinsatz der Bundeswehr mobilisieren bzw. den Klima-
aktionstag am 8. Dezember ausgestalten. Verabredet wurde auch, dass bei dem
Sozialforum in Cottbus vom 18. bis zum 21. Oktober Raum zur gemeinsamen
Auswertung der Gipfelproteste angeboten wird. Neben dem Austausch von Akti-
onsterminen erörterte man auch mögliche gemeinsame inhaltliche Klammern. Da-
bei schälte sich ein Thema besonders heraus: Globale Soziale Rechte.
Globale Soziale Rechte – eine Klammer für weitere Bündnisarbeit
In den sozialen Bewegungen, den Gewerkschaften und linken Parteien werden
zurzeit intensiv Diskussionen um »Globale Soziale Rechte« geführt. Ziel dieser
Debatte ist es, scheinbar weit voneinander entfernte, über den Nationalstaat hin-
ausreichende Kämpfe miteinander zu verbinden und einen Rahmen zu entwickeln,
welcher der Globalisierung des Kapitals und der Märkte die Globalisierung der
Rechte und Anrechte entgegensetzt. Ausgangspunkt der Debatte ist hierbei der
Grundsatz, dass alle Menschen das Recht haben, das eigene Leben in Würde
führen und umfassend an der Gestaltung der Gesellschaft teilnehmen zu können.
Globale Soziale Rechte beinhalten das Recht auf angemessenen Lebensstandard.
Das bedeutet den Zugang zu Nahrung, Bekleidung und Unterkunft; das Recht auf
physische und psychische Gesundheit; das Recht auf Bildung und das Recht auf
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben. Diese Rechte sollen für jeden Menschen
gelten, unabhängig von Geschlecht, Alter, Hautfarbe, Staatszugehörigkeit oder
Leistungsfähigkeit. Global bedeutet in diesem Zusammenhang zum einem welt-
weit und zum anderen umfassend. 
10 Gemeinsames Spendenkonto ist das Sonderkonto des Veranstalterkreises der Großdemonstration: Förder-
verein Frieden e.V. wg. G8, Konto-Nr.: 1900 726 793 bei Sparkasse KölnBonn (BLZ 370 501 98), Stichwort:
G8-Defizit.
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Die Denkfigur Globale Soziale Rechte kann dabei in dreierlei Hinsicht Über-
setzungs- und Überbrückungsarbeit leisten. Erstens verbindet sie soziale Kämpfe
in verschiedenen Regionen, z. B. den Kampf um Zugang zu Wasser in Indien mit
dem Kampf gegen Privatisierung der Stadtwerke in der Bundesrepublik. Beide
Kämpfe stellen eine Gegenkraft dar zur kapitalistischen Globalisierung, wie sie
von internationalen Konzernen und deren Vollstreckern betrieben wird. Zum
zweiten ist die enge Verzahnung von Freiheitsrechten und sozialen Rechten kon-
stitutiv für diese Debatte, ebenso die Einsicht in deren gegenseitige Bedingtheit.
Freiheitsrechte müssen, damit sie zu praktischer Geltung kommen können, eine
materielle Grundlage haben. Eine schwere Erkenntnis vieler Ostdeutscher nach
der Wende lautet: Reisefreiheit nützt nur dann etwas, wenn man sich das Reisen
auch leisten kann. Und umgekehrt sind demokratische Grundrechte eine elemen-
tare Voraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe und dafür, dass soziale Rechte
erkämpft werden können. Gerade im Bereich der Migrationspolitik wird sichtbar,
wie Freiheitseinschränkungen durch repressive Regelungen à la Residenzpflicht
Hand in Hand gehen mit der Verweigerung einer materieller Mindestabsicherung
durch das Asylbewerberleistungsgesetz. Der Kampf um Globale Soziale Rechte
ist undenkbar ohne die Forderungen nach Freizügigkeit und Mobilität. 
Drittens verbindet der Kampf für Globale Soziale Rechte folgende drei Ziele:
Qualitätsstandards in der Erwerbsarbeit, Garantie der gesellschaftlichen Teilhabe
durch einen Soziallohn unabhängig vom Erwerbsstatus und die Aufrechterhaltung
bzw. den Ausbau öffentlicher Güter. Die Idee der Globalen Sozialen Rechte stellt
damit eine ideale Verbindung zwischen gewerkschaftlichen Kämpfen, den Kämp-
fen von Erwerbslosen und prekär Beschäftigten, den Kämpfen gegen staatliche
Repressionen sowie den Kämpfen von Migrant/-innen dar.
Die Forderung nach Globalen Sozialen Rechten sollte für DIE LINKE ein Be-
zugspunkt werden, den sie mit der globalisierungskritischen Bewegung teilt. Die
Ermöglichung eines selbst bestimmten Lebens in Würde für alle Menschen welt-
weit, unabhängig von Aufenthaltsstatus, vom Geschlecht, von der Kaste oder vom
Wohlverhalten ist ein zentraler Leitgedanke auch der neuen LINKEN. Es geht um
nicht weniger als die Perspektive auf eine freie und solidarische Gesellschaft, in
der die freie Entwicklung eines jeden die Bedingung für die freie Entwicklung
aller ist.
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WERNER DREIBUS, MATTHIAS HINZE, AXEL TROOST
Die Kampagne als strategisches Instrument der LINKEN
Überlegungen am Beispiel der Mindestlohnkampagne
Was bedeutet Strategie für DIE LINKE?
DIE LINKE zeichnet sich durch eine grundsätzliche Kritik an den bestehenden so-
zialen Verhältnissen und der diese Verhältnisse stützenden Politik der anderen
großen Parteien aus. Diese Kritik ist vergleichsweise einfach, liegen doch die ne-
gativen Auswirkungen der Politik von Schröder und Merkel – Umverteilung von
unten nach oben, Benachteiligung von Frauen, Umweltzerstörung, Krieg etc. – auf
der Hand. Ebenso verhält es sich mit den unmittelbaren Alternativen der LIN-
KEN: mehr und bessere Arbeit, Existenz sichernde soziale Regelungen, gerechtes
Steuersystem, höhere Löhne, Gleichstellung von Frauen in allen Lebensbereichen,
Umweltschutz, friedliche Konfliktlösung etc. Ungleich schwieriger ist die Frage
nach einer gesamtgesellschaftlichen Alternative, ihren Einzelbausteinen und Ver-
wirklichungsschritten zu beantworten. Große Erzählungen sind durch frühere Ver-
suche nachhaltig diskreditiert. Und doch ist allen klar, dass das Einziehen von
Haltelinien gegen die Durchkapitalisierung der Welt ein erster, unverzichtbare
Schritt ist, dem aber weitere folgen müssen, die uns dem Ziel einer humanen, so-
lidarischen und gerechten Gesellschaft näher bringen.
So stellt sich für DIE LINKE die Frage nach ihrer politischen Strategie in be-
sonderer Weise. In Unkenntnis der genauen Konturen einer zukünftigen, solidari-
schen Gesellschaft, kann die Strategie gerade nicht ein gesellschaftspolitisches
Gesamtkonzept und ein Plan zu dessen Verwirklichung sein. Strategie bedeutet
unter diesen Umständen vielmehr eine Konzeption zur Bearbeitung der Unsicher-
heit hinsichtlich konkreter Ziele und Vorgehensweisen.
Ohne an dieser Stelle eine solche Strategie umfassend diskutieren zu können,
wollen wir auf einige nach unserem Erachten wesentliche Momente verweisen.
Erstens kann die Fragen nach dem Wohin und dem Wie kein politischer Akteur in
allgemein gültiger Weise allein beantworten. Zweitens erscheint es realistisch an-
zunehmen, dass die Antworten unterschiedlich und vielleicht sogar konträr aus-
fallen würden, wenn die politischen Akteure jeweils nur aus sich selbst heraus eine
Lösung suchten. Drittens können strategische Antworten immer nur vorläufig
und in ihrer Reichweite begrenzt sein. Ihre Reichweite ergibt sich aus den in der
Gesellschaft bereits entwickelten Optionen für Alternativen. (Das spricht nicht
grundsätzlich gegen Visionen, sondern für deren Erdung.) In dem Maße, wie sich
eine Gesellschaft weiter entwickelt (negativ oder positiv), tritt der vorläufige Cha-
rakter einer Strategie zutage und eine Überarbeitung steht an.
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In diesem Sinne bestünde die Strategie der LINKEN darin, den Dialog mit den
außerparlamentarischen Kräften zu führen, die sich ebenfalls am Leitbild einer de-
mokratischen, solidarischen und gerechten Gesellschaft orientieren – ganz unab-
hängig von der Etikettierung als »links«. Dies setzt eigene gesellschaftspolitische
Analyse und Programmatik voraus. Dieser Dialog ist die notwendige Vorstufe ei-
nes politischen Miteinanders. Nur wenn er gelingt, wird Kooperation möglich. 
Dieser Dialog mit außerparlamentarischen Kräften ist nicht allein aus macht-
politischen Erwägungen (im Sinne einer Bündelung der Kräfte) nützlich. Viel-
mehr müssen wir aufgrund der vielfältigen Lebenswirklichkeiten und Interessen-
lagen in einer modernen, kapitalistischen Gesellschaft davon ausgehen, dass die
für eine Mehrheit der Bevölkerung und ihrer Institutionen (vom Verein über die
Bürgerinitiative bis hin zu Parteien und Gewerkschaften) akzeptablen Prinzipien
des sozialen Miteinanders nur aus der Vermittlung ungleicher Ansprüche und Er-
wartungen resultieren können. Deshalb hat der politische Dialog für DIE LINKE
eine substanzielle strategische Bedeutung. 
Dass der LINKEN in diesem Dialog eine eigene Rolle zukommt, resultiert aus
ihrer Organisationsform, eben eine Partei zu sein. Als solche hat sie wie kaum eine
andere Kraft Bezug aufs gesellschaftliche Ganze (oder: die Gesamtheit der sozia-
len Kämpfe) zu nehmen und diesen in die Verständigung mit anderen Organisa-
tionen, Netzwerken und Initiativen einzubringen. Aber nur als Teil einer umfas-
senden alternativen politischen Bewegung – nicht als ihre Spitze – kann DIE
LINKE zur Verwirklichung einer gesellschaftlichen Alternative beitragen.
Aus den oben skizzierten Kriterien für eine Strategie der LINKEN folgt er-
stens, dass sie von den gegenwärtigen gesellschaftlichen Verhältnisse (insbeson-
dere den über den jeweiligen Status quo hinausweisenden Möglichkeiten) ausge-
hend ihre politische Programmatik formuliert. Zweitens zwingt die Vorläufigkeit
der jeweils aktuellen Programme und praktischen Initiativen dazu, den politischen
Dialog zu verstetigen. 
Politischer Dialog als Strategie – Anregungen und Erfahrungen
Die Entstehung der LINKEN spiegelt den Niedergang der SPD wider. Neben einer
weitreichenden Orientierungslosigkeit ihres Spitzenpersonals gegenüber den Ursa-
chen der Krise des bundesrepublikanischen Sozialstaatsmodells und den Optionen
zu ihrer Überwindung (im Sinne einer Erhaltung und Weiterentwicklung, nicht:
Zerschlagung) ist der Niedergang der SPD ihrer (selbstverschuldeten) gesellschafts-
politischen Isolierung geschuldet. Eingerichtet und beschränkt auf die korporatisti-
sche Abstimmung mit den Spitzen der Gewerkschaften fehlt der SPD das Senso-
rium für Veränderungen in den Lebenswirklichkeiten und Interessenlagen abhängig
Beschäftigter (individualisierte Ansprüche an die Ausgestaltung der Erwerbsarbeit,
Ausdifferenzierung von Lebenslagen quer zur Logik erwerbsarbeitsbasierter Siche-
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rungssysteme, veränderte Ansprüche an politische Beteiligung jenseits von Verbän-
den und Parteien, aber auch Prekarisierung, anhaltende Ungleichbehandlung von
Frauen in der Arbeitswelt etc.). Die Konservativen konnten in der Parole von mehr
Freiheit und weniger Staat viele dieser Ansprüche auf sich lenken, auch wenn die-
ses Leitbild den realen Interessen nur vordergründig entspricht und seine politische
Umsetzung in eine Begünstigung des Kapitals mündet.
Auch fehlte der SPD der Draht zu den Mittlern dieser veränderten Interessen-
lage: zu Betriebsräten, Gewerkschaftssekretären (hier besteht der Kontakt noch
am ehesten, die Signale wurden aber durch die fehlgehende Gesellschaftsanalyse
von den Repräsentanten der Partei weitgehend unterdrückt), Globalisierungskriti-
kern sowie Initiativen prekär Beschäftigter und Erwerbsloser. Auch die Kommu-
nikation zwischen Basis und Führung in der SPD scheint unterbrochen zu sein, so-
dass die Signale aus der gewerkschaftlichen Basis nicht verarbeitet wurden.
DIE LINKE hat aus dieser Entwicklung programmatische Schlüsse gezogen,
die hier nur umrissen werden sollen, um den gesellschaftspolitischen Hintergrund
für die Strategie des Dialogs aufzuhellen.
Die zunehmende Schieflage in den Verteilungsverhältnissen ist in der LINKEN
als ein zentrales gesellschaftspolitisches Problem unumstritten, auch über die po-
litischen und ökonomischen Ursachen besteht weitgehend Einigkeit. Einig ist man
sich auch über Maßnahmen, die die anhaltende Umverteilung zugunsten lei-
stungsloser Einkommen beenden und eine gegenteilige Entwicklung befördern
würden: sozial gerechte Steuerreform, Arbeitsförderung im großen Umfang, Re-
gulierung atypischer Beschäftigung zum Schutz der Beschäftigten und der Stabi-
lisierung der Sozialversicherungssysteme sowie der Tarifmacht der Gewerkschaf-
ten, Einführung einer solidarischen Bürgerversicherung und eines gesetzlichen
Mindestlohns. Über weiterführende Schritte zum Umbau der Gesellschaft – von
einer kapitalistischen, von Konkurrenz geprägten hin zu einer sozialistischen, von
Solidarität geprägten – bestehen unterschiedliche Auffassungen. Einigkeit besteht
darüber, dass die oben skizzierten Schritte zum Stopp des neoliberalen Gesell-
schaftsumbaus dem Aufbau einer solidarischen Gesellschaft – wie immer sie im
Einzelnen zu gestalten wäre – dienlich sind. 
Diese Auffassung wird von einer Vielzahl außerparlamentarischer Kräfte
geteilt, die daher zu den »natürlichen« Bündnispartnern der LINKEN zählen: Ge-
werkschaften, globalisierungskritische Initiativen, Wohlfahrtsverbände, Erwerbs-
loseninitiativen etc. Dabei gilt: Aus den sozialen und politischen Positionen resul-
tiert erst einmal nur eine Nähe »an sich«! »Für sich« müssen sich die potentiellen
Partner als solche erkennen. Dazu bedarf es neben der sachlichen Verständigung
vor allem einer praktischen Zusammenarbeit, die Vertrauen und Verbindlichkeit
sukzessive entstehen lässt.
Auch bei den außerparlamentarischen Kräften verhält es sich mit Blick auf die
weiterführenden transformatorischen Perspektiven ähnlich wie bei der LINKEN:
Sie sind vielfältig und heterogen. Es besteht sowohl innerhalb der jeweiligen Or-
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ganisation als auch zwischen ihnen (inklusive der LINKEN) ein erheblicher
(Selbst-)Verständigungsbedarf.
Dem internen Verständigungsbedarf kommen die diversen Organisationen und
Netzwerke in den verschiedensten Formen nach: Seminare, Sommeruniversitäten,
Bewegungsdiskurse, Podiumsdiskussionen etc. Auch die Verständigungsformen
innerhalb der LINKEN sind vielfältig. Neben den Klassikern Parteitag sowie Ver-
sammlungen der Kreis- und Ortsverbänden stehen (thematische) Regionalforen,
bundesweite Arbeitsgruppen und die Treffen diverser innerparteilicher Strömun-
gen. Ein Großteil dieser Aktivitäten dient vornehmlich dem innerorganisatori-
schen Austausch, ist Selbstverständigung mit Blick auf die Partei oder eine ihrer
Gliederungen. Weil DIE LINKE in ihrer Gesamtheit anders als ihre historischen
Vorgänger sozialistischer, kommunistischer oder auch sektiererischer Couleur
nicht auf homogenen sozialen Milieus mit einheitlichen Interessen und politischen
Ausdrucksformen als sozialer Basis beruht, ist diese Verständigung so wichtig.
Nur wenn die unterschiedlichen Positionen im parteiinternen Dialog sortiert und
miteinander vermittelt werden, gewinnt die Partei Handlungsfähigkeit. Und diese
ist eine unerlässliche Vorbedingung für die externe Kommunikation.
Die Kommunikation mit außerparlamentarischen Kräften hat für DIE LINKE
eine doppelte Funktion. Erstens dient sie zur Verständigung über gesellschaftspo-
litische Entwicklungen, adäquate Positionierungen und politische Programme.
Zweitens wirbt DIE LINKE in diesem Austausch für ihre Sichtweisen und Posi-
tionen. Diese Kommunikation ist ein auf Dauer angelegter Prozess, d. h. er ist nur
vollständig, wenn der Dialog mit den außerparlamentarischen Kräften auf die
(vorläufigen) Positionierungen der Partei zurückwirkt und sich in der Folge ihre
Positionen in der Kooperation mit den Gruppen der außerparlamentarischen Lin-
ken modifizieren.
DIE LINKE betritt hier weitgehend Neuland, kann aber von parteipolitischen
Erfahrungen Dritter, von den sozialen Bewegungen und aus ersten eigenen Erfah-
rungen lernen. 
a) Was nicht geht, ist eine Bündnispolitik nach dem alten (und heute schwer in
Mitleidenschaft gezogenen) Modell SPD und Gewerkschaften (die SPD als poli-
tischer Arm der Arbeiterbewegung). Praktisch fehlt es dazu an dem über Jahr-
zehnte gewachsenen Vertrauen und der engen personellen Verzahnung von Partei
und Gewerkschaften. Außerdem ist diese Form historisch verbraucht: Das über
Jahrzehnte erfolgreiche Tandem hat seit dem Moment an Dynamik verloren, als
die SPD sich unter Schröder entschied, mit der Agenda 2010 den sozial- und ver-
teilungspolitischen Rückwärtsgang einzulegen. Seitdem erweist sich die vormals
erfolgreiche politische Bindung an die SPD als Dilemma für die Gewerkschaften,
was eine Neuauflage dieses Politikmodells mit der LINKEN unwahrscheinlich
und nicht wünschenswert macht – und das auch im Interesse der LINKEN selbst.
Die seit 2005 gewonnen Erfahrungen der LINKEN im Umgang mit den Ge-
werkschaften deuten stattdessen auf eine Beziehung der »kritischen Sympathie«
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hin, die sich in aktuellen gesellschaftspolitischen Kontroversen (Hartz IV, Rente,
Mindestlohn, Telekom etc.) in einem solidarischen Miteinander konkretisiert. Ziel
dieses Dialogs ist vorrangig, die Entwicklung dauerhafter politischer Beziehungen
und der Aufbau von wechselseitigem Vertrauen. Auf diese Weise entsteht für die
Gewerkschaften (und andere potentielle Bündnispartner) eine wesentliche Vor-
aussetzung für ein selbstbewusstes und unabhängiges Handeln gegenüber der
SPD: Erst wenn die Gewerkschaften Bündnisse mit der LINKEN als reale Alter-
native akzeptieren, werden sie zu einer standhaften Kritik der (un-)sozialdemo-
kratischen Politik in der Lage sein.
b) Die großen sozialen Bewegungen der 1970er und 1980er Jahre hatten es ver-
mocht, Menschen aus unterschiedlichen sozialen und politischen Milieus zusam-
menzuführen. Dies gelang, weil die verbindenden Momente in den Vordergrund
gerückt und Differenzen in den allgemeinen politischen Einstellungen und gesell-
schaftlichen Entwicklungsvisionen zwar zur Kenntnis genommen, aber nicht zum
Ausschlusskriterium erklärt wurden. Leuchtturmprojekte gaben den verbindenden
Momenten Ausdruck: Die Friedensbewegung konzentrierte ihre Kritik und Akti-
vitäten auf den Nato-Doppelbeschluss (Stationierung von Atomwaffen in der
BRD), die Umweltbewegung fand ihren Kristallisationspunkt im Widerstand ge-
gen Atomkraftwerke und Wiederaufarbeitungsanlagen, die Frauenbewegung kon-
zentrierte sich auf die Abschaffung des Anti-Abtreibungsparagraphen.
c) In den Arbeits- und Interessengruppen der LINKEN wird ein kontinuierli-
cher thematischer Dialog mit Mitgliedern und sympathisierenden Nicht-Mitglie-
dern organisiert. Er ist eher auf Einzelpersonen bezogen, die – sofern nicht schon
Mitglied – bereits eine hohes Maß an politischer Nähe zur LINKEN aufweisen.
Faktisch besteht die Hauptfunktion der Arbeits- und Interessengemeinschaften da-
her in der innerparteilichen Kommunikation und Meinungsbildung sowie – zu ei-
nem deutlich geringern Anteil – in der Kommunikation mit außerparlamentari-
schen linken Kräften. 
d) Die Kommunikation mit diesen Kräften steht im Mittelpunkt der gemeinsa-
men Mobilisierung zu Demonstrationen, Konferenzen und lokalen Bündnissen
(Sozialproteste, G8, Montagsdemos). Solche Aktivitäten sind anlassbezogen und
zumeist einmalig. Diese Eigenschaften ermöglichen eine Kooperation sozial und
politisch heterogener linker Kräfte. Gerade in der thematischen und zeitlichen Be-
grenzung (d. h. einer relativen Unverbindlichkeit) liegt die Chance, dass sich po-
litische Gruppen und die Partei einander annähern und so die Basis für eine wei-
tergehende Zusammenarbeit schaffen.
Weitere Formen müssen in praktischen Versuchen erschlossen werden. Für DIE
LINKE (wie für ihre beiden Gründungsparteien) war und ist die Mindestlohn-
kampagne ein solcher Versuch.
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Die Mindestlohnkampagne der LINKEN
Ausgangslage, Ziele, Zwischenbilanz
Seit Mitte der 1990er Jahr bleibt die Entwicklung der Löhne in Deutschland deut-
lich hinter dem westeuropäischen Durchschnitt zurück. Zugleich kommt es zu ei-
ner schnellen und alle Wirtschaftsbereiche umfassenden Ausbreitung von Nied-
riglohnbeschäftigung.
Politisch wurde diese Entwicklung durch die weitgehende Liberalisierung der
Finanzmärkte und die zahlreichen Deregulierungen des Arbeitsmarktes forciert.
Folgen waren u. a. die höheren Rationalisierungs- und bloßen Kostensenkungs-
strategien (inklusive von Lohn- und Gehaltskürzungen) der Unternehmen sowie
durch die Hartz-Gesetze. Aus Angst vor Hartz IV und Billigarbeitsplätzen akzep-
tieren Beschäftigte immer häufiger niedrigere Löhne und schlechte Arbeitsbedin-
gungen. Rechtliche Schutzbestimmungen für Beschäftigte werden damit unterlau-
fen. Und auch die Verhandlungsmacht von Betriebsräten und Gewerkschaften
wird geschwächt. Die Konsequenz: Immer häufiger werden Belegschaften Zuge-
ständnisse bei Arbeitszeit, Lohn, Weihnachts- und Urlaubsgeld abgepresst. Dabei
untergraben die Unternehmen mit der auf diese Weise erzwungen kurzfristigen
Steigerung der Gewinnmargen selbst ihre Zukunftschancen: der Anreiz zu Pro-
duktivitätssteigerung durch Prozess- und Produktinnovationen sinkt, ebenso die
Anstrengungen zur Sicherung und Weiterentwicklung von des Qualifikationsni-
veaus der Beschäftigten, inklusive des Nachlassens in der beruflichen Erstausbil-
dung und dem daraus folgenden Fachkräftemangel.
Die schlechte Lohnentwicklung – seit 1991 sind die Reallöhne gesunken –
zieht zudem weitreichende Folgen für die sozialen Sicherungssysteme nach sich,
die an die Löhne gekoppelt sind. Sinken die Löhne, dann sinken auch Arbeitslo-
sengeld, Renten, die Leistungen der Pflege- und Krankenversicherung. Die geringe-
ren Einnahmen der Sozialversicherungen wurden und werden von den Regierungen
Schröder und Merkel wiederum zum Vorwand für weitere Leistungskürzungen
und Privatisierungen genommen.
Die Entwicklung am unteren Ende der Lohnskala bringt dabei eine ganz neue
Entwicklung mit sich, die das Verhältnis von Löhnen und staatlichen Transferlei-
stungen auf den Kopf stellt und auch stellen soll. Bis Ende der 1990er Jahre be-
stand ein gesellschaftlicher Konsens darüber, dass Löhne und Gehälter zum Leben
reichen müssen. Sozialtransfers (Arbeitslosengeld und Sozialhilfe) sollten in der
Regel nur den Verdienstausfall bei Arbeitslosigkeit kompensieren. Seitdem die
Löhne – erzwungen durch die »Flexibilisierung« der Beschäftigungsverhältnisse,
Kürzungen beim Arbeitslosengeld und einem unterhalb des Existenzminimums
liegenden Arbeitslosengeld II – massenhaft unter das Existenz sichernde Niveau
rutschen, haben sich die Ansprüche an Löhne und staatliche Transferleistungen of-
fenbar verkehrt: Löhne brauchen nicht mehr zum Leben zu reichen, den der Staat
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zahlt den Rest drauf. Damit wurden und werden die Unternehmen von Rot-Grün
und Schwarz-Rot aus ihrer gesellschaftlichen Verantwortung entlassen. Beabsich-
tige Folge: Die Sozialkassen geraten aufgrund steigender Ausgaben noch mehr
unter Druck, was die Politik als Rechtfertigung weiterer Kürzung missbraucht. 
Diese Entwicklung war und ist von den Verantwortlichen in SPD und CDU
ausdrücklich gewollt. Sie entspricht der Einschätzung, dass nur eine Verbilligung
von Arbeit bei gleichzeitig steigenden Unternehmensgewinnen die Unternehmen
zur Steigerung ihrer Investitionen und in der Folge zu mehr Nachfrage nach Ar-
beit bewegen kann. 
Abgesehen davon, dass sich dieser Weg wirtschaftspolitisch als falsch erwiesen
hat, hat er eine Abwärtsentwicklung bei den Einkommen aus abhängiger Be-
schäftigung ausgelöst, die mit tarifpolitischen Mitteln allein nicht mehr zu stop-
pen ist. 
Diese Erkenntnis besteht bei den von Niedriglohnbeschäftigung zuerst und am
meisten betroffen Gewerkschaften Nahrung Genuss Gaststätten (NGG) und der
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di seit Ende der 1990er Jahre und führte zu deren
Forderung nach einer staatlich festgelegten, allgemein gültigen Lohnuntergrenze.
Auch für DIE LINKE (bzw. ihre beiden Gründungsparteien) zählte der gesetzliche
Mindestlohn seit Beginn des Jahrzehnts zu den zentralen politischen Forderungen.
Dieser wird als Ergänzung und Absicherung der tarifpolitischen Lohnfindung ange-
sehen und gilt als Notwehr gegen die Preisgabe der Interessen von Lohnabhängigen.
Das, was sich insbesondere die SPD als traditionelle Interessenvertreterin der
abhängig Beschäftigten und Arbeitslosen nicht mehr traut, nämlich in die Vertei-
lung des gesellschaftlichen Reichtums nach Kriterien sozialer Gerechtigkeit steu-
ernd einzugreifen, ist ein zentraler Gegenstand der Politik der LINKEN. Der ge-
setzliche Mindestlohn ist dabei nicht die einzige politische Stellschraube, aber er
eignet sich als Symbol für die zunehmende Schieflage in der Primärverteilung des
gesellschaftlichen Reichtums ganz so, wie sich etwa die Vermögenssteuer und
Hartz IV als Symbole in der Frage einer gerechten Sekundärverteilung anbieten
(aber bis heute kaum genutzt werden).1
Die Forderung der LINKEN nach Existenz sichernden Löhnen – nach unten ab-
gesichert durch einen gesetzlichen Mindestlohn – zielt auch auf den Schutz der so-
zialen Sicherungssysteme als einem der Hauptpfeiler eines modernen Sozialstaats.
Damit ist der Mindestlohn auch eine Voraussetzung für menschenwürdige Sozial-
leistungen, sei es die Rente, die Gesundheitsdienstleistungen oder das Arbeitslo-
sengeld.
Von dieser Einschätzung ausgehend beschlossen Linkspartei/WASG und die
Bundestagsfraktion zu Beginn des Jahres 2006 die Organisation einer bundeswei-
ten Kampagne mit Start am 1. Mai 2006. Sie sollte:
1 Die Primärverteilung ist die Verteilung, die sich direkt aus dem Marktprozess ergibt. Sie wird durch Aktivitäten
des Staates beeinflusst. Sozialversicherungen oder Steuern können die primären Einkünfte erhöhen bzw. senken.
Dadurch entsteht die sekundäre Einkommensverteilung.
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• dazu beitragen, das Thema Lohndumping und Verteilungsgerechtigkeit zu ei-
nem Gegenstand der öffentlichen Debatte zu machen und darüber Druck auf die
Regierung auszuüben,
• die Diskussion des Themas in der Partei unterstützen und zu gemeinsam von
Linkspartei und WASG getragenen Aktionen mobilisieren (und damit indirekt
auch den Parteibildungsprozess unterstützen),
• den Dialog und die Bildung von Bündnissen mit außerparlamentarischen
Kräften, insbesondere den Gewerkschaften, befördern,
• die öffentliche Aufmerksamkeit für parlamentarische Initiativen der Fraktion
zum Mindestlohn verbreitern.
Im November 2006 hat die aus VertreterInnen von Linkspartei/WASG und
Fraktion zusammengesetzte Steuerungsgruppe gemeinsam mit Kampagnenver-
antwortlichen aus den Bundesländern und Kreisen eine erste Zwischenbilanz ge-
zogen. Es wurde festgestellt, dass die Kampagne gemeinsam mit den parlamenta-
rischen Initiativen der Fraktion zur öffentlichen Wahrnehmung des Problems der
Niedrig- und Armutslöhne beigetragen hat und sich die SPD gezwungen sah, auch
aufgrund der öffentlichkeitswirksamen Positionierung der LINKEN von ihrer
zunächst ablehnenden Haltung gegenüber einem allgemein gültigen gesetzlichen
Mindestlohn (nicht nur rhetorisch) abzurücken. 
Damit wurde die Chance auf eine (mittelfristige) politische Durchsetzung des
gesetzlichen Mindestlohns erhöht – und ein Etappenziel erreicht. Denn für die
Überwindung der neoliberalen Dominanz brauchen Gewerkschaften, soziale Be-
wegungen und auch DIE LINKE vor allem eins: Erfolge. Die Zunahme von
Tarifrunden mit Einkommenszuwächsen ist hier ebenso wichtig wie erfolgreich
abgewehrte Privatisierungen oder die Re-Kommunalisierung eines städtischen
Wasserwerks.
Auch das Ziel einer breiten innerparteilichen Diskussion und Mobilisierung
wurde mit zahlreichen Bildungsveranstaltungen, Infoständen, Straßenaktionen
und Protesten vor Betrieben, bundesweiten Aktionstagen und einer intensiven
Pressearbeit weitgehend erreicht (trotz der noch zahlreichen weißen Flecken auf
der Kampagnenlandkarte).
Innerparteilicher Dialog: Willensbildung und Organisationsaufbau
Der Erfolg von Linkspartei und WASG bei der Bundestagswahl im September
2005 war ein Beleg dafür, dass das neue linke Projekt von der Bevölkerung ange-
nommen wurde. Die hohen Stimmenanteile bei gewerkschaftlich organisierten
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und bei Erwerbslosen zeigten, dass mit
der neuen linken Partei das Profil der sozialen Gerechtigkeit verbunden wurde.
Mit der Ankündigung des gemeinsamen Wahlantritts und der anschließenden Ver-
einigung beider Parteien stieg auch die Zahl der Mitglieder erheblich an. Nach
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dem Wahlerfolg kamen die Mühen der Ebene. In einem gewollt langen Parteibil-
dungsprozess sollten die neuen Partner ein Verständnis füreinander sowie eine ge-
meinsame Programmatik und die Modalitäten der Fusion entwickeln. In diesen
Prozess fiel die Mindestlohnkampagne als erste längerfristig angelegte, bundes-
weite politische Aktion.
Diese hatte für DIE LINKE drei positive Funktionen:
1. Im gemeinsamen Handeln lernten sich die neuen Partner kennen, bildeten
sich Arbeits- und Kommunikationsstrukturen heraus und wurden Vorurteile abge-
baut. Die Mindestlohnkampagne war von vornherein so konzipiert, dass ein
größere Anzahl von Mitgliedern beider Parteien als regionale Koordinatorinnen
und Koordinatoren (»Botschafterinnen und Botschafter für den gesetzlichen Min-
destlohn«) einbezogen wurden. Die Kampagnenorientierung wirkte als Gegen-
mittel gegen selbstzerfleischende interne Konflikte. Es wurden neue Kontakte ge-
knüpft, wechselseitige Vorurteile, antikommunistische Reflexe oder Vorbehalte
gegen »die Sozialdemokraten« von der WASG wurden auf den Prüfstand gestellt.
In den zahlreichen Auseinandersetzungen des Parteibildungsprozesses wirkte die
Mindestlohnkampagne als Gegengewicht zu Tendenzen wechselseitiger Ab- und
Ausgrenzungen. Die realen Konflikte wurden damit nicht geleugnet. Vielmehr
wurde mit der Kampagne praktisch verdeutlicht, dass die tatsächlichen politischen
Gegner woanders stehen.
2. In der Kampagne wurden die beiden Parteien gemeinsam wahrgenommen,
in der Außenwahrnehmung handelten sie als eine Keimform der neuen Partei. An
den Infoständen und bei Aktionen argumentierten die Mitglieder von Linkspartei
und WASG mit gleichen Argumenten für den Mindestlohn. In den Städten, in de-
nen Bündniskontakte z. B. mit Gewerkschaften und Kirchen geknüpft oder zu Po-
diumsdiskussionen eingeladen wurde, wurden die Mitglieder beider Parteien als
Einheit wahrgenommen. Die einheitliche Außenwahrnehmung wurde durch ein
gemeinsames Logo, einheitliche Plakate sowie Internetportale entscheidend ge-
prägt. Die spätere Vereinigung beider Parteien wurde damit vorweggenommen,
besonders dann, wenn VertreterInnen der Bundestagsfraktion einbezogen wurden,
in deren Reihen die neue Entwicklung einer gemeinsamen Partei bereits antizi-
piert wurde.
3. Das soziale Profil der kommenden LINKEN wurde geschärft. Dies hat der
sich herausbildenden Partei gut getan, wie nicht zuletzt die Analyse der Bremer
Landtagswahl oder Meinungsumfragen belegen, die Stimmenverluste von SPD
und CDU an DIE LINKE vor allem darauf zurückführen, dass der LINKEN eine
große Kompetenz beim Thema soziale Gerechtigkeit zugetraut wird. Auch nach
Innen wirkte die Kampagne profilbildend. Denn obwohl die Intention eines die
Existenz sichernden Mindestlohns unumstritten war, gab es anfangs doch er-
heblichen Klärungsbedarf. Verletzt ein gesetzlicher Mindestlohn nicht die Tarif-
autonomie? Wie sollen kleine Unternehmen in strukturschwachen Regionen die
Lohnerhöhung verkraften? Werden Unternehmen Personal entlassen müssen?
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Sind Kombilöhne eine Alternative zum Mindestlohn? Diese und andere Fragen
wurden in zahlreichen Bildungs- und Diskussionsveranstaltungen erörtert und
schließlich auch geklärt.
Politischer Dialog mit den Gewerkschaften
Im Hinblick auf den Dialog mit den Gewerkschaften hat sich aus strategischer
Perspektive im Jahr 2006 die wohl interessanteste Entwicklung vollzogen. Zu de-
ren Verständnis ist ein Blick auf die Ausgangssituation hilfreich. Wie schon er-
wähnt, standen NGG und ver.di unter den DGB-Gewerkschaften mit ihrer Forde-
rung nach einem gesetzlichen Mindestlohn lange Zeit allein da. Insbesondere die
IG Metall und die IG Bergbau, Chemie, Energie sahen im Mindestlohn eine Ge-
fahr für die Tarifautonomie, gleichzeitig war in ihren Organisationsbereichen die
Niedriglohnbeschäftigung weniger stark ausgeprägt als im Dienstleistungssektor.
Die SPD wiederum nahm dieses Patt im DGB als Vorwand, Forderungen nach
einem Mindestlohn nicht nachzugehen. Es galt die Devise: Wenn die Gewerk-
schaften sich nicht einigen, können wir nicht aktiv werden. Damit hat sie den
Schwarzen Peter den Gewerkschaften zugeschoben und eine Übernahme politi-
scher Verantwortung für das gesellschaftliche Problem der Niedrig- und Armuts-
löhne rundweg abgelehnt. Im Mai 2006 positionierte sich der DGB neu, in einem
Mehrheitsbeschluss (gegen die IG BCE) übernahm der Gewerkschaftsbund die
Forderung von NGG und ver.di nach einem gesetzlichen Mindestlohn von minde-
stens 7,50 Euro. Wenig später konnte der SPD-Gewerkschaftsrat nicht umhin, sich
dieser Forderung anzuschließen. Damit war die Verweigerungshaltung der SPD
passé (und aus entschiedenen Gegnern eines allgemeinen gesetzlichen Mindest-
lohns wurden – zumindest rhetorisch – genauso entschiedene Befürworter).
Wodurch kam der Meinungsumschwung im DGB zustande? Weshalb gab ins-
besondere die IG Metall ihren Vorbehalt auf? Neben der Einsicht, dass der Aus-
breitung von Dumpinglöhnen auch in den Tarifbereichen des verarbeitenden Ge-
werbes mit der Tarifpolitik allein nicht mehr beizukommen ist, war es die
Veränderung der bundespolitischen Landschaft und ein konkreter Vorschlag, wie
ein Mindestlohn mit der Tarifautonomie zu vereinbaren ist.
Mit der LINKEN ist im Jahr 2005 erstmals eine politische Kraft in den
Bundestag eingezogen, die die Forderung nach einem allgemeinen gesetzlichen
Mindestlohn zum einen offensiv vertritt und zum anderen das zugrundeliegende
Problem der Niedrig- und Armutslohnbeschäftigung auf die bundespolitische Ta-
gesordnung setzen konnte und gesetzt hat – wenn auch nur mit den bescheidenen
Mitteln, die einer kleineren Partei und ihrer Fraktion im Bundestag zur Verfügung
stehen. Damit wurde zweierlei bewirkt. Erstens sahen und sehen sich die anderen
im Bundestag vertretenen Parteien seitdem genötigt, sich mit der Problematik von
Löhnen auseinanderzusetzen, die nicht ausreichen, um die Existenz zu sichern.
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Einfach Aussitzen kann sich nur noch die FDP leisten. Die anfängliche Ablehnung
eines gesetzlichen Mindestlohns bei Grünen, Sozial- und Christdemokraten wich
im Lauf des Jahres 2006 – befördert durch die erhebliche Medienressonanz des
Themas – der Einstellung, dass Hungerlöhne ein relevantes gesellschaftliches Pro-
blem seien und die Politik dagegen etwas tun müsse. Sogar die CDU sah sich ge-
zwungen, (mit allerlei untauglichen Vorschlägen) Aktivität vorzugaukeln, die ihre
grundsätzlich ablehnende Haltung gegenüber einem allgemeinen Mindestlohn ka-
schieren sollte. Und die SPD konnte in dieser Situation das Problem zu niedriger
Löhne nicht länger bei den Gewerkschaften abstellen und sich für nicht zuständig
erklären.
Damit entstand auch für die DGB-Gewerkschaften eine neue Situation. Erst-
mals gab es die realistische Aussicht, dass im Bundestag (eher mittel- als kurzfri-
stig) eine Mehrheit für die politische Setzung von Lohnuntergrenzen entstehen
könnte. Und es gab auf Seiten der LINKEN konkrete Bemühungen, den gewerk-
schaftlichen Anspruch auf Erhalt der Tarifautonomie mit einem von der Politik
festgelegten allgemeinen Mindestlohn konzeptionell zu vereinbaren. 
Bereits unmittelbar nach der Konstituierung des Bundestages im Herbst 2005
fanden erste Gespräche zwischen Mitgliedern der Bundestagsfraktion und den
Grundsatzabteilungen einiger DGB-Gewerkschaften statt. Dabei ging es auch um
die Frage, wie eine Mindestlohn-Lösung aussehen müsste, die die Zustimmung
der Gewerkschaften finden könnte. In weiteren Fachgesprächen wurden die
Grundzüge einer solchen Lösung entwickelt. Schließlich folgte am 8. Mai 2006
eine – auch von den Medien beachtete – öffentliche Anhörung der Fraktion zum
Thema. Erstmals signalisierten dort Vertreter aus den Grundsatzabteilungen von
NGG, ver.di und IG Metall gemeinsam Zustimmung für einen konkreten Min-
destlohn-Vorschlag. 
Das Konzept der LINKEN sieht vor, einen gesetzlich festgelegten Mindestlohn
mit tariflich vereinbarten und per Gesetz fixierten, branchenbezogenen Mindest-
löhnen zu koppeln. Der gesetzliche Mindestlohn bildet dabei die allgemeine Un-
tergrenze der Entlohnung. Liegen die untersten Tarifentgelte einer Branche über
dieser gesetzlichen Mindestanforderung, erklärt sie der Gesetzgeber auf Antrag ei-
ner der Tarifparteien zum Mindestlohn der jeweiligen Branche. Die anfängliche
Höhe des Mindestlohns sollte dabei nicht unter 8 Euro liegen, wobei die Differenz
zur den von NGG und ver.di geforderten 7,50 Euro von den Gewerkschaftsver-
tretern und der LINKEN als politisch nachrangig angesehen wurde. Schließlich
handelt es sich bei beiden Größen lediglich um den Einstieg, dem zügig weitere
Anhebungsschritte folgen müssten, damit mit dem Mindestlohn dauerhaft eine
Existenz sichernde Entlohnung erreicht würde.
Parallel zu den Fachgesprächen zwischen Fraktion und Gewerkschaften im
Frühjahr 2006 bereitete DIE LINKE ihre Mindestlohnkampagne »8 plus« vor.
Auch dabei spielte der Austausch mit den Kolleginnen und Kollegen von NGG
und ver.di eine wesentliche Rolle, die ihrerseits im März 2006 eine Kampagne für
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den gesetzlichen Mindestlohn gestartet hatten. Es bestand Einigkeit in der Ein-
schätzung der politischen Ausgangssituation: Bis auf DIE LINKE lehnten (im
Winter/Frühjahr 2005/2006) alle im Bundestag vertretenen Parteien den Mindest-
lohn ab, auch im DGB gab es keine Mehrheit dafür, und weder in der Bevölke-
rung noch in der veröffentlichten Meinung spielte der Mindestlohn und die Misere
der Niedrig- und Armutslöhne eine Rolle. 
Wollte man die Parteien und die Gewerkschaften zu einem Umdenken bewe-
gen, musste sich die öffentliche Wahrnehmung verändern. Dazu dienen die Kam-
pagnen von NGG und ver.di einerseits und der LINKEN andererseits. Dass beide
Kampagnen unabhängig voneinander geführt werden würden, stand außer Frage.
Eine politische Wirkung der gewerkschaftlichen Kampagne gegenüber den Re-
gierungsparteien würde nur zu erzielen sein, wenn diese von SPD und CDU nicht
unter DIE LINKE abzulegen und damit leicht zu übergehen wäre. Konsens be-
stand aber auch darüber, dass beide Kampagnen das gleiche Ziel verfolgen und
Kooperationen auf regionaler Ebene nach Maßgabe der dort Verantwortlichen
nichts im Weg stehen würde. So kam es denn im Lauf des Jahres 2006 zu einer
Vielzahl von Aktionen in Städten und Gemeinden, die von den beiden Gewerk-
schaften und der LINKEN gemeinsam getragen wurde, bis hin zu dem auch in der
überregionalen Öffentlichkeit wahrgenommenen landesweiten Mindestlohnbünd-
nis in Sachsen-Anhalt.
Die Positionierung der LINKEN im Bundestag (der erster Antrag auf Ein-
führung eines gesetzlichen Mindestlohns wurde im Februar 2006, ein zweiter An-
trag mit einem konkreten Vorschlag zur Umsetzung wurde im Juni 2006 einge-
bracht), die Ausarbeitung eines zustimmungsfähigen Mindestlohnkonzepts durch
die Fraktion, die Kampagnen von NGG/Ver.di und der LINKEN und das sich auf-
grund dieser Ereignisse aufbauende öffentliche Interesse trugen schließlich dazu
bei, dass sich auch die IG Metall für den gesetzlichen Mindestlohn aussprach und
der DGB Ende Mai 2006 einen entsprechenden Mehrheitsbeschluss fasste.
Fazit: Zur strategischen Reichweite von Kampagnen
Wir haben eingangs Strategie als Konzept zur Bearbeitung der Unsicherheit hin-
sichtlich konkreter Ziele und Vorgehensweisen charakterisiert. Inwieweit wird die
Mindestlohnkampagne diesem Anspruch gerecht? 
Die Kampagne hat vier Ziele erreicht: Erstens wurde ein parteiinterner (bzw.
zwischen WASG und Linkspartei) stattfindender Verständigungsprozess über die
Frage befördert, wie unter den Bedingungen einer sich radikal verschlechternden
Situation von abhängig Beschäftigten deren Anspruch auf Existenz sichernde
Löhne gewahrt werden kann. Im weiteren Sinn ging es um einen Beitrag zur
Klärung der Frage, welche Entwicklungsperspektive DIE LINKE der Zerschla-
gung des Sozialstaates entgegenzusetzen gedenkt.
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Zweitens wurde die Einbeziehung der ganzen Partei in diesen Selbstverständi-
gungsprozess ermöglicht. Was sonst zumeist nur auf kleine Zirkel politischer Ak-
tivistInnen beschränkt bleibt, wurde auf alle Gliederungen der Partei ausgedehnt.
Das fördert das Verständnis in der Sache und das praktische Engagement. Und es
befähigt zur Bildung von Bündnissen mit außerparlamentarischen Kräften.
Drittens wurde am Gegenstand des gesetzlichen Mindestlohns zwischen Partei,
Gewerkschaften, Kirchengruppen, Erwerbsloseninitiativen (auf unterschiedlichen
Ebenen) ein Dialog über die oben genannte Frage nach der Zukunft des Sozial-
staats angestoßen. Dabei wurden über den Mindestlohn hinaus weitere Themen-
felder für eine Fortsetzung des Dialogs eröffnet: Eindämmung prekärer Beschäf-
tigung (Leiharbeit, befristete Beschäftigung, Mini-Jobs etc.), Verhinderung von
Massenentlassungen und Standortverlagerungen, Ausbau des Streikrechts etc.
Viertens haben die im Vorfeld und in Begleitung der Kampagnen geführten Ge-
sprächen zur Annäherung der Positionen der DGB-Gewerkschaften beigetragen.
Dabei spielte eine wichtige Rolle, dass DIE LINKE eine Konzeption entwickelt
hat, die den gesetzlichen Mindestlohn in Einklang mit der Tarifautonomie bringt.
So wurde überhaupt erst die Voraussetzung geschaffen, in der Öffentlichkeit die
Forderung nach einem gesetzlichen Mindestlohn zu verankern und darüber SPD
und Grüne von ihrer anfänglich ablehnenden Haltung abzubringen.
Welche allgemeinen Schlussfolgerungen können wir aus diesen Erfahrungen
ziehen? Wo liegt das besondere strategische Potential politischer Kampagnen?
• Sie sind für das Vertrauen und die Kooperation potentieller Bündnispartner
förderlich. Sie sind Katalysatoren, die aus potentiellen Verbündeten tatsächliche
Bündnispartner machen Ihr anlassbezogener Charakter und ihre begrenzte politi-
schen Reichweite ermöglichen dabei auch Kooperationen unter Partnern, die un-
ter Umständen in ihren weiterführenden gesellschaftspolitischen Zielen voneinan-
der abweichen. Im Vergleich zu punktuellen Aktivitäten (etwa der gemeinsamen
Vorbereitung einer Demonstration oder einer Diskussionsveranstaltung) fordern
sie aber ein höheres Maß an politischer Vor-Verständigung.
• Sie stellen sowohl parteiintern als auch zwischen Bündnispartnern eine spe-
zifische Form der praktischen Verständigung dar, mit der die gesamte Breite der
jeweiligen Organisation(en) in den Austausch einbezogen wird. Sie aktivieren die
Beteiligten und fordern sie auf, ihre Interessen und Vorstellungen einzubringen.
• Kampagnen sind Phasen einer intensivierten und zielgerichteten Kommuni-
kation. Als solche können sie die praktische Organisationsentwicklung der Partei
befördern und einen Beitrag zu einem produktiven Umgang mit politischen Dif-
ferenzen in Grundsatzfragen liefern.
• Die Kampagnen machen deutlich, dass ein wesentlicher Teil der politischen
Kraft der Partei DIE LINKE Quellen entstammt, die außerhalb von dieser liegen.
Sie signalisieren den sozialen Bewegungen, dass die Partei dies weiß und damit
verantwortlich umgeht. Die Bündelung dieser Ressourcen in einer Kampagne
macht deutlich, dass DIE LINKE sich als ein Teil einer übergreifenden alternati-
122
ven Bewegung versteht, dem mit der parlamentarischen Vertretung von Interessen
eine bestimmte Funktion zufällt, ohne dass daraus ein Führungsanspruch erwach-
sen würde oder auch nur könnte.
• Kampagnen sind Symbole für die Positionierung der LINKEN in zentralen
gesellschaftlichen Auseinandersetzungen (Mindestlohn: gerechte Verteilung des
gesellschaftlichen Reichtums; höheres Arbeitslosengeld II: gerechte soziale Si-
cherung, Bundeswehr raus aus Afghanistan: friedliche Konfliktlösung etc.). Ihre
Zahl kann nicht beliebig erhöht werden. Daher sollten die (wenigen) kampagnen-
fähigen Themen auch dafür genutzt werden, die über das unmittelbare Thema hin-
ausgehenden politischen Positionen der LINKEN innerparteilich und mit Bünd-
nispartnern zu entwickeln.
• Kampagnen sind auch Pilotprojekte, um gesellschaftspolitische Alternativen
zu stärken und Mehrheiten zu ihrer Durchsetzung zu schaffen. Sie sind die Fahne,
um die sich die Kämpfenden versammeln – sie bieten Orientierung und bündeln
die Kräfte.
Dieses strategische Potential von Kampagnen sollte DIE LINKE systematisch
nutzen. Voraussetzungen dafür sind eine mittelfristige politische Planung, ein in
den Strukturen und Prozessen der Partei verankerter kontinuierlicher Dialog mit
den sozialen Bewegungen und eine professionelle Kampagnenführung. Ansätze
dazu sind vorhanden, noch größer aber ist der Entwicklungsbedarf.
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CHRISTOPH SPEHR
Unterwegs zur Partei des Volkes
Parteibildung und Wahlkampf in Bremen 2005-2007
Bremen, an der Auffahrt zur Kurfürstenallee, zehn Uhr abends, im April 2007.
Zwei Menschen stehen auf der Grüninsel vor dem Großflächen-Plakat der
LINKEN und machen Fotos. Der eine ist Michael Horn, langjähriger PDS-Ge-
nosse und vor Jahren aus dem Osten zugewandert, seit Wahlkampfbeginn Presse-
sprecher in Bremen. Die andere ist Doris Achelwilm, Kulturjournalistin und
frühere SPEX1-Autorin, parteilos, seit Wahlkampfbeginn Mitarbeiterin für Öffent-
lichkeitsarbeit in Bremen. Eigentlich ist längst Feierabend, aber Feierabend in
Wahlkampfzeiten ist relativ, man ist mittlerweile schon etwas überdreht, und es
herrscht Begeisterung darüber dass endlich, endlich die Großflächenplakate hän-
gen. Hinter den beiden donnert ein Truck auf die Auffahrt. Der Fahrer hat das Fen-
ster runtergekurbelt, grinst über die Foto-Session und brüllt rüber: »Ich wähl’ euch
auch!«
Ungefähr zu diesem Zeitpunkt wussten Eingeweihte, dass es wahrscheinlich
klappen würde mit dem Einzug der LINKEN ins erste westdeutsche Landesparla-
ment, auch wenn die Umfragen kurz vor der Wahl noch einmal nach unten zeig-
ten. Aber es waren Geschichten wie diese, aus denen sich der Eindruck verdich-
tete, dass diesmal etwas anders ist als früher, anders auch noch als bei der
Bundestagswahl zwei Jahre vorher.
Fünf Prozent sind im Westen der Republik nicht einfach eine Zahl. Sie sind
eine Mauer, eine Wand um ein politisches Ghetto, aus dem die organisierte Linke
im Westen nie ausbrechen konnte. Mit der Bürgerschaftswahl in Bremen am
13. Mai 2007 gelang es der LINKEN zum ersten Mal, diese Mauer zu durchbre-
chen. Was die PDS in 16 Jahren nicht geschafft hatte, was zuvor der DKP ebenso
wenig gelungen war wie den Demokratischen Sozialisten (DS), der Deutschen
Friedensunion (DFU) und allen anderen Versuchen, eine Partei links von der SPD
zu etablieren: Diesmal glückte es.2
Und sogar sehr deutlich. Mit 8,4 Prozent übertraf die LINKE nicht nur ihr
eigenes (als offensiv eingeschätztes) Wahlziel von 7 Prozent, sondern auch die
Erwartungen aller Beobachter. Dass das Ergebnis in seiner Höhe nahezu identisch
ist mit dem Bremer Ergebnis bei der Bundestagswahl 2005, darf nicht zu dem
Fehlschluss verleiten, hier wäre einfach die bundespolitische Aussage durch die
Wählerinnen und Wähler wiederholt worden. Landtagswahlen sind mit Bundes-
tagswahlen nicht vergleichbar. Die Wahlen in Rheinland-Pfalz und Baden-Würt-
1 Magazin für Popkultur: www.spex.de
2 Zur Wahlauswertung siehe Bernd Hüttner, Norbert Schepers: Die Bürgerschaftswahl in Bremen 2007. DIE
LINKE im Westen angekommen? rls Standpunkte 11/2007; SPD-Parteivorstand: Bürgerschaftswahl Bremen
13. Mai 2007, Ergebnisse und Schnellanalysen, Berlin 2007. 
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temberg hatten gezeigt, dass die LINKE im Westen erst einmal mit deutlichen Ab-
schlägen gegenüber dem jeweiligen Bundestagswahl-Ergebnis rechnen muss. 
3 »Arbeit für Bremen und Bremerhaven e.V. (Kurzbezeichnung AFB) war eine 1995 von unzufriedenen ehemali-
gen SPD-Mitgliedern gegründete Partei, die ausschließlich im Land Bremen aktiv war. Trotz der SPD-Herkunft
vieler ihrer Mitglieder war ihr Programm rechts von dieser angesiedelt. Bei der Bremer Bürgerschaftswahl von
1995 erzielte sie 10,7 % und zog mit 12 Abgeordneten in die Bürgerschaft ein. 1999 erreichte sie nur noch 2,4 %
und war somit nicht mehr in der Bürgerschaft vertreten. Da ihre Mitgliederzahlen in den Folgejahren zunehmend
sanken, löste sie sich 2002 auf.«http://de.wikipedia.org/wiki/Arbeit_für_Bremen_und_Bremerhaven.
Tabelle 1: Wahlergebnisse der LINKEN im Vergleich Bundestagswahl-Landtagswahl
Bundestag Landtag Differenz Datum der
2005 Landtagswahl
Baden-Württemberg 3,8 3,1 -0,7 26.03.06
Rheinland-Pfalz 5,6 2,5 -3,1 26.03.06
Sachsen-Anhalt 26,6 24,1 -2,5 26.03.06
Berlin 16,4 16,3 -0,1 17.09.06 Linke + WASG
Mecklenburg-Vorpommern 23,7 16,8 -6,9 17.09.06




Die Wahlergebnisse in Bremen zeigen seit jeher, dass es ein deutlich unterschied-
liches Wahlverhalten für Bundes- und Landeswahlen gibt. So lag z.B. die SPD bei
Bundestagswahlen in Bremen lange Zeit in einem Korridor nahe bei 50 Prozent,
während sie sich bei Bürgerschaftswahlen seit 1991 in einem Korridor zwischen
38 und 42 Prozent bewegt (nur 1995 vorübergehend unterbrochen durch die
rechtssozialdemokratische Abspaltung der AFB3). Die CDU dagegen erzielt seit
1967 systematisch wesentlich höhere Ergebnisse bei Bürgerschaftswahlen (30
Prozent + X) als bei Bundestagswahlen (25 Prozent und darunter). 
Entsprechend war klar, dass der gesamtdeutsche Erfolg der LINKEN bei der
Bundestagswahl zwar eine notwendige Voraussetzung war für ein gutes Ergebnis
Tabelle 2: Wahlergebnisse im Land Bremen 1995-2007
Bürger- Bundes- Bürger- Bundes- Bürger- Europa- Bundes- Bürger-
schaft tag schaft tag schaft Parlament tag schaft
1995 1998 1999 2002 2003 2004 2005 2007
SPD 33,4 50,2 42,6 48,6 42,3 30,5 42,9 36,8
CDU 32,6 25,4 37,1 24,6 29,8 28,0 22,8 25,7
Grüne 13,1 11,3 9,0 15,0 12,8 22,3 14,3 16,4
Linke 2,7 2,4 2,9 2,2 1,7 3,7 8,45 8,4
FDP 3,4 5,9 2,5 6,7 4,2 6,3 8,1 6,0
DVU 2,5 - 3,0 - 2,3 - - 2,7
AFB 10,7 - 2,4 - - - - -
Schill - - - 1,7 4,4 - - -
sonstige 2,2 4,7 0,5 1,2 2,6 9,2 3,45 4,0  
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bei der Landtagswahl in Bremen, dass aber in keiner Weise damit zu rechnen
wäre, dass dieses Ergebnis sich einfach auf die Landtagswahl übertragen ließe.
Landtagswahlen werden im Land gewonnen und verloren. Landesparteien werden
von den Wählerinnen und Wählern deutlich getrennt betrachtet von ihren Bunde-
sparteien, wie die Wahlergebnisse zeigen. Oder vielleicht präziser: Wählerinnen
und Wähler unterscheiden sehr genau, welche Botschaften sie mit welchen Wahl-
entscheidungen mitteilen wollen.
Im Vergleich der Stadtteile zeigt sich, dass das Wahlverhalten zwischen Bun-
destagswahl und Landtagswahl in Bremen unterschiedlicher ausfiel, als das Ge-
samtergebnis es zeigt. Die Stadtteile wurden dafür in größere Gruppen zusam-
mengefasst. Die urbanen Mischgebiete in der unmittelbaren Stadtmitte und Links
der Weser stellen die Hochburgen der LINKEN mit 12 und 13 Prozent dar. Hier
erzielen auch die Grünen Spitzenwerte von 30 bis 40 Prozent; im Beirat »Mitte«
verfügen Grüne und LINKE zusammen über eine rechnerische Mehrheit. Die
schwächsten Ergebnisse, gut 5 Prozent, erzielt die LINKE in den bürgerlichen
Wohnvierteln, die sich von der Innenstadt weg nach Nordosten ziehen. 
Tabelle 3: Ergebnisse Bürgerschaftswahl 2007 nach Stadtteilen
Beirats- Wahl- Gültige Stimmen Anteil Anteil Wahl-
bereiche berechtigte Stimmen Linke Linke Linke an beteiligung
Wahlbereichen
Mitte 11,31 35.607 22.511 2.945 13,08 8,27 63,22
Links d.Weser 21,25,261,271 43.398 24.565 2.847 11,59 6,56 56,60
Bürg.Viertel 32,34,351,361 64.836 44.865 2.413 5,38 3,72 69,20
City 143.841 91.941 8.205 8,92 5,70 63,92
Westen 42,43,44,411 62.384 33.803 3.538 10,47 5,67 54,19
Süd 23,24 46.429 26.985 2.002 7,42 4,31 58,12
Ost 33,37,38 74.429 39.217 3.207 8,18 4,31 52,69
Quartiere 183.242 100.005 8.747 8,75 4,77 54,58
Nord 51,52,53 73.198 39.771 3.167 7,96 4,33 54,33
Bremerhaven (Bhv) 85.304 44.335 3.070 6,92 3,60 51,97
Bhv + Nord 158.502 84.106 6.237 7,42 3,93 53,06
Bhv,Nord,Quartiere 341.744 184.111 14.984 8,14 4,38 53,87
Gesamt 485.585 276.052 23.189 8,40 4,78 56,85
Diesen »City«-Gebieten stehen die »Quartiere« gegenüber, Stadtviertel mit nied-
rigeren Einkommens- und Konsumniveaus, höherer Arbeitslosigkeit, billigerem
Wohnraum und höherem migrantischen Bevölkerungsanteil. In den ehemaligen
Arbeitervierteln, die sich von der Stadtmitte aus nach Westen hinziehen, ist die
LINKE fast so stark wie in den urbanen Mischgebieten. Hier liegen jedoch an-
stelle der Hochburgen der Grünen die starken Gebiete der SPD. In den Vierteln im
Süden und Osten liegen viele der sozialen Problemgebiete, die aus Mitteln der
Programme »soziale Stadt«, »Wohnen in Nachbarschaften« (WiN) oder »Lokales
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Kapital für soziale Zwecke« (LOS) gefördert werden. Hier liegt die LINKE knapp
unter ihrem städtischen Durchschnitt. 
Getrennt vom eigentlichen Stadtgebiet liegen Bremen-Nord, ebenfalls ein
strukturschwaches Gebiet, und – 50 km entfernt an der Küste – Bremerhaven, das
eine eigene Stadt ist, aber zusammen mit Bremen das Bundesland Bremen bildet.
Bremerhaven ist die deutsche Stadt mit der fünfthöchsten Arbeitslosigkeit, die
Kinderarmut liegt bei 40 Prozent. Trotz der boomenden Hafen-, Container- und
Logistikwirtschaft und der teilweisen Erfolge als Wissenschaftsstandort ist Bre-
merhaven arm und bietet der überwiegenden Mehrzahl seiner Einwohner keine
Perspektive. Hier erzielt die DVU seit Jahren stabil über 5 Prozent, was aufgrund
des Bremischen Wahlrechts bereits zum Einzug in die Bürgerschaft reicht. 
Tabelle 4: Ergebnisse Bundestagswahl 2005 nach Stadtteilen
Beirats- Wahl- Gültige Stimmen Anteil Anteil Wahl-
bereiche berechtigte Stimmen Linke Linke Linke an beteiligung
Wahlbereichen
Mitte 11,31 35.352 27.780 3.318 11,94 9,39 78,58
Links d.Weser 21,25,261,271 43.257 32.159 3.455 10,74 7,99 74,34
Bürg.Viertel 32,34,351,361 63.978 53.371 2.880 5,40 4,50 83,42
City 142.587 113.310 9.653 8,52 6,77 79,47
Westen 42,43,44,411 62.358 44.536 4.732 10,63 7,59 71,42
Süd 23,24 46.584 35.223 2.559 7,27 5,49 75,61
Ost 33,37,38 75.087 53.725 4.394 8,18 5,85 71,55
Quartiere 184.029 133.484 11.685 8,75 6,35 72,53
Nord 51,52,53 73.934 54.292 4.621 8,51 6,25 73,43
Bremerhaven (Bhv) 85.925 60.835 4.611 7,58 5,37 70,80
Bhv + Nord 159.859 115.127 9.232 8,02 5,78 72,02
Bhv,Nord,Quartiere 343.888 248.611 20.917 8,41 6,08 72,29
Gesamt 486.475 361.921 30.570 8,45 6,28 74,40
Tabelle 5: Vergleich Bürgerschaftswahl 2007 zu Bundestagswahl 2005 nach Stadtteilen
Wahl- gültige Stimmen Anteil Wahl-
berechtigte Stimmen Linke Linke beteiligung
2007 2005 2007 2005 2007 2005 2007 2005 2007 2005
Mitte 35.607 35.352 22.511 27.780 2.945 3.318 13,08 11,94 63,22 78,58
Links d.Weser 43.398 43.257 24.565 32.159 2.847 3.455 11,59 10,74 56,60 74,34
Bürg.Viertel 64.836 63.978 44.865 53.371 2.413 2.880 5,38 5,40 69,20 83,42
City 143.841 142.587 91.941 113.310 8.205 9.653 8,92 8,52 63,92 79,47
Westen 62.384 62.358 33.803 44.536 3.538 4.732 10,47 10,63 54,19 71,42
Süd 46.429 46.584 26.985 35.223 2.002 2.559 7,42 7,27 58,12 75,61
Ost 74.429 75.087 39.217 53.725 3.207 4.394 8,18 8,18 52,69 71,55
Quartiere 183.242 184.029 100.005 133.484 8.747 11.685 8,75 8,75 54,58 72,53
Nord 73.198 73.934 39.771 54.292 3.167 4.621 7,96 8,51 54,33 73,43
Bremerhaven 85.304 85.925 44.335 60.835 3.070 4.611 6,92 7,58 51,97 70,80
Bhv + Nord 158.502 159.859 84.106 115.127 6.237 9.232 7,42 8,02 53,06 72,02
Bhv,Nord,Qu 341.744 343.888 184.111 248.611 14.984 20.917 8,14 8,41 53,87 72,29
Gesamt 485.585 486.475 276.052 361.921 23.189 30.570 8,40 8,45 56,85 74,40
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Der Vergleich zwischen Bürgerschaftswahl 2007 und Bundestagswahl 2005 in
Bremen zeigt, dass die Ergebnisse in den Quartieren nahezu gleich ausfielen. In
den urbanen City-Gebieten konnte die LINKE bei der Bürgerschaftswahl
nochmals deutlich zulegen, während sie in den Exklaven Bremen-Nord und Bre-
merhaven verloren hat. Die Ursachen sind durchwegs auf der Landesebene zu su-
chen. In Bremerhaven war die LINKE durch den getrennten Wahlantritt bei der
Stadtverordnetenversammlung geschwächt. In Mitte und Links der Weser ist die
Partei nicht nur besonders mobilisierungsfähig (wie im Westen Bremens auch),
hier wohnen auch die beiden Spitzenkandidaten der Bürgerschaftsliste, Peter Er-
lanson (Ex-WASG, Links der Weser) und Klaus-Rainer Rupp (Ex PDS, Mitte). 
Die auf Bundesebene von den Medien oft geäußerte Meinung, die LINKE sei
in Bremen eher trotz als wegen ihrer Landesgestalt gewählt worden (also trotz ih-
rer KandidatInnen, trotz ihres Landesprogramms, trotz ihres Landeswahlkampfs),
geht daher in die Irre. Umgekehrt macht es Sinn, Parteibildung und Wahlkampf in
Bremen im Sinne einer Best-Practice-Studie zu analysieren und zu prüfen, welche
Elemente hier zum Erfolg beigetragen haben, zu bewahren sind und sich gegebe-
nenfalls auch auf andere Bundesländer übertragen lassen. 
Bürgerschaftswahl in Bremen: Linksrutsch und Linksverschiebung
Bremen hat innerhalb der deutschen Bundesländer ein traditionell nach links ver-
schobenes politisches Klima. Die Bürgerschaftswahl 2007 hat jedoch einen mas-
siven Linksrutsch gebracht, dessen Ausmaß bemerkenswert ist. Die regierende
Große Koalition verlor fast 10 Prozent (von 72.1 Prozent auf 62.5 Prozent), Rot-
Rot-Grün wäre rechnerisch praktisch genauso stark (61.6 Prozent) wie eine Große
Koalition. (1999, zu Beginn der Großen Koalition, betrug das Verhältnis zwischen
Großer Koalition und Rot-Rot-Grün noch 79.7 Prozent zu 54 Prozent.) Das Ver-
hältnis zwischen Rot-Rot-Grün und den bürgerlichen Parteien CDU/FDP hat sich
bei der Wahl 2007 um ganze 7.1 Prozent nach links verschoben (von 56.8 zu 34.0
auf 61.6 zu 31.7). Auch für Landtagswahlen ist das eine geradezu dramatische
Verschiebung. Das bürgerliche Lager ist auf unter ein Drittel der Stimmen gefal-
len. Eine ähnliche Dominanz gab es nur einmal seit 1945, nämlich 1987, als SPD
und Grüne zusammen mit der DKP rechnerisch auf 61.5 Prozent der Stimmen ka-
men. 
Der Linksrutsch zwischen den politischen Lagern ging einher mit einer Links-
verschiebung innerhalb des linken Lagers. Die SPD verlor 5.5 Prozent, die Grü-
nen gewannen 3.6 Prozent, die LINKE erzielte 6.7 Prozent mehr als 2003 die
PDS. Ein Zusammenfallen von Linksrutsch und Linksverschiebung innerhalb des
linken Lagers ist »normal« und bei den meisten Wahlen zu beobachten. Dass bei
den Wahlen 2003 die PDS verlor, obwohl sich das Verhältnis zwischen links und
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rechts insgesamt nach links verschob, zeigte deutlich dass etwas nicht stimmte:
nach der verlorenen Bundestagswahl 2002 und nach dem Austritt desjenigen Bre-
mer Flügels, der eng mit der Sozialbewegung verbunden war, konnte die PDS
nicht von der Linksverschiebung auf der Landesebene profitieren und auch nichts
zu ihr beitragen. 
Rechnerisch hatte in Bremen auch schon vor der Wahl 2007 eine rot-grüne Ko-
alition eine Mehrheit. Seit 1991, als die SPD die absolute Mehrheit verlor, hätte
es immer für Rot-Grün gereicht. Stattdessen regierte die SPD, die in Bremen
durchgehend seit 1946 an der Macht war, zunächst mit einer Ampel-Koalition mit
Grünen und FDP weiter, bevor sie 1995 in eine Große Koalition wechselte. Die
Wahl 2007 hatte also den Charakter, die Große Koalition zu beenden und Rot-
Grün politisch durchzusetzen. In ähnlicher Weise hatte die SPD schon seit 1955
die Mehrheit für eine Alleinregierung gehabt, ging jedoch erst dazu über, als sie
nach der Wahl 1971 alleine praktisch soviel Sitze erhielt wie die sozial-liberale
Koalition, mit der sie zuvor regiert hatte. In beiden Fällen vergingen vier Legisla-
turperioden, bis eine rechnerisch mögliche neue Koalition tatsächlich politisch
realisiert wurde. 




gesamt SPD CDU FDP Grüne Linke DVU andere
1946 100 46 24 17 13 Kaisen Vielparteien SPD-FPD
1947 100 46 24 17 13 Kaisen Vielparteien SPD-FPD
1951 100 43 9 12 36 Kaisen Vielparteien SPD-FPD
1955 100 52 18 8 22 Kaisen Vielparteien SPD
1959 100 61 16 7 16 Kaisen SPD-FDP SPD
1963 100 57 31 8 4 Dehnkamp SPD-FDP SPD
1967 100 50 32 10 NPD 8 Koschnick SPD-FDP
1971 100 59 34 7 Koschnick SPD
1975 100 52 35 13 Koschnick SPD
1979 100 52 33 11 4 Koschnick SPD
1983 100 58 37 5 Wedemeier SPD
1987 100 54 25 10 10 1 Wedemeier SPD
1991 100 41 32 10 11 6 Wedemeier Ampel Rot-Grün
1995 100 37 37 14 AFB 12 Scherf Große Koal. Rot-Grün
1999 100 47 42 10 1 Scherf Große Koal. Rot-Grün
2003 83 40 29 1 12 1 Scherf Große Koal. Rot-Grün
2007 83 33 23 5 14 7 1 Böhrnsen Rot-Grün
Der politische Bankrott der seit 12 Jahren in Bremen regierenden Großen Koali-
tion stand also im Mittelpunkt des Wahlgeschehens. Die LINKE in Bremen
konnte zu dieser Konstellation beitragen und von ihr profitieren, obwohl sie sich
im Wahlkampf deutlich zu einer zukünftigen Oppositionsrolle bekannt hatte. 
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Der Bankrott Bremens und das Ende der Großen Koalition
Die SPD hatte sich vor der Wahl nicht auf eine Koalition festgelegt. Die Option
eines Wechsels zu Rot-Grün war jedoch erst 2005 möglich gemacht worden, als
die SPD in einer Mitglieder-Abstimmung über die Nachfolge des ausscheidenden
Bürgermeisters und Senatsvorsitzenden Henning Scherf entschied. Dabei setzte
sich der damalige Fraktionsvorsitzende Jens Böhrnsen mit 72 Prozent klar gegen
den Innensenator (und früheren Werder-Bremen-Manager) Willi Lemke durch.
Böhrnsen galt als Exponent des linken Flügels, der mit einem Wechsel zu Rot-
Grün sympathisierte, während Lemke der Kandidat des rechten Flügels war, der
um jeden Preis an der Großen Koalition festhalten wollte. 
Der Rücktritt von Henning Scherf symbolisierte bereits das politische Schei-
tern der Großen Koalition, der er 12 Jahre lang vorgestanden hatte. Die Große Ko-
alition war die Verwalterin der Sanierungsbeihilfen, die zwischen 1994 und 2004
nach Bremen flossen. Zusammen mit dem Saarland hatte Bremen 1992 erfolg-
reich vor dem Bundesverfassungsgericht auf Bundeshilfe angesichts extremer
Haushaltsnotlage geklagt. Insgesamt erhielt Bremen 8,5 Mrd. Euro an Sonderzah-
lungen des Bundes, die in jährlichen Raten von ca. 500 bis 900 Mio. Euro eingin-
gen. 
Die Große Koalition verwendete die Gelder nicht zum Abbau der 8 Mrd. Euro
Schulden, die Bremen 1994 hatte, sondern zur Finanzierung laufender Ausgaben
und Zinszahlungen. Insbesondere wurden zusätzliche Investitionsprogramme auf-
gelegt, mit denen der Strukturwandel gefördert und Investoren angelockt werden
sollten. Die Formel »Sparen und Investieren« war das Leitmotiv der Großen Ko-
alition. Die sogenannten »konsumtiven Etats«, d. h. die Ausgaben für Soziales,
Arbeit, Bildung, Kultur, wurden eingefroren und befanden sich 2004 auf dem no-
minellen Niveau von 1994, was einer massiven Kürzung entspricht. Die Ausga-
ben für den öffentlichen Dienst wurden ebenfalls eingefroren, was vor allem mit
einer massiven Reduzierung der Zahl der Beschäftigten einherging. Die Ausgaben
für »Investitionen« lagen im Sanierungszeitraum dagegen fast doppelt so hoch
wie vorher. Die Große Koalition betrieb so vor allem Umverteilung von unten
nach oben in enormen Dimensionen.4
Die Rechnung, durch die »Investitionen« würden Investoren angeworben, Ar-
beitsplätze geschaffen und die ökonomische und finanzpolitische Situation Bre-
mens nachhaltig verbessert, ging nicht auf. Stattdessen blamierte sich das Land
durch eine lange Reihe von Investitionsruinen wie den »Space Park«, das Musi-
cal-Theater, die Galopprennbahn, die private »Internationale Universität Bremen«
(IUB).5 Der »Ocean Park«, ein für Bremerhaven geplantes größenwahnsinniges
4 Wolfram Elsner: Industriepolitik und neoliberales Sanierungs-Regime im Stadtstaat. Die Freie Hansestadt Bre-
men, in: Wolfgang Krumbein und Astrid Ziegler (Hrsg.): Perspektiven der Technologie- und Innovationsförde-
rung in Deutschland. Marburg 2005. 
5 Ralf Grauel: Große Männer, große Haufen. Der Space Park in Bremen, in: brand eins 01/2005.
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Projekt, wurde gerade noch gestoppt. Am Ende des Sanierungszeitraums standen
sprunghaft gewachsener privater Reichtum, öffentliche Verarmung, hohe Arbeits-
losigkeit, soziales Elend und eine Gesellschaft, die in neuartiger Härte in Arm und
Reich auseinanderbrach.6
Ungeachtet seiner finanziellen Krise hatte Bremen brav allen Steuersenkungen
im Bundesrat zugestimmt, insbesondere der »Steuerreform« von 2000. Henning
Scherf hielt bis zuletzt den Mythos hoch, Bremen hätte im Gegenzug von Kanz-
ler Schröder die Zusage erhalten, nach Auslaufen der Sanierungshilfen werde Bre-
men auch weiterhin vom Bund mit 500 Mio. Euro jährlich unterstützt. Dies sei im
sogenannten »Kanzlerbrief« an Scherf zugesagt worden. Die jährlich 500 Mio.
Einnahmen aus dem »Kanzlerbrief« wurden sogar schon in die Haushalte 2005
und 2006 eingeplant. 2005, nach dem Ende des Sanierungszeitraums, stellte sich
heraus, dass es ein derartiges Schreiben nie gegeben hatte und dass die damalige
rot-grüne Bundesregierung gar nicht daran dachte, eine derartige Unterstützung
einzuleiten. Damit stand der Ruin des Landes im Grunde fest, Scherf war blamiert
und musste gehen, und die Große Koalition war gescheitert. Sie hielt aber auch
unter Böhrnsen noch zwei Jahre lang, und es war deutlich vom Wahlausgang ab-
hängig, ob ein Wechsel zu Rot-Grün in der SPD durchsetzbar wäre und im Land
hinreichend Akzeptanz finden würde. 
Der eigentliche Bruchpunkt war jedoch der Tod des zweijährigen Kevin im Ok-
tober 2006. Kevin, von seiner drogensüchtigen Mutter und ihrem ebenfalls dro-
gensüchtigen Freund Bernd K., der mutmaßlich ihren Tod im November 2005 ver-
ursacht hatte, im Problemgebiet Gröpelingen im Bremer Westen aufgezogen, war
mehrfach in Heime eingewiesen worden und unterstand seit dem Tod der Mutter
der Vormundschaft des Jugendamtes. Obwohl das Heim auf deutliche Spuren von
Misshandlungen hinweist, wird Kevin wieder Bernd K. überstellt. Nachdem die-
ser keine Auflagen einhält und zu keinem Termin erscheint, will das Jugendamt
Kevin wieder in ein Heim einweisen. Da ist es jedoch bereits zu spät. Die Polizei
findet die Leiche Kevins im Kühlschrank, eingewickelt in eine Wolldecke und
drei gelbe Plastiksäcke. Hand und Oberschenkel sind gebrochen. Unter dem roten
Pullover und der roten Hose trägt er drei Windeln übereinander. Wie lange er
schon tot ist, kann nicht genau geklärt werden.7
Der Tod Kevins bedeutete einen traumatischen Einschnitt im Alltagsbewusst-
sein der Stadt. Dass es in der Stadt zunehmend Armut und natürlich auch soziale
Probleme und soziale Problemgebiete gibt, wusste man. Aber Bremen war ja ge-
6 Merrill Lynch: German Wealth Report 2000; Vermögenssteuer-Statistik Bremen 1995; Günter Tempel: Die Aus-
wirkungen sozialer Polarisierung. Zur Entwicklung der Lebenserwartung und Sterblichkeit in ausgewählten Bre-
mer Wohngebieten. Freie Hansestadt Bremen, Gesundheitsamt, 2006; Günter Tempel, Eberhard Zimmermann
(Hrsg.): Gefährdete Kindheit. Auswirkungen sozialer Ungleichheit auf die Entwicklungschancen von Kindern in
Bremen. Freie Hansestadt Bremen, Gesundheitsamt, 2007. 
7 Ralf Wiegand: Der Fall Kevin, in: Süddeutsche Zeitung vom 12. Oktober 2006; Inken Ramelow und Kerstin
Schneider: Bernd K.s hilfreicher Hausarzt, in: stern 1. November 2006; Bericht des Untersuchungsausschusses
»Kindeswohl«. Freie Hansestadt Bremen, April 2007. 
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wohnt, mit sozialen Problemen zu leben und sich auch darum zu kümmern. Ke-
vins Tod beleuchtete dagegen schlaglichtartig, dass aus Armut und Arbeitslosig-
keit inzwischen abgrundtiefes Elend geworden war, und dass die Stadt nicht mehr
in der Lage war, ihre Kinder zu schützen. Daran war nicht nur die soziale Lage
schuld, sondern auch die verantwortungslose Sparpolitik der Großen Koalition.
Im Untersuchungsausschuss »Kindeswohl« wurde bestätigt, dass das Jugendamt
seine Anordnungen unter dem Diktat von strikten Kostenvorgaben traf: Mehr Not-
fälle, als Heimtage im Etat vorgesehen waren, durfte es nicht geben. 
Am »Fall Kevin« brach in Bremen die Hegemonie des Neoliberalismus im öf-
fentlichen Diskurs und im Alltagsverstand. Böhrnsen reagierte mit der Ankündi-
gung, das Betreuungspersonal wieder aufzustocken, »auch wenn dafür eine Straße
nicht gebaut wird«. Allgemein galt es als ausgemacht, dass die Politik in ihrem be-
inharten »Sanierungskurs« zu weit gegangen war. Damit wurde das Bedürfnis
nach einem Politikwechsel greifbar. 
Was in Bremen geschieht, kommt früher oder später auch anderswo
Bremen hatte für die bundesdeutsche Politik immer wieder Experiment- und La-
borcharakter bewiesen.8 In Bremen regierte eine der ersten sozial-liberalen Koali-
tionen auf Landesebene (1959-65), zehn Jahre vor der sozial-liberalen Koalition
im Bund. In Bremen zogen die Grünen erstmals in ein Landesparlament ein
(1979), vier Jahre vor ihrem Einzug in den Bundestag. Die Große Koalition in
Bremen (1995-2007) war neben den Großen Koalitionen in den ostdeutschen
Bundesländern und in Berlin einer der Vorläufer zur Großen Koalition im Bund ab
2005. Insofern hat es Konsequenz, dass in Bremen auch die LINKE erstmals in
ein westdeutsches Landesparlament einzog. 
Obwohl Bremen als Stadtstaat und kleinstes Bundesland einigen Sonderbedin-
gungen unterliegt, hat auch seine ökonomische und gesellschaftliche Entwicklung
die Tendenz, grundlegende Entwicklungen vorwegzunehmen. Im »Laborraum«
des Stadtstaates (der Großstadt, die aber weder Hauptstadt wie Berlin noch eine
internationale Wachstumsmetropole und »Global City« wie Hamburg ist) zeigt
sich manches schneller und deutlicher, was nichtsdestotrotz langfristig auch für
größere Länder und den Bund wirksam wird. Die Bremer Entwicklung »kippte«
bereits Mitte der siebziger Jahre, als Einnahmen und Ausgaben systematisch be-
gannen, auseinander zu laufen. Die Schere schließt sich nie wieder, klafft ab 1991
jedoch noch dramatischer auf.9
Obwohl beide Einschnitte mit Veränderungen in der bundesdeutschen Finanz-
politik einhergehen, die Bremen negativ trafen (der Steuerzerlegung nach dem
8 Frank Eisermann und Christoph Spehr: Spuk im Laboratorium. Beilage »Bremen« der jw vom 26. April 2007. 
9 Senator für Finanzen Bremen: Zentrales Finanzcontrolling, Jahresbericht 2005, Anhang C 1: Längerfristige
Haushaltsentwicklung, Seite X: Entwicklung des Finanzierungsdefizits. Bremen, 19. April 2006. 
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Wohnortprinzip ab 1970 und der Neuordnung der Finanzbeziehungen nach der
Wiedervereinigung 1990), gehen die eigentlichen Ursachen tiefer.10 Sie liegen in
der Globalisierung der Ökonomie, die Mitte der 70er einsetzt und sich ab den 90er
Jahren nochmals beschleunigt. In einer zunehmend arbeitsteiligen, global verkop-
pelten Nationalökonomie schlägt sich erfolgreiche (und meist alternativlose) öko-
nomische Spezialisierung nicht mehr in positiven Rückwirkungen auf die Lage
der Region nieder. Der Zusammenhang von steigender Wertschöpfung und sozial
integrativer Stadtentwicklung stellt sich nicht mehr von selbst her, sondern muss
durch politische Regulierung bewusst hergestellt werden. Bremen ist neben Ham-
burg das wichtigste Logistikzentrum Deutschlands und zählt zu den zwanzig
größten Containerhäfen weltweit, was für die auf Export getrimmte deutsche
Volkswirtschaft von hoher Bedeutung ist. Diese erfolgreiche ökonomische Funk-
tion schlägt sich aber vor Ort weder in höheren Steuereinnahmen, noch in mehr
Arbeitsplätzen nieder.11
Es handelt sich um einen »jobless growth«, der die negativen Effekte der glo-
balen Konkurrenz nicht kompensieren kann, für Bremen insbesondere den Nie-
dergang der arbeitsplatzintensiven Werftenindustrie. Die moderne Logistikindu-
strie ist in der Wertschöpfung wesentlich erfolgreicher als die alte Werftindustrie,
führt aber trotzdem vor Ort zu Arbeitslosigkeit, Verarmung und leeren öffentli-
chen Kassen. Da es keine sinnvolle andere ökonomische Spezialisierung gibt,
muss die Funktion als Globalhafen mit hohen Investitionen verteidigt werden,
weil alles sonst noch schlimmer wird. Die Investitionen führen jedoch weiter in
die Verschuldung, weil sie sich – auch wenn sie erfolgreich sind – für die öffent-
liche Hand und das lokale Gemeinwesen nicht amortisieren. Aus dem Teufelskreis
herausführen würden nur deutlich erhöhte Unternehmenssteuern auf nationaler
und europäischer Ebene und ein System interregionaler Transferzahlungen, das
erheblich größer und differenzierter wäre als der aktuelle Länderfinanzausgleich.
Die Durchsetzung einer solchen Reform, die den Namen »Steuerreform« tatsäch-
lich verdienen würde, scheitert aber bislang gerade an den hochorganisierten In-
teressen von Großkonzernen, konzentriertem Privatreichtum und hochbezahlten
Spitzenkräften, die durch die bisherige Entwicklung enorm an Macht und verfüg-
baren Mitteln zulegen konnten.12
10 Das Kitteler-Gutachten rechnet z.B. vor, dass weder eine Rückkehr zum Arbeitsplatzprinzip in der Lohn-, Ein-
kommens- und Gewerbesteuer, noch eine Umstellung auf ein Wertschöpfungsprinzip, Mehreinnahmen in drei-
stelliger Millionenhöhe bringen würde. Das jährliche Defizit Bremens ohne Schuldendienst liegt aber bei ca. 500
Mio. Euro. Wolfgang Kitterer, Tanja Burckardt, Hajo Löwer: Stadtstaaten im Finanzverteilungssystem. Regio-
nalwirtschaftsliche Studien des BAW. Köln 2004. 
11 Heide Gerstenberger und Ulrich Welke (Hrsg.): Seefahrt im Zeichen der Globalisierung, Münster 2002. 
12 Dies bedeutet nicht, dass es hier keine Handlungsspielräume der Politik bei der wirtschaftlichen Entwicklung des
Standortes gäbe. Hier liegen auch wesentliche Defizite der Großen Koalition, aber auch schon der Politik der
SPD-Regierungen vorher. Anstatt Netzwerk- und Cluster-Bildungen zu fördern und gezielt aufzubauen und auf
die Integration von global orientierten Wirtschaftskernen und lokaler Ökonomie hinzuwirken, wurden einseitig
isolierte Großprojekte gefördert, die auch im Erfolgsfalle die Abkoppelung der lokalen Ökonomie von den
»Leuchttürmen« vorangetrieben hätte. Für den Logistik-Sektor siehe z.B. Wolfram Elsner, Andreas Hübscher und
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Bremen bündelt daher tatsächlich eine Situation, in der Widersprüche und Fehl-
entwicklungen weiter vorangetrieben sind als in anderen Ländern und im Bund.
Die zugrunde liegenden Tendenzen sind aber letztlich die gleichen. Es spricht da-
her einiges dafür, die These vom Laborcharakter Bremens ernst zu nehmen und
sich mögliche politische Lehren aus Bremen genauer anzusehen. 
Parteigründung und Wahlen in Bremen
Am 1. Januar 2005 trat das »Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt«, kurz »Hartz IV« genannt, in Kraft. Drei Wochen später, am 22. Ja-
nuar 2005, konstituierte sich die WASG bundesweit als Partei. Im Mai 2005
brachten die Landtagswahlen in Nordrhein-Westfalen erdrutschartige Verluste der
SPD und veranlassten den damaligen Bundeskanzler Schröder, die für 2006 an-
stehenden Bundestagswahlen bereits auf den September 2005 vorzuziehen. Kurz
nach der Ankündigung Schröders löste die Erklärung Lafontaines, im Falle eines
gemeinsamen Wahlantritts von PDS und WASG zusammen mit Gregor Gysi als
Spitzenkandidat zur Verfügung zu stehen, die gemeinsame Kandidatur und
schließlich den Prozess der Vereinigung beider Quellparteien zur neuen Partei
DIE LINKE aus. 
Phase 1: Ausbildung der Quellparteien (Mai 2005 – Januar 2006)
In Bremen fand das erste Regionaltreffen der WASG am 27. April 2004 im DGB-
Haus statt. Wie in anderen Landesverbänden auch, bildeten sich in der WASG
Bremen zwei große Flügel aus, ein linksradikaler und ein reformerisch-gewerk-
schaftsnaher. Im Oktober 2005 formierte sich die »Linkstendenz« als linksradi-
kale Plattform, die im Dezember 2005 eine Mehrheit auf der Landesmitglieder-
versammlung erreichte und mit Jan Restat, Wolfgang Meyer und Wolfgang
Lukaszewicz den Vorstand stellte. Daraufhin organisierte sich der reformerisch-
gewerkschaftsnahe Flügel, der auch engere Kontakte zum Bremer Bundestagsab-
geordneten Axel Troost13 pflegte, im Januar 2006 als »Arbeitskreis Bremer Linke«
(AKBL). 
Die Bremer PDS, seit der Bundestagswahl 2005 unter dem Namen »Linkspar-
tei« agierend, stürzte durch den gemeinsamen Erfolg bei der Bundestagswahl
2005 erst einmal in eine Krise. Konflikte um Arbeitsweisen und persönliche Vor-
behalte eskalierten in einer Spaltung des Vorstands und der Partei in zwei Grup-
Manfred Zachcial: Regionale Logistik-Cluster. An den Beispielen Bremen, Hamburg und Rotterdam. Frank-
furt/Main 2005. 
13 Axel Troost hatte bei der Bundestagswahl 2005 für den Wahlkreis Bremen II als Direktkandidat kandidiert. In
den Bundestag zog er allerdings über die Landesliste der Linkspartei Sachsen ein. 
134
pen, die sich jeweils um die späteren Abgeordneten Klaus-Rainer Rupp und Inga
Nitz organisierten. Erst im Januar 2006 konnte eine integrative Lösung gefunden
werden, indem ein gemeinsamer Vorstand gebildet wurde. Dafür wurde die Sat-
zung geändert: Anstelle eines Landesvorsitzenden wurden jetzt vier gleichberech-
tigte SprecherInnen im siebenköpfigen Landesvorstand eingerichtet. 
Wie auch anderswo im Westen, war das Verhältnis zur WASG dadurch belastet,
dass einige Protagonisten der WASG-Gründung früher Mitglieder der PDS gewe-
sen waren und ihrerseits in Unzufriedenheit und Streit ausgetreten waren. Die Ver-
einigung der beiden Parteien holte so auch Konflikte nach, die als innerparteiliche
Konflikte in der PDS nicht gelöst oder nicht geführt worden waren. Seinerzeit
hatte es zwei große Austrittswellen aus der PDS gegeben. 1999 war der »linksra-
dikale« Flügel um Martina Renner und Uwe Schubert ausgetreten bzw. zog sich
zurück, der durch eine Eintrittswelle aus der organisierten studentischen Szene
eineinhalb Jahre lang die Mehrheit und den Vorstand gestellt und bei den Bürger-
schafswahlen 1995 mit 2,9 Prozent das bis dahin beste Ergebnis der PDS in Bre-
men und im Westen überhaupt erzielt hatte. Anlass für das Ausscheiden waren so-
wohl der Verlust der Mehrheit als auch die politische Enttäuschung, dass
weitergehende Hoffnungen bei der Wahl 1999 nicht erfüllt worden waren. Ein Teil
dieses Spektrums sammelte sich in der 1999 gegründeten Landesstiftung der
Rosa-Luxemburg-Stiftung, andere in der unabhängigen linken Studierenden-Or-
ganisation »solid.org«. 2003 schied der »sozialrevolutionäre« Flügel um dem ehe-
maligen Landesvorsitzenden Herbert Thomsen aus, nachdem auf dem Bundespar-
teitag in Chemnitz das neue Parteiprogramm verabschiedet worden war, das dem
linken Flügel als »Godesberg der PDS« galt.14 Damit verlor die PDS den engen
Kontakt zu Erwerbslosen-Selbsthilfeorganisationen wie der »Solidarischen Hilfe«
und eine wichtige Organisationsbasis im Bremer Westen, der später dann zum
»Kernland« der Bremer WASG werden sollte.15
In Bremen waren Linkspartei und WASG ungefähr gleich stark, mit jeweils
knapp unter 200 Mitgliedern. Diese Ausgangssituation machte die Schwierigkeit
und die besonderen Chancen der Vereinigung in Bremen aus. Zum einen waren
Rivalitäten und Kämpfe um die Führung im Vereinigungsprozess unvermeidlich.
Zum anderen erzwang das faktische Patt im Machtverhältnis beider Parteien von
vorneherein Verhandlungslösungen und Kompromisse und begünstigte die Her-
ausbildung einer neuen Partei, die gleichermaßen aus beiden Quellparteien beein-
flusst wurde. 
14 Damals trat z.B. auch Wolfgang Meyer aus, der dann 2005 Vorstandssprecher der WASG wurde. 
15 Die PDS verlor auch Personal an die SPD. Gerade die Jahre von 1999 bis 2003 zeigten, dass die PDS in Bremen
über ein erhebliches Potential verfügte, aber unfähig war, ein breiteres linkes Spektrum langfristig zusammen zu
halten. 
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Phase 2: Zusammenwachsen. Berlin-Konflikt und Kooperationsabkommen (Ja-
nuar 2006 – November 2006)
Im April 2006 eskalierte der Konflikt um den eigenständigen Wahlantritt der Ber-
liner WASG in der versuchten Absetzung des Berliner Landesvorstandes durch
den WASG-Bundesvorstand. Dieser Vorgang führte nicht nur in der Bremer
WASG zu einiger Aufregung, da sich der linksradikale Flügel stark mit der Berli-
ner WASG identifizierte, er wurde auch in der Linkspartei mit gemischten Ge-
fühlen gesehen, da die Autonomie der Landesverbände in der Linkspartei als eine
historische Errungenschaft galt. Beide Bremer Vorstände verhandelten daher kurz-
zeitig über eine gemeinsame Erklärung, in der trotz unterschiedlicher Meinungen
zum getrennten Wahlantritt in Berlin das administrative Vorgehen des WASG-
Bundesvorstandes gegen die Berliner kritisiert wurde. Obwohl diese gemeinsame
Erklärung nie verabschiedet wurde, führte sie zu erheblichen Konflikten mit der
Bundesebene der Linkspartei. 
So randständig diese Episode inhaltlich war, ihre Wirkung auf die Parteibildung
war nicht zu unterschätzen. Die WASG unterstellte nämlich grundsätzlich, dass
die Linkspartei nicht in der Lage sei, auf Landesebene eigenständig zu handeln,
und dass in der Linkspartei alles zentral »aus Berlin«, also vom Bundesvorstand
bzw. aus der Bundesgeschäftsstelle, gesteuert werde. Konflikte zwischen Landes-
ebene und Bundesebene in der Linkspartei waren ein notwendiger Gegenbeweis.
Gleichzeitig versuchten beide Flügel der WASG lange Zeit mehr oder weniger of-
fen, den anderen Flügel aus der Partei zu drängen. Die Linkspartei entschied sich
demgegenüber nach und nach dafür, mit beiden Flügeln zu reden, und verweigerte
sich taktischen Konzepten, einen Wahlantritt mit nur einem der beiden Flügel zu-
sammen anzustreben. 
Im Juli 2006 erlangte der reformerisch-gewerkschaftsnahe Flügel der WASG
wieder die Mehrheit in der Bremer WASG und stellte den Vorstand.16 Der ge-
schäftsführende Vorstand bestand aus Sönke Hundt, Toni Brinkmann und Peter
Erlanson. Damit war die Vorstandswahl wiederum zur zentralen Kampfabstim-
mung und Machtentscheidung geworden. Breite integrative Vorstände waren nicht
Teil der Kultur der WASG. Die WASG entfaltete dagegen eine starke Mitglieder-
mobilisierung, die sich in intensiven, sehr konfrontativen Debatten auf Landes-
mitgliederversammlungen niederschlug, die sehr häufig stattfanden. 
Der Mehrheitswechsel beschleunigte die Unterzeichnung des ersten Koopera-
tionsabkommens in Vorbereitung der kommenden Landtagswahl. Darin wurde ein
getrennter Wahlantritt ausgeschlossen und eine Vereinigung auf Augenhöhe ange-
strebt. Über die kritischen Punkte der Listenführerschaft und der Spitzenkandida-
tur war damit jedoch noch nicht entschieden. 
16 WASG kippt Vorstand, in: taz Bremen, 18. Juli 2006.
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Seitens beider Bundesparteien wurde mit Nachdruck darauf orientiert, die
Wahlen unter dem Label »Die Linke« anzutreten, da die Bremer Wahl unmittelbar
vor dem Vereinigungsparteitag stattfinden würde und der neue Name damit bereits
etabliert würde. Das setzte allerdings voraus, dass die Linkspartei die Liste an-
meldete, da nur sie beim Wahlleiter diesen Listennamen beanspruchen konnte. Für
die WASG war das eine Provokation, da sie schon bei der Bundestagswahl nur
zähneknirschend akzeptiert hatte, auf der Liste der Linkspartei anzutreten. Da für
einen Wahlantritt als WASG auch von der eigenen Bundespartei keine Unterstüt-
zung kam, gewann der Vorschlag Unterstützer, als freie Wählervereinigung anzu-
treten. Auch diese hätte jedoch nicht den Namen »Die Linke« führen können, wie
sich herausstellte. Eine Urabstimmung in der WASG über die Frage des ge-
wünschten Wahlantritts (auf der Liste der Linkspartei oder als gemeinsame unab-
hängige Wählerinitiative) brachte keine Klarheit, da den Mitglieder zwei ge-
gensätzliche Vorschläge vorgelegt wurden, die beide eine Mehrheit erhielten.17
Das erste Kooperationsabkommen setzte eine Steuerungsgruppe ein, die pa-
ritätisch aus Linkspartei und beiden WASG-Gruppen besetzt war, also den Befür-
wortern eines Wahlantritts als Wählerinitiative und den Befürwortern eines Wahl-
antritts auf der Liste der Linkspartei (4:4:4). Die Steuerungsgruppe hatte den
Auftrag, Kampfabstimmungen zu vermeiden und Entscheidungen mit einem mög-
lichst breiten Konsens vorzubereiten. 
Phase 3: Identitätsbildung: Wahlkampf und Fusion (November 2006 – Mai 2007)18
Vom 10. bis 12. November 2006 führten WASG und Linkspartei unter dem Titel
»Wir können auch anders! Solidarität statt Spaltung – Widerstand gegen Verar-
mung« gemeinsam einen landespolitischen Ratschlag durch, um inhaltlich über
die kommenden Wahlen und das zu entwickelnde Wahlprogramm zu debattieren.
Dabei wurden auch Fragen der Parteiform und des Verhältnisses zu den sozialen
Bewegungen erörtert. Der Ratschlag war von beiden WASG-Flügeln, also Link-
stendenz und AKBL, und der Linkspartei gemeinsam vorbereitet worden. Insbe-
sondere Wilfried Schartenberg von der Linkstendenz und Klaus-Rainer Rupp hat-
ten sich für den Ratschlag stark gemacht. 
Mit dem Ratschlag begann der Prozess der gemeinsamen Identitätsbildung. In-
haltlich hatten sich beide Parteien mit der Kampagne für ein »Sozialticket« zu-
mindest auf eine gemeinsame politische Aktion geeinigt. Die Workshops des Rat-
schlags nahmen bereits die Grobgliederung des Wahlprogramms vorweg; ihnen
lagen vorläufige Programmpapiere für die verschiedenen Politikfelder zugrunde,
die weitgehend auf die vorbereitenden Arbeitsgruppen des AKBL zurückgingen.
Der Ratschlag wurde auch von Seiten der Bundesfraktion und der Bundespartei
17 Die Linke blamiert sich selbst, in: taz Bremen, 10. Oktober 2006. 
18 Die Strategiepapiere sind dokumentiert in der Sammlung: Der Weg in die Bürgerschaft, 2007 (masch.) 
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prominent unterstützt; Oskar Lafontaine, Ulla Jelpke und Julia Bonk nahmen an
Veranstaltungen im Rahmen des Ratschlags teil. Mit der einleitenden Video-Mon-
tage »Don WASGo und PDSpone« (aus Filmmaterial aus den Don Camillo-Fil-
men) deuteten beide Parteien an, dass sie sogar zu einem begrenzten Maß an
Selbstironie in der Lage sein konnten. 
Im Dezember einigte sich die Steuerungsgruppe schließlich auf Details des
Wahlantritts. Der Wahlantritt würde auf der Liste der Linkspartei erfolgen (da nur
in dieser Variante das Label »Die Linke« zu haben war und die Bundespartei die
finanzielle Unterstützung aus dem Bundes-Wahlkampfetat davon weitgehend ab-
hängig gemacht hatte). Im Gegenzug würde die Linkspartei einen Kandidaten aus
der WASG auf Platz 1 wählen und auch sonst dafür werben, dass die Aufstel-
lungsversammlung Kandidatinnen und Kandidaten aus der WASG auf aussichts-
reiche Listenplätze wählen sollte. 
Die Entscheidung gegen die Wählervereinigung veranlasste einige Mitglieder
der WASG, die Partei zu verlassen oder sich aus dem beginnenden Wahlkampf
zurückzuziehen. In Bremerhaven gründete sich zumindest für die Wahl zur Stadt-
verordnetenversammlung, also die Kommunalwahl, eine eigene Wählervereini-
gung, die konkurrierend zur LINKEN antrat (allerdings weitgehend erfolglos).
Die Zeit wurde allmählich knapp. Fünf Monate vor der Wahl gab es noch keine
Kandidatenliste, kein Wahlprogramm, keine Wahlstrategie und kein Öffentlich-
keitskonzept. 
Noch im Dezember 2006 fand dann das erste Wahlplenum in Bremen statt. Be-
reits im Bundestagswahlkampf hatte die WASG regelmäßige »Aktivenplena« als
institutionalisierte Form der Basis-Aktivierung durchgeführt; hieran wurde jetzt
angeknüpft. Auf dem Plenum stellte die Berliner Agentur Trialon ihre ersten Über-
legungen zum Wahlkampf und zum Öffentlichkeitskonzept vor. Das Plenum infor-
mierte sich über den Wahlkampf der Sozialistischen Partei in Holland19 und disku-
tierte nach und nach verschiedene Strategiepapiere und Öffentlichkeits-Vorschläge.
Parallel zum Plenum wurde eine paritätische Wahlkampfleitung gebildet, der die
ersten vier Kandidaten und je drei Vertreter aus beiden Parteivorständen angehören
sollten und die zusammen mit dem Plenum den Wahlkampf leiten sollte. 
Im Januar 2007 wurde tatsächlich eine erfolgreiche Aufstellungsversammlung
durchgeführt, auf der eine Kandidatenliste gewählt wurde. Auf Platz 1 wurde der
Klinik-Betriebsrat und Attac- und Sozialforums-Aktivist Peter Erlanson gewählt,
auf Platz 2 der langjährige Linkspartei- bzw. PDS-Vorsitzende Klaus-Rainer Rupp.
Ihnen folgten die parteilose Gewerkschafterin Monique Troedel, die Arbeitsamt-
Mitarbeiterin Inga Nitz, der Erwachsenenbildner und Favorit des linken WASG-
Flügels Jost Beilken und die kurdische Sozialpolitikerin Sirvan Cakici. Spitzen-
kandidat für Bremerhaven wurde der Linkspartei-Aktivist und Dreher Walter
Müller. 
19 Gert Gampe: Gute Ernte. Über den Wandel des Symbols und den erfolgreichen Wahlkampf der Sozialistischen
Partei der Niederlande (http://archiv2007.sozialisten.de/politik/publikationen/disput/view_html?zid=34840). 
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Bei der Kandidaten-Aufstellung setzten sich die Landesverbände von WASG
und Linkspartei gegen den Druck der Bundesebene durch. Diese hatte bis zuletzt
darauf gedrängt, einen prominenten Spitzenkandidaten auch außerhalb des Lan-
desverbandes und außerhalb der Parteien zu suchen, und intensive Bemühungen
in diese Richtung unternommen. Die Landesebene beharrte jedoch darauf, den
Wahlkampf mit lokalen Kandidaten zu führen, die in der Geschichte und Struktur
der beiden Quellparteien verwurzelt waren. Auf der Landesmitgliederversamm-
lung der WASG, die der Aufstellungsversammlung der Linkspartei vorausging
und ihr Kandidaten aus den Reihen der WASG vorschlug, setzte sich Peter Erlan-
son mit großer Mehrheit gegen den Bundestagsabgeordneten Axel Troost als Spit-
zenkandidat durch. 
Der Wahlkampf setzte auf ein von der holländischen SP inspiriertes Konzept,
das einen klaren, plakativen Auftritt mit intensivem Straßenwahlkampf verband.
Unter dem Slogan »Hier ist die Linke!« wurden rote Westen und Taschen als op-
tisches Erkennungszeichen hergestellt, der klassische Infostand wurde durch fle-
xiblere Straßenaktionen abgelöst. Abgelehnt wurde die Idee, in Anlehnung an den
Wahlkampf der KPÖ in Graz einen Personenwahlkampf zu führen, der aus-
schließlich auf die Person des Spitzenkandidaten orientiert wäre. Plenum und
Wahlkampfleitung sprachen sich dagegen für einen Themenwahlkampf aus, der
inhaltliche Botschaften und die Gesamtheit der aussichtsreichen Kandidaten in
den Vordergrund stellen sollte. 
Daraufhin wurde auf der Basis des Wahlprogramms ein landespolitisches
11-Punkte-Programm erarbeitet, das auf eine Din-A5-Seite passte und massenhaft
verteilt wurde. Die Plakate waren reine Textplakate in gelber Schrift auf rotem
Hintergrund, die für aktive Beschäftigungspolitik, Erhöhung der sozialen Hilfen,
bessere Kinderbetreuung, Wiedereinführung der Vermögenssteuer und Ausbau der
öffentlichen Dienste warben und sich gegen Privatisierung und Zwangsumzüge
aussprachen. Erstmals in Bremen wurden auch Großflächen-Plakate eingesetzt,
auf denen die Kandidaten gemeinsam unter dem Slogan »echt nervig« gezeigt
wurden. Der Sympathie- und Kompetenzübertragung von der Bundes- auf die
Landesebene dienten ein Brief von Lafontaine und Gysi, der an alle Haushalte
verteilt wurde, und ein zweites Großflächenplakat, auf dem beide zur Wahl der
LINKEN in Bremen aufriefen. 
Der Wahlkampf wurde personell aufwändig geführt. Zu den Straßenaktionen
kamen gezielte Mobilisierungen – z. B. zu SPD-Aktionen zum Mindestlohn, wo
die LINKE mit Flyern auf den späten Positionswechsel der SPD hinwies, oder
zum 1. Mai. Außer der Teilnahme an den Wahlveranstaltungen der verschiedenen
Organisationen und Verbände wurde auch eine Unmenge an Textanfragen bear-
beitet, die in Verbindung mit der professionellen Pressearbeit dafür sorgten, dass
die Partei ständig in einem sehr breiten Spektrum von Zeitungen, Zeitschriften
und Blättern vertreten war. 
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Phase 4: Parteibildung: Fraktions- und Parteiaufbau (seit Mai 2007)
Mit dem erfolgreichen Wahlkampf war die Fusion politisch vollzogen.20 Dies galt
im positiven wie im negativen Sinn. Durch das Wahlprogramm, die Auseinander-
setzungen und Konflikte im Wahlkampf, aber auch die vielfache gemeinsame Pra-
xis und konkrete Zusammenarbeit hatte sich die LINKE als gemeinsame Partei
nicht nur in der Bevölkerung, sondern auch bei den Beteiligten verankert. Mit der
Wahl und dem Einzug von sieben Abgeordneten ins Parlament verschwand aber
gleichfalls das Drohpotenzial, über das beide Parteien bislang verfügt hatten, näm-
lich Wahlkampf und Liste scheitern und damit auch die andere Seite mit leeren
Händen dastehen zu lassen. Diese Tatsache veränderte die Art der Konflikte und
schürte Ängste um zukünftigen Einfluss. 
Die Partei griff daher spontan auf die Formen zurück, mit denen sie auch im
Wahlkampf solche Probleme bewältigt hatte: verbreiterte Entscheidungsorgane
und das offene Plenum. Auf Drängen der WASG wurde als Nachfolger der Wahl-
kampfleitung das sogenannte 15er-Gremium eingerichtet. In ihm waren die sieben
Abgeordneten, je drei von den Vorständen der beiden Quellparteien entsandte Per-
sonen sowie die beiden Fraktionsgeschäftsführer stimmberechtigte Mitglieder.
Das Gremium traf sich in loser Folge und sollte insbesondere beim Aufbau der
Fraktion und den damit verbundenen Personalentscheidungen beratend und kon-
trollierend eingreifen. Ausführlich beschäftigte es sich mit der Frage des Frakti-
onsvorsitzes. Der 15er-Kreis traf sich zu Anfang häufiger, dann in loser Folge. 
Das Plenum etablierte sich nach der Wahl als feste Form. Es traf sich drei Wo-
chen nach der Wahl zum ersten Mal wieder und entschied, als »offenes Plenum«
mindestens einmal im Monat zu tagen und insbesondere Berichte der Fraktion zur
Kenntnis zu nehmen und kritisch zu diskutieren. Das Plenum befasste sich aus-
führlich mit der Finanzplanung der Fraktion, einschließlich Fragen des Lohnsy-
stems, der Funktionsgelder für den Fraktionsvorstand und der Stellenplanung.21
Das Plenum vertrat dabei insbesondere Positionen der Stärkung der Basisarbeit
und der offenen Stadtteilarbeit, die in einem gewissen Konflikt zum Bedürfnis der
Abgeordneten stehen, über Personal für ihre unmittelbar parlamentsbezogene Ar-
beit und für ihre persönliche Unterstützung zu verfügen. Inhaltlich diskutierte das
Plenum intensiv, welche Position die Fraktion zu den Themen »Zwangsumzüge«
und »Neubesetzung der Direktorenstelle der Bürgerschaft« einnehmen und wel-
che Initiativen sie ergreifen sollte. 
Insgesamt ist die Arbeit der Partei und der Basis seit der Wahl stark auf Parla-
ment und Fraktion fixiert. Mit der Gründung der Kreisvorstände im September
20 Der formale Akt der Fusion der beiden Quellparteien, die am 16. Juni 2007 durch den Bundesparteitag vollzogen
wurde, fand in Bremen verhältnismäßig wenig Aufmerksamkeit. 
21 Eine ausführliche Powerpoint-Präsentation zum Haushalt der Fraktion, die für das Plenum erstellt wurde, ist auf
der Website der Fraktion abrufbar (http://linksfraktion.dielinke-bremen.de/buergerschaft/aktuell/). Siehe auch:
Die dunkle Seite der Macht, in: taz Bremen, 21. Juli 2007; Frau Troedel und die Detektive, in: taz bundesweit,
6. August 2007. 
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2007 und der Wahl des ersten gemeinsamen Landesvorstands auf dem Landes-
parteitag im Oktober 2007 sollte aber die Phase der formalen Vereinigung so weit
abgeschlossen sein, dass der inhaltlichen Seite des Parteiaufbaus wieder mehr
Raum gewidmet werden kann. 
Der Wahlerfolg der LINKEN in Bremen: Fünf Thesen
Worin war nun der Wahlerfolg der LINKEN in Bremen begründet? Wie eingangs
erläutert, stellte der bundesweite Erfolg der Linkspartei eine notwendige Voraus-
setzung dar, hätte aber keineswegs dafür genügt, den Einzug ins erste westdeut-
sche Parlament zu erzwingen – was in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz
auch nicht gelang. Wesentliche Voraussetzungen lagen auf der Landesebene. Die
vorgestellten Thesen werden sich möglicherweise besser überprüfen lassen, wenn
mit den Wahlen in Hamburg, Hessen und Niedersachsen Ergebnisse und Erfah-
rungen vorliegen, die sich mit denen in Bremen vergleichen lassen. 
Erstens: Der Raum für eine Partei links von SPD und Grünen ist seit langem da,
er konnte nur nicht gefüllt werden. 
Es ist bekannt, dass sich in den letzten Jahren links von SPD und Grünen ein po-
litischer Raum aufgetan hatte, der nicht mehr von diesen beiden Parteien integriert
und repräsentiert werden kann. Diese Entwicklung ist in vielen Ländern zu beob-
achten. In Deutschland ist sie durch die rot-grüne Regierung Schröder forciert
worden. Dabei waren der Krieg in Jugoslawien und die »Arbeitsmarktreform«,
sprich die Hartz-Gesetze, die entscheidenden Auslöser für die Abwendung großer
Teile der Aktiven und der Wählerinnenund Wähler am linken Flügel. Für die Ori-
entierung weg von der SPD war und ist dabei nicht nur maßgeblich, welche in-
haltlichen Positionen die Partei seit den 90er Jahren eingenommen hat. Ebenso
wichtig ist, dass viele Linke in der SPD keine Perspektive mehr sehen, Positionen
der Partei langfristig zu ändern oder auch nur ernsthaft darauf hinarbeiten zu kön-
nen. Es ist die Mischung aus neoliberaler Programmatik und autoritär-machtfi-
xiertem Führungsstil, der für den Orientierungswechsel im linken Lager weg von
der SPD maßgeblich war. 
Das Vakuum muss aber auch mit einer neuen Organisation gefüllt werden, und
hier lag lange Zeit das Problem der Linken. Gerade in Bremen ist deutlich, dass
die PDS von 1999 eine Entwicklung in Richtung auf die Fünf-Prozent hätte schaf-
fen können, wenn es ihr gelungen wäre, die verschiedenen Flügel zusammenzu-
halten und dauerhaft zu einer gemeinsamen Partei zu machen. Auch zum linksge-
werkschaftlichen Lager gab es gute Kontakte, selbst wenn diese weit weniger
offen gehandelt werden konnten, als es nach der Gründung der WASG möglich
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war. Aber Breite und Einheit der neuen Partei waren offenbar nur durch die vor-
herige organisatorische Spaltung in PDS und WASG möglich, da nur so durchge-
setzt werden konnte, dass die inhaltliche und kulturelle Ausrichtung der Partei auf
Augenhöhe ausgehandelt wurde. Einer solchen Aushandlung hatte sich die PDS
vor Gründung der WASG dezidiert verweigert und dadurch zu ihrer Selbstmar-
ginalisierung im Westen beigetragen. 
Bremen zeigt, dass links von SPD und Grünen auch dann genug Raum für eine
linke Partei vorhanden ist, wenn SPD und Grüne sich deutlich linker positionie-
ren als die jeweiligen Bundesparteien. Ganz im Gegenteil kann die LINKE von ei-
ner Linksverschiebung des Klimas und Hegemonieverlusten des Neoliberalismus
überproportional profitieren, wenn sie dabei programmatisch vorangeht. 
Zweitens: Um die politische Repräsentanzlücke zu besetzen, muss die LINKE vor
allem Vorurteile zerstreuen. 
Für das Erringen des enorm breiten Zuspruchs, den die LINKE bei den Wahlen
und auch schon im Vorfeld erhielt, gibt es keinen einzelnen, für sich zu identifi-
zierenden Hauptgrund. Weder gab es das herausragende Thema im Wahlkampf,
noch den einen großen Skandal, an dem die regierende Große Koalition hätte vor-
geführt werden können. Es gab auch nicht den neuen prominenten Spitzenkandi-
daten, der einen Durchbruch in der öffentlichen Wahrnehmung gebracht hätte. Es
gab noch nicht einmal eine klare thematische Alleinstellung der LINKEN, da auch
SPD und Grüne ihren Wahlkampf auf der Kritik der Großen Koalition aufbauten
und sich in vielen Punkten inhaltlich stark den Positionen der LINKEN annäher-
ten.22 Und es gab auch keinen »Gebrauchswert« im Sinne von neuen parlamenta-
rischen Mehrheiten und der Beteiligung an Regierungskoalitionen, worauf die in
der alten PDS hegemoniale strategische Konzeption den Nutzen der Partei für die
Wählerinnen und Wähler verengt hatte.23 In Bremen hatte Rot-Grün auch vor der
Wahl schon eine Mehrheit, und allen war bewusst, dass sie diese auch nach der
Wahl wieder haben würden. 
Die LINKE gewann in Bremen weniger deshalb, weil sie eine Sache besonders
richtig gemacht hätte, sondern eher deshalb, weil sie nichts falsch machte. In der
öffentlichen Wahrnehmung kippte die Haltung zur LINKEN im Januar 2007, nach
der erfolgreichen gemeinsamen Aufstellungsversammlung. Die LINKE hatte da-
22 Peter Erlanson erklärte im Parlament mit Recht, dass die rot-grüne Koalitionsvereinbarung in Bremen sich liest,
als sei in weiten Teilen aus dem 11-Punkte-Programm der LINKEN abgeschrieben worden. Die politischen Dif-
ferenzen traten auf der Ebene der Programmatik im Wahlkampf entsprechend wenig deutlich hervor.
23 Die Problematik der »Gebrauchswert«-Doktrin war eine doppelte. Zum einen reduzierte sie die Funktionen der
Partei und führte zu einer Disziplinierung der Basis im Sinne einer Unterordnung unter die parlamentarische Ar-
beit und die Interessen der Fraktionen. Zum anderen blockierte sie die strategische Entwicklung der PDS im We-
sten, da ein derartiger parlamentarisch reformistischer »Gebrauchswert« hier meist nicht existierte bzw. das in-
haltsleere Spekulieren mit Koalitionsangeboten die notwendige Differenz zur etablierten politischen Klasse
verspielte, und damit die Glaubwürdigkeit der PDS als kritischer Opposition im Westen gefährdete. 
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mit das Vorurteil widerlegt, sie sei ein zerstrittener Haufen, der sich sowieso nicht
einigen könnte. 
Die Liste der gängigen Vorurteile, die – auch aus historischer Erfahrung – in
der breiten Bevölkerung gegenüber der Linken bestehen, lautet ungefähr so: 1.)
Die Linke kann sich nicht einigen und streitet sich nur. 2.) In der Linken dominiert
ideologische Rechthaberei, nicht der Wunsch, konkrete Politik zu machen. 3.) Die
Linke ist autoritär strukturiert, ferngesteuert und nicht demokratisch. 4.) Die
Linke bewirkt nichts, weil sie sich isoliert und mit niemandem zusammenarbeiten
kann. 5.) Die Linke interessiert sich nicht für die Menschen. 6.) Sobald sie Macht
und Einfluss erhält, funktioniert die Linke genau so wie alle anderen Parteien, die
sie kritisiert. 
Der LINKEN in Bremen gelang es, diese Vorurteile systematisch zu entkräften.
Sie demonstrierte, dass sie sich sehr wohl auf einen gemeinsamen Wahlantritt und
eine gemeinsame Liste einigen konnte, obwohl sie sehr heterogen war.24 Sie ent-
wickelte ein landespolitisches Programm, das verständlich war und in der Kurz-
fassung auf eine Seite passte. Sie verweigerte sich den Versuchen der Bundesebene,
Einfluss auf die Kandidatenaufstellung zu nehmen, und fällte ihre Entscheidungen
auf der lokalen Ebene und in öffentlichen Versammlungen. Sie verzichtete bewusst
darauf, einen hämischen Anti-SPD-Wahlkampf zu machen, und entschied sich im-
mer wieder dafür, eine faire sachbezogene Auseinandersetzung mit den anderen
Parteien einzuhalten. Die Linke ging auf die Straße, redete mit den Leuten und ent-
wickelte einen Stil, der in der politischen Auseinandersetzung die Lebensrealität
und Erfahrung der Mehrheit der Bevölkerung, insbesondere aber der sozial be-
nachteiligten und angegriffenen Gruppen, aufgriff und ihnen Raum verschaffte. 
Den letzten Punkt kann die Linke naturgemäß erst wirklich entkräften, nach-
dem sie eine parlamentarische Kraft geworden ist. Schon jetzt wurde in der Öf-
fentlichkeit sehr bewusst und positiv wahrgenommen, dass die LINKE in einer für
Parteien unüblichen Offenheit und Transparenz über die Verwendung ihrer parla-
mentarischen Mittel diskutierte. Bereits im Wahlkampf wurde deutlich und war
bekannt, dass die LINKE sich das Risiko leistete, eine Vielzahl von Entscheidun-
gen auf ihrem Plenum zu treffen, bis hin zu sehr konkreten Fragen der Wahl-
kampfführung und ihrer öffentlichen Positionierung. Nicht zuletzt traf auch die
Person des Spitzenkandidaten den Nerv, der optisch und in seinem Stil eine deut-
liche Differenz von den üblichen »Parteienvertretern« demonstrierte.25
24 Ein für die LINKE hervorragender Beitrag auf buten und binnen, dem Regionalprogramm im ARD-Fernsehen,
zeigte die beiden Spitzenkandidaten Peter Erlanson und Klaus-Rainer Rupp, wie sie gemeinsam – der eine in ro-
ter Weste, der andere im Anzug – in die Bürgerschaft gingen und sich einen Tisch im Plenarsaal festschraubten. 
25 Die Etikettierung des Bartträgers Erlanson als »Karl Marx von Bremen«, die sich in den Medien etablierte, er-
wies sich als günstig, weil sie einen gewissen Eigensinn ausstrahlte. Sie wurde durchweg nicht als inhaltliche Be-
schreibung verstanden und gemeint, sondern als eine optische Differenz zum modischen Zeitgeist. 
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Drittens: Die LINKE muss eine Vielzahl von Zielgruppen bedienen und berück-
sichtigen, um attraktiv und erfolgreich zu sein. 
Eine der Formulierungen, die nach der Wahl häufig zu hören waren, lautete: »Ich
hab dich gewählt!« Viele Parteimitglieder und Aktive bekamen diesen Satz aus
ihrem Umfeld zu hören, obwohl sie selbst nicht kandidiert und technisch nicht zu
Wahl gestanden hatten. In dem Satz drückte sich aus, dass politisch, sozial und
kulturell sehr unterschiedliche Gruppen die LINKE gewählt hatten und den ihnen
bekannten Mitgliedern und Aktivisten vertrauten, dass sie ihre Positionen und An-
sprüche repräsentieren würden. 
Die LINKE in Bremen hatte, mehr oder weniger instinktiv und durch die Art
ihrer Konstituierung erzwungen, den Sprung zur Netzwerkpartei und zum Ni-
schenwahlkampf geschafft. In der Werbung ist dieser Mechanismus als »The
Long Tail« bekannt.26 Danach besteht die Gesellschaft zunehmend aus einer kom-
plizierten Struktur von Supernischen. Auch große soziale oder politische Gruppen
sind in sich hoch differenziert und prägen vielfältige Unterkulturen aus. Die mei-
nungsbildenden Bezugsgruppen sind oft verhältnismäßig überschaubare »Sze-
nen« und »tribes«, während die Ansprüche, was kulturell und inhaltlich zu einem
passt, sehr spezifisch werden. Die großmediale Werbung kann das Produkt nur
noch bekannt machen, seine Glaubwürdigkeit, die »credibility«, entsteht in der
Vielzahl von Kontakten, in einer langen Kette von Vermittlungen (X erzählt Y von
Z, der in Bezug auf das Produkt DAS erlebt hat). Nur darüber ist die Vielzahl der
Supernischen erreichbar.
Die Zusammenstellung der Kandidatinnen und Kandidaten, die Heterogenität
der Aktiven, die Verarbeitung sehr unterschiedlicher politischer »Herkünfte« in
Auftritt und Programmatik der Partei sorgten für einen erheblichen »Long Tail«
der Kampagne. Nicht umsonst wirkten die Kollektivbilder auf der Großfläche und
in den Medien wie Familienfotos einer postmodernen Patchwork-Großfamilie.
Während die Kampagne der LINKEN in ihrer inhaltlichen Zuspitzung ganz auf
das Thema der sozialen Gerechtigkeit angelegt war, wurden in der medialen Stra-
tegie systematisch eine enorme Breite von Subkulturen angesprochen. Während
die Spitzenkandidaten auf Podiumsdiskussionen bei den Gewerkschaften auftra-
ten, deckte das Personal so unterschiedliche Kontaktwege ab wie das Bremen-
Spezial der »jungen welt«, das Wahl-special der lokalen Kulturzeitschrift »Z«, den
Auftritt in der jugendorientierten Umsonstzeitung von Sparkassen und dem Lo-
kalsender »bremen 4U« und die Textanfragen der Tageszeitungen und der Anzei-
genblätter. Und irgendwie kannte in Bremen sowieso jeder irgendjemand, der je-
mand kannte, der in den Wahlkampf der LINKEN verwickelt war. 
Diese Heterogenität war frühzeitig als notwendig erkannt worden. Zwischen
den Zielgruppen, so hieß es, dürfe man sich nicht »entscheiden«, weil man dann
26 Chris Anderson: The Long Tail. Why the Future of Business is Selling Less of More, New York 2006. 
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gar keine bekommt. Für die politische Linke ist die Partei nur interessant, weil sie
populär ist und die Seite der sozial Unterdrückten repräsentiert. Für die sozial
marginalisierten und deklassierten Gruppen selbst dagegen ist die Partei nur in-
teressant, weil sie über ein inhaltliches und technisches Know-How verfügt, dass
diese Gruppen alleine nicht haben. 
Viertens: Die Gegenmacht-Strategien der Unterdrückten sind komplexer, als
Parteiführungen es wahrhaben wollen, und die LINKE muss in das Kalkül der
Massen passen. 
Die LINKE kann nur gewählt werden, wenn sie eine sinnvolle und zentrale Funk-
tion für die Breite der Wählerinnen und Wähler erfüllt. Wahlen zeigen den Trend,
dass überkommene Parteibindungen loser werden und sich entkoppeln. Wählerin-
nen und Wähler wählen immer seltener einfach die Partei ihrer Überzeugung und
hoffen darauf, diese werde schon irgendwie ihren Interessen Geltung verschaffen.
Wählerinnen und Wähler versuchen, Konstellationen zu wählen und Regierungen,
ja zunehmend auch Parteien, zu beeinflussen. Die Stimmabgabe wird in einem ho-
hen Maße taktisch motiviert. Auch aus diesem Grund wissen immer mehr Wähle-
rinnen und Wähler bis kurz vor der Wahl nicht genau, was sie wählen werden:
nicht, weil sie es sich zu einfach, sondern weil sie es sich schwer machen. 
Die LINKE wird derzeit überwiegend als Korrekturpartei gewählt. Sie wird ge-
wählt, um den Kurs der SPD zu beeinflussen. Wer die LINKE wählt, versucht die
SPD nach links zu drücken, ihr aktuell eine linkere Position zu Tagesfragen auf-
zuzwingen und sie langfristig aus Koalitionen mit der bürgerlichen Rechten her-
auszudrängen und auf linke Bündnisse festzulegen. Dies ist eine realistische und
in Teilen bereits erfolgreiche Strategie. In Bremen wirkte diese Strategie sehr
deutlich. Die Stärke der LINKEN bei der Bundestagswahl 2005 begünstigte den
inneren Mehrheits- und Kurswechsel der Bremer SPD, die Stärke der LINKEN
bei der Bürgerschaftswahl 2007 beförderte den äußeren Positions- und Koaliti-
onswechsel der SPD hin zu Rot-Grün. 
Diese Funktion wird auf Dauer nicht ausreichen. Die LINKE muss den Weg
von der Korrektur- zur Interventionspartei schaffen, muss nachweisen, dass ihre
parlamentarische Existenz unmittelbar dazu beiträgt, den Druck auf die SPD zu
konkretisieren und zu erhöhen, aber auch in einer Vielzahl von Fragen Anliegen
der breiten Bevölkerung und Forderungen der Bewegungen einzubringen und ih-
nen zumindest mehr Raum und Druck zu verschaffen. Auch hier sind die An-
sprüche aus der Bevölkerung und den Bewegungen realistisch, aber komplex. Es
wird zu zeigen sein, dass nicht nur Programme hochgehalten wurden, sondern
konzeptionell und strategisch sinnvoll und anspruchsvoll gearbeitet wurde. 
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Fünftens: Wer das Volk mobilisieren will, muss mit dem Volk reden, ernsthaft und
auf Augenhöhe. 
Innerhalb eines breiteren linken Lagers kommt der LINKEN derzeit eine beson-
dere Funktion zu. Die LINKE ist die einzige der drei Parteien links von der Mitte,
die wirklich noch über eine Basismobilisierung verfügt und durch eine Basisde-
mokratie geprägt wird, die relativ offen ist. Die LINKE hat stärker als andere
Nichtwähler mobilisieren können, und erreicht auch in Stadtvierteln mit niedriger
Wahlbeteiligung Wählerinnen und Wähler, die bereits ein sehr kritisch-abge-
wandtes Verhältnis zur Politik haben. Der Großteil der Wählerinnen und Wähler,
auch das muss immer wieder erinnert werden, wird jedoch nur medial erreicht und
nicht im direkten, persönlichen Kontakt. Dies gilt gerade in den sozialen Schich-
ten, die ausgegrenzt und unterdrückt sind und die gerade deshalb weniger mobil,
weniger auf Veranstaltungen präsent, weniger stark zivilgesellschaftlich einge-
bunden sind. 
Auch wenn hier die Heimat vieler populistischer Positionen ist, reicht es für
eine linke Partei nicht aus, sie zu wiederholen – selbst wenn dies politisch mög-
lich und korrekt wäre. Der Basis der Gesellschaft ist durchaus klar, dass die Dinge
in der Realität etwas komplizierter sind; sie ist nur nicht mehr bereit, sich dabei
mehr oder weniger blind auf die politische Klasse zu verlassen. Die massenhafte
Enttäuschung insbesondere durch die SPD kann hier idealerweise in ein verän-
dertes Verhältnis zur Politik gewandelt werden, in eine Bereitschaft zum sperrigen
Dialog, der an der Grenze zwischen Skepsis und neuer Einlassung stattfindet. 
Die LINKE in Bremen hat – in einer Mischung aus Instinkt, professioneller Be-
ratung und konzeptioneller Eigenanstrengung – eine Ansprache entwickelt, die
hier in die richtige Richtung ging. Der Wahl der Penny-Farben Rot und Gelb, ge-
wissermaßen einer ästhetischen Verneigung vor dem Volk, folgte die Entschei-
dung zu Textplakaten, die auf jeweils 300 Zeichen (der doppelten SMS-Länge) bei
aller Klarheit verhältnismäßig differenzierte Botschaften ausdrückten.27 Das Ple-
num diskutierte z. B. lange über die Plakate zu Gleichstellung und zu Privatisie-
rung, um den richtigen Ton und den richtigen Inhalt zu treffen. 
Die LINKE wird auf absehbare Zeit die einzige Kraft sein, welche die Aufgabe
erfüllen kann, an der Basis der Gesellschaft einen Dialog über die zentralen Pro-
bleme und die möglichen Lösungen und auch über die Strategien zur Durchset-
zung zu führen. Sie steht in der Bringschuld. Wenn ihr dies gelingt, ist das die
stärkste Waffe, sich langfristig zu etablieren und auch bei Wahlen von der reinen
Korrektivfunktion unabhängig zu werden. 
27 Plakate und 11-Punkte-Programm sind nach wie vor auf der Website der Bremer LINKEN, www.dielinke-bre-
men.de, unter »Wahlen« downloadbar. 
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Der Parteibildungs-Erfolg der LINKEN in Bremen: Fünf Instrumente
Erstens: Die Wahlkampfleitung und der 15er-Kreis 
Die LINKE in Bremen hat gute Erfahrungen mit paritätischen Gremien (aus den
Quellparteien) und verbreiterter Entscheidungsfindung gemacht. Die Wahl-
kampfleitung war im Wahlkampf das Gremium, das Konflikte austrug und zur Ei-
nigung zusammenführte. Der 15er-Kreis ist die logische Fortsetzung dieser Struk-
tur nach der Wahl. Perspektivisch werden Paritäten nach Quellparteien abgelöst
werden müssen von Paritäten nach Strömungen und Mitgliedergruppen. Die Not-
wendigkeit verbreiterter Entscheidungsfindung wird aber eher zunehmen, ebenso
die Notwendigkeit von Gremien, in denen die verschiedenen Gruppen vertreten
sind und Einfluss auf die Entscheidungen haben. 
Verbreiterte Entscheidungsgremien sind auch die Grundlage für lokale politi-
sche Kontrolle. Entscheidungen, die vor Ort und nicht auf Bundesebene fallen, be-
dürfen starker, breiter Gremien, um durchgehalten zu werden und Kraft auszu-
strahlen. Ebenso ist die politische Kontrolle sowohl der Fraktion als auch der
Vorstände und der verschiedenen professionell Tätigen nur möglich, wenn es ver-
breiterte Gremien gibt, die diese Kontrolle in die Hand nehmen. In der Bremer
Praxis gab es auch immer wieder Zweifel an der jeweiligen Legitimität dieser
Gremien. Die Praxis hat jedoch gezeigt, dass verbreiterte Gremien immer besser
sind, auch wenn sie in Satzungen nicht vorgesehen sind und die Gefahr persönli-
cher Machtstrategien bergen, als gar keine verbreiterte Entscheidungsfindung. 
Zweitens: Das Plenum 
Das Plenum war die zweite große strukturelle Innovation der Bremer Parteibil-
dung. Gewachsen aus dem »Aktivenplenum« der WASG im Wahlkampf 2005,
etablierte sich das Plenum als »Wahlkampfplenum« und nach der Wahl als »offe-
nes Plenum«. Es wurde zu einer zentralen Struktur der Basisorientierung. 
Das Plenum findet regelmäßig statt, mindestens einmal im Monat. Es ist offen,
d. h. nicht nur für Mitglieder, sondern auch für die interessierte Öffentlichkeit, und
stellt dadurch eine niederschwellige Struktur der Partizipation dar, die für jede und
jeden zugänglich ist. Es dient der Information und Diskussion über die Arbeit der
Fraktion, kann aber auch der Information und Diskussion über die Arbeit der Par-
tei dienen. Es verbindet vorbereitete Inputs zu inhaltlichen Fragen, sozusagen Bil-
dungseinheiten, mit der offenen Debatte über Entscheidungen, Positionen und
Strategien von Fraktion und Partei. 
Das Plenum wählt sich selbst eine Versammlungsleitung und einen Koordinie-
rungskreis, der für seine Einberufung und Vorbereitung zuständig ist. Die Unab-
hängigkeit von den Strukturen der Fraktion und der politischen Vorstände ist
dadurch gesichert. Die Fraktion ist allerdings bemüht, mit dem Plenum zusam-
menzuarbeiten und ggf. Themen auf Anfrage des Plenums aufzubereiten. 
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Drittens: Das Offene Forum (oFFo) 
Eine wichtige strukturelle Rolle spielt ferner das Offene Forum (oFFo), ein Inter-
net-Forum, wo in verschiedenen Bereichen Interessierte und Mitglieder über alle
Themen der Partei und der Fraktion diskutieren können. Das oFFo hat sich aus
dem WASG-Forum entwickelt, das bis zur Vereinigung der Ort einer teilweise
sehr heftigen, sehr konfrontativen »e-democracy« war. 
Das oFFo hat interne Bereiche nur für Parteimitglieder, die meisten Bereiche
aber sind offen und öffentlich für jede und jeden. Die einzelnen Foren sind mode-
riert, um eingreifen zu können, falls Debatten zu heftig und zu persönlich werden.
Das oFFo dient neben der Website auch dazu, Termine anzukündigen und öffent-
lich bekannt zu machen, welche Arbeitsgruppen sich wo treffen und was sie ei-
gentlich tun. 
Das oFFo hat sich als ein Instrument bewährt, Themen und Konflikte intensi-
ver zu diskutieren, als dies auf einer konkreten Versammlung möglich ist. Es dient
der verstärkten, vernetzten Kommunikation zwischen den Mitgliedern. Das oFFo
ist auch der Ort, wo Unmut über Entscheidungen und Aktivitäten der politischen
Führung oder der Fraktion schnell, direkt und ohne Umschweife ihren Ausdruck
finden. Es trägt so zur politischen Korrektur und zur politischen Kontrolle bei,
auch im Sinne einer »rapid response«, die mit nicht-elektronischen Formen so
nicht möglich ist. 
Viertens: Die Trennung von Amt, Mandat und Beschäftigung 
Innerhalb der Steuerungsgruppe wurde frühzeitig vereinbart, dass in Bremen eine
weit rigidere Trennung von Amt und Mandat gelten sollte als in der Bundespartei.
Von den zukünftigen Abgeordneten wurde erwartet, dass sie ihr Amt im Landes-
vorstand abgeben und nicht mehr kandidieren würden, wenn sie in die Bürger-
schaft gewählt wären. Ebenso wurde von Beschäftigten der Partei erwartet, nicht
zu kandidieren. 
Die Trennung von Amt und Mandat dient dazu, Ämterhäufungen und die An-
ballung von Macht bei einzelnen Personen zu vermeiden. Sie ist die Vorausset-
zung für eine effektive politische Kontrolle der Fraktion. Ob die Trennung auch
auf der Ebene der Kreisvorstände gilt, ist umstritten; sie scheint sich aber auch
dort durchzusetzen. Ebenso ist unklar, ob die Trennung von Amt und Mandat be-
inhaltet, dass auch Mitglieder der Bundestagsfraktion kein Amt im Landesvor-
stand haben sollen. Klar ist aber, dass die »weichen« Regelungen der Bundessat-
zung als unzureichend anzusehen sind.28
28 Nach der Bundessatzung ist es ausreichend, wenn die Hälfte der Mitglieder eines Vorstandes nicht gleichzeitig
Abgeordnete sind. Beschäftigte von Fraktionen, Parteigliederungen und einzelnen Abgeordneten sind erst gar
nicht erwähnt. Damit kann eine Fraktion praktisch personalidentisch gleichzeitig Landesvorstand sein, was eine
politische Kontrolle der parlamentarischen Arbeit durch die Partei natürlich obsolet machen würde. 
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Fünftens: Die Strömungen
Die Ausbildung der Strömungen ist bis heute nicht abgeschlossen, und es ist un-
klar, ob sie genau der Struktur der bundesweiten Strömungen folgen wird. Die
»Linkstendenz« und der »Arbeitskreis Bremer Linke« konstituierten sich früh als
zwei Hauptströmungen der WASG, die sich später zugunsten einer Gründung der
»Antikapitalistischen Linken« (AKL) auf Landesebene auflösten. Ob sich die an-
deren Hauptströmungen der Bundespartei, die Sozialistische Linke (SL), die
Emanzipatorische Linke (emaLi) und die Reformlinke, auch auf Landesebene
gründen werden oder ob andere, stärker auf die Situation des Landesverbandes zu-
geschnittene Formen gefunden werden, ist noch nicht auszumachen. 
Klar ist aber, dass die Anerkennung von Strömungen als normaler Struktur in
einer linken Partei die Basis dafür ist, die Breite und Vielgestaltigkeit der Partei
zu erhalten. Die WASG in Bremen drohte sich lange Zeit im Versuch einer end-
gültigen Richtungsentscheidung zwischen beiden Hauptströmungen zu blockie-
ren. Erst in der Zusammenarbeit mit der Linkspartei, die hier bereits schmerzliche
Fehlleistungen hinter sich hatte und ihre abgespaltenen Flügel bei der WASG wie-
dertraf, eröffnete sich eine Praxis des Neben- und Miteinanders der verschiedenen
Strömungen. 
Strömungen und Flügel sind ein Teil der Leistungsfähigkeit und Stärke einer
linken Partei. Sie tragen Unterschiedliches bei, gewährleisten den Kontakt zu un-
terschiedlichen Zielgruppen und Diskursen, Politikfeldern und Kompetenzen. Sie
spielen auch innerparteilich unterschiedliche Rollen, etwa in der Kontrolle von
Vorständen und Fraktion. Strömungen, Flügel und Gruppen sind kein Hemmnis,
sondern eine wichtige strukturelle Qualität einer linken Partei. 
Die Spannungsfelder der Parteibildung: Fünf Bremer Konflikte
In der Bremer LINKEN war an Konflikten kein Mangel. Einige gingen allerdings
tiefer als andere und wurden heftiger geführt. Sie sagen etwas aus über die Span-
nungen, welche die Partei auch weiterhin prägen werden. 
Ein herausgehobener Konflikt war der um die Form des Wahlantritts. Über Wo-
chen und Monate hinweg wurde darum gerungen, ob nun ein Wahlantritt auf ei-
ner offenen Liste der Linkspartei oder als unabhängige, offene Wählergemein-
schaft die richtige Form wäre. 
Ein zweiter Konflikt war der um die Spitzenkandidatur. In der Steuerungs-
gruppe wurde letztlich eine Lösung gefunden, die den verschiedenen Ansprüchen
Genüge tat: Der Spitzenkandidat würde aus der WASG kommen, aber die Plätze
eins und zwei würden gemeinsam als eine Art Doppelspitze agieren. Dies wurde
medial gut angenommen, weil es den Aspekt der Einheit und des erfolgreichen
Vereinigungsprozesses symbolisierte. Der gleiche Konflikt trat mit sehr viel stär-
kerer Vehemenz und großer verbaler Härte auf, als es um den Fraktionsvorsitz
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ging. Die Kandidatur der parteilosen Monique Troedel für den Fraktionsvorsitz
galt vielen aus der ehemaligen WASG als Provokation und als »Vertrauensbruch«,
da immer klar gewesen sei, dass der Spitzenkandidat auch der Fraktionsvorsit-
zende sein werde. Letztlich wurde durch die Teilung des Fraktionsvorsitzes hier
eine Lösung gefunden, die vermied, dass sich eine Seite frontal gegen die andere
durchsetzte. 
Ein dritter Konflikt wurde während des gesamten Wahlkampfes um die Span-
nung zwischen formellen Strukturen und Gremien einerseits, und informellen
Netzwerken andererseits geführt. Die Wahlkampfleitung war in steter Sorge, Ein-
zelne aus den Vorständen oder aus den Reihen der Beschäftigten würden in direk-
tem Kontakt mit »Berlin« Absprachen treffen und Entscheidungen vorwegneh-
men, die der Wahlkampfleitung oder gar dem Plenum vorbehalten wären. Da
Politik dazu neigt, in informellen Netzwerken gemacht zu werden, dies aber allen
Bemühungen um Parität, Offenheit und lokale Kontrolle widerspricht, handelt es
sich bei diesem Konflikt um einen Dauerbrenner.
Ein vierter Konflikt war der um die Deutlichkeit der Anti-Privatisierungs-Ori-
entierung. So war im ersten Entwurf des 11-Punkte-Programms der Widerstand
gegen Privatisierung öffentlicher Einrichtungen (insbesondere auch der Kliniken
in Bremen) nicht enthalten, was zu heftigen Spekulationen Anlass gab, dies sei auf
direkten Einfluss von »Berlin« hin geschehen, um der Privatisierungspolitik der
rot-roten Regierung im Land Berlin politisch den Rücken frei zu halten. In der
Linkspartei wurde generell unterschätzt, dass Anti-Privatisierung und der Erhalt
öffentlichen Eigentums, öffentlicher Dienste und öffentlicher Beschäftigung zum
innersten Kern der WASG-Identität gehörten. Viele aus der WASG engagieren
sich genau deshalb auf der Linken; der öffentliche Dienst der Sozialstaats-Ära ist
der Kern ihrer politischen Utopie, ihre Vorstellung von Sozialismus. Im Wider-
stand gegen Privatisierung sind sich auch der linksradikale und der gewerk-
schaftsnah-reformerische Flügel einig, wenn auch aus unterschiedlichen Gründen,
so dass der Verdacht, die Linkspartei sei für Privatisierung, sich immer auch eig-
net, um flügelübergreifende WASG-Identitäten zu mobilisieren. Umgekehrt ist es
richtig, dass das Verhältnis zur Privatisierung in der Tradition der Linkspartei am-
bivalent ist, weil zwar die undemokratische Macht privater Konzerne kritisch ge-
sehen wird, die demokratieschwache Macht bürokratisierter Staatsstrukturen aber
auch. 
Ein fünfter Konflikt ist schließlich der um die Oppositions-Orientierung. Hier
existiert in der Bundespartei eine Spannung zwischen dem prinzipiellen Ablehnen
jeder Form von Regierungsverantwortung durch die Linke und dem prinzipiellen
Befürworten jeder nur möglichen Form von Regierungsbeteiligung als Katalysa-
tor von Macht, Einfluss und Gestaltungsfähigkeit. In Bremen sind beide Extrem-
positionen in dieser Reinheit allerdings kaum vorhanden. Auch steht in absehba-
rer Zeit keine politische Entscheidung über eine mögliche Regierungsbeteiligung
an. Der Konflikt wird daher auf der Ebene der Einschätzung der rot-grünen Re-
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gierungskoalition geführt, wobei die einen die Kurskorrektur gegenüber der
Großen Koalition betonen und die anderen die Verhaftung der rot-grünen Regie-
rung in der Kontinuität neoliberaler Spar- und Verschlankungspolitik. 
Allen diesen Konflikten ist gemeinsam, dass es sich um Konflikte um Macht
und Identität handelt, um den Inhalt von Entscheidungen ebenso wie um die Art
und Weise, wie Entscheidungen zustande kommen. Die übergroße Mehrheit der
Mitglieder ist kein unbeschriebenes Blatt. Fast alle bringen Erfahrungen aus an-
deren Parteien, aus Gewerkschaften und anderen Organisationen mit, fast alle ha-
ben Erfahrungen gemacht mit undemokratischen Strukturen in linken Organisa-
tionen, mit Anpassungsprozessen und Ausgrenzung. 
Dies ist eine positive Kraft. Auch wenn die Austragung dieser Konflikte häufig
mühsam und unbequem ist, stellen sie einen Motor der Parteibildung dar.
Während der Diskurs der LINKEN über eine moderne Partei, die sich auch struk-
turell mit Machtbegrenzung, Basisdemokratie und Öffnung nach außen auseinan-
dersetzt, ziemlich schwach ist, sind in Bremen bereits eine Reihe von Strukturen
zum Tragen gekommen, die innovativ sind. Der Weg, wie dies vorangebracht
wurde, war nicht der Weg einer Debatte um Parteireform, sondern der Weg, durch
eine Vielzahl von konkreten Konflikten hindurch Formen zu entwickeln, die diese
Konflikte nicht abschafften, sondern als eine innovative, verändernde Kraft nutz-
bar machten. 
Fazit: Nicht Volkspartei, aber Partei des Volkes
Die Erfolge der LINKEN bei der Wahl in Bremen und bei der Parteibildung sind
kein Zufall. Sie sind das Ergebnis von Prozessen und Strukturen, die verallge-
meinerbar sind und auch an anderen Orten aufgegriffen und verwendet werden
können. Obwohl selten artikuliert, fließen Erfahrungen mit Grünen, SPD und PDS
ein und stärken Tendenzen hin zu einer relativ stark basisorientierten Struktur,
während umgekehrt eine nichtopportunistische Politik betrieben wird. Das produ-
ziert Spannungen, ist aber erfolgreich. 
Dieser Charakter einer professionellen, aber basisorientierten Partei ist aller-
dings jederzeit gefährdet. »Vereinheitlichung« und »Effektivierung« der Struktur
kann diese Spezifik nach wie vor zerstören. Auch deshalb sind die Widerstände
gegen jede vermeintliche Beschneidung der Basisrechte spontan und heftig. Mit
Recht. Hier gibt es viel zu verlieren. 
Der Einzug der LINKEN in die Bürgerschaft schuf eine neue Situation, die
neue Anforderungen stellt. Die Partei macht die Erfahrung, dass fast alles wahr ist,
was sie immer schon über den bürgerlichen Parlamentarismus wusste: Dass Ab-
geordnete, sind sie einmal gewählt, eine nahezu unbeschränkte Macht haben und
sie von der Partei formal zu nichts gezwungen werden können; dass allein sie die
erheblichen Ressourcen verwalten, die einer Fraktion zufallen; dass der alltägliche
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Druck in Richtung auf Professionalisierung und Anpassung und nicht in Richtung
auf Basisorientierung, Transparenz und Opposition wirkt; dass Mechanismen ent-
stehen, die Fraktionsvorständen übergroße Macht zuwachsen lassen und demo-
kratische Prozesse sich umkehren von bottom-up zu top-down. Wie erwähnt, hat
die Partei fast keinen Diskurs, der sich hiermit angemessen, konstruktiv und kri-
tisch auseinandersetzt, wenn auch eine Fülle von Erfahrungen und strukturellen
Innovationen. 
Die Pluralität und das Gleichgewicht zwischen den Strömungen müssen jetzt
erst richtig etabliert und zu einer dauerhaften politischen Kultur werden, denn mit
dem Wegfall der Quellparteien fällt auch ein erheblicher Teil des Drohpotenzials
weg, die Sache scheitern zu lassen, wenn diese Pluralität verletzt wird und wenn
Machtfragen einseitig entschieden werden. Nur wenn die verschiedenen Seiten
der Versuchung widerstehen, machtpolitisch durchzuziehen, hat die vereinigte
Partei eine längerfristige Zukunft. 
»Wenig allerdings spricht dafür, dass die in ihrer Würde verletzten, atomisier-
ten und netzwerklosen Unterschichten ohne Selbstbewusstsein sich gegen ihre
Marginalisierung mit langem Atem und festem Willen auflehnen werden. Schlag-
kräftiger, zäher, konstanter und zielgerichteter Protest ist in aller Regel von Men-
schen mit hohen Qualifikationen, starken Identitäten, großer Artikulationsfähig-
keit und souveränem Organisationsvermögen zu erwarten.«29 Die LINKE ist
angetreten, um dieses Urteil in der Praxis zu widerlegen. Sie ist angetreten, um
eine neue Form von Proletarität zu erfinden oder vielleicht auch wiederzuerfin-
den, die eben genau diese Eigenschaften aufweist. Eine Proletarität, die ein kultu-
reller Gegenentwurf zum infamen Bild der »Unterschicht« ist; einer handlungs-
fähigen, intelligenten Proletarität, die selbst schon ein soziales und kulturelles
Bündnis ist.30
Die Utopie der LINKEN als Partei ist nicht die Volkspartei, die es allen recht
machen will. Es ist die Partei des Volkes, die Interessen der Unterdrückten vertritt,
aber gerade deswegen nicht borniert, sondern emanzipativ ist. Es ist ein ebenso
kühnes wie mühsames Projekt, bei dem alle Beteiligten einander ständig im Weg
sind. So, wie Hans Magnus Enzensberger es vor etwa 40 Jahren in »Über die
Schwierigkeiten der Umerziehung31« vorhergesehen hat: 
Einfach vortrefflich
all diese großen Pläne:
das Goldene Zeitalter
29 Franz Walter: Gewinnen und scheitern, in: ders.: Träume von Jamaika. Wie Politik funktioniert und was die Ge-
sellschaft verändert. Köln 2006. 
30 In der Bremer Wahlkampf-Debatte wurde dafür der Begriff »James-Bond-Strategie« geprägt: »Schneller, härter,
direkter.« Dabei wurde auf den neuen 007-Film »Casino Royal« mit Daniel Craig aus dem Jahre 2006 angespielt,
der einen »proletarischeren« Bond präsentierte und sich damit deutlich vom 007-Image der vorherigen Filme ab-
setzte.
31 Gedichte 1955-1970, Frankfurt/Main 1971.
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das Reich Gottes auf Erden
das Absterben des Staates.
Durchaus einleuchtend. 
Wenn nur die Leute nicht wären!
Immer und überall stören die Leute. 
Alles bringen sie durcheinander. 
Wenn es um die Befreiung der Menschheit geht
laufen sie zum Friseur. 
Statt begeistert hinter der Vorhut herzutrippeln 
sagen sie: Jetzt wär ein Bier gut. 
Statt um die gerechte Sache
kämpfen sie mit Krampfadern und mit Masern. 
Im entscheidenden Augenblick
suchen sie einen Briefkasten oder ein Bett. 
Kurz bevor das Millennium anbricht
kochen sie Windeln. 
An den Leuten scheitert eben alles. 
Mit denen ist kein Staat zu machen. 




Man kann sie doch nicht alle umbringen!
Man kann doch nicht den ganzen Tag auf sie einreden!
Ja wenn die Leute nicht wären
dann sähe die Sache schon anders aus. 
Ja wenn die Leute nicht wären
dann gings ruckzuck.
Ja wenn die Leute nicht wären
ja dann!
(Dann möchte auch ich hier nicht weiter stören.)
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DIETMAR BARTSCH
Ein »Linksbündnis« wächst aus der Gesellschaft, nicht
aus machtpolitischen Spielereien 
Mit dem Erfolg der Linkspartei bei westdeutschen Wählerinnen und Wählern tritt
das bundesdeutsche Parteiensystem in eine neue Phase. Die Existenz einer demo-
kratisch-sozialistischen Partei links von der SPD kann nicht mehr als ein vorüber
gehendes ostdeutsches Nostalgie-Phänomen aus den strategischen Überlegungen
der anderen Parteien ausgeklammert werden. Beteuerungen und Schwüre führen-
der Sozialdemokraten, auf Bundesebene werde man nie die Absicht haben, mit der
LINKEN ein Bündnis einzugehen, werden nur eine begrenzte Haltbarkeit haben,
denn »Aussitzen« ist für die SPD keine rationale Gegenstrategie. 
In dem Maße, wie der innerparteiliche Druck in der SPD wächst, eine Ko-
alition mit der LINKEN allein schon aus Gründen der Erhöhung der eigenen
konstellationspolitischen Möglichkeiten nicht per se auszuschließen, werden die
Zeiten für die LINKE ungemütlicher werden: Mobilisierung traditioneller
antikommunistischer Ressentiments in der westdeutschen Wählerschaft, Instru-
mentalisierung der deutschen Zeitgeschichte für die parteipolitische Auseinander-
setzung oder taktisch motivierte Differenzierungen zwischen »fundamentali-
stisch-populistischen« Linken einerseits und »gestaltungswillig-pragmatischen«
Linken andererseits sind vermutlich nur ein Vorgeschmack im Vorfeld der
Hessen/Niedersachsen-Wahlkämpfe auf den Bundestagswahlkampf. Sie zielen
vor allem darauf ab, den weiteren Aufschwung der LINKEN einzudämmen, ihre
inhaltlich-programmatische Entwicklung zu blockieren. Verschärfte Auseinander-
setzungen, Klärung der politischen Profile stehen zwischen LINKE und SPD auf
der Tagesordnung, nicht Gespräche zur Anbahnung von Bündnissen.
Der außerordentliche Wahlerfolg bei der Bremer Bürgerschaftswahl hat be-
stätigt, dass DIE LINKE Wählerinnen und Wähler erreicht, die von der Sozialde-
mokratie nicht mehr angesprochen werden. Um die kulturellen und mentalen Grä-
ben zu überbrücken, die die sozialdemokratische Modernisierung zu traditionellen
Wählerschichten in der Arbeitnehmerschaft und unter den Arbeitslosen gerissen
hat, wäre eine rigorose Wende der SPD erforderlich, die wiederum Verluste in der
umworbenen »Mitte« bewirken würde. Die Aussichten für die SPD, um die vier-
zig Prozent der Stimmen zu bekommen und damit die Option für eine kleine Ko-
alition mit den Grünen oder der FDP zu öffnen, sind nur gering. Deshalb wird hier
und da über ein »Linksbündnis« – welches richtigerweise Mitte-Links-Bündnis
heißen sollte – nachgedacht, gerne immer mit dem Zusatz »aber nur ohne Lafon-
taine«. 
Allein dies zeigt, wie weit ein solches Mitte-Links-Bündnis politisch entfernt
ist: Was früher die SED-Herkunft der PDS leistete, soll nun der Hinweis auf die
Person Lafontaine erfüllen: Ersatz für eine politische Debatte darüber, was Grund-
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lage eines Mitte-Links-Bündnisses sein könnte, wie es die SPD mit ihren eigenen
Wurzeln und Traditionen hält. Der SPD geht es offensichtlich immer noch nur um
einen Zuwachs an machtpolitischen Optionen, nicht aber um die gesellschaftspo-
litische Grundlage für eine politisch wirksame linke Mehrheit. Wer zuerst fragt,
ob er denn mit Oskar Lafontaine, seinem ehemaligen Parteivorsitzenden, ein
Zweckbündnis schließen kann, für den steht die eigene Befindlichkeit über den
politischen Anliegen, zum Beispiel der Einführung eines gesetzlichen Mindest-
lohnes oder einer zukunftsorientierten Familienpolitik.
Die Frage nach den Chancen eines Mitte-Links-Bündnisses ist daher heute eine
zutiefst innersozialdemokratische: Bilden Ausgrenzung und Ausschluss die Grund-
elemente für eine Erfolg versprechende Strategie gegenüber der LINKEN oder ist
es Kooperation? Es werden wohl noch einige Wahlen ins Land gehen müssen, be-
vor die SPD die LINKE als dauerhaft starke politische Kraft in ihre Überlegungen
einbezieht und den Blick nach links mit Vorstellungen von einer gesellschaftspo-
litischen Erneuerung verbindet. Immerhin, einige führende Sozialdemokraten pro-
ben den Strategiewechsel vom apriorischen »No« hin zum Versuch, auf die wei-
tere Entwicklung der LINKEN indirekten Einfluss zu nehmen, in dem ihrerseits
Konditionen für eine Zusammenarbeit formuliert werden.
Wer sich darauf beschränkt, der LINKEN »rückwärtsgewandte Staatsfixiert-
heit« vorzuhalten, bekundet damit nur, wie wenig er von den gesellschaftlichen
Entwicklungen um ihn herum verstanden hat. In Ländern der EU wie Italien,
Frankreich und den Niederlanden, in Norwegen oder in Lateinamerika steht – in
jeweils unterschiedlichen Facetten und politischen Formen – die Frage auf der
Agenda, wie eine post-neoliberale Politik, die auf demokratisch legitimierten so-
zialen Zusammenhalt der Gesellschaft ausgerichtet ist, aussehen kann und muss.
Damit steht die Frage nach dem demokratischen Sozialismus, nach der »freien
Assoziation der Produzenten«, in der die freie Entwicklung des einzelnen die Vor-
aussetzung für die freie Entwicklung aller ist. Demokratischer Sozialismus gibt
dem politischen Handeln zwei Imperative vor. Er steht für die Solidarität mit je-
nen, die sich nicht selbst helfen können, und für den Gebrauch der politischen
Macht, um die Menschen aus entwürdigender Abhängigkeit zu befreien. Dem
demokratischen Sozialismus geht es um eine Gesellschaftsordnung, die wirt-
schaftliches Handeln, privates Gewinnstreben und marktwirtschaftliche Ordnun-
gen in gesellschaftliche, menschliche Zwecke einbindet. Demokratischer Sozia-
lismus kann, weit über die sozialistischen Partei-Grenzen hinaus, als Imperativ
von hoher Aktualität verstanden werden: Die Gesellschaft darf kein Anhängsel
von Kapital und Markt werden oder bleiben! 
Dieses Beharren auf der staatlichen, demokratisch legitimierten Gestaltungs-
macht gegenüber der ökonomischen Macht »der Märkte« aus großen Wirtschafts-
unternehmen, gegenüber der Bereicherungssucht von Managern und Aktionären
erklärt die in Meinungsumfragen festgestellte positive Haltung in der Bevölke-
rung zu den Idealen des »Sozialismus«.
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Tatsächlich ist die Gesellschaft in den vergangenen beiden Jahrzehnten, nicht
zuletzt durch rot-grünes Zutun, vielfach zum Anhängsel angeblich neuartig glo-
balisierter Wirtschaftsmächte geworden. »Hartz IV« und »Rente mit 67« markie-
ren in der Alltagserfahrung vieler Menschen dabei Punkte, an denen die SPD als
Regierungspartei aufgehört hat, an der Seite der kleinen Leute den Zumutungen
von »Globalisierungszwang«, »Standortkonkurrenz« und »Finanzmarktreaktionen«
Widerstand entgegen zu setzen; Punkte, an denen sie sich einseitig auf die Seite
der Modernisierungsgewinner geschlagen hat; Punkte, an denen regierende Sozi-
aldemokraten den neoliberalen Systemdefekt, dass die Gewinne von heute die Ar-
beitslosen von morgen sind, akzeptierten und nicht mehr die Frage stellten, wie
die Produktivitätsgewinne in sozialen Fortschritt für alle übersetzt werden kön-
nen. Wer eine Heuschreckenplage beschwört, muss sie auch bekämpfen wollen,
statt ihr die Türen zu öffnen.
Diese Punkte sowie die Militarisierung der deutschen Außenpolitik bezeichnen
die Hindernisse, die einem politischen Linksbündnis im Weg stehen. Die Räum-
pflicht liegt nicht bei der LINKEN. 
Der Vorwurf an die LINKE, sie sei sozialkonservativ und wolle zum Sozialstaat
der 1970er Jahre zurückkehren, läuft leer. Es ist in der Tat eine Frage des Stand-
punktes, von dem aus die politische und gesellschaftliche Entwicklung betrachtet
und Veränderung gedacht wird. Aus der Sicht eines durchschnittlichen Arbeitneh-
mers, egal ob in Ost oder West, hat ausgerechnet unter Rot-Grün ein kultureller
Bruch stattgefunden. Die Wahlen 1998 hat die Sozialdemokratie mit dem Ver-
sprechen gewonnen, die gröbsten Angriffe der Kohl-Regierung auf Arbeitneh-
merrechte rückgängig zu machen: Kündigungsschutz, Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall, »demografischer Faktor« in der Rentenversicherung. 
Als Schröder abgewählt worden war, war die Arbeitnehmerschaft um etliches
ärmer. Ein sozialdemokratischer Kanzler hatte den Zusammenhang von Produkti-
vitätsgewinnen und Lohnzuwächsen ausgehebelt und damit einen Grundgedanken
des westdeutschen Sozialstaates dementiert: dass der Erfolg des Unternehmens
auch eigene Wohlstandsgewinne bringt. Darüber hinaus hatte Schröder mit den
Hartz-Gesetzen klar gemacht, dass er die Verhandlungsmacht der Gewerkschaften
dauerhaft zu schwächen wünschte und sozialstaatliche Sicherheitsversprechen
nach zwölf Monaten abgelaufen sind. Bei den Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern hatte sich in dieser Situation schon längst herumgesprochen, dass die Zu-
kunft nicht besser werden würde, sondern man froh zu sein habe, wenn es die ei-
genen Kinder nicht schlechter haben würden. Der historische Zukunftsoptimismus
der Arbeiterbewegung, die Erwartung, dass über ein Arbeitsleben hinweg die
Löhne höher, die für ein Leben jenseits der Arbeit verfügbare Zeit länger und die
sozialen Aussichten der Kinder besser werden würden, diesen Optimismus hat für
Millionen ausgerechnet die SPD gebrochen. 
Die Rentenpolitik von Rot-Grün und Schwarz-Rot brachte aus der Sicht durch-
schnittlicher Arbeitnehmer das Fass zum Überlaufen, die Lebensfremdheit der Po-
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litik auf den Punkt. Die Ablehnung der »Rente mit 67« quer durch die Wähler-
schaften aller Parteien vereinigt mehrere Brüche: das Ende einer Entwicklung zu
immer kürzeren Lebensarbeitszeiten; die staatlich erzwungene Verlängerung des
Arbeitslebens bei äußerst geringen Aussichten, mit 50, 55 oder gar 60 Jahren noch
einen neuen Job zu erhalten; der Bruch mit der alltäglich gelebten Generationen-
gerechtigkeit, wonach die heutigen Rentnerinnen und Rentner davon ausgehen
können wollen, dass es denjenigen, die heute ihre Rente erarbeiten, zumindest
nicht schlechter geht als ihnen selbst, schließlich die Aussicht bei jüngeren Ar-
beitnehmerschichten, mit einer »modernen« Erwerbsbiografie trotz Beitragszah-
lung in der Altersarmut zu landen. 
Kurzum, die Erfahrung zunehmender sozialer Spaltung, blockierter sozialer
Aufstiegsmöglichkeiten bei wachsender und durch kein Leistungsprinzip mehr zu
legitimierender Bereicherung der Superreichen, bilden den Hintergrund für die
Krise der SPD. Die Sozialdemokratie unter Schröder hat wortgewaltig die »Alter-
nativlosigkeit« und die »Globalisierungszwänge« beschworen, um die Verteidi-
gung der Interessen der kleinen Leute aufgeben zu können. Nicht die Erfolglosig-
keit, sondern die bewusste, stolz als Modernisierung propagierte Tatenlosigkeit,
als es auf die Verteidigung der sozialstaatlichen Errungenschaften gegen die Pro-
fitansprüche der Aktionäre und Finanzmarktkapitale angekommen wäre, macht
die Bruchlinie der SPD mit einem Teil ihrer Wählerschaft aus. 
Diese Bruchlinie verläuft übrigens nicht geradlinig entlang der Linie »Moder-
nisierungsverlierer« und »Modernisierungsgewinner«. Die Bürgerinnen und Bür-
ger, auch die Wähler der LINKEN wissen nur zu gut, dass das Rad der Geschichte
nicht zurückgedreht werden kann. Aber sie erwarten, dass die Parteien darum
kämpfen, der wirtschaftlichen Entwicklung, der wachsenden Produktivität so viel
Wohlstand und soziale Sicherheit als Planungsgrundlage für ein risikoreicher ge-
wordenes Leben abzuringen wie nur möglich. Wer diese Erwartung als »Sozial-
konservatismus« oder »Sozialstaatspopulismus« glaubt denunzieren zu können,
hat offenbar nicht verstanden, was in der Gesellschaft vor sich geht. Aber es ist
schade. Der LINKEN kann es in diesen Auseinandersetzungen um das Wahler-
gebnis 2009 nur recht sein, wenn immer mehr Menschen zu der Überzeugung
kommen, dass die moderne SPD nicht wieder zu einer echten Sozialdemokratie
werden wird. Die Halsstarrigkeit, mit der die SPD am Agenda-Kurs Schröders
festhält, steht einem politischen Mitte-Links-Bündnis bis auf weiteres im Weg.
Angesichts der Blockaden auf der politischen Bühne darf aber nicht übersehen
werden, dass in der Gesellschaft eine Mehrheit für ein politisch links zu verorten-
des politisches Bündnis wächst, insbesondere in der Wählerschaft der LINKEN.
Die deutsche Wirtschaft boomt, doch die große Mehrheit der Bevölkerung pro-
fitiert nicht mehr von ihren Wachstumsgewinnen. Dieser Aufschwung steht für
neue Zeiten: Jetzt soll auch – siehe Telekom – in fetten Jahren der Gürtel enger
geschnallt werden. Die Umfragen bezeugen Optimismus hinsichtlich des Wirt-
schaftswachstums und Pessimismus hinsichtlich der eigenen Situation: Export-
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weltmeister und europäischer Lohndrücker Nr. 1. Dieser Widerspruch taucht in
vielen Gestalten auf: in der Debatte um die Managergehälter, um Mindestlöhne,
um wachsenden Reichtum und wachsende Armut, um soziale Integration und Un-
ternehmenssteuerreform, um betriebswirtschaftliche Renditemaßstäbe oder nach-
haltige volkswirtschaftliche Krisenbewältigung.
Der Neoliberalismus kann diese Widersprüche nicht mehr glaubhaft erklären,
geschweige denn die heraufziehende dreigeteilte Gesellschaft zusammenhalten.
Welche Zukunft ein Mitte-Links-Bündnis hat, hängt davon ab, ob dieses Bündnis
eine neue soziale Idee in die Gesellschaft tragen, den vorhandenen Brüchen, All-
tagserfahrungen und unterschiedlichen sozialen Interessen einen politischen Aus-
druck geben kann, mit dem eine gesellschaftliche Mehrheit einen Fortschritt auch
für die eigenen persönlichen Verhältnisse verbindet.
Ein in der Gesellschaft mehrheitsfähiges Mitte-Links-Bündnis, das sich eine
politische Perspektive erarbeiten will, braucht entschiedene Antworten auf einige
elementare Fragen, die uns Kohl und Schröder hinterlassen haben: 
Wenn die Gesellschaft akzeptiert und daran festhält, dass Erwerbsarbeit we-
sentlicher Bestandteil für das Selbstwertgefühl ihrer Mitglieder ist, dann muss
endlich entschieden in den Aufbau von Erwerbsarbeit investiert werden, was nach
Lage der Dinge nur heißen kann: mehr Mittel für die kollektive Finanzierung der
Gemeinwesenarbeit, der öffentlich geförderten Arbeit. 
Wenn Erwerbsarbeit die zentrale Vermittlungsinstanz zur Teilhabe an der ge-
sellschaftlichen Produktion und Reproduktion ist, dann muss die Gesellschaft
bzw. ihre politische Instanz, der Staat, einen neuen Deal mit den von der Er-
werbsarbeit zwanghaft ausgeschlossenen Bevölkerungsteilen herstellen: solange
die vorhandene Erwerbsarbeit ungerecht zwischen Arbeitenden und Arbeitslosen
verteilt ist, haben die Erwerbslosen mindestens ein Recht auf eine auskömmliche
soziale Grundsicherung. Und wenn Erwerbsarbeit weiterhin ihre zentrale gesell-
schaftliche Rolle spielen soll, dann müssen sich Politik und Gesellschaft auch um
die Neubestimmung der Grenzen zwischen Arbeit und Leben, zwischen Betrieb
und Familie kümmern. 
Wenn Erwerbsarbeit das zentrale Scharnier zur gesellschaftlichen Teilhabe
bleiben soll, dann müssen ihre gerechte Verteilung und die Begrenzung von stän-
digen Flexibilitäts- und Verfügbarkeitsanforderungen Hand in Hand gehen, um
die Zeit für das Persönliche, für Bildung, Kultur, Geselligkeit und für demokrati-
sche Partizipation zu schützen. 
Ein Mitte-Links-Bündnis als ein gesellschaftliches, politisches Bündnis im In-
teresse der Arbeitnehmerschaft und des sozialen Ausgleichs hätte dies als erste
Aufgabenstellung zu meistern.
Wenn soziale Integration, wenn gleiche Chancen, soziale Teilhabe und demo-
kratische Partizipation gesellschaftliche Ziele bleiben sollen, dann muss sich die
Gesellschaft vom Markt emanzipieren, Barrieren gegen das weitere Vordringen
marktwirtschaftlicher Prinzipien in den öffentlichen Bereich errichten und die Un-
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verkäuflichkeit unverzichtbarer öffentlicher Güter ganz oben auf die Agenda set-
zen, eben weil sie wichtig für alle sind. Linke Politik fängt aber erst danach an:
öffentliche Unternehmen demokratisch legitimierter Lenkung zu unterstellen; sie
zu effizienten, transparenten, bürgernahen, auf der Höhe der Anforderungen und
Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger arbeitenden Dienstleistern mit moti-
vierten Beschäftigten zu machen, die gleichzeitig eine wichtige Rolle für den
kommunalen Einfluss auf regionale Wirtschaftskreisläufe und Wertschöpfungs-
ketten spielen. Die demokratisch eingebundene »Kommunalwirtschaft« gegen die
Konzernmacht und Transnationalisierung der Wertschöpfungsketten zu stärken,
wäre eine zweite wesentliche Herausforderung, die ein Mitte-Links-Bündnis zu
meistern hätte – aus wirtschaftlichen wie demokratischen Grundsätzen und Zie-
len. Die Grundversorgung mit lebenswichtigen Gütern – von Wasser und Energie
über Verkehr und Bildung bis hin zu Information und Kommunikation – darf für
ein Mitte-Links-Bündnis keine Frage der Gewinnerwartung und -maximierung
werden, sondern muss als eine Grundvoraussetzung für eine demokratische Ge-
sellschaft gestaltet werden.
Wenn wirtschaftliches Wachstum wieder Wohlstandsgewinne für alle bringen
soll, dann muss sich Politik daran messen lassen, ob ihre Maßnahmen die Lage der
am meisten benachteiligten Schichten verbessern, ohne dass allein der Mittel-
schicht eine Erhöhung der Steuerlast angekündigt wird. Deshalb braucht es wirt-
schaftspolitische Instrumente, die erlauben, das Bündnis unter der Lohnarbeiter-
schaft wiederherzustellen. Damit steht die Frage nach der Steuersouveränität des
Staates gegenüber Gewinnen und Vermögenseinkommen. Ohne diese grundsätz-
liche Konfliktbereitschaft mit den Konzernspitzen, Aktionären, Vermögenden und
Vererbenden braucht sich ein Mitte-Links-Bündnis gar nicht erst aufzustellen.
Wenn die deutsche Wirtschaft und hiesige Arbeitsplätze weiterhin in hohem
Maße vom Wirtschaftswachstum in China, Indien, Russland, aber auch der EU
profitieren, andererseits in hohem Maße von Importen zum Beispiel für die Ener-
gieversorgung abhängig sind, gerade dann steht deutsche Politik in der Verant-
wortung, einen aktiven Beitrag zur nichtmilitärischen, friedlichen Regulation der
neuen internationalen Konflikte um Rohstoffe, Energie und Klimaschutz zu lei-
sten. Der Grundsatz einer zivilen, an der Gleichheit und am gleichen Recht aller
Menschen orientierten Außenpolitik ist für ein Mitte-Links-Bündnis unverzicht-
bar.
Wenn die Gesellschaft durch Werte wie Freiheit und Demokratie, soziale Ge-
rechtigkeit und Solidarität bestimmt werden soll, dann kann und muss etwas ge-
tan werden, um die undemokratische, autoritäre Verfügung aus den Konzernzen-
tralen über Massenschicksale einzudämmen, um den Grundsatz, dass Demokratie
nicht teilbar ist, durchzusetzen, dann muss durch ein Mitte-Links-Bündnis die
Frage der Wirtschaftsdemokratie wieder auf die Tagesordnung gesetzt werden.
Die Chancen eines Mitte-Links-Bündnisses stehen und fallen nicht mit Locke-
rungs- und Aufwärmübungen auf der machtpolitischen Konstellationsbühne, son-
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dern mit dieser gesellschaftspolitischen Agenda. Die LINKE hätte ihre partei-
politische Existenzberechtigung verloren und wäre zum politischen Untergang
verurteilt, würde sie vergessen, dass sie ihren Aufschwung gerade der Empörung
in der Wählerschaft über die sozialdemokratischen Verbiegungen gegenüber den
Sprechblasen der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft und ihrer Kaninchen-
starre vor der wachsenden Macht der privaten Profitinteressen verdankt. 
Die dauerhafte Existenz der LINKEN lässt sich aber auf diese Ausgangskon-
stellation nicht gründen. Nach der Phase des Bruchs und das Kampfes um den
größtmöglichen Einfluss in der Bevölkerung mit ihren widersprüchlichen Interes-
sen wird die Phase der arbeitsteiligen Auseinandersetzung und Konkurrenz folgen
müssen. Wenn ein Mitte-Links-Bündnis aus den Erwartungen einer gesellschaftli-
chen Mehrheit heraus entsteht, dann nur, wenn sich DIE LINKE und die SPD in
ihrer jeweiligen Verschiedenheit akzeptieren und die ihnen in einem solchen
Bündnis zufallenden Rollen ausfüllen. Für DIE LINKE bedeutet das für die näch-
ste Zeit dreierlei: die Rolle der SPD als Partei in der Mitte akzeptieren; die eige-
nen Vorschläge pointieren und zugleich entfalten, um aus den gesellschaftlichen
Stimmungslagen – einer hohen Übereinstimmung in der Bevölkerung mit Wahl-
aussagen der LINKEN, ohne handfeste Absicht, ihr auch die Stimme zu geben –
nicht nur kurzfristige Stimmengewinne, sondern auch langfristige Akzeptanzge-
winne zu erzielen; in der alltäglichen politischen Arbeit die Mühen der politischen
Ebene, der Verankerung im sozialen Alltag und der Bündnisse mit anderen mei-
stern. 
Die SPD wird sich derweil entscheiden müssen, ob sie auf Dauer in der Ge-
fangenschaft einer großen Koalition verharrt, ob sie ernsthaft darauf setzen will,
den Wählerinnen und Wählern glaubhaft zu machen, in einem Bündnis mit FDP
und Grünen gesellschaftspolitische Forderungen wie – nur als aktuelles Beispiel –
einen gesetzlichen Mindestlohn eher verwirklichen zu können, oder ob sie sich
darauf besinnt, in von ihr erreichbaren Wählerschichten für ein neues gesell-
schaftspolitisches Projekt für die sozialstaatliche Erneuerung und für den Ausbau
der Demokratie zu werben. Eine Antwort ist, so wie die Dinge stehen, nicht vor
2010 zu erwarten. 
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CORNELIA HILDEBRANDT
Der schmale Grad linker Reformpolitik – der Fall Berlin
Vorbemerkung
Ist es möglich, in einem Bundesland wie Berlin gegen den neoliberalen Strom zu
schwimmen? Kann die Berliner Linkspartei auf Landesebene linke Politik gestal-
ten und dabei alternative Projekte des Einstiegs in einen transformatorischen Pro-
zess entwickeln, der den Kapitalismus in dieser Gesellschaft zurückdrängt? Ver-
mag sie einen spezifischen Beitrag für einen Richtungswechsel der Politik in der
Bundesrepublik insgesamt zu leisten? Kann sie diese Regierungsbeteiligung
erfolgreich für die Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt, für die Partei selbst
nutzen? 
Was sind die Maßstäbe erfolgreicher linker Politik in Regierungsverantwor-
tung? Ist es sinnvoll, sich im System der repräsentativen Demokratie zu verorten,
oder soll man sich nicht besser auf die »Kraft der Straße«, auf die sozialen Bewe-
gungen konzentrieren? Was aber, wenn politische Bewegungen die Linke wie in
Bolivien Evo Morales oder wie in Brasilien Lula da Silva an die Spitze der Re-
gierung führen? Wenn das Votum der Wähler Linke in Regierungsverantwortung
wie in Italien, in Norwegen einfordert, und sei es nur, um rechte Regierungen zu
verhindern? Kann sie sich dann verweigern oder muss sie Regierungsbeteiligung
als eine Option linker Politik nutzen? Was aber sind die Bedingungen für eine sol-
che Option, was die Essentials linker Politik in Regierungsverantwortung?1
Der vorliegende Beitrag beschreibt zunächst die Positionen der Akteure unter-
schiedlicher Ebenen und Quellorganisationen des neuen linken Parteiprojektes auf
die Frage der Regierungsbeteiligung und bezieht sich dabei auf die verschiedenen
und zum Teil konträren Sichtweisen, wie sie in den Interviews von Meinhard
Meuche-Mäker, ergänzt um weitere Interviews mit Akteuren der Berliner Links-
partei durch die Autorin dieses Beitrages, deutlich werden.2 In einem nächsten
Schritt wird gefragt, welche grundsätzlichen strategischen Fragen der neuen
Linkspartei dabei angesprochen wurden. Abschließend werden sie in Bezug auf
die spezifisch Berliner Situation diskutiert.
1 Vgl. dazu die Analysen in: Frank Berg, Thomas Koch: Politikwechsel in Mecklenburg-Vorpommern? Die SPD-
PDS-Koalition fünfzehn Monate nach ihrem Amtsantritt (Explorationsstudie). Berlin 2000; Rolf Reißig: Mitre-
gieren in Berlin. Die PDS auf dem Prüfstand. Berlin 2005; Edeltraut Felfe, Erwin Kischel, Peter Kroh (Hrsg.):
Warum? Für wen? Wohin? Schkeuditz 2005; Cornelia Hildebrandt, Michael Brie: Die Linke in Regierungsver-
antwortung. Analysen, Erfahrungen, Kontroversen. Gesellschaftspolitisches Forum in der RLS. rls papers. Ber-
lin 2006 (hier sind auch neuere Beiträge zu Brasilien, Uruguay und Norwegen enthalten. Zum internationalen
Vergleich: Michael Brie (Hrsg.): Linksparteien im Vergleich. Rahmenbedingungen, strategische Ansätze und Er-
folgskriterien. Berlin 2003. Zur lateinamerikanischen Situation vgl. auch: Dieter Boris: Linkstendenzen in La-
teinamerika. Supplement der Zeitschrift Sozialismus 7-8/2007.
2 Zur Zitierweise der Interviews siehe den Beitrag von Meinhard Meuche-Mäker in diesem Band.
161
Der Text stützt sich neben den schon genannten qualitativen Interviews zusätz-
lich auf Dokumente und Pressemeldungen und nimmt Bezug auf die inzwischen
vorliegende Mitgliederbefragung der Linkspartei Marzahn-Hellersdorf von 2007,
die auszugsweise in diese Publikation aufgenommen wurde3. Der Beitrag ver-
sucht, das »analytische Dreieck«, wie Rolf Reißig es in seiner Studie »Mitregie-
ren in Berlin« vorschlägt, im Auge zu behalten: Ergebnisse in Bezug setzen zu den
realen Herausforderungen und tatsächlichen Handlungsräumen.4
Linkes Regieren – ein zentraler Konflikt in der Linken
Die Frage der Regierungsbeteiligung der Linken wird von mehr als der Hälfte der
von uns befragten Akteure der neuen Linkspartei als ein wesentlicher Konflikt der
entstehenden Partei beschrieben und mit der konkreten Regierungsbeteiligung in
Berlin verbunden: »Die zentrale Frage ist, ob man regieren darf. Berlin ist das
Konfliktfeld.« (E1) »Beteiligt man sich an der Regierung, macht man diese
Politik des kleinen Übels mit, um größere Übel zu verhindern, ist das die richtige
Strategie?« (F5). Braucht man nicht vor jeder Regierungsbeteiligung erst eine
»Gesamtstrategie für die ganze Gesellschaft«, der parlamentarische Fragen unter-
zuordnen sind? (F4). Die Palette der Antworten zur Regierungsbeteiligung der
Linkspartei in Berlin reicht von der kategorischen Ablehnung (F4), über die Mög-
lichkeit, diese als eine der Optionen parlamentarischen Handelns zu sehen (E16,
E17), bis hin zur Verteidigung der Fortsetzung der Rot-Roten Koalition (E21) als
eigentliche Gestaltungsmöglichkeit durch Politik. Die zu dieser Frage gegebenen
Antworten korrelieren mit den Positionen der Interviewten zum Selbstverständnis
der Linkspartei, zu deren Funktion im Parteiensystem und zur zukünftigen strate-
gischen Ausrichtung. Fünf Fragen sind es, die dabei im Zentrum stehen: 
1. Inwieweit ist die Gesellschaft durch linke Politik zu verändern und welche
Handlungsform ist dabei entscheidend? 
2. Welche Haltung sollte die Linke zum parlamentarischen System einnehmen?
3. Wie wird das »strategische Dreieck« von Protest – konkreten Projekten – trans-
formatorischer Gestaltung interpretiert?
4. Welche Möglichkeiten und Grenzen hat linke Regierungspolitik?
5. In welchem Verhältnis steht sie zum Selbstverständnis der Partei?
3 Siehe den Beitrag von Rainer Ferchland in diesem Band.
4 Rolf Reißig: Regierungsbeteiligung – ein konflikthaftes Projekt. Das Beispiel Berlin. Vortrag auf der Konferenz:
Perspektiven für Berlin, am 1. Juli 2006 http//www.rosaluxemburgstiftung.de/cms/ fileadmin/rls _uploads/pdfs/
allg_Texte/Reissig_Rolf/reissig_060701.pdf
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Veränderlichkeit von Gesellschaft und die Funktion der Linken
Lässt sich der Kapitalismus in einem transformatorischen Prozess überwinden
oder muss man ihn abschaffen, wer sind die Akteure seiner Veränderung und wel-
che Funktion muss hierbei das neue linke Parteiprojekt übernehmen? Die Akteure
formulieren die Alternativen so: »Soll es eine breitere und auf Dauer einflussrei-
chere linke Strömung sein, die hegemoniefähig ist bis in die Mitte der Gesell-
schaft, oder ist sie ein Bündnis der gesammelten Interessen der Entrechteten, Ver-
lorenen und Enterbten.« (E6). Die Partei müsse für sich die strategische Frage
klären, ob sie eine »systemtransformierende Partei« sein oder ob sie sich »mit
kleinen Reformen« zufrieden geben will (E9). Ein anderer wieder sieht die Links-
partei vor der Entscheidung, ob sie sich für die Rückkehr zu einer »sozialdemo-
kratischen Politik der 70er Jahre innerhalb des keynesianischen Staatswesens«
einsetzt oder ob sie nicht darüber hinaus auch fähig sein muss, »völlig neue poli-
tischen Logiken, Entwicklungslogiken nicht nur zu entwickeln, sondern auch als
politische Praxis zu etablieren, was ein ungleich schwierigerer Prozess ist« (E6).
DIE LINKE müsse im Parlament jene Positionen breiter Teile der Bevölkerung ver-
treten, die dort nicht mehr präsent sind, wie in der Friedensfrage, aber auch in der
Frage, dass »der Kapitalismus nicht das Ende der Geschichte ist und natürlich in der
Frage der Stärkung der Ärmsten« (E9). Diese so beschriebene gesellschaftliche Op-
position zu herrschender Politik bedeutet jedoch ausdrücklich nicht »die Reduktion
einfach nur auf Protestpartei« (E9). »Ich finde sogar, dass auch aus einer gestalten-
den, ja sogar aus einer Regierungsposition heraus gesellschaftliche Opposition«
möglich ist (E9). Dabei müsse »die Linke der Linken in der Tat vor dem Hinter-
grund der eigenen Geschichte überzeugendere Antworten auf die ökonomischen, so-
zialen und politischen Verwerfungen finden….« (F3). »Damit meine ich die Öko-
nomie, die so wie sie jetzt läuft, ja hochgradig instabil (ist), und sozial sind wir
wegen dieser Instabilität gezwungen, soziale Sicherheit neu zu erfinden« (F3).
Die grundsätzliche Stellung der Linken zum parlamentarischen System
Für Rosa Luxemburg war das Parlament als »ein Organ der Klassen- und Frakti-
onskämpfe innerhalb der bürgerlichen Gesellschaft …das geeignetste Terrain für
den systematischen Widerstand der Sozialisten gegen die Herrschaft der Bourge-
oisie«.5 Karl Liebknecht nutzte die Tribüne des Parlaments, um von dort 1914
seine Stimme gegen die Kriegskredite zu erheben. 
Auch für die Linken heute sind die Parlamente Tribünen des Kampfes gegen
die neoliberale Politik der Privatisierung öffentlicher Daseinsvorsorge, des Ab-
baus sozialer Standards, der Einschränkung gewerkschaftlicher Tarifautonomie,
5 Rosa Luxemburg : Die sozialistische Krise in Frankreich (1900). In: Werke, Band 1.2. Berlin 1979, S. 58.
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der Aushöhlung bürgerlicher Rechte und Freiheiten und zur Darstellung eigener
Politikvorstellungen. Einer der Akteure dazu: »… auch, wenn’s manchmal ein bis-
schen schwierig wird, aber es gelingt uns tatsächlich nach innen und nach außen zu
dokumentieren, dass das gemeinsame Projekt (Die Linke) eine Chance hat« (F1). 
Aber bereits die Rede im Bundestag als Mittel, um in die Gesellschaft hinein
zu wirken, ist nur möglich bei Akzeptanz der demokratischen Spielregeln, des
Grundgesetzes als Geschäftsgrundlage des Handelns (E1) und setzt über die Teil-
nahme an Wahlen den Gang in die politischen Institutionen des Parlamentarismus
voraus. »Parteien treten an, um in Parlamente zu kommen, und dann ist die erste
große Konfliktlinie: Oppositionspolitik oder lässt man sich auf Regierung ein?«
(G1) Dieser Konflikt bündelt alle dahinter liegenden Fragen: »Begeben wir uns
sozusagen in die Institution und füllen sie von innen aus oder sind wir wirklich
konsequent auf Position und erreichen damit die Leute?« (F10) Aber schließen das
»Bleiben auf Position« und der »Gang in die Institutionen« einander aus? Besteht
ein Automatismus oder können Bedingungen geschaffen werden, die dem Ver-
zicht auf linke Positionen unter dem Druck der Institutionen entgegenwirken?
Lässt sich jene »Verstaatlichung einer Partei« überhaupt aufhalten, die schon mit
der Finanzierung von Parteien über die Wahlkampfrückerstattung beginnt?
Klar ist, dass es für Parteien in Parlamenten – zunächst unabhängig von ihrer
Rolle als Oppositions- oder Regierungspartei – dazu gehört, »auf bestimmtem
Terrain staatlich Politik zu machen« und mit den Ambivalenzen des Handelns in-
nerhalb der staatlichen Institutionen umzugehen. »…man hat mehr Machtmittel,
man hat mehr öffentliche Aufmerksamkeit, man ist wichtiger…, aber man ist auch
gebunden. …man kann sozusagen grundlegend mehr machen, aber man verhält
sich in Strukturen, in denen sich eben soziale Bewegungen nicht verhalten müs-
sen und damit auch schwächer sind, bewusst schwächer sind.« (G1)6 Die Links-
partei muss immer wieder selbst diese Ambivalenzen reflektieren und Räume zur
kritischen Analyse ihres Handelns in ihren verschiedenen Funktionen außerhalb
und innerhalb von Parlamenten, in Opposition und Regierung schaffen. Sie ist Teil
des parlamentarischen Systems, Teil der repräsentativen Demokratie, die sie zu-
gleich von links kritisieren muss. Sie tritt zugleich für eine Stärkung des Parla-
mentarismus (F4) und der partizipativen Demokratie ein. Und sie muss sich als
politische Kraft in der Gesellschaft bewähren als Partei für den Alltag, als Partei,
die um andere Kräfteverhältnisse kämpft, die für die Veränderung von Grundein-
stellungen in der Bevölkerung wirkt, dabei mit vielen anderen Kräften zusam-
menarbeitet. »…Alternativen kriegt man nicht geschenkt, sondern für diese muss
man parlamentarisch und vor allem außerparlamentarisch mobilisieren« (F2). 
6 Dieser institutionellen Schwäche sozialer Bewegungen stehen andere Stärken gegenüber. Vgl. dazu: Roland
Roth, Dieter Rucht (Hrsg.): Neue Soziale Bewegungen in der Bundesrepublik Deutschland. Frankfurt/New York
1987. Zum Vergleich verschiedener Formen linker Politik im Überblick: Christoph Spehr: Bewegung, Strömung,
Partei. Formen des Politischen heute. In: Michael Brie, Cornelia Hildebrandt: Für ein anderes Europa. Linkspar-
teien im Aufbruch. Berlin 2005, S. 39-59.
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Politische Akteure der Linkspartei sehen sich mit der Situation konfrontiert,
»dass bestimmte Entscheidungen … des politischen Systems nicht zur Debatte
stehen: Also dass in der Kommune zum Beispiel über die Frage städtischer Armut
letztlich nicht entschieden wird und bestimmte Fragen auch jenseits des politi-
schen Systems sich reproduzieren. Also der berühmte Spruch von Agnoli7, dass
der Sozialismus nicht als Gesetzesvorlage in den Bundestag eingebracht werden
kann.« (E6). Hinzuzufügen wäre nur: Es ist nicht das Grundgesetz, das einem er-
neuerten Sozialismus im Wege steht, ist es doch selbst geprägt durch die Offen-
heit in der Systemfrage, die 1948/1949 stand.
Protest – Projekte – Gestaltung – Die Erfindung des Dreiecks 
Eine weitere strategische Frage ist die nach der Rolle der Linkspartei im politi-
schen System und in der Gesellschaft. Versteht sie sich als Partei, der ein neolibe-
raler Block aller anderen Parteien gegenübersteht und definiert sie aus dieser Sicht
heraus ihre »Alleinstellungsmerkmale«, oder ist es nicht vielmehr notwendig,
»Gemeinsamkeiten zu finden, um Politik wirksam zu machen … und nicht unent-
wegt die Frage zu stellen, wodurch wir uns von anderen unterscheiden?« (E11) In
welchem Verhältnis steht also die Ausprägung des eigenen Profils zur Entwick-
lung mehrheitsfähiger und damit parteiübergreifender Projekte des Richtungs-
wechsels, die auch von SPD und den Grünen getragen werden könnten.8
Soll linke Politik unter den gegebenen Bedingungen Teil des gesellschaftlichen
Protestes sein oder darüber hinaus auch Gesellschaft gestalten? »Aus meiner Sicht
sollte sie klare Oppositionspartei sein« (F5). Dass auch Oppositionsarbeit – und
sei es als Korrektiv zur Regierungspolitik – nicht ohne Politikgestaltung aus-
kommt, wird kaum reflektiert. So heißt es von einem Befürworter von Regie-
rungsbeteiligungen: Eine Partei müsse »Alternativen so formulieren, dass man
dieser Partei auch zutraut, dass sie in diesem Land etwas zum Besseren bewegt,
das ist ja der springende Punkt. Wenn man sich hier anschickt, die sozialistische
Politik verkünden zu wollen, dann muss man ja auch nachweisen können, dass
man es selbst ein bisschen besser hinkriegt. Und das ist nach wie vor die Aufgabe,
die in erster Linie im Osten bewältigt wird, teilweise auch in den Regierungsbe-
teiligungen, kommunal und auf Landesebene« (E8). Aber gerade die Möglichkeit
der eigenen Partei, es in der Regierung »besser« zu machen, wird von zahlreichen
Vertretern der Linkspartei grundsätzlich in Frage gestellt. 
7 Johannes Agnoli, Peter Brückner: Die Transformation der Demokratie. Berlin 1967 (aktuelle Ausgabe: Konkret
Literatur Verlag, Hamburg 2004). Diese Schrift wurde zu einem zentralen Dokument des Selbstverständnisses der
außerparlamentarischen Opposition in der Bundesrepublik.
8 Ernst Hillebrandt: Zwischen alten Rezepten und neuen Herausforderungen: Die europäische Linke muss sich neu
orientieren. http://library.fes.de/pdf-files/id/04660.pdf
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Diskutiert wird auch, ob man diese Frage für die Partei grundsätzlich klären
muss, oder ob sie auf der Grundlage konkreter Kräfteverhältnisse von Fall zu Fall
entschieden werden könne. Die beiden nachfolgend zitierten Positionen beschreiben
den Gegensatz: Ob Regierungsbeteiligung ja oder nein – »so ein Grundprofil müsse
dann eben auch einfach festgelegt werden« (F8). »Da werden wir vielleicht auch
Leute verlieren, die sagen, da machen wir jetzt aber nicht mehr mit, das ist nicht
mehr unser Projekt, aber dennoch muss man das mehrheitsmäßig schon festlegen,
auf Bundesparteitagen und so. Auf diese Art und Weise wird weder die Berliner PDS
stark werden mit ihrer Politik, noch die gesamtdeutsche Linke stark werden, weil sie
eben einfach unglaubwürdig ist. Gerade der Punkt der Mobilisierungsfähigkeit, da
kommen wir natürlich nicht hin, wenn wir in sehr vielen Bereichen eine unglaub-
würdige Politik machen.« (F8) »… wenn ich eine Partei bin im Osten, die minde-
stens fünfzehn, wenn nicht zwanzig oder sogar fünfundzwanzig Prozent der Wähle-
rinnen und Wählerstimmen bekommt auf kommunaler und Landesebene, dann kann
ich, das ist meine persönliche Meinung, eben nicht mehr nur Fundamentalopposi-
tion machen, dann werde ich nämlich nur ein- oder zweimal gewählt, aber an-
schließend nicht wieder, sondern dann muss ich eben bestimmte Gestaltungsauf-
gaben auch mit wahrnehmen und … das ist für die westdeutsche Linke bisher
unvorstellbar, weil sie in dieser Situation noch nie gewesen ist.« (F2). 
Opposition und Gestaltung werden von den handelnden Akteuren der Links-
partei sowohl als Gegensätze als auch als auf einander zu beziehende unter-
schiedliche Politikformen verstanden. So wird die DIE LINKE als eine Partei be-
griffen, die einerseits die Systemfrage stellt und andererseits dafür gewählt wird,
dass sich »Lebensbedingungen heute oder morgen relativ konkret verändern«
(E6). Einer der Versuche, beide Momente von Politik zu verbinden, besteht in der
Orientierung auf ein »strategisches Dreiecks« linker Politik.
Immer wieder greifen Vertreter der Linkspartei die Metapher vom «strategi-
schen Dreieck« auf. Was ist damit gemeint? Mit diesem Dreieck wurde in der Dis-
kussion der PDS versucht, die verschiedenen Politikansätze von Protest, Gestal-
tung und über die kapitalistische Gesellschaft hinausgehende Alternativen
miteinander ins Verhältnis zu setzen9. Wobei alle drei Ecken viel weniger statisch
sind, als das Bild zunächst vermuten lässt. Wie diese Ecken definiert werden und
wie die Fläche zwischen ihnen gestaltet ist, wird durch Kräfteverhältnisse und
Spannungsfelder, durch die politische Handlungsfähigkeit der Akteure bestimmt
und gewichtet. Nicht eine Eckposition allein kann für sich stehen, sondern muss
immer in Abhängigkeit zu den beiden anderen gesehen werden. Immer wieder ist
zu hören: Alle drei politischen Optionen – Protest, Gestaltung und alternative Pro-
jekte – seien gleichrangige Politikansätze. 
9 Im Leitantrag der PDS an die 1. Tagung des 9. Parteitages von 2004 in Potsdam heißt es dazu: »Für sozialisti-
sche Politik nach unserem Verständnis bilden Widerstand und Protest, der Anspruch auf Mit- und Umgestaltung
sowie über den Kapitalismus hinaus weisende Alternativen ein unauflösbares strategisches Dreieck.« http://ar-
chiv2007.sozialisten.de/partei/parteitag/pt0901/view_html.
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Die Formen des Protestes stehen nach diesem »Dreieckssatz« gleichrangig ne-
ben Gestaltung von Politik auf kommunaler, Landes- oder Bundesebene in Oppo-
sition oder Regierungsverantwortung und der Durchsetzung alternativer Projekte
der Transformation. Ein solches Verständnis könne »eine vernünftige Grundlage
abgeben« wenn nicht jeder »und zwar völlig egal, ob PDS oder WASG … immer
nur seine Ecke, in der er sich eingerichtet hat«, betrachten würde: »Und jetzt
kommt hier auf einmal die Frage, lass uns doch mal über das Dreieck als Ganzes
reden.«(E2) Denn »… die große Aufgabe besteht ja gerade darin, je nachdem in
welcher Position ich gerade bin, immer die anderen beiden Funktionen mitzuden-
ken« (E9).
Akteure, die aus der WASG kamen, können mit dem Dreiecks-Konstrukt we-
nig anfangen, sie sprechen eher von einer Gesamtstrategie für eine gesellschaftli-
che Weiterentwicklung bzw. darüber, wie mit den kapitalistischen Rahmenbedin-
gungen und der kapitalistischen Logik umgegangen werden kann. Aber auch unter
den WASG-Akteuren gibt es »die einen, die da sagen, siehst Du, das ist eben so,
und deshalb müssen wir jetzt die Systemfrage stellen und zwar ständig, und die
anderen …sagen, das interessiert niemanden, also die Systemfrage, sondern wir
müssen verdeutlichen, dass die (SPD – C.H.). zwar schwätzen über irgendwas,
was sie zwar machen wollen, aber eben doch nicht machen, denn konsequent um-
gesetzt sähe das so und so aus, müsste so und so finanziert werden…« (F2) Das
aber setzt die Beantwortung der Frage voraus: »Wo wollen wir denn eigentlich hin
und was sind die nächsten Schritte?« (F2) Aus der Sicht vieler WASG-Akteure
stehen Veränderungen »in kleinen Schritten« im schroffen Gegensatz zur Forde-
rung nach grundsätzlicher gesellschaftlicher Umwälzung. 
Möglichkeiten und Grenzen radikaler Reformpolitik
Die Möglichkeiten und Grenzen linker Politik bestimmen sich zum einen aus den
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen neoliberaler Politik, den Prozessen der
Globalisierung, der Europäisierung und Regionalisierung und zum anderen aus
den konkreten politischen und gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen. Darin sind
sich die Akteure der Linkspartei weitgehend einig. Konsens besteht auch bei der
Beschreibung des Ost-West-Gefälles ihrer kommunalpolitischen und landespoliti-
schen Verankerung. DIE LINKE ist im Westen gegenwärtig noch eine Partei zwi-
schen lokal kaum vorhanden und acht Prozent, im Osten ist sie mit weit über
zwanzig Prozent Volkspartei, kommunal- und landespolitisch stark verankert.10
10 Die neue Linke kann sich auf die Arbeit von über 7 000 kommunalen Mandatsträger/innen in Städten, Gemein-
den und Landkreisen sowie der haupt- und ehrenamtlichen Bürgermeister/innen mit dem Mandat der Linkspar-
tei bzw. der WASG stützen. 17. Oktober 2006 http://archiv 2007.sozialisten.de/politik/kommunal/initiativen
_linksfraktion/view_html/n8/bs1/zid34363
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Eine andere Frage ist jedoch, wie man sich zu den konkreten Rahmenbedin-
gungen verhält. Soll oder muss man sich auf sie einlassen, und wenn ja, wie? Und
wie muss linke Politik mit legitimen Interessensunterschieden und -gegensätzen
umgehen, wie mit unterschiedlichen Ansprüchen und Erwartungen an ihre Politik?
Soll man z. B. auf Landes- oder kommunaler Ebene Veränderungen im Rahmen
»des gegebenen Haushaltes irgendwie denken bzw. Lösungen präsentieren«, sich in
Verwaltungsstrukturen einbinden und sehen, was dort zu machen ist? Und muss
man nicht auch bereit sein, diese Handlungsräume auszudehnen und zu testen, wie
weit man diese erweitern kann? (E7) »Dazu gibt es unterschiedliche Sichtweisen.
Die einen geben sich damit zufrieden, innerhalb bestimmter Strukturen so zu wir-
ken, wie es ist, also sozusagen: Die Mehrheiten sind halt so und fertig…« (E7).
Schwieriger sei die »Suche danach, wie Konflikte transparent gemacht werden kön-
nen – trotz geringerer Einflussmöglichkeit« (E7). Dies verlangt die Reflektion der
Widersprüche und Spannungsfelder in denen man sich bewegt: »Also eine Partei,
die in der Kommunalpolitik verankert ist, die die Haushaltsnot der Kommune viel
brutaler spüren musste als Anfang der 90er Jahre eine westdeutsche Kommune, wo
Privatisierung als Modellprojekt des Bundesministeriums übergeholfen wurde als
Bedingung dafür, dass Du Deine Kläranlage zurückbekommst, und dann auch sa-
nieren kannst, weil die natürlich nach vierzig Jahren DDR mit Sanierungsstatus be-
haftet ist, das sind alles Dinge, die eine Rolle spielen.« (E6) 
Bei aller Unterschiedlichkeit der lokalen Situation befördern kommunale und
Landespolitik realpolitische Orientierungen, ohne die Politik für den Alltag nicht
möglich ist, die jedoch immer wieder zum Anspruch systemtransformierender lin-
ker Programmatik ins Verhältnis gesetzt werden muss. Insofern bedarf die auf dem
Gründungsparteitag gestellte Systemfrage der Übersetzung in konkrete politische
Forderungen auf europäischer, bundes-, landes- und kommunaler Ebene. Welche
Bedeutung hat dies für die Politik einer linken Partei auf Landesebene in Berlin?
Die Berliner – Reflektionen und Fragen
Es gab und gibt keinen Wahlkampf der Linkspartei, bei dem nicht auf Berlin ge-
schaut und Berliner Politik bewertet wird. Schon in diesem Sinne hat linke Berli-
ner Politik immer auch bundespolitische Bedeutung. Was kaum verstanden und
produktiv gewendet wird, ist die Tatsache, dass der Konflikt »eigentlich in der
Verwurzelung einer Partei« beginnt. (E1) »Wir hätten diesen Konflikt nicht, wenn
wir nicht im Osten die neue Stärke aus der Kommune gewonnen hätten. In der
Kommune geht es um die erste Frage, stellt man einen Bürgermeister oder nicht.
Und dann hat das natürlich Weiterungen ….das ist etwas anderes als auf der Lan-
desebene. Und dann kann man sagen: Auf der Landesebene, das ist doch etwas
ganz anderes als auf der Bundesebene …« (E1) In Berlin war die PDS zunächst in
den kommunalen Parlamenten und als gewählte politische Vertreterin in den Be-
168
zirksämtern mit Stadträten oder Bürgermeistern präsent11, bevor sich diese Frage
für die Landesebene stellte. Auch hier schuf sie – wie in den anderen ostdeutschen
Bundesländern – mit der kommunalen und gesellschaftlichen Verankerung zum
Beginn der 1990er Jahre die Voraussetzungen für die Frage nach der Regierungs-
beteiligung auf Landesebene. Diese wurden erstmals 1994 für Sachsen-Anhalt mit
der Frage der Tolerierung einer SPD-Minderheitenregierung konkret. Es folgten
1998 die rot-rote Koalition in Mecklenburg-Vorpommern, die von Beginn an
durch die grundsätzliche und konkrete fachpolitische Kritik der Akteure der PDS
selbst begleitet wurde12, und 2001 die rot-rote Koalition in Berlin. 
Von zahlreichen Vertretern aus der WASG wird gesagt, dass in der PDS jetzt so
getan werde, »als wäre der demokratische Sozialismus einer der lebensnotwendi-
gen Aspekte«. In der realen Politik sei von Sozialismus aber nicht viel wahrzu-
nehmen (G3). Demokratischer Sozialismus sei nur eine Worthülse, mit der sich al-
les, auch die Heterogenität jener, die sich auf ihn beziehen, zudecken lasse. »Die
Einen machen es zum Glauben, die anderen auch zum Machtkampf« und die, die
sich bemühten klarzumachen, dass es hier um die tatsächliche Einheit von Ziel,
Bewegung, Wertesystem gehe, »die waren eigentlich in der Minderheit« (E11).
Aber ungeachtet von seiner realen oder vermeintlichen Instrumentalisierung sei
»die Grundidee des demokratischen Sozialismus im Osten nach wie vor verankert
als gesellschaftliche Überlegung« und von daher sei die PDS gut beraten gewesen
zu sagen, «sie vertritt diese Position und wird mit dieser Position gewählt« (F2).
Insofern sei es zunächst nachvollziehbar, wenn auch die Berliner diese Position
vertreten, darunter eine große Zahl ihrer Amts- und Mandatsträger.
Das Engagement der Führung der Berliner Linkspartei im »Forum demokrati-
scher Sozialismus«13 lässt sich deshalb nicht einfach auf eine Abgrenzung zur (Ber-
liner) WASG oder zu anderen politischen Strömungen reduzieren. Dahinter steht
das Verständnis eines Weges zum Sozialismus, der in Anlehnung an das Partei-
programm der PDS »als Weg der Transformation der bestehenden Gesellschaft«
bezeichnet wird. Nicht die Revolution, nicht der Bruch mit gesellschaftlichen
Realitäten, sondern deren transformatorischen Veränderungen, die im Alltag der
Menschen ansetzen müssen, bilden den Kern dieser strategischen Überlegungen. 
Gesellschaftliche Transformation wird danach als Prozess verstanden, der mit
der Veränderung konkreter Realitäten mittels praktischer Reformpolitik beginnt
und sie mit der Perspektive einer anderen, gerechten Gesellschaft verbindet. Dies
11 Die PDS war nach den Berliner Wahlen 1999 mit 175 Vertretern in den kommunalen Parlamenten (Bezirksver-
ordnetenversammlungen) und mit 11 Stadträten und drei Bürgermeistern in den Bezirksämtern vertreten. 
12 Siehe hierzu Edeltraut Felfe, Erwin Kischel, Peter Kroh: Warum? Für wen? Wohin? A. a. O.
13 Das Forum versteht sich als ein Netzwerk innerhalb der Linkspartei, das an den erarbeiteten Positionen der Links-
partei.PDS zum demokratischen Sozialismus als Ziel, Weg und Wertesystem festhält und mit dieser Position auf
die Strategie und Programmatik der neuen Partei Einfluss nehmen und um dauerhafte gesellschaftliche Mehrhei-
ten kämpfen will. Forum Demokratischer Sozialismus (2007). Aufruf. Also träumen wir mit hellwacher Vernunft:
Stell dir vor, es ist Sozialismus, und keiner geht weg! http://www.forum-ds.de/article/761.also_traeumen_ wir
_mit_hellwacher_vernunft _stell_dir_vor_es_ist_sozialismus _und_keiner_geht_weg.html vom 7. Februar 2007.
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setzt zum einen die Kenntnisnahme der Realitäten voraus und bricht mit dem Ver-
ständnis »revolutionärer Prozesse wie die Oktoberrevolution«, die »Kontrolle
oder Übernahme von Fabriken oder Vergesellschaftung…. es geht viel mehr
darum, bestimmte demokratische Elemente auf der Basis des kapitalistischen
Wirtschaftssystems zu verankern…« (F5). Wie transformatorisch aber ist eine sol-
che Vision?
Die Frage ist auch, ob sich die praktische Reformpolitik der Berliner LINKEN
tatsächlich mit Perspektiven verbinden lässt, die die Gesellschaft grundlegend
verändern. Auf dem Gründungsparteitag der Berliner Linken im Juni 2007 hat der
Landesvorsitzende Klaus Lederer die Systemfrage aufgegriffen. Dafür gäbe es
Bündnispartner auch in anderen Parteien. Er verwies dabei auf Positionen in-
nerhalb der SPD, für die der demokratische Sozialismus immer noch ein erstre-
benswertes Ziel sei. »Wir sind die Partei der sozialen Gerechtigkeit und des
demokratischen Sozialismus«, betonte Klaus Wowereit in seiner Rede auf dem
SPD-Landesparteitag zum Grundsatzprogramm der SPD am 30. Juni 2007 in Ber-
lin14. Damit wird ein politischer Anspruch formuliert, dessen künftige Übersetzung
in konkrete Politik zu prüfen ist. 
Darüber hinaus stellt sich für die Linken der einzigen Ost-West-Stadt Deutsch-
lands die Positionierung zum demokratischen Sozialismus auch vor dem Hinter-
grund der Auseinandersetzung der PDS bzw. Linkspartei mit dem Stalinismus.
Der Bruch mit dem Stalinismus als System gehört aus der Sicht der Berliner Ak-
teure zwingend zum Erbe der neuen Linken. Eine Relativierung dieser Position im
Rahmen der Parteineubildung, einschließlich der Aufhebung bisher geltender Par-
teibeschlüsse zur Offenlegung der politischen Biographie15, wird abgelehnt. 
Berlin konkret
Politikformen und Selbstverständnis 
Seit 1994, dem Beginn der Tolerierung einer SPD-Minderheitsregierung durch die
PDS in Sachsen-Anhalt, der 1998 beschlossenen rot-roten Koalition in Mecklen-
burg-Vorpommern und der rot-roten Koalition in Berlin 2001 stellte sich die Frage
nach der Regierungsbeteiligung für diese drei Landesverbände nicht nur abstrakt,
sondern sehr konkret. Gleichzeitig wurde sie auf Bundesebene als Grundsatzfrage
im Kontext der Funktions- und Gebrauchswertbestimmung der PDS diskutiert.
Dabei stand der Anspruch, als eigenständige Kraft ein »alternatives Projekt« zu
14 Klaus Wowereit. Rede auf dem Landesparteitag der SPD. Am 30.06.2007 in Berlin http:// www. klaus-wowe-
reit.de/archiv/news_archiv/ juni_ 2007/
15 Es handelt sich dabei um einen Parteitagsbeschluss der PDS »Zur Offenlegung der politischen Biographie für Ge-
nossinnen und Genossen, die für Parteiämter oder Wahlmandate kandidieren« vom Juni 1993 http://archiv
2007.sozialisten.de/partei/geschichte/beschluesse_umgang_mfs/view_html/n2/bs1/ zid32967).Beschluss der 2.
Tagung des 3. Parteitages, 26. bis 27. Juni 1993
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sein im Widerspruch zur Funktion »linkes Korrektivs« im Rahmen eines partei-
politischen Mitte-Links-Bündnisses. Dies mündete im Bundestagswahlkampf
2002 in zwei, einander widersprechende Wahlkampfstrategien, was letztlich zum
Verlust der bundespolitischen parlamentarischen Präsenz der PDS beitrug. 
Der Parteitag von Gera unmittelbar nach den Wahlen 2002 verdeutlichte den
tiefen Riss innerhalb der PDS in der für sie existenziellen Frage nach ihrem
Selbstverständnis und Gebrauchswert. Während Gabi Zimmer als Parteivorsit-
zende für ein alternatives gesellschaftlich verankertes Mitte-Unten-Projekt vo-
tierte, stritten die Parlamentarier vor allem auch des Berliner Landesvorstandes
für die Profilierung einer »radikal demokratischen und sozialen Reformpartei«,
die von links die Politik von rot-grün unter Druck setzen und in diesem Sinne »lin-
kes Korrektiv« sein müsse16. Dazu habe die Partei konkrete Reformprojekte in den
Bereichen Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik, Bildungs- und Gesundheitspoli-
tik zu entwickeln und hierfür parlamentarische und außerparlamentarische Mehr-
heiten zu organisieren. Diese Mehrheiten zur Gestaltung von Politik auch aus Re-
gierungsverantwortung heraus wurden von den Berliner Reformern im genannten
politischen Mitte-Links-Bündnis, auf das sich die Linke als Partei beziehen müsse,
nicht aber in einem gesellschaftlichen Mitte-Unten-Bündnis gesehen, das in Op-
position zum gesellschaftlichen System stehe. Aber nicht nur von den Berlinern
wurden beide Anätze, obwohl sie sich auf unterschiedliche (auf die politische und
gesellschaftliche) Ebenen beziehen, fruchtlos gegeneinander gestellt.17
Im Programm der PDS aus dem Jahr 2003 finden sich beide Ansätze wieder:
»Die PDS will Teil einer breiten Allianz sein, die sich gegen eine Politik richtet,
deren Ziel es ist, Übereinstimmung mit den ökonomisch Mächtigen auf Kosten
der sozial Schwachen zu erzielen. …Wir sind als sozialistische Partei bereit, lang-
fristig an einem Mitte-Links-Bündnis mitzuwirken…« Dazu gehört die Arbeit in
parlamentarischer Opposition ebenso wie in Regierungsverantwortung: »Wir
streiten darum, wie wir unser Profil als sozialistische Partei entwickeln, Ansätze
für soziale und demokratische Alternativen durchsetzen und in parlamentarischer
Opposition ebenso wie bei Regierungsbeteiligung politische Verantwortung über-
nehmen können.«18
Auf dem Potsdamer Parteitag der PDS 2004 wurde das strategische Dreieck
beschlossen, auf das sich auch die Führung der Berliner Linkspartei beruft. Für
Berlin bedeuten dessen Ecken: erstens Protest gegen Bundesgesetze wie Hartz IV
bei gleichzeitiger Pflicht, diese in den Verwaltungen umzusetzen und dabei alle
Möglichkeiten im Interesse der Betroffenen zu nutzen (Bundesrecht bricht Lan-
16 Landesvorstand der PDS Berlin (2002). Mehr demokratisch-sozialistische Politik – Chance zur Erneuerung. In-
itiativantrag an den Geraer Parteitag. 08.10.2002. http://www.forum-ds.de/article/ 808.mehr_demokratisch_so-
zialistische_politik_chance_zur_erneuerung.html
17 Vgl. zum Zusammenhang dieser beiden Konzepte in: André Brie, Michael Brie, Michael Chrapa: Für eine mo-
derne sozialistische Partei in Deutschland. Grundprobleme der Erneuerung der PDS (mit einer Anlage von Die-
ter Klein zu konkreten Reformprojekten). rls Standpunkte, Nr. 9/2002.
18 Partei des Demokratischen Sozialismus. Programm. Berlin, 2003. S. 51
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desrecht), zweitens sozial gerechte und Demokratie befördernde Stadt- und Kom-
munalpolitik unter der Schuldenlast von ca. 60 Mrd. Euro und einer deshalb ein-
gereichten Klage vor dem Bundesverfassungsgericht, die inzwischen abgelehnt
wurde, aber maßgeblich die Politik beeinflusste, und drittens die Entwicklung ei-
nes öffentlich geförderten Beschäftigungssektors (ÖBS) und die Einführung von
Gemeinschaftsschulen. Mit der Verteidigung des strategischen Dreiecks soll linke
Regierungspolitik in Berlin – als eine Option politischen Handelns – verteidigt
werden. Diese Option wird verbunden mit der Forderung, den demokratischen So-
zialismus als Ziel, Weg und Wert in die Programmatik der neuen Linken aufzu-
nehmen. Wie aber passen demokratischer Sozialismus und Realpolitik in Regie-
rungsverantwortung zusammen? 
Berliner Strategien – Ein Blick zurück
Die Linke in Berlin sei die »Domäne der modernen Sozialisten«, schreibt Mich-
ael Koss in seinem Buchbeitrag »Durch die Krise zum Erfolg? Die PDS und ihr
langer Weg nach dem Westen«19. Die Berliner Linke werde dominiert von moder-
nen Sozialisten und verstehe sich als »visionäre Wegbegleiterin«, die nach strate-
gischen Projekten suche. Libertäre Ansätze würden hier stärker als in anderen
Landesverbänden vertreten werden. 
Sieht man auf die Vielzahl von Strategie- und Positionspapieren von Berliner
Linken, vom gemeinsamen Papier von Carola Bluhm und Harald Wolf »Vor der
Kür kommt die Pflicht« aus dem Jahr 2001 über »Berlin beginnt – neue Chancen
für die Stadt« von Stefan Liebich 2002, »Zwei entscheidende Jahre – Plädoyer für
die Fortsetzung der rot-roten Koalition über 2006 hinaus« von Harald Wolf
aus dem Jahr 2004, die im gleichen Jahr von Thomas Flierl entwickelten Kultur-
politischen Leitlinien, den Beitrag von Katina Schubert und Elke Breitenbach
»Opposition und Regierung« von 2004 und Benjamin Hoffs Thesenpapier »Links-
sozialistische Politik in Regierungsverantwortung« aus 2004 und sein Diskussi-
onsangebot: »Soziale Metropole Berlin – Offene Fragen linker Stadtpolitik« aus
2007, so möchte man dieser Einschätzung zustimmen. 
Immer wieder wurden neue strategische Überlegungen zu linker Politik in Ber-
lin formuliert und parteiintern auf Parteitagen und Strategieforen diskutiert. Aber
immer wieder brachen diese Diskussionen ab, blieben für die eigene Partei fol-
genlos und ohne Bedeutung für stadtgesellschaftliche Diskurse. Sie führten nicht
zur Erarbeitung einer Gesamtstrategie für Berlin, mit der sich die Mitglieder der
Partei identifizieren und in die sie sich einbringen konnten, eine Strategie, mit der
die Linkspartei in der Gesellschaft erkennbar sein und in der Lage wäre, stadtpo-
19 Michael Koss: Durch die Krise zum Erfolg? Die PDS und ihr langer Weg nach dem Westen. In: Tim Spier, Felix
Butzlaff, Matthias Micus, Franz Walter: Die Linkspartei Zeitgemäße Idee oder Bündnis ohne Zukunft.
Wiesbaden 2007, S. 135 ff.
172
litische Auseinandersetzungen mitzubestimmen, in der sich auch Einzelmaßnah-
men einordnen und gewichten ließen. Es gab und gibt bis heute kein Gesamtkon-
zept mit projekt- und themenübergreifenden Strategien und Vorhaben. Die Um-
setzung eigener zentraler politischer Projekte hat erst nach den Wahlen 2006
begonnen. Wie lässt sich dieser Umstand angesichts der doch vorhandenen Po-
tentiale erklären? 
Die Ursachen hierfür sind vielfältig. Sie finden sich in den Defiziten der Papiere
selbst, die zum Teil von den Ereignissen überrollt wurden und letztlich Einzelpa-
piere blieben. Sie finden sich in der praktischen Politik unter Haushaltsdiktat, in der
Dominanz parlamentarischer Politik, im Stil politischer Entscheidungsprozesse, in
den fehlenden personellen Ressourcen der Berliner selbst und letztlich auch in der
schwindenden intellektuellen Attraktivität der Gesamtpartei. 
In den schon genannten Überlegungen von Carola Bluhm und Harald Wolf aus
dem Jahre 2001 wird darauf verwiesen, dass bis dahin zwar erreicht worden wäre,
»in weiten Teilen die Meinungsführerschaft in der Opposition zu gewinnen und
vor allem im ersten Halbjahr aus der Opposition politische Themen zu besetzen«,
dies aber nicht mit der Stärke der PDS, sondern mit der Schwäche der Grünen zu-
sammenhänge. »Zu Einzelthemen ist es uns gelungen und gelingt es uns immer
wieder, Reformvorschläge zu entwickeln, die wirkliche Alternativen zur Regie-
rungspolitik darstellen (z.B. Thema Wohnungsbaugesellschaften, perspektivisch
die gut laufende Projektarbeit zur Hochschulmedizin). Es fehlt jedoch ein Ge-
samtkonzept. Partei müsse sich vor allem mit ‚sozialer Gerechtigkeit als vor-
dringliches Ziel’, mit Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik und mit der Entwick-
lung von Bürgerrechten konzeptionell auseinandersetzen und dabei die Einheit der
Ost-West-Stadt, die Zukunft der Region und die Haushaltskonsolidierung als zen-
trale Aufgaben bearbeiten.«20
Nach den Wahlen 2001 wird die PDS mit dem tatsächlichen Ausmaß parasitä-
rer Netzwerke von Politik und Wirtschaft in der Stadt (der »Berliner Filz«), des
Bankenskandals und den 57 Mrd. Euro Schulden, dem Zweieinhalbfachen des
jährlichen Berliner Landeshaushaltes, konfrontiert. Dies alles waren die Folgen
früherer Visionen des »Größenwahns«, die Stadt als Dienstleistungsmetropole
und als Olympiastadt zu entwickeln, verbunden mit gepflegter Subventionsmen-
talität und einer Stadtpolitik fernab aller Berliner Realitäten. Ebenso erwies sich
die Vorstellung einer «geldsprudelnden Bundeshauptstadt« als leichtfertiger Irr-
tum. 
Vor diesem Hintergrund sah die PDS ihre vordringlichste Aufgabe darin, die
Stadtpolitik an Berliner Realitäten anzupassen, den Filz zwischen Verwaltung und
Lobbygruppen zu beseitigen, die Folgen des Bankenskandals aufzuarbeiten und
den Haushalt als Voraussetzung für Politikgestaltung zu stabilisieren: Sanierung
statt Vision und Konsolidierung des Haushaltes statt Subventionswirtschaft.
20 Carola Freundl, Harald Wolf: Vor der Kür kommt die Pflicht. http://cmsfraktion.linkspartei-berlin.de/politik/pro-
jekte/politikfelder/haushalt_und _finanzen/vor_der_kuer_kommt_die_pflicht/ (2001)
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Hierzu sollte ein Dialog über Sanierungsstrategien und fairen Interessenausgleich
mit allen gesellschaftlichen Gruppen und Verbänden initiiert werden. Dieser Dia-
log blieb Idee. Stattdessen kam es 2002 zum Angebot für einen Solidarpakt für
den Öffentlichen Dienst in Berlin. 
Genau an diesen Punkten setzte 2002 auch das Papier von »Berlin beginnt« an.
Zuerst müsse Berlin seine finanzpolitischen Hausaufgaben machen, um Spiel-
räume für spätere politische Handlungsfähigkeit zu schaffen. Folgerichtig stand
im Zentrum der Vision »Berlin als Stadt der Bürgerinnen und Bürger« ein stadt-
weiter »Solidarpakt aller gesellschaftlichen Akteure« als »Einstieg in ein sozial
ausgewogenes Reformprojekt für das Gemeinwesen«. Real bedeutete dies die
Abkopplung der Einkommensentwicklung der Angestellten des öffentlichen
Dienstes vom Bundestarif und somit Ausstieg aus dem Flächentarifvertrag. Die
von den Gewerkschaften geforderte moderate Erhöhung von Löhnen und Gehäl-
tern konnte Berlin nicht zahlen, es hätte die Erhöhung der Verschuldung um jähr-
lich 250 Millionen Euro oder einen zusätzlichen Abbau von Stellen in großem
Umfang bedeutet. Bereits von 1996 bis 2000 waren bereits 23 Tsd. Stellen allein
im unmittelbaren Landesdienst abgebaut worden. Der hierfür als Alternative vor-
geschlagene Solidarpakt umfasste den Ausschluss betriebsbedingter Kündigung,
mehr Freizeit durch Arbeitszeitverkürzung, die Angleichung der Arbeitszeit in Ost
und West, einen Einstellungskorridor für sieben Tsd. junge Leute. Er sollte auf ei-
nen vertraglich festgelegten Zeitraum von vier Jahren befristet sein und verlangte
von den Angestellten, nicht auf monatlichen Lohn, aber auf Lohnsteigerungen zu
verzichten. Für drei Jahre sollte das Urlaubs- und – beschränkt auf die höheren
Einkommensgruppen – das Weihnachtsgeld ausgesetzt werden.21 Dieser Solidar-
pakt wurde von den Gewerkschaften abgelehnt, ebenso die Bitte der rot-roten
Koalition, analog der »Bremer Lösung« bei den Potsdamer Tarifverhandlungen
2002/2003 aufgrund der extremen Haushaltsnotlage eine Notlagenklausel (Öff-
nungsklausel) für das Land Berlin aufzunehmen. Daraufhin trat Berlin aus den
Arbeitgeberverbänden aus. 2003 wurde der Anwendungstarifvertrag für den öf-
fentlichen Dienst abgeschlossen und bedeutete die Abkopplung der Gehaltsent-
wicklung vom bundesweiten Tarifstandard22.
2003 wurde zum Jahr von Kürzungen und Einschnitten im sozialen Bereich.
Dazu gehörte die weitgehende Aufhebung der Lehrmittelfreiheit, die sozial gestaf-
felte Kita-Gebühren-Erhöhung, die Kürzung von Mitteln für Jugendprojekte, die
Kürzungen im Hochschul- und Bildungsbereich, die Erhöhung der Wasserge-
bühren, die Kürzung der Pflegegeldzuschüsse, die Reduzierung des Blindengel-
des, die Streichung des Zuschusses von 17 Mio. Euro für die Berliner Verkehrs-
21 Stefan Liebich: Solidarpakt. Rede des Fraktionsvorsitzenden Stefan Liebich in der 20. Sitzung des Abgeordne-
tenhauses von Berlin am 31. Oktober 2002 / Aktuelle Stunde zum Solidarpakt. 31. Oktober 2002 http://www.ar-
chiv2006.pds-berlin.de/politik/dok/2002/021031stl.html
22 Siehe hierzu Marian Krüger: Der öffentliche Sektor ausgewählter europäischer Hauptstädte im Vergleich. Eine
Bestandsaufnahme in Berlin, London, Paris, Wien und Rom. RLS-Studie, Berlin, S. 2006 
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betriebe, die daraufhin das Sozialticket abschaffte. Der Versuch der PDS, »einen
Prozess in Gang zu setzen, (so) dass wichtige Schritte zur Haushaltskonsolidie-
rung nicht einfach als Kürzung bei einer gesellschaftlichen Gruppe wahrgenom-
men werden«, sondern als Ergebnis politischer Prioritätensetzung, die dann auch
finanzpolitisch untersetzt werden, scheiterte.23
Es gelang der PDS weder, die konzeptionellen Überlegungen der Sparmaßnah-
men darzustellen, noch einen stadtpolitischen Diskurs zu politischer Prioritäten-
setzung in Gang zu setzen, der über das Ziel Haushaltskonsolidierung hinausging.
Damit blieben wichtige Erfolge linker Politik wie die Abschaffung von Chipkar-
ten für Flüchtlinge und ihre Unterbringung in Wohnungen statt in Asylbewerber-
heimen, »Hilfen zur Arbeit«, »Prävention statt Verfolgung« isolierte Projekte. Sie
waren Angebote an einzelne konkrete Gruppen, die nicht gering geschätzt werden
sollen. Sie standen jedoch nicht für einen übergreifenden Ansatz, wie er mit dem
Anspruch »die gesunde Stadt, d. h. auch die solidarische Stadt« erhoben wurde. 
Halbzeitbilanz 2004 – die Chance umzusteuern
Ende 2003 beschloss die Berliner Linkspartei die Bilanzierung der Umsetzung des
Wahlprogramms der PDS. In dem entsprechenden Antrag hieß es, dass eine kriti-
sche und konkrete Bilanz zur Umsetzung des Wahlprogramms »Miteinander für
Berlin« vom Jahre 2001 zu ziehen und die Umsetzung der Koalitionsvereinbarung
konkret und kritisch zu bewerten sei. Politische Vorhaben, die auf Grund von
Koalitionsverhandlungen und Kompromissen nicht oder nicht so, wie im PDS-
Wahlprogramm fixiert, realisiert werden konnten, seien konkret zu benennen. Die
Ursachen dafür seien zu begründen. 
Bereits im Vorfeld des Bilanzparteitages 2004 beteiligten sich viele Mitglieder
und Gliederungen der Partei an den Diskussionen des Für und Wider linker
Regierungspolitik. Es ging dabei weniger um die grundsätzliche Ablehnung von
Regierungshandeln, als vielmehr um die Frage, »wie« Regierungspolitik real ge-
staltet werden müsse, was die Inhalte linker Politik in Regierungsverantwortung
sein sollen und real sein können, wie sich Prozesse der Entscheidungsfindung
vollziehen, in welchem Maße sich Regierungspolitik als Teil der Berliner Partei-
politik versteht und wie sie von ihren Mitgliedern getragen wird. 
In den Stellungnahmen der Bezirks- und Basisorganisationen wurden folgende
konkrete Ergebnisse bewertet: Positiv gesehen wurden die Haushaltssanierung,
die Risikoabschirmung der Bankgesellschaft, die Stärkung der Haushalte der
Stadtbezirke durch Erhöhung der Zuweisungen um 140 Mio. Euro, darunter die
Weiterfinanzierung des Sonderprogramms Ost und Sicherung der Stadtteilzentren,
das durchgesetzte angemessene Zumessungsmodell im Bereich »Hilfen zur Er-
ziehung«, die Vermittlung von Sozialhilfeempfangenden in sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung, die Gründung der Opernhäuserstiftung, die Abschaffung
23 Stefan Liebich: Berlin beginnt. 18. September 2002 http://www.archiv2006.pds-berlin.de/politik/dok/2002/
020918strat.html
175
der Chipkarten für Asylbewerber und ihre Unterbringung in Wohnungen, der Be-
ginn der Hochschulautonomie, die Ehrenbürgerschaft für Bersarin (den ersten so-
wjetischen Stadtkommandanten 1945), die Verabschiedung des neuen Schulgeset-
zes, die Einführung sozial differenzierter Kita-Gebühren, die Verhinderung der
Absenkung der Sozialhilfesätze und der Abschluss des Anwendungstarifvertrages.
Als negativ wurde angesehen, dass die Rahmenbedingungen der Koalition nicht
bzw. unzureichend hinterfragt worden waren, die Senkung der Sozialhilfeleistun-
gen, der Umgang mit der Landesbank Berlin, der drastische Ansehensverlust der
PDS als Partei der sozialen Gerechtigkeit, die Zustimmung zur Erhöhung der
BVG-Gebühren, die Abschaffung des Sozialtickets, die Kürzung der Finanzierung
der Universitäten um 75 Mio. Euro, die unzureichende Kommunikations- und Öf-
fentlichkeitsarbeit, die Widersprüche zwischen Bundes- und Landespolitik der
PDS, die Aufhebung der Lernmittelfreiheit, die Erhöhung der Kita-Gebühren, das
öffentliches Bild als Erfüllungsgehilfe der SPD, die Senkung des Blindengeldes
(auch wenn dies geschah, um eine Kürzung der Sozialhilfesätze zu verhindern). 
Die differenzierten Bewertungen positiver wie negativer Ergebnisse wurden in
die Halbzeitbilanz des Berliner Landesvorstandes aufgenommen, zusammenge-
fasst und unter Berücksichtung der Ausgangsbedingungen, des Schuldenberges in
Höhe von 60 Mrd. Euro und der eingereichten und 2005 dann abgewiesene Klage
auf Anerkennung der Haushaltsnotlage24 beim Bundesverfassungsgericht in Kar-
lsruhe bewertet. Die darin beschriebenen »roten Fäden« – soziale Gerechtigkeit,
die Prioritätensetzung auf Bildung, Wissenschaft und Kultur, Aufräumen mit Filz
und Korruption, Berlin als Ost-West-Stadt und die weltoffene Stadt – wurden als
widerspruchsvolle »Strategien in Not« dargestellt, zu denen der Ausstieg aus der
Anschlussförderung des sozialen Wohnungsbaus ebenso gehörte wie der Ab-
schluss eines neuen Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (vereinbarte Ab-
senkung der Gehälter gegen Freizeitausgleich) mit dem Ziel der Einsparung von
einer Milliarde Euro Personalkosten jährlich. Die Defizite und Probleme dieser
Strategien werden benannt, ebenso wie die Probleme der Kommunikation, des
Umgangs miteinander und das strategische Manko. »Bislang gelang es nicht, den
»Befreiungs-Schlag« von Altlasten und einen »Erneuerungs-Schub« für Berlin als
gesellschaftliches Anliegen zu entfalten. …Der Vorschlag einer gemeinsamen
Konsolidierungskonferenz zwischen Gewerkschaften, emanzipatorischen außer-
parlamentarischen Bewegungen und dem Rot-Roten-Senat blieb bislang nur eine
Idee.«25 Dazu kamen neue Konflikte: »Mit der neuen Situation – statt eines frühe-
ren Miteinanders gibt es nunmehr häufig ein landespolitisches Gegeneinander –
haben noch alle Seiten ihre Schwierigkeiten – Senatoren und Abgeordnete ebenso
wie in außerparlamentarischen Bewegungen aktive PDS-Mitglieder und Vertreter
von Vereinen und Initiativen.«26
24 Mit der Klage verband sich die Hoffnung auf Entschuldung des Berliner Landeshaushaltes um 35 Mrd. Euro.
25 Landesvorstand Berlin: In der Mitte, nicht über den Berg. Eine Halbzeitbilanz (2004). S. 10.
26 Ebenda, S. 21
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Insgesamt wird das Ergebnis positiv bewertet. »Wir gelangten zu dem Resümee,
dass Rot-Rot einen Kurswechsel in der Hauptstadt eingeleitet, die Politik des
Größenwahns beendet, einen Kassensturz vollzogen und damit einen realistischen
Blick auf die Zukunft ermöglicht hat. Wir haben eine Strategie gegen weitere Ver-
schuldung entwickelt, Altlasten werden abgebaut und entschärft. Der Versuch, sich
dabei immer an sozialer Gerechtigkeit zu orientieren, ist prägend für die PDS.«27
Die Halbzeitbilanz war für die PDS ein Versuch, die Mitglieder der Partei in
das Projekt der Regierungsbeteiligung einzubinden. Er holte eine 2001 nicht ge-
führte Debatte über die konkreten Möglichkeiten und Grenzen linker Politik auf
Landesebene vor dem Hintergrund der Berliner Bedingungen nach. Dieser Dialog
ging jedoch über eine gemeinsame Bilanzierung nicht hinaus. Es fehlte die For-
mulierung konkreter Konsequenzen für die Zukunft. So wurden keine originären
linken Projekte benannt, mit denen die Berliner Linke identifiziert werden konnte
und die als Parteiprojekte die aktive Mitarbeit der Mitglieder einforderten. 
Die Entwicklung solcher Projekte, die die Partei selbst mobilisieren und zu-
gleich in der Stadtgesellschaft von Berlin verwurzelt sein sollten, begann mit den
Beschlüssen der Jahresklausur der PDS-Fraktion im September 2004 in Szczecin.
Dazu gehörte das Projekt Gesundheitsstadt Berlin mit der Möglichkeit, Wissen-
schaft, Wirtschaft, öffentliche Daseinsvorsorge und soziale Stadt in einem Projekt
zusammenzufassen, die Eckpunkte kommunaler Beschäftigungspolitik (ÖBS) und
die Konzentration auf Zukunftspotentiale der Bildung (Integration durch Bildung
als Beitrag zur sozialen Stadtentwicklung). 
Eine Analyse der Auswirkung der Regierungspolitik auf die innerparteiliche Si-
tuation blieb bewusst aus. Diese Analyse wäre aber notwendig gewesen, um ein
reales Bild von der Bindung der Mitglieder an die Landespartei und ihre Identifi-
zierung mit der Landespolitik zu erhalten und daraus Schlussfolgerungen abzulei-
ten. Die klaren Mehrheitsbeschlüsse auf den Landesparteitagen verdeckten die
wachsende Entfremdung der eigenen Mitgliedschaft gegenüber der Landespolitik
ihrer Partei. Ebenso wurde auf eine Analyse der Strukturen politischer Entschei-
dungsfindung und der Verknüpfung von parlamentarischer und außerparlamenta-
rischer Arbeit verzichtet. 
Der Berliner Fusionsprozess
Die Möglichkeiten der Herausbildung einer gesamtdeutschen Linkspartei wurden in
der Berliner PDS-Führung mit Skepsis betrachtet, denn in Berlin stand die WASG
eher für eine Kultur der Abgrenzung von und der Konfrontation mit der PDS. Der
Fusionsprozess war in Berlin von beiden Seiten nicht ernsthaft gewollt, weder von
der WASG noch von Seiten vieler Amts- und Mandatsträger der Linkspartei. Diese
sahen einen »Berliner Sonderfall«, weil hier nicht nur die Probleme unterschiedli-
cher Partei- und Politikverständnisse sowie Haltungen zur Regierungspolitik auf-
27 Landesvorstand Berlin: Bericht des Landesvorstandes an den 10. Parteitag der Linkspartei.PDS vom 15. No-
vember 2005 http://www.dielinke-berlin.de/partei/parteitage/10_landesparteitag/1_tagung/
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einander prallten, sondern der Kern der WASG »eine bewusste Gegengründung zur
PDS« gewesen sei: »Ihr erklärtes Ziel war die Abwahl von Rot-Rot und damit auch
der Kampf gegen die PDS als Regierungspartei.«28 Diese, die WASG in Berlin prä-
gende Position fand im Berliner Wahlkampf 2006 ihre Zuspitzung und verhinderte
die für die Linkspartei wichtige sachliche Auseinandersetzungen zu Problemen der
Berliner Landespolitik. Die Chance zum Diskurs auf der Grundlage vorliegender
Thesenpapiere beider Parteien zu Privatisierung, Wirtschafts- und Arbeitsmarktpo-
litik, Haushaltspolitik, Sozialpolitik und zum öffentlichen Dienst wurde ebenso aus-
geschlagen wie die Chance der noch im April 2006 gemeinsam formulierten inhalt-
lichen Positionen für einen gemeinsamen Wahlkampf, in dem die Linkspartei zum
Teil über ihre eigenen bisherigen Aussagen hinausging. 
Fasst man die Diskussionen beider Parteien dieser Zeit zusammen, so wird die
in der Linkspartei begonnene Diskussion zu Fragen nach dem »Wie« und nach
dem Wesentlichen linker Politik in Regierungsverantwortung in Auseinanderset-
zung mit der Mehrheit der Berliner WASG wieder zur Grundsatzfrage des »Ob
überhaupt«. Vor diesem Hintergrund verblasste jene Kritik, die sich konstruktiv
mit konkreter Regierungspraxis auseinandersetzen wollte. 
Die mangelnde Fähigkeit seitens der Linksparteiführung, innerparteilich kon-
struktiv mit Kritik umzugehen, sie aufzugreifen und zu bearbeiten, kritisches Den-
ken zu fördern und hierfür Räume zu schaffen, bildet letztlich eine der Ursachen
für die spezifische Entwicklung der WASG auf Berliner Ebene. Sie war letztlich
auch Teil ihrer ungelösten Probleme. Das fehlende politische Profil der Berliner
Linken, ihre Führungsschwäche, die nachlassende Bindung der eigenen Mitglied-
schaft vor allem in den Hochburgen der Linkspartei und letztlich auch die Aus-
einandersetzungen mit der WASG führten dazu, dass die Linken einen Großteil ih-
rer Stammwählerschaft nicht mehr ansprechen konnten. 
Berliner Wahlen 2006
Berlin hat 2.425.457 Wahlberechtigte, davon haben im September 2006 lediglich
58 Prozent, ihr Wahlrecht in Anspruch genommen, wobei die Wahlbeteiligung in
den ehemaligen Hochburgen der Linkspartei lediglich bei 49,3 Prozent in Mar-
zahn-Hellersdorf bzw. 49,7 Prozent in Lichtenberg lag. In beiden Bezirken er-
reichte die NPD einen Stimmanteil von 6 Prozent bzw. 6,4 Prozent. Das Wahlziel
der Linkspartei: »17 Prozent + X« wurde mit 13,4 Prozent deutlich nicht erreicht.
Sie verlor im Vergleich zu den Bundestagswahlen 2005 im Ostteil der Stadt 2 Pro-
zentpunkte, in den Westbezirken 2,7 Prozentpunkte, ein Rückschlag, der mit Aus-
nahme von Neukölln vor allem die mühsam aufgebaute parlamentarische Veran-
kerung in den Westbezirken traf. 
28 Udo Wolf, Stefan Liebich, Halina Wawzyniak, Carsten Schatz: Die Diskussion zur Vereinigung von WASG
und Linkspartei.PDS – aus der Sicht des Berliner »Sonderfalls« 10. September 2005. http://www.die-linke-ber-
lin.de/index.php?id=4702
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69.000 frühere PDS-Wähler wurden Nichtwähler. Im Vergleich zu 2001 verlor
die Linkspartei zwei Drittel ihrer Wähler unter 30 Jahre. 27.000 Wähler stimmten
für die SPD, 16.000 für die WASG. Diese erreichte 2,9 Prozent, davon 3,3 Prozent
im Ostteil der Stadt und 2,6 Prozent in den Westbezirken. Sie ist in zwei Be-
zirksparlamente eingezogen und erschwerte bzw. verhinderte den Einzug der
Linkspartei in die westlichen Bezirksparlamente. 
Wahlauswertung – Ursachen für die Wählerverluste
Für die Mehrheit der Wähler des Abgeordnetenhauses wie zu den Bezirksverord-
netenversammlungen gab die Landespolitik den Ausschlag. Bundespolitische
Themen wie der Kriegseinsatz der Bundeswehr, die Erhöhung der Mehrwert-
steuer, die Gesundheitsreform etc. blieben bedeutungslos. Gefragt waren gesamt-
städtische Kompetenzen zur Gestaltung und Entwicklung der Stadt. Und hier ver-
lor die Linkspartei gerade auf den Feldern, auf denen ihr bisher Kompetenzen
zugeschrieben wurden: 5 Prozent als Partei der sozialen Gerechtigkeit (Zuschrei-
bung liegt bei 34 Prozent), auf dem Gebiet der Bildung 9 Prozent (Zuschreibung
liegt bei 24 Prozent), 6 Prozent beim Schuldenabbau (Zuschreibung bei 7 Pro-
zent), beim Thema Zukunft 9 Prozent (Zuschreibung bei 8 Prozent). Letzteres be-
stätigen andere Studien über das Regierungshandeln der Linken29, denen zwar ein
veränderter Politikstil, nicht aber ein Richtungswechsel bescheinigt wird. Möglich
war es, den Stil der Politik (wenn auch wenig sichtbar) zu modifizieren, nicht je-
doch einen Richtungswechsel herbeizuführen. Dadurch entstand eine dauerhafte
Inkonsistenz linker Politik, die letztlich die Partei auszehrte.
Was waren die wichtigsten Ursachen vor allem für die große Zahl der Nicht-
wähler, unter denen maßgeblich frühere PDS Wähler vertreten waren:
1. Im Gegensatz zu 2001 gab es keine Wechselstimmung, keinen Aufbruch. Die
SPD erhielt mit 30,8 Prozent der Zweitstimmen gegenüber der CDU mit 21,3 Pro-
zent klar den Auftrag zur Regierungsbildung. Es bestätigte sich, dass der Wahlmehr-
heit 2001 keine langfristige gesellschaftlich-strukturelle Mehrheit zugrunde lag. Die
Mehrheit der Berliner bevorzugte im September 2006 eine rot-grüne Koalition. 
2. Der von den Berliner Linken in der Koalition vollzogene Politikwechsel von
»Größenwahn« zur »sozial gestalteten Konsolidierung« wurde nicht als genuin
linker Richtungswechsel betrachtet und daher auch von den Wählerinnen und
Wählern nicht als linkes Projekt verstanden. Die Konzentration allein auf Haus-
haltskonsolidierung wurde in dem Moment zum Problem, als die PDS nicht mehr
als Partei der sozialen Gerechtigkeit erkennbar war: »Das Dilemma besteht
darin, dass wir beim Sozialabbau in Berlin mithelfen, zumindest wird es so von
vielen empfunden.«30
29 Vgl. Rolf Reißig: Mitregieren in Berlin. A. a. O.; Edeltraut Felfe, Erwin Kischel, Peter Kroh (Hrsg.): Für wen?
Wohin? A. a. O.
30 Bezirksvorstand der PDS Lichtenberg: Vorbereitung einer Bilanz. 16. Februar 2004. http://www.linkspartei-ber-
lin.de/index.php?id=6943
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3. Gleichzeitig vollzog sich auch in Berlin in Folge neoliberaler Bundesgesetz-
gebung, des Abbaus sozialer Sicherungssysteme und Arbeitsmarktgesetze wie
Hartz IV die soziale Polarisierung der Gesellschaft. Der Sozialstrukturatlas für
Berlin beschreibt die wachsende Armut vor allem von Kindern. Der in diesem Be-
richt ressortübergreifende Ansatz wurde jedoch nicht in konkrete Konzepte über-
führt. Ansätze wie die Sozialberichterstattung in Berlin führten nicht zu öffentli-
chen Debatten über Hintergründe der eigenen Politik. Es fehlte das übergreifende
Konzept, in das sich die zahlreichen vorhandenen Einzelmaßnahmen einordnen-
den ließen. So konnte Heidi Knake-Werner als Sozialsenatorin unter Nutzung ih-
rer Möglichkeiten Massenumzüge in Folge der Hartz-IV-Gesetze durch eine Aus-
führungsvorschrift zur Ermittlung angemessener Kosten der Wohnung gemäß §
22 SGB II (AV-Wohnen) verhindern.«31
4. Die konzeptionelle Schwäche der Partei, das weitgehende Fehlen konkreter
alternativer Projekte machte es unmöglich, die Regierungspolitik als den Weg ei-
nes transformatorischen Prozesses zu sehen. Das fehlende Profil wurde von den
eher kapitalismuskritischen Kreisen innerhalb und außerhalb der Partei als Sub-
stanzverlust interpretiert. Die Linkspartei war so für viele nicht mehr von der SPD
unterscheidbar. Selbst das Projekt Gemeinschaftsschule musste als vermeintliches
»Ostprojekt« vor dem Hintergrund unbearbeiteter Gegenwartsprobleme an den
Berliner Schulen scheitern. Die Verschlechterung der Bedingungen für Lehrer, Er-
zieher und Schüler, die insgesamt fehlenden personellen und finanziellen Res-
sourcen und letztlich die weitgehende Abschaffung der Lernmittelfreiheit waren
gewichtiger als ein innovatives Experiment für künftige Schülergenerationen. 
5. Die Parteibasis spielte bei der Entwicklung linker Politik auf Landesebene
keine Rolle, sie trat nicht mehr als eigenständige politische Kraft in Erscheinung.
Dazu zählt konzeptionell schwache inhaltliche Arbeit des Berliner Landesvor-
standes, die kritisch solidarische Begleitung und Vermittlung parlamentarischer
Arbeit, die ungenügende systematische Zusammenarbeit mit Gewerkschaften,
sozialen Bewegungen, Sozialverbänden, Bürgerinitiativen und die mangelnde
Fähigkeit der Einbeziehung linker Intellektueller. Die ausbleibende Parteireform
und der Umgang mit der Ostproblematik, einschließlich des Umgangs mit der Ge-
schichte der DDR32 beförderten die wachsende Entfremdung der Basisorganisa-
tionen von parlamentarischer Landespolitik. 
6. Die Linkspartei hat sich bemüht, den Politikstil in Berlin zu verändern. So
hat sie sich für die Änderungen zur Verfassung von Berlin eingesetzt, durch die
das Wahlalter für die Kommunalparlamente auf 16 Jahre herabgesetzt und die di-
31 Mit der Änderung der Ausführungsvorschriften zur Ermittlung angemessener Kosten der Wohnung gemäß § 22
SGB II (AV-Wohnen)« vom 30. Mai 2006 wird als einziges Prüfkriterium – abhängig von der Größe einer Be-
darfsgemeinschaft – die Brutto-Warmmiete (nicht die Wohnungsgröße) zugrunde gelegt und darüber hinaus
Härtefallregelungen definiert, die insbesondere für Familien mit Kindern, Menschen mit Behinderungen und
über 60-Jährigen besonderen Schutz bringen. Behindertengerechte Wohnungen gelten z.B. in der Regel als an-
gemessen.
32 Viele Mitglieder kritisierten die deutliche Abgrenzung der Berliner PDS-Führung und ihrer Fraktion von der
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rektdemokratischen Möglichkeiten wie Bürgerbegehren oder -entscheide deutlich
gestärkt wurden. Unter ihrer maßgeblichen Beteiligung wurde im Stadtbezirk
Lichtenberg der Bürgerhaushalt eingeführt. Dennoch bestimmte die Demokrati-
sierung von politischen Strukturen und die Ausweitung direkter Partizipation die
Politik der PDS nicht in der Breite. 
7. Es ist der Linkspartei vor allem in den Innenstadtbezirken nicht gelungen, im
Wahlkampf Themen wie Migration, Kultur, Bildung und auch Innenpolitik so zu
präsentieren, dass damit Bürgerinnen und Bürger erreicht wurden, die häufig die
Grünen wählen, obwohl es hierfür z. B. mit der Arbeit am Integrationskonzept
eine gute Grundlage gab. 
8. Das Ergebnis der Linkspartei bei den Bundestagswahlen wurde immer wie-
der als Vorwegnahme einer gesamtdeutschen neuen Linkspartei gewertet. Vor die-
sem Hintergrund musste der Wahlantritt der WASG auf Landesebene gegen die
Linkspartei, »das Gesamtbild der Zerstrittenheit der Linken in Berlin« erzeugen,
»das sich nicht auf die WASG reduzierte«33, und sich auf das Wahlergebnis der
Linken auswirken. Das neue parteipolitische Projekt hatte in Berlin keine attrak-
tive und damit auch keine mobilisierende Wirkung. In der Analyse zu den Aus-
wertungen der Briefe und Mails an den Landesvorstand wird darauf verwiesen,
dass »durch den Landesvorstand die Wirkung der WASG falsch eingeschätzt
wurde. Zahlreiche Briefe verweisen darauf, dass sie die Kritik der WASG an der
Regierungspolitik z. T. angesprochen habe, weil Inhalte dieser Kritik im Laufe der
letzen Jahre auch von Mitgliedern und Sympathisanten der Linkspartei geäußert,
aber nicht gehört wurden.«
Konsequenzen und Projekte
Neue Schritte in die Regierung 
Das Wahlergebnis im September 2006 führte dazu, das zunächst einmal innege-
halten und nachgefragt wurde: Hat die Linkspartei das Recht, mit dem Verlust fast
der Hälfte ihrer Stimmen von 2001 noch einmal in die Regierung zu gehen? Das
war nicht in erster Linie eine Frage an den bisherigen Koalitionspartner SPD, der
zwischen den Grünen und der Linkspartei entscheiden konnte, auch nicht an die
Wählerinnen und Wähler, sondern vor allem eine Frage an die Mitglieder der ei-
genen Partei, die sichtbar geschwächt aus dieser Wahl ging. Sollte eine so ange-
schlagene Partei noch einmal in die Regierung gehen, was bleibt beim nächsten
Mal von der Partei dann noch übrig? Geht man in die Sondierungsgespräche und
wenn, mit welchen Inhalten? 
DDR. In zahlreichen Briefen an Klaus Lederer nach den Berliner Wahlen 2006 wird die mangelnde Differenzie-
rung in den historischen Erklärungen der Linkspartei auf Berliner Ebene thematisiert. Siehe Beiträge zur Wahl-
auswertung: Die Linkspartei.PDS Berlin, Diskussionsforum zur Wahlauswertung. 8. Dezember 2006, S. 25.
33 Ebenda, S. 20.
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Nach heftigen innerparteilichen Debatten beschloss die Linkspartei auf einem
Sonderparteitag mehrheitlich mit folgenden Forderungen in die Sondierungsge-
spräche zu gehen: keine Privatisierungen der öffentlichen Daseinsvorsorge, keine
Studiengebühren, Einstieg in den öffentlich geförderten Beschäftigungssektor
(ÖBS), Einstieg in die Gemeinschaftsschule, kostenfreie Kita und ein Landespro-
gramm gegen Rechtsextremismus. Diesen Forderungen stimmte die SPD in den
Sondierungsgesprächen zu. Der Sonderparteitag der Berliner Linkspartei im De-
zember 2006 votierte mit großer Mehrheit für die Fortsetzung der Koalition. 
Erstmalig wurde jeder einzelne Schritt auf dem Weg in die neue Koalition mit
der Parteibasis, den Parteigremien auf Bezirks- und Landesebene, den Mandat-
strägerinnen und trägern aus den Bezirken, den Abgeordneten der Fraktion des
Abgeordnetenhauses, den Mitgliedern in der Regierung diskutiert, bevor die Ent-
scheidungen getroffen wurden, bevor der Parteitag nun auf einem deutlich höhe-
rem Niveau die Frage nach der Fortsetzung der rot-roten Koalition diskutierte und
entschied. Für ungeklärte Fragen wie Verkauf der Gewerbeansiedlungsgesell-
schaft (GSG) und Erhöhung der Wasserpreise wurden zusätzlich parteiöffentliche
Foren organisiert. 
Dass diese neue partizipative und transparente Kultur der Berliner Linken
immer wieder neu durchgesetzt werden muss, dass sie anfällig bleibt, zeigt
der Umgang mit der Aufhebung des Ladenschlussgesetzes. Das Problem hierbei
waren weniger die Inhalte dieser Regelung – die realen Ladenöffnungszeiten
entsprachen bundesweit und ebenso in Berlin längst nicht mehr der bestehen-
den Gesetzeslage –, sondern es wurde zum bundespolitischen Symbol für die ver-
meintliche Fortsetzung neoliberaler Politik und für schnelle Entscheidungen an
den Parteigremien, einschließlich des Berliner Landesvorstandes, vorbei. 
Alternative Projekte und reale Umsetzungen 
Bis 2006 standen die Gestaltungsziele linker Politik unter dem Diktat einer extre-
men Haushaltsnotlage und der deshalb eingereichten Klage. Das hieß konkret,
dass alles, was Berlin an sozialer Infrastruktur, als so genannte Ausstattungsvor-
sprünge, besaß, wo sich die Linkspartei nicht durchsetzen konnte, sozial gestaffelt
abgebaut wurde. Dennoch lässt sich linke Regierungspolitik in Berlin nicht auf
eine sozial ausbalancierte Sparpolitik reduzieren. Sie war auch ein Versuch sich
gegen den neoliberalen Mainstream zu behaupten. Und dies vor dem Hintergrund
komplizierter Beziehungen zu den Gewerkschaften und schwachen sozialen Be-
wegungen34. Die hier skizzierten Gestaltungsziele und realen Umsetzungen sollen
nur beispielhaft für unterschiedliche Ansätze, Erfolge und Probleme stehen. 
34 Nach dem Ausklang der Montagsdemonstrationen und den Studentenprotesten gegen Studiengebühren und Stu-
dienkonten 2004/2005, an denen sich die PDS beteiligte und die sie unterstützte, gab es in Berlin keine nennens-
werten sozialen Bewegungen, das Wirken einzelner Initiativen blieb weitgehend marginal. Anders dagegen die
partei- und organisationsübergreifenden Initiativen gegen Rechtsextremismus und Versuche der NPD, das Ver-
sammlungsrecht wie am 8. Mai 2005 zu missbrauchen. 
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Öffentlicher Beschäftigungssektor
Berlin, einstige Industriestadt, verlor seit 1989 rund die Hälfte ihrer Industriear-
beitsplätze. Diese Entwicklung spiegelt sich in der überdurchschnittlichen Höhe
der Langzeitarbeitslosigkeit besonders niedrig qualifizierter, zugewanderter Ar-
beitnehmer wider, deren Situation nunmehr mit Hartz IV festgeschrieben wird.
Die Chance ihrer Wiedereingliederung in den ersten Arbeitsmarkt ist nahezu aus-
sichtslos, Arbeitsmarktfördermittel für einen arbeitsvertraglich geregelten zweiten
Arbeitsmarkt lassen die Hartz-IV-Gesetze nicht zu. 
Im August 2007 waren in Berlin 262.254 Menschen erwerbslos, darunter
20,2 Prozent Ausländer, 44,3 Prozent Frauen und 39,4 Prozent Langzeitarbeits-
lose.35 Dennoch hat Berlin im zurückliegenden Jahr einen Beschäftigungszuwachs
erreicht.36 Den größten Zuwachs gab es bei der Zeitarbeit, im Sektor Erziehung
und Unterricht und den Dienstleistungen. Das Problem der Langzeitarbeitslosig-
keit bleibt davon unberührt. Folgerichtig wird in dem Papier der PDS: »Eckpunkte
kommunaler Beschäftigungspolitik« vom Oktober 2004 der Ausbau des zweiten
Arbeitsmarkts gefordert, da »die alleinige Orientierung auf den ersten Arbeits-
markt in Berlin und in anderen strukturschwachen Regionen nicht ausreicht. In
Berlin kommt auf mehr als 30 Arbeitsuchende nur eine offene Stelle.«37 Die Ber-
liner Linkspartei hat die Hartz-Gesetze im Bundesrat klar abgelehnt, dennoch sind
sie auch für Berlin Gesetzesgrundlage und müssen umgesetzt werden. D.h. die
Linke musste ihre arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen nun auf Grundlage dieser
Gesetze mit den darin gegebenen Spielräumen treffen. Dazu gehört öffentliche
Beschäftigung mit zusätzlicher Qualifizierung (Befähigungsnachweisen oder
Schulabschlüssen) zu verbinden, um einen Einstieg in den ersten Arbeitsmarkt zu
ermöglichen. Damit Langzeitarbeitslose aber nicht nur sinnvolle Arbeit leisten,
sondern von ihr auch leben können, sollen die im Landeshaushalt eingestellten
Mittel für Beschäftigungsmaßnahmen um den Landesanteil an Wohnungskosten
für Arbeitslosengeld-II-Empfangende und durch Mittel des Europäischen Sozial-
fonds (ESF) auf einen 1.300 Euro Bruttolohn aufgestockt werden. 
Die Überlegungen zur Entwicklung eines eigenständigen öffentlich geförderten
Beschäftigungssektors sind in der Linkspartei nicht neu. Der Einstieg in einen sol-
chen war bereits 1998 Bestandteil der rot-roten Koalitionsvereinbarung von
Mecklenburg-Vorpommern und in dieser vom Finanzierungsvorbehalt ausge-
schlossen. Erste Arbeitsinstrumente wie das Arbeitsmarkt- und Strukturentwick-
lungsprogramm (ASP) und Gemeinwohlorientierte Arbeitsförderprojekte (GAP)
wurden entwickelt und erprobt. Auch in Berlin ist der Einstieg in den öffentlichen
35 DGB Bezirk Berlin-Brandenburg: Arbeitsmarktdaten Juli 2007 vom 13.08.2007. http://www.berlin-branden-
burg.dgb.de/article/articleview/619/1/7/
36 Industrie- und Handwerkskammer Berlin: Sozialversicherungsbeschäftigte. Arbeitsort Berlin und Deutschland.
http://www.hwk-berlin.de/ueber-uns/organe-ehrenamt/infos-fuer-vorstand/inhaltsuebersicht/berliner-daten/sozi-
alversicherungspflichtig-beschaeftigte.html Juni 2006.
37 Harald Wolf, Heidi Knake-Werner, Carola Freundl und Elke Breitenbach: Eckpunkte kommunaler Beschäfti-
gung. 8. Oktober 2004 http://www.pds-berlin.de/politik/dok/2004/hartz4/041008nl.html
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Beschäftigungssektor Bestandteil des Koalitionsvertrages. 2500 Stellen sollen bis
2011 in einem Landesprogramm geschaffen werden, indem staatliche Transferlei-
stungen für die Beschäftigung von Langzeitarbeitslosen umgewidmet und in re-
gulären sozialversicherungspflichtigen Stellen als Gehalt ausgezahlt werden. Über
die zukünftigen Bundesprogramme könnten im Jahr 2007 weitere 500 Stellen, in
2008 ca. 5.000 und 2009 über 3.500 Stellen geschaffen werden. Der ÖBS soll sich
dabei auf folgende Handlungsfelder konzentrieren: 
• Verbesserung der Perspektiven einer älter werdenden Gesellschaft, beispiels-
weise Stärkung der Mobilität des Einzelnen, Sicherstellung des Abbaus von Bar-
rieren oder Ausweitung von Serviceangeboten für Seniorinnen und Senioren, 
• Stärkung des sozialen Zusammenhalts (Nachbarschaftsarbeit, soziale Infra-
struktur), 
• Unterstützung der Integration von Migrantinnen und Migranten, 
• Stärkung der kulturellen und schulischen Bildung38.
Ein erstes Modellvorhaben als Vorläufer eines ÖBS wird gegenwärtig erprobt
und stützt sich auf die Überlegung, dass es auf dem Feld der gemeinnützigen
Arbeit viele Tätigkeiten gibt, die kaum kommerziell angeboten werden können.
Folgende Projekte gehören u. a. dazu: flexible Kinderbetreuung außerhalb der üb-
lichen Arbeitszeiten, »Modellmaßnahme 50 plus« für einen Kinder- und Jugend-
zirkus (Cabuwazi), Gesundheitsförderung und Vorbeugung für Ältere und Hoch-
betagte und Gemeindedolmetschdienste, die in Schulen und Kindergärten für
Migrantenkinder und ihre Eltern in und aus zwölf Sprachen übersetzen können. Be-
zogen auf die Dauer der Beschäftigung stößt dieses Modellprojekt an die Grenzen
von Hartz IV. Danach sind sogenannte «Drehtüreffekte« zu vermeiden. Durch öf-
fentlich geförderte Beschäftigung dürfen keine neuen Ansprüche auf Arbeitslosen-
geld erworben werden, so dass für Teilnehmer der Modellprojekte unter 55 Jahre
zehn Monate Beschäftigung im zweiten Arbeitsmarkt erhalten und nur Langzeitar-
beitslose, die älter als 55 Jahre sind, darüber hinaus gefördert werden können.
Öffentliche Daseinsvorsorge 
Berlin war seit Jahren dem Druck der Privatisierung und Liberalisierung öffentli-
cher Daseinsvorsorge ausgesetzt. 1997 wurde die Bewag, 1998 die GASAG pri-
vatisiert, 1999 erfolgte die Teilprivatisierung der Wasserbetriebe. Der gleichen
Logik folgend, sollte nun die Privatisierung von Vivantes (einem Krankenhaus-
verbund), der Berliner Verkehrsbetriebe und der Stadtreinigung sowie weiterer
städtischer Wohnungsbaugesellschaften und letztlich auch die Privatisierung der
Berliner Sparkasse folgen. Dies hat die PDS bzw. Linkspartei verhindert. Mit Aus-
nahme der Städtebaulichen Wohnungsbaugesellschaft GSW sind die genannten
Unternehmen nicht privatisiert worden. Das ist für die Berliner Linke ein Erfolg,
38 Elke Breitenbach: Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanzieren. Der öffentlich geförderte Beschäftigungssektor (ÖBS)
in Berlin wird ausgebaut. 31. August 2007. http://cmsfraktion.linkspartei-berlin.de/politik/ aktuelles/detail/zuru-
eck/ aktuelles-/artikel/arbeit-statt-arbeitslosigkeit-finanzieren-2/
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denn Abwehr der Privatisierung ist notwendige Voraussetzung für politische Ge-
staltung und Steuerung. 
Als Teil einer Landesregierung Politik zu gestalten, heißt klar Eigentümer-
funktionen zu übernehmen. Für die Berliner Linkspartei hieß das erstens die For-
derung nach Transparenz im Umgang mit landeseigenen Unternehmen, um »der
Öffentlichkeit Einblick in die Strategien und Ziele der Unternehmen zu verschaf-
fen, aber auch in das Tun und Lassen des städtisch berufenen Managements, und
um die Wahrnehmung der Interessen der Berlinerinnen und Berliner gegenüber
diesen Unternehmen zu gewährleisten«39. Zweitens bedeutete Gestaltung vielfach
die Sanierung der landeseigenen Unternehmen, d.h. auch die Sanierungsnotwen-
digkeit mit den Interessen der betroffenen Angestellten und Arbeitern ins Verhält-
nis zu setzen und auszuhandeln, und drittens die Stärkung innovativer Potentiale
der landeseigenen Unternehmen. 
Die Wahrnehmung der Eigentümerfunktion ist notwendiger Weise mit dem
Aushandeln einander widersprechender Interessenlagen verbunden, so dass auch
das politische Handeln – auch für Linke – nicht widerspruchsfrei gestaltet werden
kann. Zwei Beispiele: Für die Sanierung von Vivantes als landeseigenes Unter-
nehmen bedeutete dies zunächst die Umwandlung der Altschulden in Höhe von
230 Millionen Euro in Eigenkapital durch den Berliner Senat. Der Beitrag von
34 Million Euro, der seitens der Beschäftigten zu tragen war, entsprach einem
Lohnabbau von 6,5 Prozent sowie den sozial gestaffelten Verzicht auf Urlaubs-
und Weihnachtsgeld bis 2008. Die Beschäftigungssicherung bis 2010, der Ab-
schluss eines Notlagentarifvertrages »Tarifvertrag zur Beschäftigungssicherung
und zur sozialverträglichen Begleitung von Rekonstruktionsmaßnahmen« waren
Teil der Sanierung. Die Zahl der Betten wurde von 6.200 auf 5.300 reduziert. Es
erfolgte die Ausgliederung von medizinfernen Bereichen wie Catering, Wäsche-
versorgung, technisches und infrastrukturelles Facility Management.
Für ökologische Orientierungen landeseigener Unternehmen steht der Ausbau
des ökologischen Profils der Berliner Stadtreinigung (BSR). Sie betreut die ca.
1,8 Millionen Berliner Haushalte. Die Gebühren beim Hausmüll liegen deutlich
unter denen von Hamburg, München, Köln und Frankfurt. 2006 wurde mit der Se-
natsverwaltung für Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz (die Linkspartei
stellt die zuständige Senatorin) eine Kooperationsvereinbarung über die Umset-
zung von Maßnahmen zur Reduzierung von CO2-Emissionen abgeschlossen.40 Die
39 Bei der Forderung nach Transparenz im Umgang mit landeseigenen Unternehmen ging es der PDS erstens um
die Sanierung derjenigen Unternehmen mit Defiziten, Fehlsteuerungen und Geburtsfehlern, die nach Verkauf der
Filetstücke beim Land verblieben sind, zweitens um die Schaffung einer Perspektive für all diejenigen Unter-
nehmen, die eine für die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt unbedingt erforderliche Infrastruktur bereitstellen,
insbesondere auch eine Infrastruktur an Gesundheitsversorgung und städtischen Steuerungspotentialen im Woh-
nungssektor und drittens die Schaffung von Vorkehrungen, die Missmanagement künftig erschweren. Vgl. Klaus
Lederer: Transparenz im Umgang mit landeseigenen Unternehmen. 3. Juni 2004. http://www.klauslederer.de/ po-
litik/im_parlament/zur_debatte/transparenz/
40 Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz: Kooperationsvereinbarung zwischen Senat
und BSR vom 1. Januar 2006
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BSR erfasst und verwertet jährlich 2,6 Millionen Kubikmeter Deponiegas, wan-
delt in Blockheizkraftwerken Methan in Strom und Wärme um und kann damit
große Mengen an Braunkohle und Erdgas ersetzen. 
Seit 2006 gilt für die BSR der neue Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst
(TVöD) und ein hauseigener Zusatztarifvertrag (ZTV). Dieser beinhaltet Ziel-
vereinbarungen für die Beschäftigten, ohne die »das Effizienzsteigerungspro-
gramm«41 nicht erreichbar wäre. Konkret haben »die Mitarbeiter/innen … auf Ent-
geltbestandteile und Sonderurlaubstage verzichtet und einer spürbaren Anhebung
der Arbeitsleistung durch organisatorische und technische Verbesserungen zuge-
stimmt«. Das wird auch in der Tarifperiode 2007/2008 notwendig sein, um die
Personalkosten noch einmal nachhaltig um fast 15 Mio. Euro senken zu können.
»Letztendlich sichert das aber auch die Arbeitsplätze der Beschäftigten«, heißt es
im Geschäftsbericht der BSR 2006. 
Der Fehler GSW und seine Folgen
Zu den größten Fehlern der PDS gehörte der Verkauf der GSW, einer der größten
städtebaulichen Wohnungsbaugesellschaften Berlins mit ca. 65.700 Wohn- und
Gewerbeeinheiten in mehreren Berliner Bezirken. Die Schulden der GSW ge-
genüber Kreditgebern betrugen rund 1,56 Mrd. Euro. Das Jahresergebnis 2003 lag
bei 13,4 Mio. Euro. Angesichts dieser Zahlen und vor dem Hintergrund des Ber-
liner Schuldenberges hatte die PDS diesem Verkauf bei einem Kaufpreis von 405
Mio. Euro inklusive einer Kostenpauschale von 4 Mio. Euro zugestimmt.42 Den-
noch war der Verkauf innerhalb der Linkspartei heftig umstritten. Kritisch hieß es:
»Der Verkauf der GSW ist wohnungspolitisch nicht vernünftig. Er ist an sich nicht
mal fiskalisch besonders schlau... Mit dem Verkauf der GSW geht ein für die
Steuerungsfunktion der kommunalen Wohnungswirtschaft in Qualität und territo-
rialer Verteilung wichtiger Wohnungsbestand der öffentlichen Verfügung verloren
und es tritt im verbleibenden kommunalen Bestand eine ‚Schieflage’ in Richtung
der östlichen Peripherie ein. Mit dem Verkauf verschlechtern sich für die kom-
munalen Wohnungsbaugesellschaften die Möglichkeiten des gezielten und ertrag-
reichen Verkaufs von einzelnen Beständen. Dies ist aber ein wichtiges Moment in
den Sanierungskonzepten der städtischen Gesellschaften.« Dagegen wurde einge-
wandt: Der Verkauf »rechtfertigt sich nur aus der Notlage des Landes, der haus-
halterischen und der wohnungswirtschaftlichen. Das Land Berlin muss zum einen
eigene Vermögenswerte mobilisieren, wenn es von den anderen Ländern und dem
Bund eine zusätzliche finanzielle Unterstützung erwartet.«43
41 Berliner Stadtreinigung (BSR) Geschäftsbericht. 2006, S. 20. http://www.bsr.de/bsr/download/GB_ 2006_ Inter-
net.pdf
42 Senat von Berlin: Senat stimmt Verkauf der GSW zu. Pressemitteilung Nr. 04-032 vom 25. Mai 2004. http://
www.berlin.de/sen/finanzen/presse/archiv/20040525.1520.28211.html




Weitere Verkäufe städtischer Wohnungsbaugesellschaften wurden verhindert
und sind im Koalitionsvertrag ausgeschlossen. Was dennoch fehlt ist das Sanie-
rungskonzept für die städtischen Wohnungsgesellschaften auch vor dem Hinter-
grund steigender Mieten44 und wachsender sozialer Disparitäten, die sich nach
Aussagen im Sozialstrukturatlas von Berlin45 im zeitlichen und räumlichen Ver-
gleich eher noch verstärken. Es fehlt der Linkspartei seit Jahren die Entwicklung
wohnungspolitischer Leitlinien als Teilprojekt zur Entwicklung Berlins als soziale
und innovative Stadt ebenso wie die Entwicklung eigenständiger stadtpolitischer
Leitbilder. 
Haushaltssanierung
Hart umkämpft, umstritten, umschimpft – aber ein Erfolg: Der Verkauf der Berli-
ner Sparkasse an den Sparkassen- und Giroverband hat nicht nur deren Privatisie-
rung verhindert und das Drei-Säulen-Modell für Deutschland gegen den Willen
der Europäischen Kommission erhalten, sondern mit den Einnahmen dieses Ver-
kaufs sind die Zahlungen zur Risikoabschirmung der Bankgesellschaft aus dem
laufenden Landeshaushalt nun nicht mehr nötig. 2008 legt Berlin erstmals einen
ausgeglichenen Haushalt vor. Es wird ein Überschuss von 476 Mio. Euro erzielt.
723 Mio. Euro stille Einlagen aus dem Verkauf der Landesbank fließen zurück in
den Haushalt. Aufgabe der Linkspartei in den nächsten Haushaltsverhandlungen
wird es sein müssen, neben der Akzentsetzung Berlins als Wissenschaftsstandort,
Berlin ebenso als soziale, demokratische und weltoffene Stadt zu entwickeln46.
Dazu gehört auch die Neugestaltung des Wertausgleichs zwischen den Bezirken,
der den sozialen Ausgleich bei besonderen Problemlagen sicherstellen soll.
Gemeinschaftsschule
Bildungssysteme sind Spiegel gesellschaftlicher Entwicklungen, einer sich aus-
differenzierenden Sozialstruktur von Gesellschaft. Das deutsche Bildungssystem
macht vor allem Kinder aus bildungsfernen Schichten, aus sozial benachteiligten
Familien und aus Familien mit Migrationshintergrund zu Verlierern. Ein Drittel al-
ler Schüler mit Migrationshintergrund in Berlin hat keinen Schulabschluss, der
Anteil der Gymnasiasten mit Migrationshintergrund beträgt 16,3 Prozent, ein
Drittel davon verlässt die Gymnasien ohne Abitur. Auch aus diesem Grund for-
44 Nach den Angaben des Mietspiegels 2007, der aufgrund seiner Berechnungsgrundlagen aus der Sicht der Mie-
terverbände selbst als Instrument von Mieterhöhungen betrachtet wird, zahlen die Berliner 5,8 Prozent mehr
Miete als vor zwei Jahren. Neuer Mietspiegel – Das Wohnen in Berlin verteuert sich weiter. Aber nicht überall.
Berliner Zeitung, 12. Juli 2007. S. 2 
45 Senatsverwaltung für Soziales, Gesundheit und Verbraucherschutz. Berlin 2004. http://www.efb-berlin.de/down-
load/berliner_sozialatlas_2003_kurz.pdf
46 Die Akzentsetzung der SPD gilt der Entwicklung des Wissenschaftsstandortes Berlin mit 150 Mio. Euro, mit
20 500 Plätzen für Studienanfänger, einer Exzellenzeninitiative der Hochschulen mit 18 Mio. Euro. Darüber hin-
aus sollen Gelder für die Anschubfinanzierung zur Sanierung der Staatsoper in Höhe von 50 000 Euro und für
den Ausbau der U5 eingestellt werden. Überlegungen für den sozialen oder Bildungsbereich werden nicht ge-
nannt. Neues Deutschland, 21. Juni 2007, S. 17.
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derte die PDS schon 2004, das dreigliedrige Schulsystem zu überwinden, denn
»sozialistische Bildungspolitik hat die Aufgabe, als regulierendes und integrieren-
des Instrument zu Entkopplung von Bildungserfolg und sozialer Herkunft beizu-
tragen«47. Dazu diente die im Februar 2004 festgeschriebene Grundschulreform
mit flexibler Schulanfangsphase und der Ausbau der ganztätigen Bildungs- und
Betreuungsangebote, die nun um ein adäquates Angebot für ältere Schülerinnen
und Schüler ergänzt werden soll. 
Die Linkspartei hat die »Wege zu einem integrativen Schulsystem in Berlin« zu
einem ihrer zentralen Projekte erklärt. Auf der Grundlage eines Arbeitspapiers
»Berlin wird skandinavisch schlau – Wege zu einem integrativen Schulsystem in
Berlin«48 sollte das Projekt zunächst über Werkstattgespräche intern und dann mit
dem Koalitionspartner diskutiert werden, um noch in dieser Legislaturperiode mit
dem Umbau des Schulsystems beginnen zu können. Teil des Beschlusses war
ebenso, Gespräche mit Gewerkschaften und Verbänden zu führen, öffentliche De-
batten mit Befürworten und Kritikern des integrativen Schulsystems zu veranstal-
ten und das Projekt öffentlich vorzustellen. 
Der »Einstieg in ein durchgängig integratives und leistungsfähiges Schulsy-
stem für alle Berliner Kinder unabhängig von ihrer sozialen, kulturellen oder eth-
nischen Herkunft und unabhängig von Alter und Geschlecht«49 wurde eines der zen-
tralen Projekte im Berliner Wahlkampf 2006. Es soll zunächst mit einer Pilotphase
beginnen, um Erfahrungen zu sammeln, wie sich individuelles Lernen und indivi-
duelle Förderung, einschließlich der besonderen pädagogischen Förderungen vom
Nachteilsausgleich bis zur Hochbegabung, in einem Schultyp realisieren lassen. 
All das braucht zusätzliche Ressourcen, die vor allem durch Bündelung erreicht
werden sollen. Aufgrund zurückgehender Schülerzahlen (in fünf Jahren werden es
in Berlin 40.000 weniger sein als 2002) können 1.500 Lehrerstellen hierfür ge-
nutzt werden. Mit dem Ausscheiden von Lehrern und der Einstellung von ca.
7.000 jungen Lehrern werden Gelder eingespart und zugleich weniger Gelder für
den 2. bzw. 3. Bildungsweg benötigt. Hinzu kommen weitere geplante Stellen für
pädagogische Verbesserungen sowie neue Möglichkeiten einer bedarfsgerechten
Ausgestaltung von Schulen.50.
Um das Projekt im Rahmen des vorgegebenen Haushaltsplans umsetzen zu
können, hat die Linkspartei.PDS im Juni 2006 ein Gutachten zu den Kosten eines
integrativen Schulsystems für Berlin erstellt, in dem die Mehrbelastung auf 79,15
47 PDS Fraktion im Abgeordnetenhaus von Berlin. Jahresklausur der PDS-Fraktion Berlin vom 24.-26. September
2004 in Szczecin, Material, Teil I, S. 46.
48 Die Linke. PDS. Fraktion im Abgeordnetenhaus von Berlin. Berlin wird skandinavisch schlau – Wege zu einem
integrativen Schulsystem in Berlin. 17. Juli 2006 http://www.gemeinschaftsschule-berlin.de.
49 Landesvorstand der Linkspartei.PDS: Für einen gemeinsamen Wahlkampf. 6. April 2006 http://www.linkspartei-
berlin.de/index.php?id=4150
50 Diese sollten – so im Wahlprogramm der Linkspartei formuliert »personell besser mit Sozialpädagogen, Psycho-
logen, Bildungswegberatern, Lehramtsstudierenden und medizinischen Personal ausgestattet werden«. Die
Linkspartei.PDS Wahlprogramm zu den Wahlen zum Abgeordnetenhaus 2006, S. 14 ff.
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Mio. Euro geschätzt wird. Dem gegenüber stehen Einsparungspotentiale in Höhe
von ca. 72 Mio. Euro, so dass unter Berücksichtigung rückläufiger Schülerzahlen
laut Gutachten letztlich eine effektive Mehrbelastung von 7 Mio. Euro51 entstehe,
also weit unter den Beträgen, die Klaus Wowereit, zusätzlich für die Exzellenz-
förderung an Berliner Hochschuleinrichtungen (18 Mio. Euro) einplant.
Die Gemeinschaftsschule ist Bestandteil der Koalitionsvereinbarung. Erstmalig
wird der Einstieg in ein alternatives Projekt gesichert, das durch die Linkspartei in-
itiiert wurde und parteiübergreifend mit Vertretern der GEW, des Runden Tisches
Gemeinschaftsschule, Vertretern aus Wissenschaft und den Schülern und Eltern
entwickelt und umgesetzt wird. In dem inzwischen abgeschlossenen Interessenbe-
kundungsverfahren haben insgesamt 65 Schulen aus dem Osten und Westen der
Stadt ihr Interesse angemeldet. Die Begleitung des Projektes erfolgt über einen
Beirat, in dem Vertreter aus den Fraktionen, von Lehrerverbänden, Verbänden der
Wissenschaft und Wirtschaft und Vertreter des öffentlichen Lebens mitarbeiten. 
Gemeinschaftsschulen sind jedoch nicht automatisch ein linkes Projekt. Sie
können bei Abkopplung der Gymnasien von der langfristigen Entwicklung der
Schullandschaft mühelos auch zum Modernisierungsinstrument des zweigliedri-
gen Schulsystems mit unterschiedlichen Integrationsangeboten führen. Es steht
auch nicht nur aus Gründen sozialer Gerechtigkeit auf der Tagesordnung. In
Schleswig-Holstein, dem ersten Bundesland in dem die Gemeinschaftsschule
rechtlich verbindlich durchgesetzt wurde, geschieht dies als Projekt der großen
Koalition und hat gleichermaßen soziale wie demographische Gründe. 
Ob das Berliner Projekt Gesamtschule nun zur bildungspolitischen Innovation
wird oder zum Projekt nachholender Modernisierung mutiert, ist zum einen von
der konkreten Ausstattung (Klassengrößen, Raumkapazitäten, Förderkonzepte,
Leistungsdifferenzierung, Personalausstattung) und der Qualifikation der Lehr-
kräfte abhängig. Zum anderen besteht eine Abhängigkeit von der Sicherung der
Übergänge an weiterführende Bildungswege unter Einbeziehung der Gymnasien.
Der Erfolg des Projekts Gemeinschaftsschule hängt davon ab, ob es vor Ort
verwurzelt sein wird. Es muss Bürgerprojekt werden, getragen von zivilgesell-
schaftlichen Organisationen, Schüler- und Jugendparlamenten, Gremien und Aus-
schüssen und den Mitgliedern der Parteien einschließlich ihres Jugendverbandes,
oder es bleibt eine parlamentarische Kopfgeburt.
51 Roman Jaich: Berlin wird skandinavisch schlau! Wege zu einem integrativen Schulsystem Gutachten. Kosten ei-
nes integrativen Schulsystems für Berlin: Bestandsaufnahme und Kostenabschätzung im Auftrag von DIE
LINKE.PDS Fraktion im Abgeordnetenhaus
52 Rolf Reißig: Mitregieren in Berlin. A. a. O., S. 65
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Fazit
Rolf Reißig beschreibt die Linke in Regierungsverantwortung als Projekt des stra-
tegischen Lernens für die gesamte Partei und verweist auf die unterschiedlichen
und ungleichzeitigen Erfahrungsräume der Mitglieder der Linkspartei. »Nicht die
gesamte PDS und ihr Umfeld sehen sich gleichermaßen durch die Regierungsver-
antwortung gefordert. Daraus können und entstehen tatsächlich, wie sich gerade
auch in Berlin zeigt, Ungleichzeitigkeiten in den Erfahrungsräumen der PDS-Mit-
gliedschaft. Mehr noch – oft entstehen durch die Regierungsbeteiligung erst ein-
mal neue inhaltliche Klüfte in der Bewertung der Ergebnisse der Regierungsbe-
teiligung und oft auch ihres Sinns und Zwecks.«52 Reißig beschreibt dieses
Problem für den Berliner Landesverband. Es ist deshalb notwendig »gemeinsame
Praxen zu entwickeln und zu versuchen, darüber die verschiedenen Erfahrungs-
welten zu akzeptieren und dann etwas Neues draus zu machen (E8). Wichtig wäre
es, Strukturen zu entwickeln, die einen produktiven Umgang mit dieser Unter-
schiedlichkeit und Ungleichzeitigkeit ermöglichen. 
Folgende Thesen sollen hiermit zur Diskussion gestellt werden
1. Linke in Regierungsbeteiligung bleibt ein ambivalentes Projekt. Sie lässt sich
nicht von der Klärung der Frage nach der Veränderbarkeit von Gesellschaft, von
der Bewertung gesellschaftlicher Entwicklungspotentiale – auch des Neoliberalis-
mus – trennen, von der Frage nach gesellschaftlicher Transformation und der
Funktion der Linken in einem solchen Prozess und von der Einschätzung der ei-
genen parteipolitischen Potentiale und der Potentiale linker Bündnisse.
2. Die Verantwortung linker Politik kann mit Ablehnung als auch mit Zustimmung
von Regierungsbeteiligung verbunden sein. Beide Antworten sind legitim und
müssen die Frage beantworten, unter welchen Bedingungen relevante Verbesse-
rungen zu mehr sozialer Gerechtigkeit, Demokratie und Selbstbestimmung eher
durchsetzbar sind. Dazu gehört im Vorfeld der Entscheidung die Analyse der po-
litischen und gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse und der vorhandenen Akteure,
die für die Durchsetzung linker Politik zur Verfügung stehen. 
3. Linke Politik muss erkennbar sein. Deshalb gehört die Entwicklung von kon-
kreten Projekten linker Politik, die sie als Partei der sozialen Gerechtigkeit, als
Friedenspartei, als Partei, die einen demokratischen Sozialismus als strategisches
Ziel anstrebt, erfahrbar werden lässt. »Wir werden nur dann mehr Akzeptanz er-
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halten und auch an Lösungsvarianten beteiligt sein, wenn mehr Menschen sich da-
durch auch ermutigt fühlen, selbst etwas zu tun und damit Kräfteverhältnisse ver-
ändert werden.«(E7)
4. Zur Wahrnehmung von parlamentarischer politischer Verantwortung auf den je-
weiligen Ebenen der Europa-, Bundes-, Landes und Kommunalpolitik gehört
nicht nur die fachpolitische parlamentarische Arbeit, sondern ebenso die horizon-
tale und vertikale Vernetzung und Koordinierung von Politik. Mit dem Einzug der
Linken in den Bundestag hat sich seit 2005 das Verhältnis zwischen Bundestags-
und Landtagsfraktionen neu entwickelt. Der statuarisch beschlossene Bundesaus-
schuss wird als ein Koordinierungs-, Beratungs- und Abstimmungsgremium zur
weiteren Qualifizierung beitragen. Dazu gehört die Aufgabe, die horizontale Zu-
sammenarbeit auf Landesebene zu strategischen und auch thematischen Schwer-
punkten zu entwickeln. 
5. Wenn parlamentarische Arbeit erfolgreich sein soll, braucht sie das Zusammen-
wirken mit außerparlamentarischen Bewegungen. Dabei könne, so ein Interview-
partner, die Linkspartei »durchaus ein parlamentarischer Arm einer breiten linken
Bewegung«(G1) sein. Dies setzt jedoch einen wesentlichen höheren Vernetzungs-
grad und die Bereitschaft voraus, sich zurückzunehmen: »Wenn wir als Linke etwas
Neues kreieren wollen«, dann müssen wir »eine Politik machen, die Macht abgibt.
Wir müssen deutlich machen, wir machen nicht Politik, weil wir Macht haben wol-
len, sondern weil wir die Macht wieder zu den Menschen geben wollen.«(E3)
6. Gerade auch vor dem Hintergrund der Eigendynamik und der Verselbstständi-
gung von parlamentarischer Politik muss Politikentwicklung und -gestaltung als
partei- und gesellschaftspolitischer Aushandlungsprozess verstanden und gestaltet
werden. Dazu gehört es, die unterschiedlichen Handlungslogiken und Politikan-
sätze, die oft im legitimen Widerspruch zueinander stehen, transparent und nach-
vollziehbar darzustellen und miteinander zu diskutieren. Dazu gehören ausdrück-
lich die Schaffung von Räumen zur Reflektion und Selbstreflektion der eigenen
parlamentarischen Arbeit, die Konstitution »kritischer Korrektive« und die Ent-
wicklung einer Kultur des offenen Diskurses. 
7. Auch wenn Linke in Regierungsverantwortung agieren, bleibt parlamentarische
Arbeit ein Teil der Parteiarbeit und darf nicht zur Abkopplung von den Gliede-
rungen der eigenen Partei und zur Vernachlässigung der Parteientwicklung führen.
Deshalb versucht die Berliner Linkspartei nach den Berliner Wahlen 2006, neben
der Regierungsbeteiligung die Parteientwicklung wieder in den Mittelpunkt ihrer
Arbeit zu stellen und beide Aufgaben miteinander zu verbinden. Eine Politik, die
den Anspruch hat, Politik mit und für die Bürgerinnen und Bürger zu sein, kann
es sich nicht leisten, die eigenen Mitglieder zu vernachlässigen. 
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8. Verantwortung ist immer konkret und muss konkret abgerechnet werden. Das gilt
für die Gremien der Partei, die auf ihren Parteitagen dazu verpflichtet sind. Das gilt
aber ebenso für linke Parlamentarier. Nur hat die Linke für sich noch keine Maßstäbe
zur Leistungsbewertung von parlamentarischen Fraktionen – unabhängig davon, ob
sie in Regierungsverantwortung sind oder nicht, und ebenso wenig für den einzelnen
Parlamentarier. Mit der Erarbeitung der Halbzeitbilanz 2004 einschließlich ihrer Sy-
nopse wurden erste Kriterien im Streit miteinander hierfür entwickelt. Darüber hin-
aus ist die Evaluation linker Politikansätze künftig gezielt auszubauen.
Kann die rot-rote Koalition in Berlin Modell für weitere Regierungsbeteiligungen
auf Landesebene oder gar Projekt strategischen Lernens auf Bundesebene sein?
Die Partei DIE LINKEsteht als gesamtdeutsche Partei vor der Aufgabe, gesell-
schaftlich und politisch vor Ort verankert zu sein und dazu auch ihre gegenwär-
tige Ost-West-geprägte Asymmetrie parlamentarischer Repräsentanz auf kommu-
naler und Landesebene zu überwinden. Dies ist Aufgabe der Gesamtpartei und
erfordert den Kampf um gesellschaftliche Mehrheiten und eine starke eigene par-
lamentarische Vertretung. Wenn sie dabei erfolgreich ist, muss sie auf demokrati-
schem Wege vor Ort unter den konkreten Rahmenbedingungen und Kräftever-
hältnissen ihre Rolle als Oppositions- oder Regierungspartei bestimmen: »Wenn
das nicht gelingt, unten auch präsent zu sein, dann ist es auch schwer, in die Land-
tage hineinzukommen und dann hängt die Bundestagsfraktion eben doch ein bis-
schen in der Luft. Also insofern muss das auch wirklich einer der ersten Schritte
sein, die jetzt massiv angegangen werden müssen« (F2). 
Hierfür sind die bisherigen Erfahrungen auf kommunaler Ebene aber eben-
so auf Landesebene wichtig – aus Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern
und Berlin. Es geht um den Austausch über Politikentwicklung und Gestaltung als
parteipolitischer und gesellschaftlicher Prozess unter den jeweiligen konkreten
Bedingungen, um unterschiedliche Logiken parlamentarischen und außerpar-
lamentarischen Handelns, um politische Abwägungsprozesse sich legitim wider-
sprechender Interessen und um die Entwicklung und Durchsetzung eigenständiger
Projekte wie die Gemeinschaftsschule oder der ÖBS in Berlin. Dazu aber bedarf
es einer Lernkultur, die souveränen Umgang miteinander, solidarische Kritik und
Fachkompetenz verbindet. Noch fehlt diese Lernkultur der neuen Linken. 
Für die noch ausstehende strategische Diskussion der neuen Linkspartei ist die
Auswertung von Erfahrungen mit der Regierungsbeteiligung in Berlin eine wich-
tige Grundlage. Viele Probleme, die sich auch auf Bundesebene stellen, sind in
Bezug auf Berlin schon diskutiert worden. Dazu gehört vor allem auch die Erfah-
rung: »Vor der Kür kommt die Pflicht.« 
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DIETER KLEIN
Die Linke und das Eigentum.
Zur programmatischen Diskussion
Mit größerer Wucht als je zuvor kehrt die Eigentumsfrage in den Fokus der Lin-
ken zurück. Lange Zeit waren die Linken nach dem Debakel staatssozialistischer
Eigentumsverhältnisse wie gelähmt in den Kämpfen um Eigentum und Macht.
Das Ende des Staatssozialismus in Europa schien nicht zuletzt ein Triumph des
Kapitaleigentums über alle anderen Eigentumsformen zu sein. Zudem konnten die
zweieinhalb Jahrzehnte eines sozialstaatlich regulierten Kapitalismus nach dem
Zweiten Weltkrieg als Beweis der Offenheit des Privateigentums für soziale Kor-
rekturen gedeutet werden. Die Überwindung der kapitalistischen Eigentumsver-
hältnisse schien in das Reich der Illusionen gerückt, die Eigentumsfrage ad acta
gelegt. »Das Verschwinden des Eigentums« – so lautete im Jahr 2000 der deutsche
Untertitel eines Bestsellers des Amerikaners Jeremy Rifkin.1
Die Wirklichkeit bietet ein anderes Bild. Die Privatisierung des früheren Staats-
eigentums war der ökonomische Kern der Verwandlung der staatssozialistischen
Länder in kapitalistische Gesellschaften. Privatisierung bisher öffentlicher Güter
und Daseinsvorsorge, öffentlichen Eigentums und öffentlicher Räume ist ein neo-
liberales Kernprojekt für die ersten Jahrzehnte unseres Jahrhunderts.2 Bereits in
den zwölf Jahren von 1990 bis 2001 betrugen die Privatisierungserlöse in den
OECD-Ländern über 600 Mrd. Dollar, in Deutschland 25 Mrd. Euro.3
Privatisierung als ein neoliberales Kernprojekt
Der Neoliberalismus war angetreten, im Namen von Effizienz, Innovation und
Wachstum die gesamte Wirtschaft weitgehend privat zu organisieren und mög-
lichst alle Güter in Waren zu verwandeln. Die Fortschritte sozialer Bändigung des
Kapitalismus, der öffentlichen Bereitstellung wichtiger Grundgüter des Lebens
wurden und werden rückgängig gemacht. Privatisiert wird die Nutzung öffentli-
cher Güter, zu denen grundsätzlich alle Menschen freien, gleichen Zugang ohne
Zahlung haben. Gleichzeitig werden der öffentlichen Hand die Mittel entzogen,
diese Güter öffentlich bereit zu stellen. Die Erdatmosphäre als öffentliches Gut
von höchster Bedeutung für das Leben auf der Erde wird mit der Ausgabe von
Emissionszertifikaten und dem Emissionshandel der Warenwelt einverleibt und
deren Gesetzen unterworfen. 
1 Jeremy Rifkin: Access. Das Verschwinden des Eigentums. Frankfurt/M./New York 2000.
2 Jörg Huffschmid (Koordinator): Die Privatisierung der Welt. Hintergründe, Folgen, Gegenstrategien. Hamburg
2004; Tanja Brühl, Tobias Debiel, Brigitte Hamm, Hartwig Hummel, Jens Martins (Hrsg.) 2001: Die Privatisie-
rung der Weltpolitik. Entstaatlichung und Kommerzialisierung im Globalisierungsprozess. Bonn 2001.
3 Financial Market Trends, 2002.
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Das öffentliche Gut Wissen, ruhend auf den Denkresultaten unzählbarer Gene-
rationen und im Begriff, in das Zentrum des Produktivkraftsystems im 21. Jahr-
hundert zu rücken, gerät ebenfalls in die Maschinerie einer »Ökonomie der Ent-
eignung«4. Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger ist ein weiteres erstrangiges
öffentliches Gut, das der fortschreitenden Privatisierung unterliegt. Auf der einen
Seite nutzen antidemokratische Kräfte in der westlichen Welt die Terrorakte vom
11. September 2001 als Vorwand, um im Namen des Antiterrorkrieges die Sicher-
heit der Bürgerinnen und Bürger vor dem eigenen Staat durch polizeistaatliche
und überwachungsstaatliche Maßnahmen, durch Rasterfahndung und Aushöhlung
von Datenschutz bis zu Rückfällen in die Duldung oder sogar Förderung von Fol-
ter in Frage zu stellen. Auf der anderen Seite wird der Schutz der Bürgerinnen und
Bürger vor kriminellen Taten durch Delegierung staatlicher Sicherheitsaufgaben
an private Unternehmen zunehmend privatisiert. 
Sogar der Krieg wird Feld der Privatisierung. Militärische Gewalt wird zur
Ware, die auf globalen Gewaltmärkten verkauft wird. Ein »militärisches Unter-
nehmertum« hat sich herausgebildet. Der Marktumsatz von »Private Military
Companies« wird auf rund 100 Mrd. Dollar im Jahr geschätzt. 
Privatisiert wird schrittweise die öffentliche Daseinsvorsorge. Nach den Be-
stimmungen des Allgemeinen Abkommens über den Handel mit Dienstleistungen
(GATS) seien die öffentliche Finanzierung oder Teilfinanzierung von Bildungs-,
Gesundheits- und Verkehrsleistungen, von öffentlicher Daseinsvorsorge in der
Kinderbetreuung, im energie- und wasserwirtschaftlichen Bereich, von öffentli-
chen Aufgaben in Rundfunk, Fernsehen und Wohnungswirtschaft als »Wettbe-
werbsverfälschung« zu betrachten und sollen auslaufen. Dies sei zugleich die not-
wendige Bedingung, die öffentlichen Ausgaben zu reduzieren und den Sozialstaat
in einen Wettbewerbsstaat zu verwandeln.
Im Zuge der neoliberalen Reformen wird öffentliches Eigentum auch direkt in
Privateigentum verwandelt – durch den Verkauf von Krankenhäusern, von Bahn
und Post, von kommunalen Wohnungsbeständen, Verkehrsunternehmen, Stadt-
werken und Theatern. Zudem werden öffentliche Unternehmen und Einrichtungen
zunehmend nach privatwirtschaftlichen Managementprinzipien als Quasi-Privat-
unternehmen geleitet. In manchen Fällen wie im Telekommunikationsbereich
führt die Marktkonkurrenz zu Preissenkungen für die Verbraucher. In der Regel
sind Massenentlassungen, Senkung der Löhne, Verschlechterung der Arbeitsbe-
dingungen und oft der Leistungen für die Kunden die Folge.
4 David Harvey: Der »neue« Imperialismus: Akkumulation durch Enteignung. In: Supplement der Zeitschrift So-
zialismus Nr. 5/2003; Christian Zeller (Hrsg.): Die globale Enteignungsökonomie. Münster 2004.
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Konkrete Fragen an eine linke Eigentumspolitik
Diese reale Entwicklung ist es, die die Linke zu neuen eigenen Antworten auf die
alte Eigentumsfrage herausfordert, die ihr in sehr konkreten Gestalten begegnet:
Was ist zu tun, wenn hochverschuldete Kommunen unter der Last des Schulden-
dienstes wichtige kommunale Aufgaben der Daseinsvorsorge nicht mehr oder zu-
mindest nicht in notwendiger Qualität leisten können? Ist in solchem Fall der Teil-
verkauf von kommunalem Eigentum an private Unternehmen ein Erfordernis
pragmatischer Vernunft, um die verbleibenden öffentlichen Aufgaben finanzieren
zu können? So argumentierten neun Dresdner Stadträte der Linkspartei, als sie am
9. März 2007 dem Verkauf des gesamten kommunalen Wohnungsbestandes an
den US-Investmentfonds Fortress zustimmten. Sie hatten die Schuldenfreiheit der
Stadt durch den Verkaufserlös von 1,7 Mrd. Euro im Auge, die Befreiung von jeg-
lichen Zinszahlungen in Höhe von 60 bis 70 Millionen Euro und die Chance, mit
diesen Millionen wichtige sozialpolitische Projekte finanzieren zu können. Inzwi-
schen wurde beschlossen, einen erheblichen Teil dieser Mittel für ein Sonderpro-
gramm zur Sanierung von Schulen und Kindergärten einzusetzen. Ein Sozialstif-
tung und eine Stiftung Dresdner Kreuzchor sind in Vorbereitung.
Gegen einen solchen Versuch kommunaler Entschuldung steht die Ablehnung
der Privatisierung von öffentlichem Eigentum – mit dem einleuchtenden Verweis
auf den drohenden Verlust staatlicher Steuerungsfähigkeit ohne Eigentum in der
eigenen Verfügung. Doch dies wirft eine andere Frage auf: Was ist zu tun, wenn
zwar öffentliches Eigentum bewahrt wird, wenn aber leere öffentliche Kassen
dazu führen, dass beispielsweise kommunales Wohneigentum nicht ordentlich ge-
pflegt wird, öffentlicher Nahverkehr nur eingeschränkte Leistungen bieten kann,
für kommunale Wasserver- und -entsorgung nicht die notwendigen Investitionen
verfügbar sind und Kindergartenplätze nicht in der erforderlichen Zahl bereitste-
hen? Was ist zu tun, wenn also die im Ergebnis von Steuersenkungen für Unter-
nehmen und Vermögende herbeigeführte öffentliche Armut das kommunale bzw.
öffentliche Eigentum in Misskredit bei Bürgerinnen und Bürgern bringt, eine Pri-
vatisierung aber nicht die Lösung sein kann und soll. Und wenn die – nicht selten
praktizierte – Lösung auch nicht darin gesucht werden soll, kommunale Unter-
nehmen einfach nach Maßstäben privatwirtschaftlicher Effizienz zu führen? 
Kann eine Lösung des Problems darin bestehen, dass der Staat (auf internatio-
naler, nationaler, regionaler oder kommunaler Ebene) die Daseinsvorsorge für die
Bürgerinnen und Bürger gewährleistet, aber die Bereitstellung von Gütern und
Leistungen vertraglich gesichert und bei entsprechender Kontrolle privaten Un-
ternehmen überträgt? Während die einen darin zumindest Teillösungen sehen, ver-
weisen andere auf die Notwendigkeit entschieden weiterreichender Strategien.
In den »Programmatischen Eckpunkten« der neuen Partei DIE LINKE wird
5 DIE LINKE: Programmatische Eckpunkte. Berlin 2007. S. 3.
195
dazu formuliert: »DIE LINKE erarbeitet konkrete Vorschläge, wie bestimmte
Schlüsselbereiche der Wirtschaft und der Daseinsvorsorge zum Wohle der Allge-
meinheit in öffentliche Eigentumsformen überführt werden müssen, um mehr de-
mokratische Kontrolle und Gestaltung zu ermöglichen.«5 Nach welchen Maßstä-
ben sollen solche Schlüsselbereiche jedoch bestimmt werden? Und vor allem: Wie
könnte der Prozess der Überführung in öffentliche Eigentumsformen angesichts
der gegebenen Kräfteverhältnisse eingeleitet werden und verlaufen? Welche Be-
deutung kann in diesem Prozess und für die Eigentumspolitik der Linken die Un-
terscheidung zwischen Verfügung über das Eigentum und dem Eigentum selbst
zukommen? Wenden wir uns diesen Fragen näher zu.
Verkauf von öffentlichem Eigentum als Problemlösung?
»Eigentumsfragen sind Fragen der Macht und des Kräfteverhältnisses in der Ge-
sellschaft.« So stand es im Chemnitzer Programm der PDS aus dem Jahre 2003
und gilt noch immer. Sie sind jedoch nicht Fragen der Dogmatik. 
Der neoliberale Privatisierungsprozess und seine Folgen legen der Linken
zwingend Widerstand gegen Privatisierung und Deregulierung, Verteidigung des
öffentlichen Eigentums und Einsatz für seine bestmögliche Nutzung zum Wohl
der Bürgerinnen und Bürger nahe. In den »Programmatischen Eckpunkten« heißt
es daher: »In diesem Zusammenhang wollen wir klären, wie öffentliches Eigen-
tum als Grundlage demokratischer Politik und Daseinsvorsorge erweitert und so-
wohl sozial als auch effizient gestaltet werden kann.«6
Abwägungen
Gleichwohl kann es immer wieder gute Gründe für (Teil-)Privatisierungen kom-
munalen Eigentums geben. Oft ist die Überwindung der Finanznot einer Kom-
mune nicht absehbar. Wenn in solchem Fall der Effekt der Verwendung von Ver-
kaufserlösen – z. B. für die Sanierung von kommunalem Wohnungsbestand oder
für die Kinderbetreuung in kommunalen Einrichtungen – größer ist als beispiels-
weise der Vorteil des Erhalts eines kommunalen Wirtschaftsunternehmens ohne
Funktionen für die öffentliche Daseinsvorsorge, können auch linke Kommunalpo-
litiker einen Verkauf in Betracht ziehen, ohne dass ihnen neoliberale Neigungen
vorzuwerfen sind. Abzuwägen ist in jedem konkreten Fall auch, ob in einer
verschuldeten Kommune der Verlust öffentlicher Steuerungsfähigkeit durch die
Privatisierung von bisher öffentlichem Eigentum oder ob der Verlust größer ist,
den eine Kommune durch die permanente Aneignung von Steuermitteln beim
Schuldendienst zugunsten der Gläubiger, in der Regel von Banken, erleidet. Die
vollständige Privatisierung des Wohnungsbestandes einer Kommune beschränkt
6 Ebenda, S. 2.
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allerdings ihre wohnungspolitischen Möglichkeiten in nicht hinnehmbarem Maße.
Sie sollte in der Lage bleiben, durch die Vergabe kommunaler Wohnungen sozial
schwache Familien zu erschwinglichen Mieten zu stützen. Zu beachten ist ferner,
dass die Eigentumsobjekte meist funktionell differenziert sind. Die Kernfunktion
eines kommunalen Krankenhauses etwa ist die medizinische Versorgung der Pati-
enten, die aus der Sicht linker Eigentumspolitik auf keinen Fall an private Betrei-
ber übergehen sollte. Geringere Bedeutung für die medizinischen Aufgaben mag
aber z. B. die Wäscherei haben, die vielleicht auch privaten örtlichen Firmen über-
tragen werden kann, ohne das kommunale Eigentum funktionell zu schwächen. 
Wenn es das Kräfteverhältnis zwischen Kommunen und nichtmonopolistischen
Privatunternehmen der Kommune erlaubt zu gewährleisten, dass ein solches Un-
ternehmen hochwertige Leistungen für die Bevölkerung zu angemessenen Prei-
sen, tariflicher Bezahlung der Beschäftigten und bei ökologischem Wirtschaften
anbietet, mag die private Bereitstellung dieser Leistungen für die Kommune
durchaus vorteilhaft sein. In solchem Falle müssen vertraglich gesicherte transpa-
rente Konditionen und Bindungen, Qualitätskontrolle und demokratische Auf-
sichtsgremien Bestandteil der öffentlichen Gewährleistung sein. In der Regel wird
es möglich sein, örtliche Privatunternehmen zuverlässig an Verträge mit öffentli-
chen Institutionen zu binden. Dagegen finden hochmobile internationale Invest-
mentfonds fast immer Wege, um Verträge zu unterlaufen. Für solche Anleger sind
weder das Wohnen noch Gesundheitsvorsorge usw. wichtige öffentliche Güter,
sondern ausschließlich Mittel zur Steigerung ihres Profits und des Wertes ihrer
Aktien, des Shareholder Value. 
Die internationalen Fonds erwirtschaften ihre Renditen durch ein ganzes Bündel
von Praktiken. Nach dem Kauf von Wohnungsbeständen erfolgt in der Regel das
Durchrationalisieren ihrer Bewirtschaftung. Dazu gehören das radikale Ausschöp-
fen aller Spielräume für Mieterhöhungen, Verringerung des Management- und Be-
treuungspersonals um meist zehn bis zwanzig Prozent, Kürzung des Aufwandes für
Bestandspflege – z.B. Hausmeisterdienste, Grünpflege und Anstrich – oder Vergabe
dieser Aufgaben an Niedriglohnunternehmen, Abbau von Gemeinschaftsräumen
und -einrichtungen und von Verpflichtungen im Rahmen einer komplexen Stadt-
oder Stadtteilentwicklung. Auf solche Weise soll der privatisierte Wohnungsbestand
attraktiv für den Wiederverkauf oder für einen Börsengang werden. Ein anderer Weg
dahin ist die Sanierung und Modernisierung der eingekauften Wohnungen, um mit
Verweis auf die Wertsteigerungen profitable Wiederverkäufe an Mieterinnen und
Mieter oder an neue Großerwerber zu ermöglichen.
Dies ist inzwischen die praktische Erfahrung fast überall dort, wo ehemals
kommunaler öffentlicher Wohnungsbestand an internationale Finanzfonds ver-
kauft wurde. In Berlin beispielsweise hatte der rot-rote Senat von der vorange-
gangenen CDU-SPD-Landesregierung eine hoffnungslos überschuldete öffentli-
che Wohnungswirtschaft übernommen, die durch Misswirtschaft eine
Unterstützung öffentlichen Eigentums weitgehend verspielt hatte. Unter diesem
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Druck der Verhältnisse – insbesondere der Extremverschuldung der Stadt – wur-
den durch den von SPD und Linkspartei gebildeten Senat 66.000 Wohnungen der
städtischen GSW an den Private Equity Fonds Cerberus/Whitehall veräußert. Dies
erfolgte zu einem guten Preis von rund 2 Mrd. Euro. 
Die Alternative wäre gewesen, Haushaltsausgaben von mindestens eine Milli-
arde Euro für dringlichste Aufgaben mit schwerwiegenden sozialen Folgen im
Landeshaushalt streichen zu müssen. Inzwischen hat sich die Führung der Berli-
ner Partei DIE LINKE zu weitgehender Verteidigung des öffentlichen Eigentums
entschlossen: »Heute sehen wir die Sache mit dem GSW-Verkauf kritischer. Der
Investor hatte Geld und nutzt alle Spielräume, um die zivilrechtlichen Mietspiel-
räume auszuschöpfen. Es wird so schnell wie möglich so viel wie möglich saniert,
Wohnungen werden an die Mieter verkauft bzw. Druck zum Kauf ausgeübt, ganze
Blöcke gehen in den Weiterverkauf. Das ist in der Tat eine andere Praxis als die
der städtischen GSW. Die soziale Sicherungsvereinbarung hat ihre Grenzen in der
Wirklichkeit. Sie wird nur an wenigen Punkten individuelle Anspruchsgrundlage
der Mieterinnen und Mieter. Außerdem sind eben viele Mieterinnen und Mieter
nicht die mündigen, aufgeklärten Vertragspartner. Sie sind hochgradig verunsi-
chert, ob sie der Bestandsoptimierung à la Fonds entgehen und in ihrem ange-
stammten Wohnumfeld bleiben können. Wir halten den GSW-Verkauf, trotzdem
wir ihn als Notlagen-Verkauf erklären können, nicht für ein Ruhmesblatt rot-roter
Stadtpolitik.«7
Linke Politiker werden auch künftig Abwägungen zu treffen haben. Doch da-
bei darf es nicht bleiben. Linke Politik zielt darüber hinaus darauf, eine Hauptur-
sache für Privatisierungsschritte zu überwinden. Diese Ursache besteht im »Aus-
hungern des Staates« durch die neoliberale Steuerpolitik. Allein zwischen 2001
und 2004 entstand durch Steuersenkungen für Unternehmen ein Steuerausfall von
91,1 Mrd. Euro gegenüber dem Jahr 2000.8 Durch die Unternehmenssteuerreform
von 2007 werden dem Haushalt jährlich mindestens weitere 5 bis 6 Mrd. Euro
Körperschafts- und Gewerbesteuer entgehen. Die daraus resultierende politisch
herbeigeführte Finanzknappheit wird zur Begründung nächster Privatisierungs-
schritte missbraucht werden. 
Linke Eigentumspolitik erfordert dagegen eine gerechte Steuerpolitik nach Lei-
stungsfähigkeit der zu Besteuernden, d. h. eine stärkere Belastung der Großunter-
nehmen, Reichen und Superreichen, um den Zusammenhang zwischen privatem
Reichtum und öffentlicher Armut produktiv aufzulösen.
Da dies aber den Kommunalpolitikern nicht unmittelbar hilft, werden sie auch
weiter zu Kompromissen genötigt sein. Es gehört dabei jedoch zum Grundverständ-
nis linker Politik, das Alltagshandeln in einen größeren Handlungsraum und in um-
7 Klaus Lederer: Öffentliches Eigentum und die Handlungsfähigkeit von Politik. Erfahrungsbericht mit Thesen auf
der Tagung der Dresdner Fraktion Linkspartei/PDS am 3./4. April 2006.
8 Deutsche Bundesbank, Monatsbericht 6/2005; Dieter Eißel: Armut und Reichtum in Deutschland. Präsentation
auf der Tagung »Reichtum und Macht«, 11.-13. November. Berlin 2005.
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fassendere Horizonte einzuordnen. Linke Politik hat in Rechnung zu setzen, dass die
Privatisierung des bisher Öffentlichen in drei umstürzende Veränderungen mündet:
Drei umstürzende Veränderungen
Erstens wird die Regulationsweise der Wirtschaft und Gesellschaft gravierend und
erdumspannend verändert. Mit der Privatisierung werden zugleich Deregulierung
und Liberalisierung vorangetrieben. In der Wechselbeziehung von Marktmecha-
nismen und staatlicher Politik verschiebt sich das Gewicht zugunsten der öko-
nomischen Machteliten auf den Weltmärkten und erodieren die Sozialstaaten. Sie
verwandeln sich in Wettbewerbsstaaten9, die die Expansion der »eigenen« Groß-
unternehmen zu stützen haben und die als Träger internationaler Wirtschaftsorga-
nisationen wie der Welthandelsorganisation, dem Internationalen Währungsfonds
und der Weltbank die Liberalisierung der globalen Märkte, die Privatisierung und
Deregulierung vorantreiben10. Darauf stützt sich die neoliberale Suggestion, dass
unter dem Druck der Weltmarktkonkurrenz Löhne und Sozialniveaus gesenkt
werden müssten, um die nationalen Standorte wettbewerbsfähig zu halten.
Zweitens verwandeln sich die früheren Rechtsansprüche der Bürgerinnen und
Bürger auf Gesundheit, Bildung, Mobilität und Leistungen sozialer Sicherungssy-
steme zunehmend in Waren, die aus höchst ungleich gefüllten Geldbeuteln zu zah-
len sind. Bürgerinnen und Bürger mutieren zu Kundinnen und Kunden. Die einen,
die über ausreichend Geld verfügen, sind die einstweiligen Gewinner. Die ande-
ren, denen es an Einkommen und Vermögen mangelt, sind die Verlierer. Die Spal-
tung zwischen reich und arm, zwischen oben und unten wird tiefer.
Drittens und nicht zuletzt wird mit diesen Veränderungen der Abbau der De-
mokratie erheblich vorangetrieben. Entscheidungen, die tief in das Leben der
Menschen eingreifen, werden immer mehr von transnationalen Unternehmen und
den internationalen Wirtschaftsorganisationen außerhalb jeder demokratischen
Kontrolle und immer weniger in den Parlamenten oder gar von den Bürgerinnen
und Bürgern in ihrer Lebenswelt getroffen. Und diese können sich immer weniger
auf ihre Rechte berufen, weil häufig das Geld an deren Stelle tritt, die öffentlichen
Kassen leer sind und der Staat verschuldet ist. Demokratie wird durch das Herr-
schaftsmittel Geld unterwandert. In den Kommunen, deren öffentliche Unterneh-
men privatisiert werden und deren Einnahmen über viele Jahre gesunken sind,
verlieren die Bürgerinnen und Bürger ihren demokratischen Einfluss auf sie.
Alle drei Veränderungen verweisen darauf, dass Eigentumsfragen wie auch die
Frage der Staatseinnahmen eben Machtfragen sind. Die neoliberalen Kräfte nut-
zen ihr gegenwärtiges internationales Übergewicht dazu, die Machtverhältnisse
9 Joachim Hirsch: Der nationale Wettbewerbsstaat. Staat, Demokratie und Politik im globalen Kapitalismus. Am-
sterdam und Berlin 1995.
10 Ulrich Brand, Achim Brunnengräber, Lutz Schrader, Christian Stock, Peter Wahl: Global Governance. Alterna-
tive zur neoliberalen Globalisierung? Münster 2000; Joachim Hirsch, Bob Jessop, Nicos Poulantzas: Die Zukunft
des Staates. Demokratisierung, Internationalisierung, Renationalisierung. Hamburg 2001.
199
durch Privatisierung, Liberalisierung und Deregulierung weiter zu ihren Gunsten
zu verändern.
Es liegt auf der Hand: Der Verkauf von öffentlichem Eigentum mag in man-
chen konkreten Fällen nicht zu umgehen sein. Die entscheidende Antwort auf die
neoliberale Privatisierungsstrategie ist jedoch die Verteidigung des öffentlichen
Eigentums mit allen verfügbaren demokratischen Mitteln. Auf kommunaler Ebene
ist zudem dringlich, in den noch existierenden kommunalen Unternehmen mit
besseren sozialen und ökologischen Ergebnissen zu wirtschaften als in privaten
Unternehmen und zugleich die Rechte der dort Beschäftigten voll zur Geltung zu
bringen. 
Gestaltung des öffentlichen Eigentums
Eine zentrale Aufgabe der Linken, die häufig unzureichend wahrgenommen wird,
ist die Gestaltung des öffentlichen Eigentums. Nicht selten werden die öffentlichen
Unternehmen betriebswirtschaftlich so geleitet, als wären sie Privatunternehmen.
Das ist jedoch nicht der Sinn öffentlichen Eigentums. Eine politische Ökonomie
des Gemeineigentums zu entwickeln, ist eine wichtige Bedingung dafür.
Unternehmen in öffentlichem Eigentum bedürfen größter Transparenz ihrer
Aufgaben, Ziele und Betriebsweisen. Sie bedürfen der Mitbestimmung von Be-
schäftigten, Kundinnen und Kunden und kommunaler Akteure. Anders ist nicht
herauszufinden, was die Arbeitsbedingungen, die Qualität der Leistungen für die
Öffentlichkeit, die Preise oder Abgaben und die ökologischen Parameter von pri-
vatwirtschaftlichen Angeboten unterscheiden soll.
Die Effizienz in öffentlichen Unternehmen umfasst eine andere Balance als in
der Privatwirtschaft zwischen sozialem und ökologischem Nutzen für das Ge-
meinwesen, betriebswirtschaftlichem Gewinn und Arbeitsbedingungen der öffent-
lich Beschäftigten einschließlich der Geschlechtergleichstellung.
In konkreten Fällen wird unter anderem zu entscheiden sein, ob von einem
kommunalen Unternehmen überhaupt ein Gewinn erwartet wird oder ob eher der
Wohlfahrtsgewinn für das Gemeinwesens der Maßstab des Wirtschaftens sein soll.
Oder es ist zu bestimmen, ob der Gewinn eines kommunalen Betriebes für seine
eigenen Aufgaben reinvestiert oder zur Querfinanzierung anderer Aufgaben der
kommunalen Daseinsvorsorge eingesetzt werden soll. Zur Gestaltung des öffent-
lichen Eigentums gehört, zwischen öffentlicher Gewährleistung und öffentlicher
Erbringung von Gütern und Leistungen zu unterscheiden. Sozialökologische Re-
gulierung bedarf aber gewiss der Grundlage öffentlichen Eigentums in wichtigen
Bereichen, auf die sie sich stützen kann.
Ein starker Rechtsstaat kann unter besonderen Bedingungen, wenn demokrati-
sche Kräfte genügend nachdrücklich auf ihn einwirken, durchaus durch gesetzli-
che Regelungen, Verordnungen, Beschlüsse von Kommunen und durch Verträge
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zwischen diesen und privaten Firmen die Gewährleistung von sozialen und öko-
logischen Standards garantieren, auch wenn die dafür notwendigen Güter und
Dienstleistungen durch nichtstaatliche Unternehmen, Genossenschaften, gemein-
nützige Vereine usw. hervorgebracht werden – ob im örtlichen Nahverkehr, in der
Abfallentsorgung, in der Kinderbetreuung, in Kultur- und Sporteinrichtungen oder
eben im Wohnungsbereich.
Die Grenzen der Gewährleistung liegen jedoch dort, wo die Macht der privaten
Kapitaleigentümer größer ist als die von staatlichen Institutionen und wo ihre in-
ternationale Mobilität kein ausreichendes Gegengewicht durch zwischenstaatliche
oder supranationale Regelungen findet. Dann bedarf es öffentlichen Eigentums als
Grundlage öffentlicher Gewährleistung. Die Erfahrungen im Wohnungsbereich,
aber auch in der Wasser- und Abfallwirtschaft zeigen das sehr deutlich.
Die Praxis beweist, dass internationale Finanzanleger auch durch die beste So-
zialcharta als Bestandteil von Privatisierungsverträgen nicht auf die Dauer gebun-
den werden können. Kleine Unternehmen als »einfachere« Käufer können bald
von großen Fonds geschluckt werden. Privatisierung ist deshalb oft der Einstieg
in den völligen Verlust an Kontrolle über die Bereitstellung öffentlicher Güter.
Solche Erfahrungen führen seit einiger Zeit dazu, dass sich Kommunen –
ernüchtert nach zeitweiliger Privatisierungseuphorie – wieder auf die Vorteile
kommunalen Eigentums besinnen und erfolgreich damit wirtschaften. »Der Spie-
gel« vom 11. Juni 2007 schreibt: »Eine tot geglaubte Sparte der Ökonomie erlebt
eine überraschende Renaissance: die Kommunalwirtschaft. ›Wir spüren einen
deutlichen Trend, privatisierte öffentliche Aufgaben wieder zu rekommunalisie-
ren.‹ sagt Bernd Klinkhammer von der Wormser Beratungsfirma Ökon, die sich
auf Kommunalfirmen spezialisiert hat.«
Der Landkreis Lüneburg beispielsweise hat die seit 14 Jahren privatwirtschaft-
lich organisierte Abfallwirtschaft wieder in die Verantwortung eines Kommunal-
unternehmens verlagert, zu zwanzig Prozent günstigeren Preisen. Der Kreis
Uckermark in Brandenburg hat die bisher durch ein westdeutsches Unternehmen
betriebene Müllentsorgung an die kommunale Uckermärkische Dienstleitungs-
gesellschaft übertragen. Die Kosten wurden pro Jahr um rund eine Million Euro
gesenkt – bei Zahlung von Tarifgehältern, die private Bewerber um den Entsor-
gungsauftrag nicht zahlen wollten. Seit 2007 ist die Abfallentsorgung im nord-
rhein-westfälischen Rhein-Sieg-Kreis an eine kommunale Abfallwirtschaftsge-
sellschaft übergegangen, die die meisten ihrer Beschäftigten von der privaten
Firma übernommen hat.11
Verteidigung des noch verbliebenen öffentlichen Eigentums und seine Gestal-
tung zum Wohl des Gemeinwesens – das sind dringliche Aufgaben linker Eigen-
tumspolitik. Doch diese hat einen weiteren Horizont.
11 Der Spiegel, Nr. 24, 11.6.2007, S. 48 ff.
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Transformation der Eigentumsverhältnisse
In den »Programmatischen Eckpunkten« der neuen Linkspartei wird der demo-
kratische Sozialismus als ein transformatorischer Prozess verstanden, der ein
»strategisches Dreieck« umfasst: »gesellschaftlichen Protest, den Einsatz für
soziale Verbesserungen und die Entwicklung von Reformalternativen unter den
gegebenen kapitalistischen Verhältnissen und die Gestaltung von Entwicklungs-
wegen, die über die gegenwärtige Gesellschaft hinausweisen«.12 Ein solches Ver-
ständnis des demokratischen Sozialismus schließt ein, mit einem längeren de-
mokratischen Prozess auch der Transformation der Eigentumsverhältnisse zu
rechnen. Eine solche Position geht von zwei Dreh- und Angelpunkten aus: von der
Erneuerung der Demokratie und von der Unterscheidung zwischen Verfügung
über das Eigentum und den Eigentumsverhältnissen selbst. 
Erstens: Die entscheidende Antwort der Linken auf die Eigentumsfrage unter
den gegenwärtigen Bedingungen kann nur eine radikale Erneuerung der Demo-
kratie sein, die sämtliche Formen des Eigentums sozialen und ökologischen Maß-
stäben unterordnet. Deshalb heißt es in den »Programmatischen Eckpunkten« der
neuen Partei DIE LINKE: »Für die Überwindung von Fehlentscheidungen und so-
zialen Spaltungen ist eine umfassende Demokratisierung aller Lebensbereiche die
Bedingung. Die Demokratisierung der Wirtschaft erfordert, die Verfügungsgewalt
über alle Formen des Eigentums sozialen Maßstäben unterzuordnen.«13
Unterschieden wird also auch in den »Eckpunkten« zwischen Eigentum an
Machtressourcen und Verfügung über dieses Eigentum. Die erste Antwort des de-
mokratischen Sozialismus auf jene Macht, die auf Eigentum an Kapital gründet,
lautet daher: Demokratisierung! Weitreichende Demokratisierung vermag – so die
hier vertretene programmatische Vorstellung – die Verfügung über alle Eigen-
tumsformen einschließlich des privatkapitalistischen Eigentums nach gesetzlich
geregelten sozialen und ökologischen Maßstäben zu verändern. Die Geschichte
der Sozialgesetzgebung belegt das – verweist allerdings zugleich auf Grenzen in
Abhängigkeit vom jeweiligen Kräfteverhältnis. 
Solche Veränderung in der Verfügung geschieht u. a. durch erweiterte Mitbe-
stimmung in Unternehmen. Gestärkte Gewerkschaftsmacht und wachsender Ein-
fluss anderer gesellschaftlicher Kräfte können Produktionszwecke, Arbeitsbedin-
gungen und die Verhaltsweisen privater Unternehmen verändern. Sozial- und
Umweltpolitik, Steuer- und Strukturpolitik, Politik für Geschlechtergerechtigkeit
und Antidiskriminierungsgesetze sind in der Lage, die Verfügung auch über pri-
vates Kapitaleigentum veränderten Kriterien zu unterwerfen. 
Wenn dies geschieht, werden auch bei formal gleichbleibenden Eigentumstiteln
die Eigentumsverhältnisse selbst verändert. Diese Veränderung verläuft nach dem
12 DIE LINKE: Programmatische Eckpunkte. A. a. O., S. 24.
13 Ebenda, S. 2.
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in den »Programmatischen Eckpunkten« formulierten Erwartungen als transfor-
matorischer Prozess von Kämpfen um die Verfügung über die entscheidenden
Ressourcen der Gesellschaft, über Unternehmen, Arbeits- und Lebensbedingun-
gen. Das ist ein realistischer Ansatz, weil er erstens bereits erprobt ist. Es hat in
der Vergangenheit immer wieder erfolgreiche Versuche einer solchen Sozialisie-
rung der Verfügung des Eigentums gegeben. Zweitens können durch neue Erfolge
auf diesem Wege die Chancen zu weitergehenden Schritten eröffnet werden. 
Es geht linker Eigentumspolitik weniger um einen Enteignungsakt als um de-
mokratische Aneignungsprozesse. Die Aneignung der Bedingungen eines men-
schenwürdigen Lebens soll nicht auf kleine Machteliten beschränkt bleiben, und
sie darf nicht mit parasitären und spekulativen Formen zulasten der Mehrheit ver-
bunden bleiben. Sicher sollen Eigentümerfunktionen von einem Management aus-
geübt werden, das Innovation und Effizienz als seine Aufgabe versteht. Auch die
Interessen von Kapitaleigentümern daran, die Produktionsmittel mit Gewinn min-
destens so effizient wie im gesellschaftlichen Durchschnitt zu nutzen, sind zu re-
spektieren. Aber die Eigentümerfunktion muss mittels demokratischer Entschei-
dungen über sozial-ökologische Rahmenbedingungen des Wirtschaftens, über die
langfristigen Grundrichtungen gesellschaftlicher Entwicklung und die Gemein-
wohlbindung des Eigentums auf soziale Gruppen ausgeweitet werden, die bisher
stets nur Betroffene sind, aber nichts mit zu entscheiden haben. Die ökonomische
Herrschaft Weniger über die Mehrheit dagegen soll zurückgedrängt und letztlich
überwunden werden.
Linke Eigentumspolitik zielt darauf, in demokratischen Verfahren einer wach-
senden Zahl von Bürgerinnen und Bürgern in wesentlichen Fragen Einfluss auf
die Verfügung über Wirtschaftsressourcen zu verschaffen. Wo durch diesen Wan-
del der Verfügung die Lage derer, die bisher auf die Nutzung der Objekte des Ei-
gentums keinerlei Mitsprache hatten, verbessert wird, verändern sich auch die
Verhältnisse zwischen ihnen und den Eigentümern. Denn diese können mit ihren
Ressourcen nicht mehr schalten und walten, wie sie allein wollen. Dies betrifft die
Beschäftigten in den Unternehmen, die Kommunen und Regionen und diejenigen,
die die Güter später nutzen.
Also verändern sich auf solche Weise die Eigentumsverhältnisse, nämlich die
sozialen Verhältnisse von Klassen und sozialen Gruppen zueinander – bezogen
auf ihre Stellung zu den Wirtschaftsressourcen, zu den Mitteln und Ergebnissen
von Produktion und Dienstleistungen. 
Dieser Gedanke scheint in manchen Schritten lateinamerikanischer Regierun-
gen praktische Gestalt anzunehmen. Zwar hat zum Beispiel die Regierung Evo
Morales in Bolivien am 1. Mai 2006 eine Nationalisierung der Naturgasfelder pro-
klamiert. Aber die privaten Gesellschaften, die das Gas dort ausbeuten, wurden
nicht enteignet, sondern die Aufteilung der Erlöse zwischen ihnen und dem Staat
wurde im Verhältnis von 82 zu 18 zugunsten des Staates neu geregelt. In Argenti-
nien hat die Regierung Kirchner seit ihrem Amtsantritt im Mai 2003 in einigen
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Fällen Konzessionen für private Gesellschaften annulliert, in anderen Fällen neue
Regulierungsbehörden im Interesse einer sozialeren Verfügung über Kapitalei-
gentum gebildet14.
Zusammengefasst: Eine wesentliche Richtung linker Eigentumspolitik ist er-
stens die veränderte Verfügung über alle Eigentumsformen durch radikale Er-
neuerung der Demokratie. 
Zweitens: Für einige wichtige wirtschaftliche und gesellschaftliche Sphären
sieht DIE LINKE noch weitergehende Notwendigkeiten: die Überführung von Ka-
pitaleigentum in gesellschaftliches Eigentum und die Bewahrung von öffentlichem
Eigentum gegen Privatisierungsabsichten. 
Dies gilt für Felder, in denen für jede und jeden die Teilhabe an elementaren Be-
dingungen eines selbstbestimmten Lebens in Würde unabhängig von individueller
Zahlungsfähigkeit gesichert werden soll. Bildung, Gesundheit, Kultur, öffentlicher
Personenverkehr, Wasserver- und -entsorgung gelten als öffentliche Güter, von de-
nen niemand ausgeschlossen werden darf, die daher nicht oder nicht ausreichend ge-
winnträchtig und folglich in öffentlichem Eigentum am besten aufgehoben sind. 
Dies gilt ferner für Branchen, in denen privatmonopolistische/oligopolistische
Machtkonzentrationen gemeinwohlorientierten Lösungen gesellschaftlicher Groß-
probleme entgegenstehen. Deshalb heißt es in den »Programmatischen Eckpunk-
ten«: »DIE LINKE erarbeitet konkrete Vorschläge, die bestimmte Schlüsselberei-
che der Wirtschaft und der Daseinsvorsorge zum Wohle der Allgemeinheit in
öffentliche Eigentumsformen überführt werden müssen, um mehr demokratische
Kontrolle und Gestaltung zu ermöglichen.«15
Kriterien für die Auseinandersetzung um unterschiedliche Eigentumsformen
Eine wichtige Frage für linke Eigentumspolitik ist, nach welchen Kriterien Pro-
dukte und Leistungen entweder im Rahmen privater oder in öffentlichen Eigen-
tumsformen produziert oder bereitgestellt werden sollen, ob und nach welchen
Maßstäben sie staatlich hergestellt oder womöglich staatlich nur gewährleistet
werden sollen. Vorausgesetzt bleibt dabei, dass eine Erneuerung der Demokratie
soziale und ökologische Maßstäbe des Wirtschaftens für sämtliche Formen des Ei-
gentums erreichen soll. Offenkundig ist jedoch, dass sich diese Fragestellung
grundsätzlich davon unterscheidet, dass nach marktradikalem Dogma alles Eigen-
tum an Wirtschaftsressourcen privat sein oder dass es nach ursprünglicher kom-
munistischer Auffassung Staatseigentum werden sollte.
Zunächst gilt, dass die Beantwortung auch dieser Frage wie vieler anderer mehr
und mehr nicht in erster Linie an Schreibtischen, in Parteizentralen oder Verwal-
tungen erfolgt. Der Umgang mit Eigentum wird oft vorbei an allen Erwägungen
14 Dieter Boris: Linkstendenzen in Lateinamerika. Supplement der Zeitschrift Sozialismus 7-8/2007, S. 22 ff.
15 DIE LINKE: Programmatische Eckpunkte. A. a. O., S. 3 
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der Theoretiker und Politiker durch die Bürgerinnen und Bürger selbst und in den
Kämpfen entschieden, die aus den Folgen des Handelns der Eigentümer und Nich-
teigentümer entstehen. Konkrete Entscheidungen über Eigentumsverhältnisse und
ihre Gestaltung sind stets Machtfragen.
In Freiburg im Breisgau beispielsweise hatte die Mehrheit von CDU und Grü-
nen im Stadtparlament die Privatisierung von 9 000 kommunalen Wohnungen ge-
plant. In einem Bürgerentscheid lehnten 41 000 Bürgerinnen und Bürger diesen
Verkauf ab und brachten damit das Vorhaben zu Fall. In Schwerin konnte ein Bür-
gerbündnis mit einer Unterschriftensammlung einen solchen Druck auf die Stadt-
verordnetenversammlung ausüben, dass eine knappe Mehrheit die erwogene Ver-
äußerung von dreißig Prozent des kommunalen Wohnungsbestandes ablehnte.16
In Augsburg wurde von der Wasser Allianz Augsburg ein Volksbegehren gegen die
Wasserprivatisierung in der Stadt durchgeführt, in dessen Gefolge die Stadtver-
waltung eine rechtliche Gesellschaftsform der Wasserwerke beschloss, die eine
künftige Privatisierung ausschließen soll17. In Grenoble konnte die durch Miss-
wirtschaft und Korruption in Misskredit geratene Privatisierung der Wasserver-
sorgung unter dem Druck einer Bürgerbewegung im Jahr 2000 wieder rückgängig
gemacht werden.
Weit dramatischer verlief der »Wasserkrieg«, der in der bolivianischen Stadt
Cochabamba tobte. Die Stadtoberen schlossen im Jahr 1999 einen Konzessions-
vertrag über die Wasserversorgung und Abwasserentsorgung für einen Zeitraum
von 40 Jahren mit dem internationalen Konsortium Aguas del Tunari ab. Das
Konsortium wurde von dem US-Baukonzern Bechtel geführt. Nach kurzer Zeit
stiegen die Wasserpreise um mehr als 100 Prozent. Das führte zu so heftigen
Protesten und Aufständen, dass der Notstand ausgerufen wurde und dies einen
landesweiten Generalstreik herausforderte. Der Kampf um das Wasser geriet zeit-
weilig zum Brennpunkt der sozialen Kämpfe in Bolivien und wurde zum Be-
standteil von Mobilisierungen, in deren Gefolge zwei Präsidenten gestürzt wur-
den. Der Privatisierungsvertrag von Cochabamba mit dem Konsortium musste
gekündigt werden. Allerdings klagt das Konsortium vor dem bei der Weltbank
eingerichteten Schiedsgericht ISID (International Centre for the Settlement of In-
vestment Disputs) und fordert von Bolivien das Dreifache der ursprünglichen In-
vestitionssumme als Schadensersatz18.
Festzuhalten ist zunächst, dass von Unternehmerverbänden, von konservativen
und neoliberalen politischen Kräften, von der Welthandelsorganisation (WTO)
und vor allem von ihren wichtigsten Unterorganisationen – dem Allgemeinen Ab-
kommen über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) und dem Abkommen über
16 Neues Deutschland vom 7. Juni 2007.
17 Philipp Terhorst: Die Suche nach Alternativen zur Wasserprivatisierung. In: Jörg Huffschmid (Koordinator):
Die Privatisierung der Welt. A. a. O., S. 188.
18 Thomas Fritz: Die letzte Grenze. GATS: Die Dienstleistungsverhandlungen in der WTO. Sachstand, Probleme,
Alternativen. Berlin 2003; Ulrich Goedeking: Partizipation und Blockade in Bolivien. In: Jahrbuch 29 Latein-
amerika. Neue Optionen lateinamerikanischer Politik. Analysen und Berichte. Münster 2005, S. 102.
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handelsrelevante geistige Eigentumsrechte (TRIPS) – sowie durch die Europäi-
sche Kommission als gegenwärtiger Haupttrend der Entwicklung die Privatisie-
rung aller wichtigen Machtressourcen durchgesetzt wird. Doch dies stößt auf Wi-
derstand von Betroffenen, der in vielen Fällen erfolgreich ist.
Welche Eigentumsform sich in den verschiedenen gesellschaftlichen Sphären
durchsetzt, wird erstens von der künftigen Entwicklung des Kräfteverhältnisses
zwischen den gegensätzlichen Kräften und von ihren Vorstellungen abhängen.
Zweitens müssen die von der Linken verfochtenen Alternativen sich praktisch be-
währen, indem sie die allgemeine Zugänglichkeit jeder und jedes Einzelnen zu den
Grundgütern eines selbstbestimmten Lebens tatsächlich sichern und dies mit De-
mokratie und Effizienz verbinden.
Öffentliche Güter, öffentliche Daseinsvorsorge, öffentliches Eigentum – Zusam-
menhänge 
In diesen Kämpfen ist nun – anders als in traditionellem linken Denken – nicht die
erste und unmittelbare Frage, was öffentliches und was privates Eigentum sein
soll, sondern ob dieses oder jenes Gut als öffentliches oder privates Gut funktio-
nieren soll. Aus der Beantwortung dieser Frage ergibt sich dann eine zweite Frage:
Sollen wünschenswerte öffentliche Güter auch im Rahmen öffentlicher Daseins-
vorsorge erzeugt, bereitgestellt und verteilt werden? Oder soll der Staat ihre Be-
reitstellung und Verteilung nur gewährleisten, sie aber in vielen Fällen privat er-
zeugen lassen? Eine dritte Frage folgt aus der Beantwortung dieser beiden Fragen:
Kann und soll ein öffentliches Gut am besten auf der Grundlage von öffentlichem
Eigentum oder auch durch Privateigentümer gesichert werden? Bedarf die öffent-
liche Daseinsvorsorge kategorisch des öffentlichen Eigentums oder kann sie auch
aufgrund privaten Eigentums funktionieren? Weitere wichtige Fragen sind, wie
weit es der Öffentlichkeit von Entscheidungen über diese Probleme und öffentli-
cher Räume bedarf, damit das gesamte Bündel dieser Fragen auf demokratische
Weise beantwortet werden kann.
Öffentliche Güter sind solche, an deren Nutzung jede und jeder in sozial glei-
cher Weise teilhaben können. Was zu ihnen gehört und was nicht, wird in gesell-
schaftlichen Auseinandersetzungen bestimmt – zunächst als normatives Ziel und
dann als reales Resultat der Kämpfe und Aushandlungsprozesse zwischen ge-
gensätzlichen Kräften. In der neoklassischen Theorie wird ein öffentliches Gut vor
allem durch das Kriterium der Nicht-Ausschließbarkeit definiert. Während für den
Markt gilt, dass, wer kein Geld hat, vom Zugang ausgeschlossen ist, können öf-
fentliche Güter unabhängig von der Marktmacht der einzelnen Bürgerinnen und
Bürger genutzt werden. 
Bis in die jüngste Zeit galt dieses Kriterium der Nicht-Ausschließbarkeit als
quasi naturgegeben. Luft und Meere, Biodiversität, öffentliche Straßen und Plätze,
innere Sicherheit und das in einschlägigen Schriften viel strapazierte Licht des
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Leuchtturms werden als Güter angesehen, von denen niemand ausgeschlossen
werden kann. Wenn jedoch Nicht-Ausschließbarkeit eines Gutes vorliegt, verhin-
dert das – zunächst – seine Verwandlung in ein privates Gut. Denn niemand wird
ein Gut bezahlen, von dessen Nutzung er oder sie ohnehin nicht ausgeschlossen
werden kann. Ein solches Gut ist für die Verwertung nach dem Maßstab der Pro-
fitabilität – zunächst – nicht geeignet. Es ist ein öffentliches Gut.
Als zweites Kriterium für die Charakterisierung eines Gutes als öffentliches gilt
in der neoklassischen Theorie die Nicht-Rivalität des Konsums. Sie liegt vor,
wenn die Konsumtion eines Gutes durch die einen die Konsumtion durch andere
nicht ausschließt. Wissen z. B. verschwindet im Unterschied zum Verbrauch von
Lebensmitteln, Kleidung oder Maschinen durch einzelne Käufer nicht, wenn es
von vielen angeeignet und genutzt wird. Ein Brötchen kann nur einmal gegessen
werden. Information dagegen wird nicht knapper, wenn alle Zugang zu ihr haben. 
Seit den neunziger Jahren rückt jedoch in das Bewusstsein wachsender Teile der
Öffentlichkeit, dass öffentliche Güter keinesfalls ein für allemal öffentlich bleiben.
Die neoliberale Privatisierungsoffensive ist dabei, Schritt für Schritt Ressourcen zu
privatisieren, die bisher als öffentliche Güter betrachtet werden. Das gilt sogar für
scheinbar von Natur aus öffentliche Güter wie Meere, Wälder, Artenvielfalt und
Erdatmosphäre. Nicht-Ausschließbarkeit als Bestimmungsmerkmal öffentlicher
Güter wird immer häufiger zu ihrem Gegenteil, der Ausschließbarkeit.
Im ersten Abschnitt dieses Beitrages wurde deutlich, dass ehemals öffentliche
Güter wie das Gen-Reservoir der Natur, die Atmosphäre, innere Sicherheit, Bildung,
Gesundheit und Kultur schrittweise in private Güter verwandelt werden. Statt glei-
chen Zugangs aller zu ihnen wird das höchst ungleich verteilte Geld zum Schlüssel
der Teilhabe oder des Ausschlusses. Eine »Ökonomie der Enteignung« von Sphären
wird durchgesetzt, die bisher jedermanns Güter, öffentliche Güter eben, waren.
Auch die Nicht-Rivalität des Konsums schließt die Verwandlung von öffentli-
chen in private Güter nicht zwingend aus. Denn umso besser für private Anbieter,
wenn der Konsum von Gütern durch die einen den abermaligen Konsum durch die
anderen nicht ausschließt und daher der Verkauf ein und desselben Gutes immer
wieder gewinnträchtig stattfinden kann. Das ist beispielsweise der Fall, wenn für
die Nutzung einer patentierten Erfindung Lizenzgebühren von vielen Lizenzneh-
mern zu zahlen sind oder wenn es gelingt, den Internet-Zugang zu Information,
Musik und Bildern nennenswerten Nutzungsgebühren zu unterwerfen.
Gegenwärtig tritt die Brisanz und praktische Bedeutung des Begriffs Öffentli-
ches Gut mit aller Schärfe hervor. Sie besteht darin, dass erst durch den Wandel
der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse und der geistigen Hegemonialkonstella-
tionen, also erst in den Kämpfen unserer Zeit, über Öffentlichkeit oder Privatheit
von Gütern – über Teilhabe aller oder Ausschluss vieler – entschieden wird. Tech-
nologische Entwicklungen und rechtliche Regelungen werden mit dem Ziel voran-
getrieben, dem allgemeinen Zugang zu ermöglichen oder aber zu verhindern.
Nach dem Selbstverständnis demokratischer Sozialistinnen und Sozialisten ist
207
die von ihnen angestrebte Gesellschaft »eine Assoziation, worin die freie Ent-
wicklung eines jeden die Bedingung für die freie Entwicklung aller ist«.19 Deshalb
wurde in den »Programmatischen Eckpunkten« der neuen linken Partei formu-
liert: »Wir streiten für eine Gesellschaft, die jede und jeden an den Bedingungen
eines Lebens in Freiheit, sozialer Sicherheit und Solidarität beteiligt. Zu den
Freiheitsgütern, die dies ermöglichen, gehören die sozial gleiche Teilhabe der ein-
zelnen an den Entscheidungen in der Gesellschaft, Existenz sichernde sinnvolle
Arbeit, Bildung und Kultur, hochwertige Gesundheitsleistungen und soziale Si-
cherungen.«20
Erforderlich ist danach die Öffentlichkeit von Entscheidungen. Zu einer neuen
Arbeitspolitik gehört öffentliche und öffentlich geförderte Beschäftigung. Gleiche
Teilhabe an Bildung, an Gesundheitsleistungen und sozialen Sicherungen ist
ebenfalls nicht von der Marktkonkurrenz zu erwarten, sie bedarf der öffentlichen
Daseinsvorsorge.
Das Öffentliche ist eine conditio humana für individuelle Freiheit in sozialer
Sicherheit. Es ist der Anker individueller Freiheit, weil es Teilhabegerechtigkeit
an wichtigen elementaren Lebensbedingungen in einer komplexen und unsicheren
Welt sichert. Das linke Projekt erfordert daher die Rückgewinnung und Stärkung
des Öffentlichen als Klammer zwischen den Einzelnen und der Gesellschaft, zwi-
schen Ich und Wir. Wer individuelle Selbstbestimmung will, muss die Stärkung des
Öffentlichen wollen.
Als natürliche globale öffentliche Güter gelten bisher Meere, Wälder, beson-
ders die tropischen Regenwälder, die Erdatmosphäre, die Klimastabilität und die
Biodiversität bzw. die Erhaltung der Artenvielfalt. Als vom Menschen geschaffene
oder angestrebte globale Güter werden in der Regel betrachtet: Frieden und inter-
nationale Sicherheit, Menschenrechte und Völkerrecht, Wissen, Information und
Weltkulturerbe.
Zu den öffentlichen Gütern, die bisher vorwiegend auf nationaler Ebene gesi-
chert oder erstrebt werden, werden – wie oben dargestellt – vor allem Bildung,
Gesundheit, Kultur, Mobilität, menschenwürdiges Wohnen, Versorgung mit Was-
ser und Energie, innere Sicherheit und Rechtstaatlichkeit gezählt.
Für DIE LINKE als Partei und für die Linke in einem über den Parteirahmen
hinausgehenden Sinn ist es eine erstrangige Aufgabe, in den Kämpfen um sozial
gleiche Teilhabe für jede und jeden den öffentlichen Charakter dieser Güter ge-
gen Privatisierung und Kommerzialisierung zu verteidigen. »Reclaim the public!«
lautet die Aufgabe und schließt ein, Güter als öffentliche zurückzuholen, die in-
zwischen der Privatisierung unterworfen wurden.
Güter als öffentliche Güter zu reklamieren heißt zu verhindern, dass nicht das
Gemeinwesen, sondern private Eigentümer sie sich aneignen und über ihre Verfü-
19 Karl Marx, Friedrich Engels: Manifest der Kommunistischen Partei. In: MEW. Bd. 4. Berlin, S. 482.
20 DIE LINKE: Programmatische Eckpunkte. A. a. O., S. 7.
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gung entscheiden. Das heißt, für ihren Erhalt, für die Ausweitung des Charakters
öffentlicher Güter auf weitere Sphären und für ihre Aneignung durch alle Bürge-
rinnen und Bürger zu wirken. 
Die Forderung nach sozial gleicher Teilhabe für alle Bürgerinnen und Bürger
an öffentlichen Gütern stößt allerdings auf Schwierigkeiten, wenn Güter, die »ei-
gentlich« allen in gleicher Weise zugänglich sein sollten, nur in begrenztem Maße
verfügbar sind. Solche Güter werden von Ökonomen als »positionelle Güter« be-
zeichnet. Das betrifft Naturressourcen wie Wälder, Gewässer, Fischbestände und
Böden und auch von Menschen bereit gestellte öffentliche Güter, die wie etwa
Theater oder öffentliche Verkehrsmittel Kosten verursachen, die nicht grenzenlos
ausgeweitet werden können. Marktorientierte Politik nutzt solche Konstellationen
für die Privatisierung von nur begrenzt vorhandenen öffentlichen Gütern. Die
Linke sollte nach sozial gerechteren demokratischen Teilhaberegeln suchen. Das
kann die Einführung von Sozialtickets für öffentlichen Nahverkehr und für Thea-
terbesuche, andere Sonderregelungen für Einkommensschwache, Sozialregelun-
gen für Kindergartenplätze, Bereitstellung von Sozialwohnungen u. ä. betreffen.
Eine entscheidende Rolle für den sozial gleichen Zugang aller zu öffentlichen
Gütern spielt die öffentliche Daseinsvorsorge. 
Öffentliche Daseinsvorsorge: Der Begriff öffentliche Daseinsvorsorge ist in
Abhängigkeit von gegensätzlichen Interessenlagen umstritten. Er bezeichnet die
Verantwortung, die speziell dem Staat (internationalen Institutionen, National-
staaten oder der öffentlichen Hand unterhalb der nationalen Ebene) für die Siche-
rung der Teilhabe aller an öffentlichen Gütern zukommt. Auch diese Verantwor-
tung wird in gesellschaftlichen Auseinandersetzungen darüber bestimmt, welches
die Aufgaben des Staates sein sollen und welche nicht. Welche eher von zivilge-
sellschaftlichen Akteuren wie Bürgerinitiativen, Nicht-Regierungsorganisationen,
Gewerkschaften, Vereinen oder Kirchen wahrgenommen werden sollten und wel-
che von privaten Unternehmen.
Öffentliche Güter und öffentliche Daseinsvorsorge sind nicht identisch. Insbe-
sondere so genannte natürliche öffentliche Güter wie beispielsweise Ozeane oder
Artenvielfalt existieren zunächst ohne öffentliche Daseinsvorsorge. Die Bereit-
stellung anderer öffentlicher Güter wird zum Teil – z.B. in Kinderläden, Kultur-
vereinen oder Sportvereinen – von nichtstaatlichen zivilgesellschaftlichen Akteu-
ren getragen. Opern und andere musikalische Werke werden sowohl in öffentlich
finanzierten Opern und Konzerthäusern aufgeführt wie in kommerziell betriebe-
nen privaten Spielstätten.
In entscheidenden Sphären der Gesellschaft wie in der Bildung und im Gesund-
heitswesen wird erst durch die öffentliche staatlich finanzierte Daseinsvorsorge die
sozial gleiche Teilhabe aller Nachfragenden an den Leistungen ermöglicht. Sie
konstituiert damit öffentliche Güter im Sinne der Nicht-Ausschließbarkeit.
Wo allerdings durch Unterfinanzierung der öffentlichen Aufgaben, durch staat-
liche Misswirtschaft, übermäßige Bürokratie und qualitativ minderwertige Ange-
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bote die öffentliche Daseinsvorsorge – oft bewusst – in Verruf gebracht wird, wer-
den der Privatisierung öffentlicher Güter Tür und Tor geöffnet.
Deshalb gehört zu linker Eigentumspolitik eine anspruchsvolle Gestaltung der
öffentlichen Daseinsvorsorge: Durchsetzung ausreichender Finanzierung, Ge-
währleistung qualitativ hochwertiger, flächendeckender Leistungsangebote, glei-
cher Zugang für alle Bürgerinnen und Bürger unabhängig von ihrer Zahlungs-
fähigkeit, Sicherung des demokratischen Einflusses von Nutzerinnen und
Nutzern, von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, Verknüpfung wirtschaftli-
cher Effizienz mit nachhaltiger Entwicklung, angemessenen Arbeitsbedingungen
und Einkommen für die in der öffentlichen Daseinsvorsorge beschäftigten Frauen
und Männer gleichermaßen.
Zu entscheiden ist unter Beachtung der gegebenen Bedingungen, ob im kon-
kreten Fall die öffentliche Daseinsvorsorge das Leistungsangebot durch staatliche
Träger selbst bereitzustellen hat oder ob bestimmte Teile der öffentlichen Da-
seinsvorsorge von privaten Unternehmen angeboten werden sollen und die öf-
fentliche Hand dies nur gewährleistet. 
Der Maßstab für solche Entscheidungen über öffentliche Erbringung oder Ge-
währleistung sollte ein doppelter sein: 
• dass soziale Gerechtigkeit und Solidarität und nicht in erster Linie der Profit
die Vorsorgeleistungen bestimmen,
• dass Demokratisierung und Emanzipation der Organisierung der Daseinsvor-
sorge zugrunde liegen.
Öffentliches oder privates Eigentum?
Im Verlauf demokratischer öffentlicher Meinungsbildung darüber, welche Güter
im Interesse menschlicher Entwicklung öffentliche Güter sein sollen und welche
Aufgaben die öffentliche Daseinsvorsorge wahrzunehmen hat, damit die Gesell-
schaft einem selbstbestimmten Leben durch sozial gleiche Teilhabe an entschei-
denden Lebensbedingungen für jede und jeden näher kommt, rückt die Eigen-
tumsfrage in den Vordergrund: Welche Eigentumsformen sind für die Sicherung
öffentlicher Güter und öffentlicher Daseinsvorsorge nach diesen Zielsetzungen
am geeignetsten? Allgemeiner formuliert: Welche Eigentumsformen sind für wel-
che Aufgaben die vorteilhaftesten?
Auch für Antworten auf diese Frage gilt, dass durchaus nicht konzeptionelle
Überlegungen allein die öffentlichen Präferenzen für diese oder jene Eigentums-
form oder vorläufig zumindest Grenzen für den Umgang mit privatem Eigentum
setzen:
Niemand konnte beispielsweise voraussehen, dass die Absicht des Shell-Kon-
zerns, die Ölplattform »Brent Spar« in der Nordsee zu versenken, im Jahre 1995
Millionen Autofahrer zum Boykott der Tankstellen mit dem gelben Muschel-Logo
herausfordern würde – mobilisiert vor allem von Greenpeace. Zwar veränderte
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dies die kapitalistische Eigentumsform des Konzerns nicht. Aber in einem wichti-
gen Punkt konnte er mit seinem Eigentum nicht nach seinen eigenen Maßstäben
umgehen. Der Konzern musste einlenken.21
In Brasilien hat sich die Bewegung der Landlosen (MST) zu einer mächtigen
sozialen Kraft entwickelt. Trotz schärfster Repressionen früherer Regierungen
und vieler von Großgrundbesitzern angestifteten Auftragsmorde an ihren Führern
hat diese Bewegung nach eigenen Angaben die Besetzung und Aneignung nicht
bewirtschafteten Bodens für etwa 420.000 Familien und ihre Ansiedlung er-
reicht22. Unter der Präsidentschaft Cardosos noch kriminalisiert, wird sie von der
Regierung »Lula« da Silva als Bündnispartner angesehen – auch wenn die Rück-
sicht der Regierung auf die Latifundistas immer wieder zu Konflikten mit den
Landlosen führt. Im Zeitraum von 2003 bis 2006 wurde jährlich eine Ansiedlung
von etwa 100.000 Familien erreicht – eine Verdopplung gegenüber der Vorgän-
gerregierung Cardoso.23
• In Südafrika und in anderen Ländern haben sich Kämpfe um die Einschrän-
kung der Eigentümermacht von Pharmakonzernen als Reaktion auf die Not durch
Aids entwickelt. Die extrem hohen Preise für Medikamente zur Behandlung von
Aids sind für die überwältigende Mehrheit der betroffenen Afrikaner nicht be-
zahlbar. Deshalb erließ die Regierung Nelson Mandela 1997 gestützt auf die welt-
weite Anti-Aids-Bewegung, auf internationale Nicht-Regierungsorganisationen
wie »Ärzte ohne Grenzen«, »Oxfam« und »Treatment Action Campaign«, einer
Vereinigung von Menschenrechtsgruppen und Betroffenen, ein Gesetz, das die für
20 Jahre geltenden Patentlaufzeiten beschnitt und die billige Nachahmung le-
benswichtiger geschützter Medikamente in der Südafrikanischen Republik für le-
gal erklärte.
39 Pharmakonzerne, darunter der Bayer-Konzern, klagten Anfang 2001 gegen
diese Beschneidung ihrer Eigentumsrechte. Die US-Administration drohte unter
dem Einfluss der Pharma-Lobby sogar mit Handelssanktionen gegen Südafrika.
Aber selbst bei Anerkennung von Patentrechten auf mit hohem Forschungsauf-
wand entwickelten Medikamenten war die Inkaufnahme von durchschnittlich
5000 Aids-Toten am Tag im Empfinden der internationalen Öffentlichkeit nicht
hinnehmbar – zumal die Gewinneinbußen in Afrika im Verhältnis zu der Haupt-
profitmasse auf den entscheidenden Pharmamärkten der westlichen Welt kaum ins
Gewicht fallen. Die Pharmafirmen mussten ihre Klage zurücknehmen.24
21 Klaus Werner, Hans Weiss: Schwarzbuch Markenfirmen. Die Machenschaften der Weltkonzerne. Wien und Frank-
furt a. M. 2001, S. 16.
22 Delwek Matheus: Es geht uns um die soziale Entwicklung unserer Welt. In: Aktionsbündnis Globale Landwirt-
schaft. Widerstand ist fruchtbar. Analysen und Perspektiven für eine nichtkapitalistische Landwirtschaft. Reader
des Aktionsbündnisses Globale Landwirtschaft zum G8-Gipfel 2007. Göttingen 2007, S. 9. 
23 Dawid Danilo Bartelt: Die Regierung Lula und ihre linken Kritiker. In: Neue Optionen lateinamerikanischer Po-
litik. Analysen und Berichte. Jahrbuch 29 Lateinamerika. Münster 2005, S. 29. 
24 Klaus Werner, Hans Weiss: Schwarzbuch Markenfirmen. A. a. O., S. 106 ff.
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Attac wurde in kürzester Zeit ein Hauptakteur in der antikapitalistischen und ka-
pitalismuskritischen globalen Bewegung mit einem Einstiegsprojekt für eine an-
dere Welt, das den Nerv der Zeit traf: mit der Forderung nach der Tobin-Steuer, das
heißt nach Besteuerung von Gewinnen aus Devisenspekulationen. Sogar das fran-
zösische Parlament und die kanadische Regierung votierten für eine solche Steuer,
also gegen die Aneignung von Kursgewinnen aus über 90 Prozent der globalen De-
visenflüsse. Die Steuer ist bisher nicht zustande gekommen. Aber als Forderung
zur Einschränkung einer typischen Bewegungsform von finanzkapitalistischem Ei-
gentum beeinflusst sie das öffentliche Bewusstsein und bleibt eine Potenz für künf-
tige Auseinandersetzungen um die Verfügung über Kapitaleigentum. 
Nirgendwo waren die Kämpfe um die Verfügung über Eigentum oder um die
Eigentumsform selbst vorwiegend das Ergebnis theoretischer Überlegungen.
Wohl aber beeinflussten theoretische und politische Auffassungen der beteiligten
Akteure den Verlauf der Auseinandersetzung. 
Welches könnten die Kriterien für rational begründete Entscheidungen zwischen
verschiedenen Eigentumsformen sein?
1. Dort, wo für jede Bürgerin und jeden Bürger gleiche Teilhabe an Gütern und
Leistungen unabhängig von individueller Zahlungsfähigkeit verwirklicht werden
soll, versagt das private Kapitaleigentum. Das Kapital flieht seiner innersten Na-
tur gemäß unrentablen Sphären. Da die Reproduktion des Kapitals gleichwohl der
Bildung und Qualifikation der Lohnabhängigen, gesunder Arbeitskräfte, deren
Mobilität und der öffentlichen Versorgungsinfrastruktur für Energie, Wasser und
Entsorgung bedarf, existiert ein Interesse auch der Unternehmerklasse an öffentli-
cher Finanzierung und öffentlichem Eigentum in den entsprechenden nichtprofi-
tablen Gesellschaftsbereichen. Allerdings ist dieses Interesse keineswegs iden-
tisch mit den Interessen der Bürgerinnen und Bürger an ihrer eigenen Bildung,
Gesundheit usw. Zudem liegt das Kapitalinteresse an öffentlich gestalteten allge-
meinen Reproduktionsbedingungen in ständigem Widerstreit mit den herrschen
marktwirtschaftlichen Dogmen und mit dem Umstand, dass den Unternehmern öf-
fentliche Investitionen in Bildung, Gesundheit, Kultur und Infrastruktur immer
zugleich als Ausgaben von Haushaltsmitteln erscheinen, die sie sich lieber direk-
ter einverleiben würden oder durch deren Reduzierung die Unternehmenssteuern
entlastet werden könnten.
Diesen Widerspruch wollen die neoliberalen Kräfte durch die Privatisierung
auch in Bildung, Gesundheit, Kultur und ähnlichen Sphären lösen. Doch dies
kommt der Enteignung der Bürgerinnen und Bürger von den Teilhaberechten
gleich, die ihnen öffentliches Eigentum und öffentliche Daseinsvorsorge ge-
währen, und gefährdet die soziale Reproduktion und Integration.
Deshalb tritt die Linke radikal für Erhalt und Ausweitung des öffentlichen
Eigentums im Bildungs- und Gesundheitswesen und in vielen anderen der mehr
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als 155 Teilsektoren der 11 Hauptkategorien von Daseinsvorsorge und Dienstlei-
stungen ein, die im Rahmen von GATS und der Wettbewerbspolitik der Europäi-
schen Kommission ihres öffentlichen Charakters beraubt und privatisiert werden
sollen25.
2. Eine weitere Überlegung zur Frage nach wünschenswerten Eigentumsfor-
men lautet: Wo strategische Entscheidungen zu langfristigen Entwicklungen aus
lebenserhaltenden Gründen über kurzfristige Maßstäbe dominieren müssen, ist die
private Eigentumsform ungeeignet. Wo solche Anforderung gegeben ist, wird die
Linke anstreben, die Verfügung über Kapitaleigentum so zu verändern, dass im
Verlauf von längeren Schrittfolgen und auch durch gesetzliche Grundentschei-
dungen öffentliches Eigentum an die Stelle von privatem Kapitaleigentum tritt.
Wo der Wandel der Kräfteverhältnisse dafür noch nicht ausreicht, zielt linke Poli-
tik zumindest auf vollständige Transparenz, demokratische Kontrollen, dafür ge-
eignete Institutionen und Mechanismen, unabhängige Regulierungsinstanzen und
bürgernahe Streitschlichtungsmechanismen, um die Verfügung der Kapitaleigen-
tümer über ihr Eigentum den Gemeinwohlinteressen anzunähern und einen trans-
formatorischen Wandel der Eigentumsverhältnisse einzuleiten.
Nach diesem Kriterium kollidieren beispielsweise die kurzfristigen Interessen
der fossilistischen Energiewirtschaft einschließlich der monopolistischen Netz-
eigentümer ebenso wie die imperialen Strategien der Erdölkonzerne und die
Interessen der internationalen Finanzanleger (besonders der Hedgefonds) an kurz-
fristigen Finanzgeschäften mit der Dringlichkeit weitsichtiger Klimapolitik, Frie-
denssicherung und vorausschauender Strukturpolitik überhaupt.
3. Elmar Altvater betont einen weiteren Umstand, der nach der hier vorgenom-
menen Interpretation für öffentliches Eigentum oder zumindest für eine starke
demokratische Einflussnahme auf die Verfügung über gegenwärtig privates Kapi-
taleigentum spricht. Je größer die negativen Folgekosten der Tätigkeit eines Un-
ternehmens auf die Gesellschaft sind – abhängig von der Art der Tätigkeit und der
Größe dieses Unternehmens – desto weniger ist der Marktmechanismus geeignet,
dieser Tendenz der Gewinnmaximierung auf Kosten anderer entgegenzuwirken.
Denn der Markt zwingt zwar dazu, die gegenwärtigen Kosten zu kalkulieren,
blendet jedoch die Langzeitkosten für die Gesellschaft aus, etwa die Erosion der
Klimastabilität, die Zerstörung der Ozonschicht, tropischer Wälder, des Wasser-
haushalts der Erde und ähnliches. Dort, wo aus privaten Profitinteressen solche
externen Effekte entspringen, liegt Engagement für den Übergang zu öffentlichem
Eigentum nahe.26
Welche Unternehmen dies aus konkreten Anlässen künftig betreffen mag,
könnte sich – wie oben dargestellt – aus der Zuspitzung von sozialen Konflikten
25 Vgl. dazu im Überblick: http://de.wikipedia.org/wiki/GATS.
26 Elmar Altvater: Was geschieht, wenn öffentliche Güter privatisiert werden? Paper für den Workshop »Public
Goods, Privatisation, Good Governance – The Impact on Policy Coordination. 17.-19. Januar 2003«. Berlin.
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ergeben, aus Umweltproblemen oder z. B. der Verstrickung von Rüstungsexpor-
teuren in Kriege.
4. Ein wichtiges Kriterium für Entscheidungen über das Verhältnis von öffent-
lichem und privatem Eigentum ist ferner die unterschiedliche Eignung der ver-
schiedenen Eigentumsformen für die Regulierung von volkswirtschaftlichen Pro-
portionen.
Hochkonzentriertes monopolistisch-oligopolistisches Kapitaleigentum vermag
dies nur äußerst begrenzt zu leisten und versagt besonders bei der Regulierung von
Grundproportionen, die nur unterdurchschnittlichen oder gar keinen Profit ver-
sprechen, deren Umbau große Teile des angelegten Kapitals entwertet oder die mit
den Herrschaftsinteressen der ökonomischen Machteliten unverträglich sind. Das
betrifft beispielsweise den Ausstieg aus einer fossilistischen und atomaren Ener-
giewirtschaft, das Verhältnis von produktiven und Finanzinvestitionen, von Ex-
portmärkten und Binnenmärkten, von kurzfristig und langfristig rentablen Anlagen,
von ressourcenintensiven und nachhaltigen Lebensweisen, von metropolitaner
Expansion und solidarischer Entwicklungspolitik, von ziviler und Rüstungspro-
duktion. Nachhaltige Grundproportionen bedürfen eher öffentlichen Eigentums,
zumindest starker Kontrolle des Kapitaleigentums und der Einschränkung der Ver-
fügungsmacht der Eigentümer durch sozialökologische Rahmensetzung, lenkende
öffentliche Interventionen, zivilgesellschaftlichen Druck und erweiterte Mitbe-
stimmung und Wirtschaftsdemokratie in Unternehmen und Wirtschaft.
Aber auch staatliches Eigentum wird selbst bei hochgradiger Computerisierung
von Wirtschaftsentscheidungen keinen Planungsprozess ermöglichen, der die ge-
sellschaftliche Arbeit genügend beweglich, effizient und innovativ entsprechend
der ungeheuren Vielfalt der Bedürfnisse zu verteilen vermag. Das belegen die
staatssozialistischen Erfahrungen. Ein Computer-Sozialismus gehört gewiss in
das Reich der Illusionen.27
Deshalb bleibt der Marktmechanismus nach den Vorstellungen der modernen
Linken auch in transformatorischen Prozessen unabdingbar. Dies gilt vor allem
für die Regulierung der Feinproportionen, für die Reaktion auf die Nachfrage der
vielen Millionen Verbraucher nach Gütern und Dienstleistungen des Konsums,
aber auch nach Investitionsgütern und Bauleistungen. Privates Eigentum von
Handwerkern und Händlern, Eigentum vor allem kleiner und mittlerer Unterneh-
men, genossenschaftliches und gemischtes Eigentum und sicher oft auch das Ka-
pital größerer privater Firmen behalten eine wichtige Stellung unter den verschie-
denen Eigentumsformen. 
Erforderlich ist jedoch, dass globale, europäische und nationale Rahmenset-
zung und orientierende strategische Planung auf dem Weg in eine andere Welt das
private Kapitaleigentum und das Privateigentum kleiner Warenproduzenten in
eine nachhaltige Wirtschafts- und Gesellschaftsentwicklung einbinden. Auf solche
27 Erhard Crome: Sozialismus im 21. Jahrhundert. Berlin 2006. S. 33 ff.
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Weise sollten öffentliches, genossenschaftliches und privates Eigentum in ein
ausgewogenes Verhältnis gebracht und jegliche Eigentumsform sozialen, ökolo-
gischen und emanzipatorischen Zielen untergeordnet werden. Erneuerung der De-
mokratie ist die einzige Chance, mit den dabei zwangsläufig wirkenden Wider-
sprüchen und Interessengegensätzen produktiv umzugehen.
Ein wachsendes Gewicht des genossenschaftlichen Eigentums ist oft wün-
schenswert, wo ein überschaubares Wirtschaftspotenzial nicht zentralistisch ge-
steuert und auch nicht reinen Privatinteressen überlassen werden sollte. 
Vom Standpunkt der Eigentumsverhältnisse und der Regulationsweise wird eine
emanzipatorische Alternative – eine demokratische sozialökologische Entwick-
lungsvariante der Gesellschaft – den Charakter einer Mischwirtschaft tragen. Diese
Mixed Economy sollte sich allerdings von den keynesianischen Jahrzehnten nach
dem zweiten Weltkrieg erheblich unterscheiden: durch eine entschieden weiterge-
hende Erneuerung der Demokratie, durch ein Zurückdrängen der Machteliten samt
ihrer Eigentumsgrundlagen und durch die Verknüpfung vom sozialem Wandel mit
ökologischem Umbau. Anders als in den fordistischen Nachkriegsjahrzehnten geht
es um einen transformatorischen Prozess, der Protest und Widerstand gegen die zur
Zeit herrschenden neoliberal geprägten Verhältnisse, gerechte und solidarische Re-
formen unter gegebenen Bedingungen und deren Öffnung für eine Überschreitung
der Grenzen des Kapitalismus miteinander verbindet.
Zusammengefasst: Die Veränderung der Eigentumsverhältnisse im Rahmen ei-
nes solchen Transformationsprozesses hätte eine doppelte Richtung:
Unterordnung ausnahmslos aller Eigentumsverhältnisse unter die Dominanz
sozialökologischer Maßstäbe demokratischen Wandels,
Durchsetzung eines neuen Mixes von Eigentumsformen, so dass die Eigen-
tumsbasis des Finanzkapitals geschwächt, das öffentliche Eigentum gestärkt und
zwischen privatem, öffentlichem, gemischtem und genossenschaftlichem Eigentum
eine funktionsfähige Balance hergestellt wird.
Chancen für demokratischen Wandel der Eigentumsverhältnisse 
Gibt es reale Chancen, den hier skizzierten demokratischen Wandel der Eigen-
tumsverhältnisse einzuleiten und auf Dauer zu stellen? Michael Brie hat in diesem
Band generell festgestellt, dass fast alles gegen die Möglichkeit eines politischen
Richtungswechsels zugunsten eines sozialökologischen Umbaus der Gesellschaft
in einer erneuerten Demokratie zu sprechen scheint. Erst recht gilt dies für die Ei-
gentumsverhältnisse. Jedoch:
Erstens hat in Deutschland – im Unterschied beispielsweise zu den USA – die
Überzeugung tiefe historische Wurzeln, dass der Staat eine große soziale Verant-
wortung für die Bürgerinnen und Bürger trägt. Geschichtliche Erfahrungen und
kulturelle Prägungen haben erheblichen Einfluss auf die Haltung zum Staat und
zu öffentlichem Eigentum. Mit deutlichem Unmut stellt Meinhard Miegel fest:
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»Sucht man nach den Gründen für diese schier endlose Ausdehnung der öffentli-
chen Daseinsvorsorge, so stößt man auf nationale Traditionen und Strukturen, die
– wie bereits angedeutet – bis in das frühe 19. Jahrhundert und vermutlich sogar
noch länger zurückreichen.«28 Diese Wurzeln schließen eine Aufgeschlossenheit
für öffentliches Eigentum durchaus ein.
Zweitens: Wie Michael Brie in seinem Beitrag für diesen Band gestützt auf Stu-
dien aus der Friedrich-Ebert-Stiftung, von Rita Müller-Hilmer und Gero Neuge-
bauer feststellt, kann ein demokratischer sozialökologischer Entwicklungsweg an
Wertorientierungen der unteren, mittleren und der selbstbestimmten oberen Milieus
der Bundesrepublik anknüpfen. Das betrifft auch Präferenzen für einen handlungs-
fähigen Staat. Aber diesen Präferenzen wären ohne die Bewahrung von öffentli-
chem und insbesondere von kommunalem Eigentum und ohne Beschränkung der
im privaten Eigentum angelegten Interessen enge Grenzen gesetzt.
Von den neun in der Studie »Gesellschaft im Reformprozess«29 untersuchten so-
zialen Milieus lehnen die Befragten zweier Milieus im oberen Teil der Gesellschaft –
der Gruppe der »Leistungsindividualisten« (mit 11 Prozent der Gesellschaft) und der
Gruppe der »etablierten Leistungsträger« (15 Prozent), die dem Kern der finanzkapi-
talistischen Machteliten besonders nahe stehen, staatliche Eingriffe in die Marktpro-
zesse und soziale Verantwortung des Staates eindeutig ab. Aber in zwei weiteren Mi-
lieus im oberen Teil der Gesellschaft – bei »kritischen Bildungseliten« (9 Prozent)
und dem »engagierten Bürgertum« (10 Prozent) – existiert eine starke Präferenz für
eine regulierende Rolle des Staates und für seine soziale Verantwortung.
In der Mitte der Gesellschaft und in den unteren sozialen Gruppen überwiegt in
allen Milieus die Forderung nach einem starken Sozialstaat – mit Ausnahme der
»zufriedenen Aufsteiger« (13 Prozent).
Das bedeutet, dass in Milieus, die 61 Prozent der deutschen Bevölkerung um-
fassen, eine Befürwortung der sozialen Verantwortung des Staates stark verankert
ist. Der Widerstand gegen die Privatisierung öffentlichen Eigentums und dessen
Stärkung haben daher durchaus eine soziale Basis in der Bevölkerung – auch
wenn ein Bejahen des Sozialstaates oft nicht identisch mit der Befürwortung öf-
fentlichen Eigentums ist.
Von den Befragten aller sozialen Milieus stimmen 62 Prozent voll oder über-
wiegend der Auffassung zu: »Der Staat soll eine umfassende soziale Absicherung
der Bürger garantieren.« Nur 18 Prozent gaben voll oder überwiegend ihre Zu-
stimmung zu der Auffassung: »Der Staat soll die soziale Absicherung der Eigen-
verantwortung den Bürgern überlassen.«30
Dem privaten Eigentum und der Marktkonkurrenz als seiner Daseinsform sind
aber soziale Gerechtigkeit und Solidarität als Kriterien des Handelns fremd. Ge-
28 Meinhard Miegel: Die Zukunft der Öffentlichen Daseinsvorsorge. In: Schrader-Stiftung (Hrsg.): Öffentliche Da-
seinsvorsorge – Problem oder Lösung? Darmstadt 2003. S. 29 f.
29 Friedrich-Ebert-Stiftung: Gesellschaft im Reformprozess. Berlin 2006.
30 Gero Neugebauer: Politische Milieus in Deutschland. Die Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung. Bonn 2007. S. 59.
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orge Soros, einer der erfolgreichsten Spekulanten auf den internationalen Finanz-
märkten, schrieb, »dass es hinter dem kapitalistischen Weltsystem doch ein Prin-
zip gibt, das man wohl tatsächlich als das Grundprinzip bezeichnen kann: Geld.
Am Ende, darüber sollten wir uns keine Illusionen machen, dreht sich alles um
Profit und Reichtum.«31 Genau dies trifft für Unternehmen in öffentlichem Eigen-
tum nicht zu. Sie bieten die Möglichkeit, neue Balancen zwischen sozialem Nut-
zen und Gewinn zu finden.
Drittens: Trotz der meist durch Finanznöte erzwungenen Privatisierungspro-
zesse in den Kommunen existiert dort eine starke Unterstützung kommunalen Ei-
gentums. So verteidigt beispielsweise der stellvertretende Präsident des Deutschen
Städtetages und langjährige Oberbürgermeister von Hannover, Herbert Schmal-
stieg, öffentliches Kommunaleigentum gegen die von der Europäischen Kommis-
sion ausgehende Wettbewerbspolitik, die auf die Privatisierung auch im Dienstlei-
stungsbereich zielt: »Mit der Aufgabe eigener Betriebe besteht die Gefahr, dass die
ausschreibende Kommune in ein erhebliches Abhängigkeitsverhältnis zu den je-
weiligen privaten Dienstleistern gerät. In den verschiedenen ›liberalisierten‹
Dienstleistungssektoren bestehen bei den privatwirtschaftlichen Anbietern bereits
jetzt Oligopole, wenn nicht sogar Monopole. Das gilt insbesondere für den Abfall
und auch für den Stromversorgungsbereich. … Wie kann in einem solchen Fall die
Kommune ihre Grundversorgungspflicht erfüllen« und »verträgliche und ange-
messene Preise in den Verhandlungen durchsetzen?«32 Auch in der Wasserversor-
gung gelte dies und trifft ebenso für die kommunale Wohnungswirtschaft zu. Der
zusammenfassende Befund Schmalstiegs lautet, dass die Privatisierung öffentli-
cher (kommunaler) Unternehmen weder wirtschaftlich noch gar sozial wirkt. 
Viertens: Entscheidend wird jedoch sein, ob es der Linken und anderen demo-
kratischen Akteuren gelingen wird, der tief in das öffentliche Bewusstsein einge-
drungenen neoliberalen Suggestion von einer Überlegenheit privaten Eigentums
eine geistige Gegenoffensive für die Stärkung des Öffentlichen entgegenzusetzen.
Jahrzehnte haben neoliberale Think Tanks, internationale Vereinigungen wie die
Mont-Pèlerin-Gesellschaft, Theoretiker und Politiker daran gewirkt, marktradika-
lem Denken die Hegemonie im öffentlichen Bewusstsein zu erobern. Etwa ein
halbes Jahrhundert lang hatten zuvor die keynesianische Theorie und sozialstaat-
liche Politik eine Vorrangstellung in der westlichen Welt behauptet – bis in die
siebziger Jahre des 20. Jahrhunderts. Nach dem zweiten Weltkrieg war das Anse-
hen des Kapitalismus nicht zuletzt in Deutschland so ramponiert, dass Forderun-
gen nach Verstaatlichung von Schlüsselindustrien zunächst erheblichen Widerhall
erreichten.
Als aber in den siebziger Jahren die extrem günstigen Wachstumsbedingungen
der Nachkriegsjahrzehnte zu Ende gingen, als der sozialstaatlich regulierte Kapi-
31 George Soros: Die Krise des globalen Kapitalismus. Offene Gesellschaft in Gefahr. Berlin 1998. S. 151.
32 Herbert Schmalstieg: Die öffentliche Daseinsvorsorge als kommunale Aufgabe. In: Schrader-Stiftung (Hrsg.):
Öffentliche Daseinsvorsorge – Problem oder Lösung? Darmstadt 2003, S. 23.
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talismus an Grenzen stieß und sich zudem die Endkrise des Staatssozialismus
ankündigte, gewann der Neoliberalismus das eindeutige Übergewicht. Privatisie-
rung wurde zum Credo der neuen Hegemonialverhältnisse.
Transformation schien seit der Implosion des Staatssozialismus nur noch eine
Richtung haben zu können: den Übergang vom Staatssozialismus zum Kapitalis-
mus, vom Staatseigentum zum Privateigentum. 
Nun aber – nach dreieinhalb Jahrzehnten neoliberalen Aufstiegs – spricht
manches dafür, dass der Zenit neoliberaler Anziehungskraft überschritten ist. Das
Versprechen von neuerlichem sozialem Wohlstand nach Tälern von Schweiß und
Tränen ist nicht erfüllt. Die Verheißung von Wohlstand durch nachholende Ent-
wicklung in der »Dritten Welt« ist in großen Teilen des so genannten Südens nicht
eingelöst worden. In Lateinamerika gewinnen politische Vorstellungen mit sozia-
listischen Ansprüchen Unterstützung. Zum ersten Mal in ihrer Geschichte ist die
Menschheit dabei, ihre natürlichen Existenzbedingungen unkorrigierbar zu zer-
stören. Die bevorstehende Niederlage der USA und ihrer Verbündeten im Irak
wird die neoliberal-imperiale Entwicklung empfindlich schwächen.
Deshalb ist es nicht unwahrscheinlich, dass sich nach einem halben Jahrhundert
neoliberaler Hegemonie abermals eine Umkehr im öffentlichen Bewusstsein
durchsetzen wird. An die Stelle der Deregulierung könnte unter dem Druck öko-
logischer Krisen, einer Krise der sozialen Integration und der damit verbundenen
Legitimationskrise des Neoliberalismus die Besinnung auf vorausschauende ge-
staltende Politik und eine Re-Regulierung der Reproduktion treten. Anstelle der
Privatisierung gerät die Rückkehr zur Stärkung öffentlicher Güter, öffentlicher
Daseinsvorsorge, öffentlicher Räume, öffentlicher Entscheidungsprozesse und nicht
zuletzt öffentlichen Eigentums auf die Tagesordnung alternativer Kräfte.
Als der Frühkapitalismus sich anschickte, den Feudalismus abzulösen, bedurfte
dies eines fundamentalen geistigen Bruches mit allem Herkömmlichen. Menschen
hatten jetzt nicht mehr zu arbeiten, um zu leben, sondern zu leben, um zu arbeiten
– für die grenzenlose Akkumulation des Kapitals. Wie abwegig diese von der pro-
testantischen Ethik geheiligte neue Denkweise den Menschen damals war, schil-
derte eindringlich Max Weber: »Der Mensch ist auf das Erwerben als Zweck sei-
nes Lebens, nicht mehr das Erwerben auf den Menschen als Mittel zum Zweck der
Befriedigung seiner materiellen Bedürfnisse bezogen. Diese für das unbefangene
Empfinden schlechthin sinnlose Umkehrung des, wie wir sagen würden, ›natürli-
chen‹ Sachverhalts ist nun ganz offenbar ebenso unbedingt ein Leitmotiv des Ka-
pitalismus, wie sie den von seinem Hauche nicht berührten Menschen fremd ist.«33
Eine solche dem »Geist des Kapitalismus« gemäße Gesinnung »wäre im Altertum
wie im Mittelalter ebenso als Ausdruck des schmutzigsten Geizes und einer
schlechthin würdelosen Denkart proskribiert worden, wie dies noch heute von al-
len denjenigen sozialen Gruppen regelmäßig geschieht, welche in die spezifisch
33 Ebenda, S. 46 f.
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moderne kapitalistische Wirtschaft am wenigstens verflochten oder ihr am wenig-
sten angepasst sind.«34
Einst galt also das dem kapitalistischen Privateigentum angemessene Denken
als nahezu abartig. Es durchzusetzen, war ein fundamentaler, nahezu skandalöser
Bruch mit allem Gewohnten und Geltenden. Und doch wurde dieser Bruch so
gründlich vollzogen, dass heute Alternativen zum »Geist des Kapitalismus« und
zum Kapitaleigentum wiederum als abwegig, zumindest als weltferne Illusion er-
klärt werden und auf größte Denkhürden stoßen.
Doch die historischen Erfahrungen mit dem Wechsel des Zeitgeistes sind be-
gründeter Anlass, der Rückbesinnung auf die Stärken öffentlichen Eigentums
reale Chancen zu geben. Alternativen sind möglich! Die Linke muss sich zu einer
großen Initiative entscheiden, die einen Schub des Kampfes um geistig-politische
Hegemonie in Deutschland und Europa einleitet, in dem Eigentums-, Verfügungs-
und Machtverhältnisse eine zentrale Stellung haben werden.
Nachbemerkung
Zu den Stärken des Neoliberalismus gehört die Macht seiner Protagonisten. Umso
wichtiger für die Linke ist, mit ihrer konkreten Politik zu beweisen, dass trotz der
Machtverhältnisse die Gesellschaft zum Positiven verändert werden kann. Umso
wichtiger, überzeugende Perspektiven über die herrschenden Verhältnisse hinaus
zu begründen.
Wenn aber sowohl die gegenwärtige Politik als auch tragende Vorstellungen
von der Zukunft im Kern Eigentums-, Verfügungs- und Herrschaftsverhältnisse
betreffen, kommt Wegen zu deren Veränderung eine besondere Stellung in alter-
nativen Gesellschaftsvorstellungen zu. Entsprechend hat in der Linken die Aus-
einandersetzung über Eigentumsfragen stets besondere Schärfe angenommen. Die
Diskussion in der Linkspartei um den Verkauf des Dresdner kommunalen Woh-
nungsbestandes ist ein jüngstes Beispiel dafür und auch für die Neigung der Be-
teiligten, in der Polemik die Sachverhalte zu vereinfachen und zu vereinseitigen.
Nun hat der vorliegende Beitrag noch einmal die komplizierte Differenziertheit
der Fragen deutlich gemacht, die im Eigentum stecken. Jede Einseitigkeit und
Vereinfachung verfehlt das notwendige Verständnis für die wirklichen Probleme,
beschädigt die politische Kultur des Umgangs mit ihnen und behindert taugliche
Antworten. Deshalb läuft die Nachbemerkung darauf hinaus, für die programma-
tische und praktisch-politische Debatte der Linken eine politische Kultur anzu-
mahnen, die durch die Sache erforderlich ist und erst recht durch die eigenen
Werte der Linken. Sie wird – auch wenn wir in einer Gesellschaft grober Verein-




Langfristig angelegte Analysen der Potentiale für linke sozialistische Politik brach-
ten in den 90er Jahren bis zu sowie in den ersten Jahren im neuen Jahrhundert vor
allem zwei Ergebnisse: Zum einen hatte sich die Wählerschaft der PDS gesamt-
deutsch bei etwa 5 Prozent stabilisiert, manchmal leicht darüber, manchmal aber
auch – wie bei den Wahlen zum 15. Deutschen Bundestag im Jahre 2002 – deutlich
darunter. Dabei gab es eine außerordentlich starke Differenz zwischen der Situation
der PDS im Osten, wo sie zwischen 15 und 25 Prozent der Wählerschaft zu mobili-
sieren vermochte, und ihrer Situation im Westen, wo sie trotz aller Bemühungen
eine Splitterpartei mit 1 bis 2 Prozent der Stimmen blieb. Zum anderen wurde fest-
gestellt, dass die Potentiale, auf die sich linke Politik in Deutschland stützen könnte
und die eine linke Partei zu einem stabilen und wirkungsvollen Faktor in der politi-
schen Landschaft der Bundesrepublik Deutschland machen könnten, deutlich größer
sind als die, die die PDS bis dahin bei Wahlen zu mobilisieren vermochte.1
So blieb die Situation bis in das Jahr 2005 hinein. Eine Änderung zeichnete
sich im unmittelbaren Vorfeld der vorgezogenen Neuwahlen ab. Anscheinend
reichte bereits die Ankündigung, dass die deutschen Linken zu diesen Wahlen mit
vereinten Kräften antreten und zu diesem Zweck die Vertreterinnen und Vertreter
der Wahlalternative Arbeit und soziale Gerechtigkeit (WASG) auf den Listen der
Linkspartei.PDS antraten, um ein erheblich besseres Wahlergebnis zu erreichen.
Zwischen 8 und 11 Prozent schienen nach den Prognosen möglich, schließlich
wurden es knapp 9 Prozent.
Mittlerweile haben sich weitere Veränderungen in den politischen Kräfteverhält-
nissen, wie sie sich in Wahlergebnissen und Umfragewerten darstellen, ergeben.
Diagramm 1: Wahlergebnis 2005 und Sonntagsfrage August 2007; Prozent2
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Bemerkenswert sind vor allem die Verschiebungen zwischen CDU/CSU einer-
seits und der SPD andererseits¸ bei den Bundestagswahlen lagen beide noch fast
gleichauf. Die CDU/CSU hatte einen Vorsprung von nur einem Prozent, ihr Anteil
ist unterdessen von 35,2 Prozent auf 38,4 Prozent angestiegen. Die SPD hingegen
hat von 34,2 Prozent auf gegenwärtig 27,4 Prozent stark verloren. Die FPD ver-
liert leicht von 9,8 auf 9,1 Prozent. Die Grünen verzeichnen hingegen einen An-
stieg von 8,1 auf 9,9 Prozent. Noch deutlichere Gewinne gibt es für die LINKE,
ihr Anteil stieg von 8,7 Prozent auf 10,9 Prozent, sie wäre damit gegenwärtig die
stärkste der drei kleineren Parteien in der Bundesrepublik Deutschland.
Die Differenzen zwischen West und Ost sind geblieben, stellen sich aber nun
völlig anders dar.
Diagramm 2: Sonntagsfrage August 20073; West – Ost; Prozent
Für alle Parteien gilt, dass sie im Osten deutlich geringere Anteile an den Wähler-
stimmen erhalten als im Westen – bis auf eine Ausnahme, das ist die LINKE. Die
CDU/CSU ist im Osten mit 27,1 Prozent bei weitem nicht so stark wie im Westen,
wo sie mit 38,7 Prozent die bei weitem stärkste Partei ist. Bei der SPD ist der Un-
terschied geringer, sie erreicht im Westen 27,4 Prozent und im Osten 25,9 Prozent.
Die FDP und die Grünen liegen im Westen etwa bei 11 Prozent, die Grünen kom-
men im Osten nur auf 6,6 Prozent, die FDP erreicht hier 7,8 Prozent.
Die LINKE hat in beiden Teilgesellschaften deutliche Steigerungen zu ver-
zeichnen, sie ist im Osten mit 29 Prozent sogar die stärkste Partei (noch vor CDU
und SPD). Im Westen liegt sie mit 7,5 Prozent deutlich über der 5-Prozent-Marke
und hat damit den Status einer Splitterpartei ablegen können.
1 Vgl.: Dietmar Wittich: Wer benötigt sozialistische Politik und linke politische Bildung? Eine empirisch gestützte
Suche nach Chancen. In: RLS standpunkte 10/2003. Rosa-Luxemburg-Stiftung, Berlin 2003.
2 Quellen: Statistisches Bundesamt: Amtliches Endergebnis der Wahlen zum 16. Deutschen Bundestag sowie Er-
gebnisse zur Sonntagsfrage von 6 Instituten kulminiert.
3 Quelle: Institut für Demoskopie, Allensbach, 14. August 2007. www.wahlrecht.de/umfragen.
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Diese Umfragedaten deuten auf eine Polarisierung in der politischen Land-
schaft der heutigen Bundesrepublik Deutschland hin. Auf der einen Seite gewin-
nen die Konservativen, auf der anderen Seite gewinnen die Grünen und die
LINKE, die SPD verliert dazwischen deutlich.
Bekanntlich wählen aber nicht Prozent, sondern die wahlberechtigten Bürge-
rinnen und Bürger. In absoluten Zahlen stellen sich die Relationen und die er-
kennbaren möglichen Veränderungen so dar:
Tabelle 1: Wählerzahlen (für August 2007 hochgerechnet)
Wahl 2005 August 2007 Differenz Differenz in Prozent
CDU/CSU 16.631.049 18.158.587 1.527.538 3,2
SPD 16.194.665 12.956.909 -3.237.756 -6,8
B90/G 3.838.326 4.681.511 843.185 1,8
FDP 4.648.144 4.303.207 -344.937 -0,7
LINKE 4.118.194 5.154.391 1.036.197 2,2
Sonstige 1.857.610 2.127.959 270.349 0,7
Die CDU/CSU kann ihre Stimmenzahlen von 16 Millionen auf knapp 18,2 Mil-
lionen steigern. Die SPD verliert mehr als 3,2 Millionen Stimmen und fällt von
16,2 Millionen auf knapp 13 Millionen zurück. Die FDP verliert reichlich 300 Tsd.
Stimmen, die Grünen erreichen etwa 800 Tsd. Stimmen mehr. Noch etwas höher
ist die Steigerung bei der LINKEN. Sie kann ihre Stimmenzahl nach den Umfra-
gen von 4,1 Millionen auf reichlich 5,1 Millionen steigern und könnte somit mehr
als 1 Million dazu gewinnen. In diesem Zusammenhang ist darauf zu verweisen,
dass nunmehr die LINKE in West und Ost etwa die gleiche Anzahl an Wählerin-
nen und Wählern hat. Zugleich wird erkennbar, dass in der früheren Wählerschaft
der SPD Differenzierungsprozesse im Gange sind, ein Teil geht wahrscheinlich
zur CDU/CSU, ein anderer Teil zu den Grünen, vor allem aber gewinnt die
LINKE von der Abwanderung von der SPD. Das soll weiter unten genauer unter-
sucht werden. 
Zunächst soll die Struktur dieser neuen, deutlich vergrößerten Wählerschaft der
Linken untersucht werden; dies erfolgt im Vergleich mit den Strukturen in den
Umfeldern der anderen Parteien.
Die nachfolgenden Untersuchungen basieren auf Sekundäranalysen.4 Zunächst
soll die Verteilung nach Geschlechtern untersucht werden.
4 Für diese Sekundäranalyse wurden bei TNS EMNID Daten zur Nachnutzung erworben, die im Juni 2007 erho-
ben wurden. Es handelt sich um Daten aus capi-Erhebungen (Face-to-face-Interviews). Der Datensatz umfasst
5 159 Fälle, er ist statistisch geprüft und wurde mit SPSS gerechnet.
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Tabelle 2: Sonntagsfrage nach Geschlecht; Prozent spaltenweise
CDU/CSU SPD B90/G FDP Linke sonstige keine weiß nicht
Frauen 51,2 48,8 61,0 51,3 41,9 32,9 52,3 57,4
Männer 48,8 51,2 39,0 48,7 58,1 67,1 47,7 42,6
Die aktuelle Wählerschaft der Linken umfasst zu 58 Prozent Männer und nur zu
42 Prozent Frauen. Das ist der niedrigste Frauenanteil aller untersuchten Parteien
(außer sonstige). Den höchsten Anteil an Frauen erreichen die Grünen mit 61 Pro-
zent. Bei CDU/CSU und der FDP sind die Frauen mit 51 Prozent etwa repräsen-
tativ vertreten. Die SPD hat gleichfalls ein Frauendefizit, aber es fällt mit 49 Pro-
zent nicht so groß aus wie bei der LINKEN. Auffällig ist, dass Frauen bei den
bisher Unentschlossenen (weiß nicht) einen überdurchschnittlich großen Anteil
haben. Sie bilden damit auch gegenwärtig eine wichtige Zielgruppe für alle Par-
teien; natürlich auch für die LINKE.
Es zeigt sich, dass die LINKE den »männlichen Flügel« im linken Parteien-
spektrum darstellt, während die Grünen (soweit sie als links angesehen werden)
dessen »weiblichen« Flügel bilden. Und sie sind, wie sich gleich zeigt, auch de-
ren »jungendlicher« Flügel. Überdurchschnittlich weiblich und jung sind gleich-
falls auch die Unentschlossenen.
Insgesamt hat die LINKE eine relativ ausgeglichene Altersstruktur in ihrer
Wählerschaft.
Tabelle 3: Sonntagsfrage nach Altersgruppen; Prozent spaltenweise
CDU/CSU SPD B90/G FDP Linke sonstige keine weiß nicht
bis 25 9,0 10,0 31,6 10,5 14,7 11,5 29,6 19,6
26-40 17,7 21,9 34,2 27,2 18,0 23,1 21,8 24,9
41-55 26,6 26,2 19,7 32,5 24,4 39,7 18,5 26,9
56-70 29,1 27,7 13,4 21,5 27,6 15,4 16,1 19,2
über 70 17,6 14,2 1,1 8,4 15,2 10,3 14,1 9,4
Die LINKE hat in ihrem Umfeld mit knapp 15 Prozent einen deutlich höheren An-
teil der jüngsten Generation als CDU/CSU mit 9 Prozent und SPD mit 10 Prozent.
Nur die Grünen haben mit knapp 32 Prozent einen – allerdings deutlich – höheren
Anteil an jungen Leuten. Die jüngere Generation der 26- bis 40-Jährigen ist bei
der LINKEN mit 18 Prozent etwa auf dem Niveau wie bei CDU/CSU (knapp 18
Prozent) und nur wenig geringer als bei der SPD (mit 22 Prozent). Wiederum sind
es die Grünen, die bei dieser Altersgruppe mit 34 Prozent den relativ größten An-
teil erreichen. Auch die FDP hat mit 27 Prozent in dieser Gruppe Stärken. Die
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mittlere Altersgruppe ist in der Wählerschaft der LINKEN wie auch bei
CDU/CSU und SPD etwa mit einem repräsentativen Anteil vertreten. Außeror-
dentlich stark ist diese Altersgruppe bei der FDP mit 32,5 Prozent. Im Umfeld der
LINKEN gibt es nach wie vor sehr große Anteile der älteren Generation (mit
knapp 28 Prozent) und der ältesten Generation (mit reichlich 15 Prozent). Auch
darin ist sie CDU/CSU und SPD recht ähnlich. Die FDP und vor allem die Grü-
nen haben hier deutlich niedrigere Anteile. Dieses Problem der LINKEN ist nicht
dahingehend zu deuten, dass zu viele Ältere und Alte links wählen, bei den jüng-
sten und jüngeren Altersgruppen bestehen Defizite.
Wo mögliche Reserven liegen, zeigen die Ergebnisse für die wahrscheinlichen
Nichtwähler (keine) und die bisher Unentschlossenen (weiß nicht). In diesen bei-
den Gruppen sind die Anteile der jüngsten und der jüngeren Generation deutlich
höher als bei der LINKEN und (außer den Grünen) bei den meisten anderen Par-
teien. Bei den Unentschlossenen sind auch die Angehörigen der mittleren Gene-
ration relativ stark vertreten. 
Aus den bisher diskutierten Ergebnissen ist abzuleiten, dass vor allem Frauen
der jungen bis mittleren Generationen wichtige Zielgruppen darstellen.
»Links«-Wählen ist traditionell eher eine Angelegenheit von Menschen mit
mittleren bis höheren Bildungsabschlüssen. Das zeigt sich auch in den Ergebnis-
sen dieser Analysen.
Tabelle 4: Sonntagsfrage nach Bildung; Prozent spaltenweise
CDU/CSU SPD B90/G FDP Linke sonstige keine weiß nicht
Hauptsch.
o. Lehre 4,8 6,8 2,2 2,1 2,3 8,9 11,9 4,7
Hauptsch.
m. Lehre 40,4 42,2 16,3 27,6 29,4 45,6 35,3 36,1
weiterführ.
Schule 33,8 33,8 30,7 41,7 38,5 31,6 26,1 36,2
Abitur 8,7 8,4 30,4 16,1 11,0 10,1 7,6 8,7
Studium 9,5 6,1 13,0 11,5 15,6 2,5 4,6 6,7
noch
Schüler 2,7 2,6 7,4 1,0 3,2 1,3 14,5 7,6
Die LINKE hat in ihrem Umfeld – ähnlich wie Grüne und FDP – mit etwa 2 Pro-
zent nur relativ geringe Anteile von Menschen, die nur die Hauptschule abge-
schlossen haben und über keine Berufsausbildung verfügen. Diese Anteile sind
bei der CDU/CSU (mit knapp 5 Prozent) und insbesondere bei der SPD (mit
knapp 7 Prozent) deutlich höher. Hauptschüler mit abgeschlossener Berufsausbil-
dung haben im Umfeld der LINKEN mit knapp 30 Prozent einen bemerkenswer-
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ten Anteil – auch wenn er nicht so hoch ist wie bei CDU/CSU (40 Prozent) und
SPD (42 Prozent). Bei den Absolventen weiterführender Schule (ohne Hoch-
schulreife) erreichen die LINKEN mit 38,5 Prozent einen relativ hohen Anteil,
ähnlich wie die FDP, die auf knapp 42 Prozent kommt. In der Wählerschaft der
LINKEN sind Abiturienten und vor allen Menschen mit abgeschlossenem Hoch-
schulstudium überrepräsentiert. Bei den Abiturienten liegt dieser Anteil mit 11
Prozent höher als bei CDU/CSU und SPD (zwischen 8 und 9 Prozent), er ist al-
lerdings niedriger als bei der FDP (16 Prozent) und vor allem bei den Grünen (30
Prozent). Hochschulabsolventen haben im Umfeld der LINKEN mit knapp 16
Prozent den relativ höchsten Anteil aller Parteien; die Grünen kommen auf 13 Pro-
zent, die FDP auf 11,5 Prozent, die CDU/CSU auf 9,5 Prozent und die SPD auf 6
Prozent. Bei denen, die noch zur Schule gehen, sind die Akzeptanzwerte für die
LINKEN mit reichlich 3 Prozent etwas besser als bei CDU/CSU, SPD und FDP,
aber zugleich deutlich niedriger als bei den Grünen (reichlich 7 Prozent).
Bei den voraussichtlichen Nichtwählern sind die Gruppen mit niedrigeren Bil-
dungsabschlüssen die Schüler relativ häufig. Die bisher Unentschlossenen haben
starke Anteile bei den mittleren Bildungsabschlüssen und daneben gleichfalls bei
den Schülern.
Hinsichtlich der Stellung im und zum Erwerbsleben unterscheiden sich die
Umfelder der einzelnen Parteien nur geringfügig.
Tabelle 5: Sonntagsfrage nach Erwerbsstatus; Prozent spaltenweise
CDU/CSU SPD B90/G FDP Linke sonstige keine weiß nicht
voll
berufstätig 37,0 38,0 37,5 51,6 31,8 22,5 27,9 36,6
teilw.
berufstätig 10,4 11,1 13,0 10,4 10,1 20,0 9,2 11,8
arbeitslos 3,2 3,9 3,7 3,6 7,4 16,3 8,1 3,2
Rentner 37,6 34,4 10,4 22,9 35,9 28,8 24,9 22,9
Lehrlinge 0,5 1,8 1,9 2,1 1,8 3,7
Schüler/
Studenten 4,8 4,3 23,8 4,7 7,8 2,5 19,4 10,4
nicht
berufstätig 6,7 6,6 9,7 4,7 6,9 10,0 8,5 11,3
Der Anteil der voll Berufstätigen fällt bei den LINKEN mit 32 Prozent nur gra-
duell geringer aus als bei CDU/CSU (37 Prozent) SPD (38 Prozent) und Grünern
(37,5 Prozent. Nur bei der FDP liegt dieser Anteil mit knapp 52 Prozent deutlich
höher. Die Anteile der teilweise Berufstätigen liegen bei allen Parteien zwischen
10 Prozent (LINKE und CDU/CSU) und 13 Prozent (Grüne). Deutliche Unter-
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schiede gibt es bei den Arbeitslosen. Sie liegen bei den anderen Parteien zwischen
reichlich 3 Prozent (CDU/CSU) und knapp 4 Prozent (SPD), bei der LINKEN ist
der Arbeitslosenanteil mit 7,4 Prozent deutlich höher. Zu beachten ist allerdings
dass dieser Anteil der Arbeitslosen bei den sonstigen Parteien (darunter auch den
Rechten!) deutlich höher liegt. 
Erhebliche Unterschiede sind bei den Rentnern zu verzeichnen. Die Rentner
haben bei den LINKEN mit 36 Prozent nach wie vor einen hohen Anteil, ähnlich
ist es bei der CDU/CSU mit knapp 38 Prozent und bei der SPD mit 34 Prozent.
Deutlich niedrigere Anteile an Rentnern haben die FDP mit 23 Prozent und vor al-
lem die Grünen mit reichlich 10 Prozent. Auch bei Schülern und Studenten findet
die LINKE eine relativ starke Akzeptanz von knapp 8 Prozent (im Vergleich dazu
sind es bei CDU/CSU, SPD und FDP zwischen 4 und 5 Prozent). Bei den Grünen
ist der Anteil der Schüler und Studenten mit 24 Prozent allerdings noch deutlich
höher. Bei den Nichtberufstätigen fallen die Unterschiede zwischen den Parteien
mit Blick auf den Erwerbsstatus relativ gering aus.
Die Untersuchung der Gruppenstruktur der Umfelder der Parteien zeigt, dass
diese bei der LINKEN der bei der SPD sehr ähnlich ist.
Tabelle 6: Sonntagsfrage nach sozialen Gruppen; Prozent spaltenweise
CDU/CSU SPD B90/G FDP Linke sonstige keine weiß nicht
Arbeiter 23,5 32,7 19,2 17,8 27,8 42,1 35,6 27,2
Ange-
stellte 52,6 54,8 60,3 55,1 59,5 30,3 49,3 60,6
Beamte 3,1 2,8 3,1 1,1 2,0 1,3 0,9 1,4
leit. Angest./
Beamte 9,8 4,9 6,6 5,9 7,3 5,2 4,9
Freibe-
rufler 1,0 0,8 3,9 3,8 0,5 14,5 1,2 1,9
Selb-
ständige 9,9 3,9 7,0 16,2 2,9 11,8 7,8 4,0
Die LINKE hat mit knapp 28 Prozent nach der SPD, die auf knapp 33 Prozent
kommt, den höchsten Arbeiteranteil in ihrem Umfeld. Die anderen Partei haben
bei Arbeitern deutlich niedrigere Anteile (CDU/CSU 23,5 Prozent, die Grünen 19
Prozent, die FDP 18 Prozent). Allerdings bilden die Arbeiter relativ große Anteile
bei den sonstigen Parteien und bei den Nichtwählern. Bei allen Parteien sind die
Angestellten die größte Gruppe. Diese Angestelltenanteile sind bei der LINKEN
und bei den Grünen mit rund 60 Prozent am größten, sie liegen bei der SPD mit
55 Prozent, der CDU/CSU mit 53 Prozent und der FDP mit 55 Prozent aber nicht
wesentlich niedriger. Die Beamten haben insgesamt einen durchschnittlichen
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Anteil an der Wählerschaft der LINKEN (2 Prozent), dieser Anteil liegt bei
CDU/CSU, SPD und Grünen mit rund 3 Prozent etwas darüber, bei der FDP be-
trägt er nur 1 Prozent. 
Überraschendes zeigt sich bei den leitenden Angestellten und Beamten. Ihr An-
teil ist bei der CDU/CSU knapp 10 Prozent, das ist sicher nicht verwunderlich.
Aber dass bei dieser Gruppe des Führungspersonals mit reichlich 7 Prozent sich
die LINKE als die zweitstärkste Partei darstellt, ist so sicher nicht zu erwarten ge-
wesen. Bei der FDP macht diese Gruppe einen Anteil von 6 Prozent aus, die Grü-
nen erreichen knapp 7 Prozent und die SPD 5 Prozent. Es handelt sich also bei den
leitenden Angestellten und Beamten um eine Gruppe mit hoher politischer Diffe-
renzierung, die sich nicht nach den Sonntagsreden von Politikern richtet. 
Anders ist die Situation bei den Selbständigen, hier erreicht die FDP mit 16
Prozent den höchsten Anteil. In der Wählerschaft der CDU/CSU sind 10 Prozent
Selbständige, bei den Grünen sind es 7 Prozent und bei der SPD 4 Prozent. Bei
den LINKEN ist mit 3 Prozent dieser Anteil der niedrigste, auch der sollte beach-
tet werden. 
Die potentiellen Nichtwähler unterscheiden sich nur dadurch, dass bei ihnen
der Arbeiteranteil etwas höher und der Angestelltenanteil etwas niedriger ist. Die
Unentschlossenen weichen bei diesen Strukturmerkmalen kaum von der Gesamt-
heit und den Parteien ab. Wahlenthaltung und Unentschlossenheit ziehen sich
durch alle Gruppen der Bevölkerung.
Insgesamt vermittelt die bisherige Analyse den Eindruck, dass zum einen
das Umfeld der LINKEN dem der SPD und in mancher Hinsicht auch dem der
CDU/CSU ähnlich geworden ist. Die Grünen und die FDP haben in der Struktur
ihrer Wählerschaften deutlichere Besonderheiten. Das Umfeld der LINKEN wird
vor allem geprägt durch die mittleren bis älteren Generationen, durch Menschen
mit mittleren bis höheren Bildungsabschlüssen, durch Arbeitslose und Rentner,
durch Arbeiter und Angestellte und auch durch Führungskräfte aus Wirtschaft und
Verwaltung. Defizite sind bei Frauen, den jüngeren Generationen, Personen mit
relativ niedrigen Bildungsabschlüssen, bei Beamten und Freiberuflern zu konsta-
tieren. Damit ist aber zum anderen zugleich der Eindruck verbunden, dass sich das
Umfeld der LINKEN zwar deutlich vergrößert hat, sich aber hinsichtlich seiner
Zusammensetzung gegenüber den früher für die PDS festgestellten Strukturierun-
gen kaum unterscheidet.5
Diesem Eindruck soll in einem nächsten Analyseschritt genauer nachgegangen
werden.
Dazu wurden auf der Basis der Untersuchung der Wählerwanderungen Typen
von aktuellen LINKE-Wählern gebildet. Diagramm 3 gibt ihre Verteilung wider.
5 Dietmar Wittich: Wer benötigt sozialistische Politik und linke politische Bildung? Eine empirisch gestützte Su-
che nach Chancen. A. a. O., S. 3.
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Diagramm 3: Woher kommen die Wählerinnen und Wähler der LINKEN? Prozent
Als sinnvoll stellte sich heraus, fünf Gruppen zu bilden:
1. Die Gruppe derer, die 2005 Linkspartei.PDS gewählt haben und beabsichti-
gen, jetzt die LINKE zu wählen. Diese Gruppe ist mit 50 Prozent die größte. Aber
es zeigt sich auch, dass die in den letzten Jahren verstärkte Neigung zu wechseln-
den Wahlentscheidung auch die LINKE betrifft.
2. Von den zur LINKEN zuwandernden Gruppen ist die, die von der SPD
kommt mit 14 Prozent die größte. Hierin zeigt sich, dass es auch die Unzufrie-
denheit mit der SPD ist, mit ihrer praktischen Abwendung von den Werten der
sozialen Gerechtigkeit, die zur Stärkung der LINKEN beiträgt. Das bestätigt
zugleich die oben aufgestellte These von der Ausdifferenzierung der früheren
Wählerschaft der SPD.
3. Die Zuwanderung von den anderen Parteien ist mit 6 Prozent von deutlich
geringerer Bedeutung. Aber es zeigt sich darin, dass für einen Teil der Wählerin-
nen und Wähler inzwischen (fast) alle Parteien wählbar sind.
4. Besondere Beachtung sollte finden, das die Zuwanderung von knapp 12 Pro-
zent von früheren Nichtwähler (darunter ist auch ein Anteil von Erstwählern) die
zweitgrößte Gruppe bildet. Das knüpft an Trends an, die für die PDS-Wähler-
schaft bis zur Jahresmitte 2002 festgestellt worden waren.
5. Von den Wählerinnen und Wählern der Linkspartei.PDS von 2005 stehen ge-
genwärtig insgesamt 18 Prozent auf der Position, nun die LINKE nicht wählen zu
wollen. Diese Gruppe drittelt sich in etwa. Ein Drittel geht zu anderen Parteien,
ein Drittel will nicht wählen, und ein Drittel ist unentschlossen. Das ist ein Be-
fund, der es verdient, genauer untersucht zu werden.
Insgesamt gewinnt die LINKE erheblich bei den Wanderungsbewegung. Der
Abwanderung von knapp 18 Prozent früherer linker Wähler steht eine Zuwande-
rung aus verschiedenen Quellen im Umfang von reichlich 32 Prozent gegenüber.
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Im Folgenden soll untersucht werden, ob sich diese verschiedenen Gruppen in
ihrer Struktur von einander unterscheiden, ob sich also systematische Abwei-
chungen bei ihnen feststellen lassen, die darauf hindeuten können, ob und wie die
LINKE in verschiedenen Gruppen wirksam wird und dabei möglicherweise ihr
soziales Profil verändert.
Zunächst soll wieder die Verteilung nach Geschlecht betrachtet werden.
Tabelle 7: Wählergruppen der LINKEN nach Geschlecht; Prozent spaltenweise
Wiederwahl von SPD von anderen von Nichtw. abgewand.
Frauen 44,3 35,1 56,3 32,3 56,5
Männer 55,7 64,9 43,8 67,7 43,5
Überdurchschnittlich viele Frauen sind aus der Wählerschaft der LINKEN abgewan-
dert. Das hat den Anteil von Frauen an der Stammwählerschaft weiter verkleinert.
Dieser Trend wird noch dadurch verstärkt, dass unter den zuwandernden früheren
SPD-Wählern und den früheren Nicht- (oder Erst-) Wählern überdurchschnittlich
viele Männer sind. Bei der Gruppe der zuwandernden früheren Wähler anderer Par-
teien sind zwar Frauen überrepräsentiert, aber das kann die anteiligen Wanderungs-
verluste nicht ausgleichen. Diese Relationen von Zu- und Abwanderungen bewirken
unter dem Strich, dass das Frauendefizit in der linken Wählerschaft strukturell zu-
nimmt – auch wenn sich die Anzahl der Frauen erheblich vergrößert hat.
Die Analyse der Altersstruktur bringt einige bemerkenswerte Ergebnisse.
Tabelle 8: Wählergruppen der LINKEN nach Altersgruppen; Prozent spaltenweise
Wiederwahl von SPD von anderen von Nichtw. abgewand.
bis 25 5,3 2,7 74,2 13,0
26-40 18,3 27,0 11,8 6,5 19,6
41-55 27,5 27,0 23,5 9,7 32,6
56-70 32,1 21,6 47,1 6,5 30,4
über 70 16,8 21,6 17,6 3,2 4,3
Bei der Zusammensetzung der Abgewanderten sollte beachtet werden, dass bei ih-
nen sowohl die jüngste Altersgruppe bis 25 Jahre mit 13 Prozent als auch die der
41- bis 55-Jährigen (33 Prozent) und der 56- bis 70-Jährigen (30 Prozent) über-
durchschnittlich starke Anteile haben. Es sind also sowohl relativ junge als auch
älterer Gruppen von den Linkswählern abgewandert. Sie können unterschiedliche
Gründe haben, müssen es aber nicht. Bei den zuwandernden Gruppen gibt es ei-
nige strukturelle Besonderheiten. 
229
Die Zuwanderung von der SPD ist in der Altersstruktur der Stammwählerschaft
der LINKEN sehr ähnlich. Es fällt auf, dass überdurchschnittlich viele Vertreter
der jüngeren Generation dazu zählen, aber auch viele der ältesten Generation. Die
Gruppe der Zuwanderer von anderen Parteien wird vor allem durch Angehörige
der älteren (47 Prozent) und – deutlich weniger – von der ältesten Generation (18
Prozent) geprägt. Eine völlig andere Generationenstruktur haben die Zuwanderer
aus der Nichtwählerschaft. Drei Viertel von ihnen zählen zur jüngsten Alters-
gruppe. Die verschiedenen Zuwanderergruppen haben jeweils spezifische Struk-
turmerkmale hinsichtlich ihrer Zusammensetzung nach dem Alter. Insgesamt aber
gleichen sich diese Unterschiede weitgehend aus.
Analysiert man die Veränderungen der potentiellen Wählerschaft der LINKEN
nach Bildungsabschlüssen, so ergibt sich ein ähnliches Bild.
Tabelle 9: Wählergruppen der LINKEN nach Bildung; Prozent spaltenweise
Wiederwahl von SPD von anderen von Nichtw. abgewand.
Hauptsch.
o.Lehre 2,3 2,7 2,2
Hauptsch.
m.Lehre 28,0 51,4 25,0 13,3 41,3
weiterführ.
Schule 38,6 29,7 62,5 36,7 28,3
Abitur 11,4 6,3 26,7 23,9
Studium 19,7 16,2 6,3 4,3
noch
Schüler 23,3
Bei den Stammwählern ist der Anteil der Hochschulabsolventen mit knapp 20
Prozent besonders hoch. Dem entspricht, dass dieser Anteil bei den Abwandern-
den mit 4 Prozent besonders niedrig ist. Die Gruppe der Abwandernden wird vor
allem durch Personen mit abgeschlossener Berufsausbildung (41 Prozent), Absol-
venten weiterführender Schulen (28 Prozent) und Abiturienten (24 Prozent) ge-
prägt. 
Bei der von der Wählerschaft der SPD zuwandernden Gruppe sind die Anteile
derer mit abgeschlossener Berufsausbildung (51 Prozent) und von Absolventen
mit weiterführenden Abschlüssen (30 Prozent), aber auch der von Hochschulab-
solventen (16 Prozent) relativ hoch und zugleich strukturbestimmend. Bei den Zu-
wanderern von anderen Parteien ist der Anteil derer mit weiterführenden Ab-
schlüssen mit knapp 63 Prozent bemerkenswert hoch. Die zuwandernden früheren
Nichtwähler bestehen vor allem aus Gruppen mit mittlerer bis höherer Bildung
(weiterführende Abschlüsse 37 Prozent, Abitur 27 Prozent) sowie aus Schülerin-
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nen und Schülern. Auch hier ist also insgesamt der Effekt zu verzeichnen, dass
sich die Besonderheiten der Abwanderer und der verschiedenen zuwandernden
Gruppen gegenseitig ausgleichen.
Zu betrachten ist nun die Struktur nach Stellung im und zum Erwerbsleben.
Tabelle 10: Wählergruppen der LINKEN nach Erwerbsstatus; Prozent spaltenweise
Wiederwahl von SPD von anderen von Nichtw. abgewand.
voll
berufstätig 35,6 40,5 25,0 6,7 29,8
teilw.
berufstätig 12,9 13,5 3,3 8,5
arbeitslos 6,8 5,4 6,3 10,0 19,1
Rentner 40,9 35,1 62,5 3,3 25,5
Schüler/
Studenten 2,3 46,7 12,8
nicht
berufstätig 1,5 5,4 6,3 30,0 4,3
Wiederum ist zu konstatieren, dass die Struktur der Stammwählerschaft, betrach-
tet man sie unter dem Blickwinkel des Erwerbsstatus, von der jetzigen Struktur
der Wählerinnen und Wähler der LINKEN insgesamt kaum abweicht. Die einzige
Besonderheit ist, dass der Anteil der Rentner an den Stammwählern leicht höher
ist als in der Gesamtheit der aktuellen Linkswähler. Das kommt vor allem dadurch
zustande, dass der Anteil der Rentner bei den Abwandernden mit knapp 26 Pro-
zent unterdurchschnittlich ist. Ansonsten ist zu den Abwandernden zu bemerken,
dass hier die Anteile der Arbeitslosen mit 19 Prozent und auch der Schüler und
Studenten mit 13 Prozent überdurchschnittlich hoch sind. Das deutet zum einen
darauf hin, dass sich ein Teil der Arbeitslosen in der linken Wählerschaft mögli-
cherweise nicht angemessen vertreten fühlt, zum anderen könnte es sein, dass das
linke Umfeld für einen Teil der Schüler und Studenten nur eine Durchgangsstation
bildet: Sie stoßen dazu und gehen wieder.
Zu den Zuwanderern aus der früheren Wählerschaft der SPD gehören über-
durchschnittlich viele Berufstätige (knapp 41 Prozent) und Rentner (35 Prozent).
Von den anderen Parteien (außer der SPD) kommen besonders viele Rentner (knapp
63 Prozent). Unter den Zuwanderern von den Nichtwählern sind vor allem beson-
ders viele Schüler und Studenten (47 Prozent) und Nichtberufstätige (30 Prozent).
Mit 10 Prozent ist aber auch der Anteil der Arbeitslosen bemerkenswert hoch. 
Die Veränderungen in der Zusammensetzung nach Erwerbsstatus fallen gering
aus. Insgesamt wandern aber mehr Arbeitslose ab als zu. Dadurch geht deren An-
teil an der Gesamtheit geringfügig zurück.
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Abschließend ein Blick auf die Situation in der Struktur der sozialen Gruppen
in der Wählerschaft der LINKEN.
Tabelle 11: Wählergruppen der LINKEN nach sozialen Gruppen; Prozent spaltenweise
Wiederwahl von SPD von anderen von Nichtw. abgewand.
Arbeiter 31,3 27,0 12,5 20,0 33,3
Angestellte 54,2 59,5 75,0 80,0 48,9
Beamte 0,8 2,7 12,5
leit. Angest./
Beamte 8,4 10,8 13,3
Freiberufler 0,8
Selbständige 4,6 4,4
Auch in der Struktur der sozialen Gruppen gibt es zwar viel Bewegung, aber we-
nig Veränderung. Arbeiter haben an der Abwanderung einen Anteil von 33 Pro-
zent, das ist relativ hoch, er wird durch die Arbeiteranteile bei den zuwandernden
Gruppen (am stärksten von der SPD mit 27 Prozent) nicht ganz ausgeglichen. Die
Führungskader haben gleichfalls einen überdurchschnittlichen Anteil von 13 Pro-
zent der Abwandernden, das wird aber durch den Anteil von 11 Prozent in der
Gruppe der von der SPD Zuwandernden fast ausgeglichen. Angestellte bilden
zwar auch bei den abwandernden früheren Linkswählern den relativ größten An-
teil (49 Prozent), damit sind sie aber deutlich unterrepräsentiert. Da jedoch bei den
zuwandernden Gruppen die Anteile der Angestellten besonders hoch sind (von der
SPD knapp 60 Prozent, von anderen Parteien 75 Prozent, von den Nichtwählern
80 Prozent) wird deren Anteil an der Gesamtheit der Wählerschaft der LINKEN
mehr als ausgeglichen. Auch in der Struktur der sozialen Gruppen im linken Um-
feld gibt es also nur geringe Veränderungen (leichte Verluste bei den Arbeitern,
Zuwachs bei den Angestellten). Das Umfeld wächst deutlich, aber die Relationen
bleiben weitgehend stabil.
Zusammenfassend soll festgehalten werden:
Bei der Abwanderung früherer Wähler der Linkspartei.PDS sind vor allem die
relativ hohen Anteile der Frauen, der jüngeren und der mittleren Altersgruppen,
mittlerer Bildungsgruppen, von Arbeitslosen, Schülern und Studenten sowie Ar-
beitern zu registrieren.
Bei den zuwandernden Gruppen ragen vor allem die hohen Anteile an Männern und
Angestellten, von Erstwählern und Schülern und Studenten, älteren Gruppen und Rent-
ner von der SPD sowie Angehörige mittlerer bis höherer Bildungsgruppen heraus.
Die strukturellen Besonderheiten von Abwanderung aus dem früheren PDS-
Umfeld und der verschiedenen Gruppen der Zuwanderer zum Wählerpotential
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gleichen sich gegenseitig weitgehend aus. Allerdings ist hervorzuheben, dass das
Frauendefizit strukturell zugenommen hat. Bei Arbeitern und Arbeitslosen sind
geringe Verluste zu beobachten, die aber das Gewicht dieser Gruppen insgesamt
nicht verringern. Bei Gruppen wie Führungskräften sowie Schülern und Studen-
ten findet so etwas wie ein Austausch statt, aber die Anteile dieser Gruppen blei-
ben insgesamt stabil.
Somit ergibt sich, dass die LINKE alle jene Gruppen ihrer Wählerschaft mobi-
lisieren kann, in denen auch die PDS und die Linkspartei.PDS präsent waren, al-
lerdings in unvergleichlich höherem Umfang. Die durch den Parteienzusammen-
schluss von PDS und WASG bewirkte Agglomeration der Umfelder erweist sich
als strukturell dem früheren Umfeld der PDS sehr ähnlich. Das gilt insbesondere
für die von der früheren SPD-Wählerschaft erfolgende Zuwanderung.
Ob der in früheren Analysen gefundene kulturelle Widerspruch im Umfeld der
PDS von traditionellem Produzentenmilieu und modernem Produzentenmilieu da-
mit gleichfalls weiter existiert, kann mit den vorliegenden Daten nicht völlig be-
legt werden. Die Ergebnisse legen aber nahe, dass es diese Koexistenz auch in den
neuen, größeren Potentialen der LINKEN weiterhin gibt.
Die neue vereinigte Linke vermag es in erheblich höherem Maße, die Poten-
tiale für linke Politik auszuschöpfen, als sie es in getrennten Organisationen ver-
mochte. Ob das auch zu einer Stärkung der Positionen sozialistischer Politik in
den gesellschaftlichen Auseinandersetzungen führen kann, bleibt abzuwarten,
oder besser: wird zu erarbeiten sein
6 Vgl.: Ebenda, S. 5 f.
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RAINER FERCHLAND
Befunde einer Mitgliederbefragung im Berliner
Stadtbezirk Marzahn-Hellersdorf
Vorbemerkungen
Marzahn-Hellersdorf – das ist ein Bezirk im Nordosten Berlins, der durch zwei
Merkmale allbekannt ist: als Bezirk mit besonders starker Konzentration soge-
nannter Plattenbauten und als Hochburg der PDS/Linken. Nahezu drei Viertel (72
Prozent) der ca. 247.000 Einwohner dieses Stadtbezirks lebt in Großsiedlungen,
die zu DDR-Zeiten im industriellen Wohnungsbau errichtet worden sind.1 Auch
bei der jüngsten Wahl, der Wahl zum Berliner Abgeordnetenhaus und zu den Be-
zirksverordnetenversammlungen im September 2006, behauptete sich die Links-
partei2 trotz herber Verluste als stärkste Partei. Dieses Ergebnis bereitete vielen
Parteimitgliedern eine herbe Enttäuschung. Ob sie als eine Lektion verstanden
wird, ist eine Frage, die nur in einem demokratischen Prozess der innerparteili-
chen Selbstverständigung beantwortet werden kann. 
Im ersten Quartal 2007 wurden mit einer anonymen schriftlichen Befragung
wichtige Aspekte des Meinungsbildes, der Struktur, der Aktivität und der Lebens-
bedingungen der Mitglieder der Linkspartei erfasst.3 Ca. 800 ausgefüllte Fragebo-
gen (dies entspricht 68 Prozent der Mitglieder) wurden an die Auswertungsgruppe
zurückgesandt. 
Da der Bezirksverband über das notwendige Potential verfügt, wurde die Be-
fragung nicht in fremde Hände gelegt, sondern einer »Projektgruppe Analyse« aus
den eigenen Reihen überantwortet. So durften ein größeres Vertrauen und eine
höhere Bereitschaft der Mitglieder, sich den Fragen zu öffnen, erwartet werden.
Der Projektgruppe, die auch den Auswertungsbericht verfasst hat, gehörten an:
Hilka Ehlert, Rainer Ferchland, Sonja Hildebrandt, Erika Maier, Wilfried Maier,
Bernd Preußer, Erika Preußer, Manfred Puschmann, Stefan Richter und Marina
Richter-Kastschajewa. Ständiger Gast und Mitautorin war Cornelia Hildebrandt.
Der folgende Beitrag stellt eine Überarbeitung und Kurzfassung der Auswertung
dieser Mitgliederbefragung dar.
1 Über die Hälfte des Territoriums besteht jedoch aus einem riesigen Siedlungsgebiet mit Ein- und Zweifamilien-
häusern, so dass Marzahn-Hellersdorf auch zu den Berliner Bezirken mit besonders hohem Anteil von Wohnei-
gentum gehört.
2 Die Befragung fiel in den Zeitraum des Parteibildungsprozesses der Partei Die Linke. Im vorliegenden Text wird
einheitlich die Bezeichnung »Linkspartei« verwendet.
3 Das Hauptvorhaben Mitgliederbefragung wurde flankiert durch eine Wahlanalyse und durch Expertengespräche.
234
Sozialdemografische Struktur
In der Linkspartei in Marzahn-Hellersdorf dominieren politisch aktive, hoch qua-
lifizierte ältere Mitglieder. Der Frauenanteil ist vergleichsweise hoch und die po-
litische Erfahrung der Befragten sehr groß. Etwa neunzig Prozent sind länger als
zwanzig Jahre Mitglied, bringen also Erfahrungen aus der Zeit der SED und aus
der Gesamtzeit der Existenz der PDS ein. Die Befragten kennen den Stadtbezirk
mit seinen Erfolgen und Problemen überwiegend aus eigener langjähriger Erfah-
rung. Etwa 90 Prozent wohnen länger als zehn Jahre im Bezirk.
Abb. 1-1
Die Mitgliedschaft des Bezirksverbandes ist stark überaltert. Das Durchschnitt-
salter beträgt 64,1 Jahre.4 Nur elf Prozent der Mitglieder sind jünger als 50, dage-
gen ist fast ein Drittel älter als 75 Jahre. Dies ist ein ernstes Struktur- und Zu-
kunftsproblem. Die Folgen sind erstens eine mangelnde Verankerung unter der
Bevölkerung im jüngeren und mittleren Alter, insbesondere in den Erwerbs- und
Berufsgruppen und Grenzen der sozialen und politischen Aktivität, zunehmende
gesundheitliche Probleme etc. Viele Mitglieder haben das Gefühl, keine Kompe-
tenz zu besitzen, wenn es um Probleme der jüngeren Generationen geht. Zweitens
ist – wenn die Entwicklung unverändert fortschreitet – mit einer dramatischen Ab-
nahme der Mitgliederzahl in den nächsten Jahren zu rechnen.
Erwerbsstatus und Berufsgruppierung machen auf ein weiteres ernstes Problem
aufmerksam: Fast zwei Drittel der Befragten sind Rentner5, nur ein Viertel ist be-
rufstätig. Achtzig Prozent sind oder waren Angestellte oder Beamte, über achtzig
Prozent haben einen Hoch- oder Fachschulabschluss. 
Die hohe Qualifikation ist zweifellos ein – vielleicht noch unzureichend ge-
nutzter – struktureller Vorzug. Problematisch ist hingegen die unzureichende Prä-
senz gerade jener Gruppen im erwerbsfähigen Alter, deren Interessen durch die
Linkspartei besonders prononciert vertreten werden – z. B. Arbeiter, Arbeitssu-
chende, Teilzeitbeschäftigte, »1-Euro-Jobber«, überhaupt »Hartz IV«-Betroffene.
4 Angaben zu den Merkmalen Alter, Geschlecht, Wohnort beruhen z. T. auf der Mitgliederstatistik.




Außerdem: Unter den erwerbstätigen Mitgliedern gibt es mehr als dreimal so viel
Selbstständige wie Arbeiter. Die strukturelle Über- bzw. Unterpräsenz bestimmter
Gruppen ist also nicht nur altersbedingt.
Der Bezirksverband weist den für die Linkspartei in Ostdeutschland typischen,
im Vergleich zu den konkurrierenden Parteien aber sehr hohen Anteil weiblicher
Mitglieder (45 Prozent) auf.6 Ca. sieben Prozent der Mitglieder wohnen nicht im
Stadtbezirk. Sie sind relativ jung, überwiegend im erwerbsfähigen Alter und über-
durchschnittlich qualifiziert, aber ihre politische Aktivität ist wenig auf den Stadt-
bezirk konzentriert. 
Trotz des hohen Altersdurchschnitts lebt nur etwa ein Viertel der Mitglieder in
Einpersonenhaushalten. Zu beachten ist jedoch, dass 35 Prozent der über 75-Jähri-
gen (darunter 55 Prozent der weiblichen Mitglieder dieser Altersgruppe) allein le-
ben. 
Ausgewählte sozialdemografische Differenzierungen des sozialen und politischen
Verhaltens 
Mit dem Ziel einer zusammenfassenden Darstellung komplexer Eigenschaften
und Verhaltensweisen der Mitglieder der Linkspartei wurden aus mehreren Ein-
zelfragen sogenannte Indexe oder Komplexvariablen konstruiert. Das betrifft den
Index »Lebensstandard« und die folgenden Komplexvariablen des sozialen und
politischen Verhaltens: Parteiaktivität, soziale Aktivität, Parteibindung, Identifika-
tion mit Parteipolitik, Typ Medienbezug (Abonnement des Neuen Deutschland in
Kombination mit Bezug anderer Medien), Wertschätzung linker Bezirkspresse. 
Als stärkster Einflussfaktor auf die parteipolitische und soziale Aktivität sowie
das Medienverhalten erweist sich die berufliche Qualifikation. Höher Qualifizierte
tendieren zu höherer Aktivität und bewussterem Medienverhalten. In der Verknüp-
6 In der Linkspartei besteht zwar eine Dominanz männlicher Mitglieder; im Spektrum der wichtigsten politischen
Parteien in Deutschland zeichnet sie sich jedoch durch einen hohen Frauenanteil aus, und der Bezirksverband
Marzahn-Hellersdorf repräsentiert dieses Niveau.
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fung von Qualifikation und Aktivität liegt eines der »Geheimnisse« für die politi-
schen Erfolge der Linkspartei. Das außerordentlich hohe Qualifikationsniveau der
Mitgliedschaft schlägt so in einen beträchtlichen Aktivitätsvorsprung um. Dieser
Vorsprung gilt nicht nur in quantitativer Hinsicht. Er betrifft auch insbesondere die
hohe sachliche Kompetenz, die auf vielen Feldern des politischen und sozialen En-
gagements erforderlich ist. In der besseren Ausschöpfung des hohen Qualifikati-
onspotentials der Partei liegt zugleich eine wichtige Aktivitätsreserve.
Abb. 2-1
In Bezug auf die Altersdimension gibt es gegenläufige, wenngleich plausible, Ten-
denzen. Die soziale und parteipolitische Aktivität der Jüngeren ist tendenziell
höher als bei den Älteren. Die Formel »je jünger, desto aktiver« erweist sich je-
doch als zu einfach. Der Zusammenhang zwischen Alter und Parteiaktivität ist
nicht linear. Erstaunlich ist z. B. der Aktivitätsschub unter den 65- bis 74-Jährigen,
ebenso der Befund, dass weniger als die Hälfte der ab 75-Jährigen als inaktiv be-
zeichnet werden können. 
Auffällig ist auch die Geschlechtsdifferenz, wonach Männer ein tendenziell höhe-
res Aktivitätsniveau und eine stärkere Orientierung auf linke Medien offenbaren als
Frauen. Allerdings sind die Aktivitätsunterschiede im Zusammenhang mit dem Merk-
mal Geschlecht erheblich schwächer als bezüglich der beruflichen Qualifikation. 
Die Parteibindung zeigt ein erhebliches Gefälle zwischen Rentnern und Er-
werbstätigen. Hier tritt natürlich die Relevanz der Altersdimension zutage und
damit ein zentrales Problem: In der Linkspartei gibt es zu wenige jüngere und
erwerbstätige Parteimitgliedern. Außerdem zeichnen sich diese durch eine ten-
denziell unterdurchschnittlich ausgeprägte Parteiverbundenheit aus.
Mit Ausnahme des Merkmals »Identifikation mit Parteipolitik« zeigen die
Komplexvariablen des sozialen und politischen Verhaltens keine signifikanten
Differenzen in Abhängigkeit vom »Lebensstandard«. Mit dem Lebensniveau
wächst jedoch tendenziell die Identifikation mit der Parteipolitik.
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Ursachen für die Stimmenverluste
Die Frage nach den Gründen für den Verlust des Wählervertrauens wurde offen-
bar von den Befragten als eine Art »Schlüsselfrage« angesehen. Im Unterschied
zu vielen anderen Fragen wurde diese Frage von fast allen beantwortet.
Wenn man die vorgegebenen möglichen Gründe für den Verlust des Wähler-
vertrauens mit dem statistischen Verfahren einer Faktorenanalyse analysiert, wer-
den drei unterschiedliche politische Grundorientierungen im Herangehen an die
Ursachen des Verlustes des Wählervertrauens sichtbar:
1. Die Erfolge (insbesondere der Regierungsbeteiligung der Linkspartei in Ber-
lin, aber auch auf der Ebene des Stadtbezirks) seien – auch durch äußere Einflüsse
und Ereignisse (Medien, WASG) – nicht genügend bekannt geworden (Antwor-




2. Die Linkspartei habe nicht erreicht, was zu erreichen war (Antworten: zu we-
nig erreicht, soziale Lage nicht verbessert, Profilverlust).
3. Positive Ergebnisse wurden durch nachteilige Nebenwirkungen und politi-
sche Fehlentscheidungen konterkariert (Antworten: mit Nachteilen verbunden,
Mitwirkung Sozialabbau).7
Der höchste Anteil (fast drei Viertel) liegt bei der Position »Die Erfolge sind
nicht genug bekannt«. Die Mitglieder gehen also mit deutlicher Mehrheit davon
aus, dass Erfolge vorhanden seien. Das korrespondiert mit zahlreichen verbalen
Äußerungen der Befragten, in denen eine bessere Öffentlichkeitsarbeit gefordert
wird.
Hohen Stellenwert für den Verlust des Wählervertrauens geben die Befragten
auch der einseitigen Berichterstattung der Medien8, der unveränderten sozialen
Lage und einem Profilverlust der Linkspartei. Der Wahlantritt der WASG wird
von mehr als einem Viertel der Befragten als eine Ursache für die Stimmenverlu-
ste gesehen.
Etwa ein Fünftel der Befragten hat weitere Gründe benannt. Die meisten der
175 Nennungen (ab 15 Prozent) besagen:
Die Linkspartei.PDS ist als eigenständige soziale Kraft nicht mehr deutlich er-
kennbar, ihre Politik ist an den Mainstream angepasst und der SPD untergeordnet
(ca. dreißig Prozent der Nennungen). 
Mangelnde Verbindung zu den Bürgern in den Wohngebieten, zu anderen
Gruppen, z. B. zur Gewerkschaft, unzureichende außerparlamentarische Aktio-
nen, mangelndes Vertrauen zur Basis – (etwa ein Sechstel).
7 Bei diesem Faktor spielen auch regionalspezifische Aspekte eine Rolle, die hier nicht dargestellt werden.
8 Befragte, die die Position »Erfolge sind nicht bekannt« als Wahlursache hervorhoben, haben auch überdurch-
schnittlich häufig die Aussage »Medien berichteten unfair« angekreuzt.
Abb. 3-1
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Abgehobenheit, sogar Fehlverhalten von Spitzenpolitikern; unsachliches Auf-
treten, Profillosigkeit sowie Profilierungssucht werden ihnen vorgeworfen (fünf-
zehn Prozent).
Positionen zur politischen Orientierung und Wirksamkeit der Linkspartei
Bund/Land
Für die Mitglieder des Bezirksverbands Berlin-Marzahn/Hellersdorf ist eine
enge Parteiverbundenheit charakteristisch. Dies gilt ganz besonders für die Bin-
dung an die eigene Basisorganisation9 und an die Gesamtpartei. Im Vergleich zu
den Ebenen Basisorganisation, Gesamtpartei, Bezirksverband fällt die Bindung
der Mitglieder an den Landesverband deutlich ab. Zwar werden »eher geringe«
oder »geringe« Bindungen gegenüber dem Landesverband nur von einer Minder-
heit (19 Prozent) der Befragten signalisiert, während nahezu jede/r zweite Be-
fragte (46 Prozent) sich »eher stark« oder »stark« mit dem Berliner Verband ver-
bunden fühlt. Doch die anderen genannten Ebenen erreichen wesentlich höhere
»Bindungsquoten«.
Abb. 4-1
9 Das trifft natürlich nur auf jene Mitglieder zu, die einer Basisorganisation angehören.
Das Verhältnis von Bezirksbasis und Landesverband ist somit als kritisch und ver-
besserungsbedürftig zu bezeichnen. In diesem Kontext dürfte es eine wichtige
Rolle spielen, dass die Parteimitglieder einer Koalition auf Landesebene tenden-
ziell skeptischer gegenüberstehen als politischer Mitverantwortung der Partei im
Stadtbezirk: Ca. drei Viertel bejahen politische Mitverantwortung prinzipiell auf




Die erneute Koalition mit der SPD in Berlin findet unter den Mitgliedern des
Stadtbezirks deutlich mehr Befürwortung als Ablehnung. Annähernd jede/r zweite
Befragte stimmt prinzipiell zu. Ein Drittel nimmt die eher ablehnende Position
ein. Dies ist zwar eine klare Minderheit, dennoch handelt es sich um einen ernst
zu nehmenden und erheblichen Anteil der Mitgliedschaft. 
Die Stellung zur erneuten Koalition mit der SPD erweist sich als relativ unab-
hängig von solchen sozialdemografischen Merkmalen wie Alter, Geschlecht, Er-
werbsstatus oder Qualifikation. Unter den Kritikern der Koalitionspolitik befinden
sich politisch sehr interessierte Mitglieder; bei den Lesern des Neuen Deutschland




In mehreren Befunden äußert sich eine Diskrepanz zwischen Annahmen/Er-
wartungen der Parteibasis und den wahrgenommenen Orientierungen und Ergeb-
nissen der Landespolitik seitens der Berliner Koalition und speziell der Linkspar-
tei. Über die Hälfte der Befragten schätzt ein, dass das Mitregieren der Linken im
Berliner Senat öffentlich schlecht/eher schlecht beurteilt wird. Die kritische Be-
wertung der Landespolitik der Linkspartei, darunter z. B. enttäuschte Erwartungen
(73,2 Prozent) und Nichterkennbarkeit längerfristiger Visionen jenseits der Tages-
politik (64,9 Prozent), gehört für die Befragten zu den Hauptgründen für Vertrau-
ensverlust, Politikverdrossenheit und Parteiaustritte. Bedeutsam ist dabei, dass die
politisch aktiveren Befragten sogar zu 85 Prozent enttäuschte Erwartungen als
Hauptgrund für Vertrauensverlust angeben.
Trotz mancherlei Kritik gibt es an der prinzipiellen Kompetenz der Funkti-
onsträger offenbar keine ernsthaften Zweifel. Nichtsdestoweniger nennt immerhin
jede/r dritte Befragte das Wirken und Auftreten von Linkspartei-Politiker/innen
als einen Grund für Vertrauensverlust. Überproportional wird dieser Grund von
parteipolitisch und sozial Aktiven und von Mitgliedern mit relativ geringer Par-
teibindung angeführt. 
An dritter Stelle der Gründe für Vertrauensverlust steht der Umgang mit der
DDR-Geschichte. Je älter die Befragten, desto bedeutsamer ist für sie dieser
Grund und umgekehrt: Mehr als die Hälfte der über 75-Jährigen und gerade ein
Drittel der unter 50-Jährigen nennen diesen Punkt als Grund für Vertrauensverlust.
Meinungen und Bewertungen zur Bundespolitik der Linkspartei
Breitere Zustimmung als die Landespolitik erfährt die politische Arbeit der
Partei auf Bundesebene. »Wie bewertest Du die politische Arbeit der Linkspar-
tei.PDS auf der Bundesebene?«, lautete eine Frage. In der Rangfolge mehrheitli-
cher Zustimmung steht die Friedenspolitik an der Spitze, gefolgt von Sozialpoli-
tik, Ostkompetenz, Kapitalismuskritik, Übereinstimmung der Programmatik mit
der praktischen Politik bis zum Umgang mit der DDR-Geschichte, der die ge-
ringste positive Bewertung erhielt. 
Bemerkenswert ist, dass jede/r vierte Befragte die politische Arbeit auf Bun-
desebene »im Allgemeinen« weder gut noch schlecht bewertet. In Bezug auf den
Umgang mit der DDR-Vergangenheit ist die Mitgliedschaft gespalten (Ablehnung
und Zustimmung sind nahezu gleich groß). Bedenklich ist auch, wenn weniger als
die Hälfte der Befragten meint, dass Programmatik und Politik der Linkspartei
(mehr oder weniger) gut übereinstimmen – auch wenn nur eine kleine Minderheit
(9 Prozent) dieses Verhältnis als eher schlecht/schlecht beurteilt.
In Bezug auf den Umgang mit der DDR-Geschichte durch die Bundespartei
existieren relevante Meinungsunterschiede nach Alter, Lebensstandard und Par-
teibindung. Besonders unter Älteren, Befragten mit niedrigem Lebensniveau und
eher loser Parteibindung sind die Kritiker erheblich stärker präsent als die Befür-
worter der aktuellen Politik im Umgang mit der DDR-Vergangenheit.
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Die Beispiele für erhebliche Differenzen der Mitgliedschaft in grundlegenden
Einschätzungen und Orientierungen der Parteipolitik weisen auf ein grundsätzli-
ches Problem hin: Einerseits ist die Linkspartei in diesem Ostberliner Stadtbezirk
durch stark dominierende bzw. homogene Milieus geprägt (Rentner, Hochqualifi-
zierte, Angestellte, überdurchschnittliches Lebensniveau u. ä.). Andererseits exi-
stiert vielfach ein heterogenes Meinungsbild. Auch in dieser Hinsicht gibt es in der
Regel klare Dominanzen, aber die gegenläufigen/gegenteiligen Meinungen wer-
den oft von relativ großen Gruppen vertreten (Beispiel Verhältnis zur Koalition in
Berlin, Stichworte Kapitalismuskritik oder Verhältnis Programm – Politik). Zum
Teil ist die Mitgliedschaft gespalten (so im Umgang mit DDR-Vergangenheit).
Diese Beispiele erinnern daran, dass auch der Bezirksverband Marzahn-Hellers-
dorf die viel beschworene plurale geistige Struktur aufweist, wie sie für die Ge-
samtpartei Die Linke charakteristisch ist. 
Die inhaltlichen Differenzen können auch an die Substanz gehen, indem sie mehr als
einen rein sachlichen Dissens bedeuten. Zum Beispiel gehen in der Frage DDR-Vergan-
genheit die Meinungsunterschiede auch mit unterschiedlich enger Bindung an die Partei





F51: Wie stehst Du zur beabsichtigten Fusion der Linkspartei mit der Wahlalternative Ar-
beit und Soziale Gerechtigkeit (WASG)? 
Stimme zu Stimme eher zu Stimme eher nicht zu Stimme nicht zu Weiß nicht
64,9 22,1 % 7,9 % 2,9 % 2,2 %
Tab. 4-2
F52: Welche Auswirkungen erwartest Du von der Fusion von Linkspartei und WASG? 
Der Einfluss der Linken wird
gestärkt/ weder, noch eher geschwächt / weiß nicht
eher gestärkt geschwächt
A in Deutschland 85,9 % 6,8 % 5,4 % 1,9 %
B in Berlin 44,0 % 32,2 % 16,6 % 7,3 %
C im Bezirk Marzahn-
Hellersdorf 41,7 % 36,1 % 7,3 % 14,9 %
Die Fusion von Linkspartei/PDS und WASG findet breite Zustimmung. Im Er-
gebnis der Vereinigung erwarten nahezu alle Befragten einen größeren politischen
Einfluss der Linken auf Bundesebene. In Bezug auf Berlin und für den Stadtbe-
zirk tendieren die Erwartungen auch eher in Richtung einer Verstärkung des Ein-
flusses der Linken, aber wesentlich gedämpfter. Immerhin 17 Prozent erwarten für
die Landesebene gar negative Folgen.
Der Stadtbezirk
Die Mitglieder in Marzahn-Hellersdorf offenbaren einen relativ hohen Identifika-
tionsgrad mit der Bezirkspolitik der Linkspartei. Eine deutliche Mehrheit der Be-
fragten (61 Prozent) identifizierte sich mit der Politik im Stadtbezirk in den ver-
gangenen Jahren. Die gegenteilige Position wird nur von einer kleinen Minderheit
(6 Prozent) vertreten. 
Dass die Bezirkspolitik gleichwohl keineswegs unkritisch beurteilt wird, zei-
gen an anderer Stelle Einschätzungen zur Frage, inwieweit die politischen Mög-
lichkeiten für positive Veränderungen im Stadtbezirk genutzt wurden.
Die Wahrnehmung politischer (Mit)Verantwortung jenseits der Oppositions-
rolle wird – wie bereits dargestellt – auf der Bezirksebene breit unterstützt. Die Er-
wartung, dass die Linkspartei ihre Ziele in der praktischen Politik verfolgen kann,
ist demnach in Bezug auf die Bezirksebene am stärksten ausgeprägt. 
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Von der Fusion mit der WASG erwarten ca. sieben Prozent der Befragten auf
der Ebene des Stadtbezirks eine Schwächung der Linken. Nahezu vier Fünftel se-
hen diese Gefahr nicht. Im Hinblick auf den Stadtbezirk differieren die Ansichten
zu den Auswirkungen der Fusion im Zusammenhang mit dem »Alter« und dem
»Erwerbsstatus« der Mitglieder. Unter 50-Jährige bzw. Erwerbstätige erwarten
von der Fusion deutlich weniger positive Auswirkungen als Rentner. Die zurück-
haltendere Bewertung der Fusionsfolgen für den Stadtbezirk durch die Jüngeren
könnte durch deren genauere Kenntnis der lokalen WASG-Potentiale erklärt wer-
den, weshalb mehrheitlich keine wesentlichen Änderungen durch die Fusion er-
wartet werden. Eine prinzipielle Skepsis gegenüber der Fusion ist daraus nicht ab-
zuleiten. 
Die große Mehrheit der Mitglieder (71 Prozent) fühlt sich mit ihrer Bezirksor-
ganisation relativ eng (stark/eher stark) verbunden. »In der Gunst« der Befragten
liegt die Bezirksorganisation zwischen der Gesamtpartei und dem Landesverband.
Nur eine kleine Minderheit (9,4 Prozent) schätzt ihre Verbundenheit mit dem Be-
zirksverband als gering/eher gering ein. Ältere, in der Parteiarbeit und in sozialer
Hinsicht besonders Aktive sowie Mitglieder, die sich mit der Parteipolitik identi-
fizieren, tendieren zu besonders enger Verbundenheit mit ihrem Bezirksverband.
Für diesen Auswertungsschwerpunkt ergaben sich auch aus einer offenen Frage
(Frage 21), »Welche Möglichkeiten siehst du für eine größere politische Wirk-
samkeit der Linkspartei in Marzahn-Hellersdorf?«, wichtige Aussagen:
• Grundsätzlich wird die Forderung erhoben, konsequenter als Partei der sozia-
len Gerechtigkeit wirksam zu werden, das heißt, dem Sozialabbau entschiedener
entgegen zu treten, konsequenter für reale Verbesserungen der Lebensbedingun-
gen insbesondere der sozial Benachteiligten, aufzutreten. Dazu gehört auch die
Forderung nach stärkerem Engagement für Umwelt- und Friedensfragen. Die po-
litische Tragweite kommunalpolitischer Entscheidungen ist stärker abzuwägen. 
• Verlangt wird eine stärkere Hinwendung auch der Politik der Linkspartei im
Stadtbezirk zur Basis und den Problemen der Bürger/innen, eine höhere Transpa-
Abb. 4-6
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renz der politischen Entscheidungen, die wiederum rechtzeitig mit der Basis und
den Bürger/innen besprochen werden sollen.
• Nicht selten wird ein kameradschaftlicheres Verhältnis der Verantwortungs-
träger gegenüber der Basis gefordert (Demokratiespiele unterlassen; mehr Ver-
trauen gewinnen; überzeugendere Darlegung von Zusammenhängen; Zuhörer
nicht überfordern; Anregungen der Menschen aufnehmen und diese, nicht aber
Personalfragen in den Mittelpunkt stellen; zuhören; Borniertheit und Arroganz ab-
legen).
• Verlangt werden auch eine stärkere Präsenz der Mandatsträger von Stadtbe-
zirk und Land in der Öffentlichkeit und in der Basis (»Mandatsträger stärker in die
Öffentlichkeit«, Infostände, Wirksamkeit im Wohngebiet erhöhen) sowie die Ver-
stärkung außerparlamentarischer Aktivitäten. 
• Es gibt auch Meinungen, dass die Landespolitik (negativen) Einfluss nimmt
auf die Glaubwürdigkeit der Politik der Linkspartei im Stadtbezirk.
• Nachdrücklich wird die noch engere Zusammenarbeit mit Verbänden, Verei-
nen und Initiativen im Stadtbezirk gefordert.
Soziale und politische Aktivität
Aktivitätsprofil der Mitglieder
Angesichts des hohen Durchschnittsalters der Mitglieder der Linkspartei in Ber-
lin-Marzahn/Hellersdorf ist die politische Aktivität erstaunlich hoch. Davon zeu-
gen die Beteiligungsquoten an Aufgaben der Basisorganisation oder an solchen
Formen der politischen Arbeit wie Kundgebungen/Demonstrationen oder Wahl-
kampfaktionen. 
Tab. 5-1
F10: An welchen Formen der politischen Arbeit innerhalb der Linkspartei beteiligst Du
Dich?
Häufig Gelegentlich Nie Fehlend
A Hauptversammlungen/Basiskonferenzen 24,0 % 41,0 % 35,0 % 144
B Kundgebungen/Demonstrationen 27,6 % 64,1 % 8,4 % 94
C Aufgaben in der Basisorganisation 37,4 % 43,2 % 19,4 % 119
D Theoretische Arbeit/Konferenzen 5,8 % 27,0 % 67,2 % 231
E Bildungsveranstaltungen 5,4 % 41,2 % 53,4 % 277
F Straßenfeste, Informationsstände 14,0 % 58,2 % 27,8 % 183
G Wahlkampfaktionen 37,5 % 44,9 % 17,5 % 148
Andererseits sind gut ein Viertel der Mitglieder auf sozialem und ein Drittel auf
innerparteilichem Gebiet weitgehend inaktiv. (Siehe Abb. 5-1)
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Die bereits erwähnte hohe Aktivität der 65- bis 74-Jährigen besagt, dass die
jüngeren Rentner/innen gegenwärtig in Marzahn-Hellersdorf das quantitativ
wichtigste Potential der Linkspartei darstellen. 
Die hauptsächlichen sozialen Aktivitätsfelder sind das Wohngebiet und die Se-
niorenarbeit. Das Drängen nach mehr Aktivität im Wohngebiet ist Ausdruck der
Bürgernähe der Linkspartei und zeigt, dass hier noch große Reserven gesehen
werden. Die Altersstruktur prägt die Aktivitätsstruktur. Die Seniorenarbeit wird
überwiegend von den über 75-Jährigen getragen. Nur ein geringer Anteil der Mit-
glieder ist auf dem Gebiet der Kinder- und Jugendarbeit aktiv. Das niedrigste Ak-
tivitätsniveau ist im Hinblick auf die Frauenpolitik zu verzeichnen – ein eklatan-
ter Widerspruch zum relativ hohen Frauenanteil in der Mitgliedschaft. 
Abb. 5-1
Jedes fünfte Mitglied übt eine Funktion in der Linkspartei aus. Fast die Hälfte al-
ler Befragten wirkt in Vereinen, Organisationen. Das heißt auch: Die andere Hälfte
tut das nicht.
Das Meinungsbild der Befragten zur Aktivitätsentwicklung der Parteimitglie-
der insgesamt weicht wesentlich von der Auskunft über die eigene Aktivität ab.
Die tatsächliche Entwicklung der Aktivität der Mitglieder der Linkspartei in Mar-
zahn-Hellersdorf ist weniger negativ als das subjektive Empfinden.10
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Tab. 5-2
F14: Wie hat sich Deine gesellschaftliche Aktivität in den letzten 5 Jahren verändert? 
Ich bin aktiver geworden Kaum verändert Ich bin heute weniger aktiv
7,3 % 41,5 % 51,1 %
Bei der Hälfte der Befragten ist die Aktivität in den letzten fünf Jahren zurückge-
gangen. Hauptgründe sind vor allem bei den über 75-Jährigen und bei den Frauen
Alter und Gesundheit bzw. bei den Jüngeren die berufliche Belastung. Jeder
Fünfte nennt »Resignation« oder »zu wenig Nutzen« als Grund – vor allem gilt
das für 50- bis 64-Jährige und Mitglieder mit eher loser Parteibindung. 
Abb. 5-2
Die Linkspartei in Marzahn-Hellersdorf verfügt jedoch über beträchtliche Reser-
ven für die politische Arbeit, was auch drei Viertel der Befragten so einschätzen.
Trotz der Alters- und Gesundheitsprobleme – ein Drittel der inaktiven Befragten
halten ihren Gesundheitszustand sogar für »gut« oder »sehr gut«. 
Aktivitätsprofil der Basisorganisationen
Die übergroße Mehrzahl der Befragten ist Mitglied einer Basisorganisation und
findet dort ihre politische Heimat. Fast alle Basisorganisationen treffen sich re-
gelmäßig und werden gut besucht. Allerdings nehmen etwa dreißig Prozent der
Mitglieder selten oder nie an Beratungen der Basisorganisationen teil, teils weil
10 Zwar meinen 51 Prozent, dass ihre eigene Aktivität abgenommen hat, der »gefühlte«Aktivitätsrückgang der
Bezirksorganisation insgesamt liegt hingegen bei 62 Prozent. Bei mehr als 40 Prozent ist die Aktivität gleich
geblieben, eingeschätzt wird aber, dass das nur für 20 Prozent zutrifft.
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sie nicht können oder wollen, teils weil zwölf Prozent keiner Basisorganisation
angehören. 
Die Rentner/innen – weitgehend auch die über 75-Jährigen – beteiligen sich
überwiegend regelmäßig an den Treffen der Basisorganisationen. Anders sieht es
bei den Erwerbstätigen und vor allem bei den unter 50-Jährigen aus, von denen
rund die Hälfte unregelmäßig oder nie an den Beratungen teilnehmen. 
Abb. 5-3
Versammlungen der Basisorganisationen genießen eine hohe Wertschätzung als
Zentren der politischen Kommunikation mit emotionaler Bindekraft. In vielen Ba-
sisorganisationen nehmen häufig oder zumindest gelegentlich Abgeordnete, Be-
zirkspolitiker und Vorstandsmitglieder teil, bei knapp einem Drittel jedoch nur sel-
ten oder nie. Parteilose und Sympathisant/innen sind eher selten zugegen. Mehr
als 60 Prozent der Befragten meinen, dass sich die Basisorganisation nicht für
konkrete Anliegen der Bürger im Wohngebiet engagiert hat bzw. wissen nicht, ob
das der Fall ist. Mehr als die Hälfte der Basisorganisationen bleiben weitgehend
unter sich und haben möglicherweise wenig Attraktivität für Außenstehende. Fast




Nahezu zwei Drittel der Befragten sehen ihre Basisorganisation kaum bzw. nicht
in der Lage, aktiver in der Öffentlichkeit zu wirken. Ein Drittel meint, dass das
möglich wäre.
Information, Kommunikation, Öffentlichkeitsarbeit
Nach dem Fernsehen ist das Neue Deutschland mit 81 Prozent das verbreitetste
Medium unter den Parteimitgliedern in Marzahn-Hellersdorf. Ihm kommt bei der
Information und Informiertheit der Parteimitglieder über die »große Politik« eine
überragende Position zu. ND-Leser tendieren zu überdurchschnittlicher parteipo-
litischer und sozialer Aktivität. 
Andere mehr oder weniger linke Medien erreichen (lediglich) zwischen 2,1
Prozent (taz) und 14,4 Prozent (Disput), dazwischen rangieren Junge Welt (13,3
Prozent) und Freitag (gemeinsam mit: Die Zeit, 7,4 Prozent).
Traditionsgemäß nimmt die Berliner Zeitung eine Sonderposition ein, sie wird
von 35 Prozent der Befragten als Informationsquelle genutzt. Tageszeitungen mit
eher liberaler bzw. konservativer Ausrichtung (überregionale Tageszeitungen bzw.
Tagesspiegel, Morgenpost) spielen bei der Information der Mitglieder der Links-
partei nur eine untergeordnete Rolle. Etwas anders sieht es bei Nachrichtenmaga-
zinen aus, die von gut jedem siebten Befragten genutzt werden. Größeres Interesse
finden Medien mit Ost-Profil und Boulevardcharakter (Superillu, Kurier) bei sieb-
zehn bzw. elf Prozent.
Tab. 6-1
F33: Nutzt Du die folgenden technischen Möglichkeiten?
Ja Nein Fehlend
A Computer 58,0 % 43,8 % 41
B Internet 49,3 % 50,7 % 57
C E-Mail 45,4 % 54,6 % 86
D Handy 59,7 % 40,3 % 44
Bereits jeweils gut die Hälfte der Befragten nutzt Handy bzw. Computer, immer-
hin knapp die Hälfte Internet und E-Mails. Von den Internetnutzern verfolgen je-
weils über vierzig Prozent (ca.165 Parteimitglieder) die Webseiten des Parteivor-
standes, des Landesvorstandes und des Bezirksverbandes, weniger informieren
sich auf den Seiten der Bundestagsabgeordneten.
Eine sehr hohe Akzeptanz hinsichtlich der kommunalpolitischen Themen wird
der Bezirkszeitung der Linkspartei, Marzahn-Hellersdorf links, entgegengebracht.
Ihr wird die bei weitem größte Rolle in der Öffentlichkeitsarbeit der Partei im
Stadtbezirk zugesprochen, und sie trägt viel dazu bei, dass sich eine deutliche
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Mehrheit über die Bezirkspolitik der Linkspartei in Marzahn-Hellersdorf gut bzw.
eher gut informiert fühlt. Parteimitglieder, die mit der Information über Entwick-
lungen im Stadtbezirk unzufrieden sind, nennen vor allem die Ursache »die Öf-
fentlichkeitsarbeit der Partei erreicht mich nicht«.
Tab. 6-2
F32: Wie fühlst Du Dich informiert über die Bezirkspolitik der Linkspartei.PDS in
Marzahn-Hellersdorf, ihre Stadträte und ihre Fraktion?
Gut/ eher gut Weder noch Eher schlecht/schlecht
59,8 % 22,1 % 18,1 %
Als Tendenz gilt: Je aktiver die Mitglieder der Linkspartei und je enger ihre Par-
teibindung, desto besser fühlen sie sich informiert über konkrete Bezirkspolitik
und die Bezirkspolitik der Linkspartei und desto stärker sind sie bereit zum Bezug
linker Bezirksmedien. 
Mit Ausnahme der Bezirkszeitung der Linkspartei erfahren andere Formen der
Öffentlichkeitsarbeit eine kritische Bewertung. Noch knapp die Hälfte der
Antwortenden räumt den traditionellen Infoständen gute bzw. eher gute Noten ein.
Abb. 6-1
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Doch bei allen übrigen Formen (Veranstaltungen im Wohngebiet, thematische
Flugblätter, Bürgerbriefen usw.) erreicht die Akzeptanz lediglich gut ein Viertel. 
Je älter die befragten Parteimitglieder und je enger ihre Bindung an die Partei,
desto stärker werden (traditionelle) Formen der direkten Ansprache durch die Par-
tei befürwortet.
Die Forderungen nach Veränderungen in der Öffentlichkeitsarbeit nehmen als
Resultat der Befragung (und auch in den offenen Fragen und den Interviews mit
Experten) einen der wichtigsten Plätze bei den Erwartungen an die Tätigkeit des
Bezirksverbandes ein. 
Trotz großer Zufriedenheit zu einzelnen Aspekten bleibt es bei der Aussage,
dass die Öffentlichkeitsarbeit verbessert werden muss, um die Attraktivität der
Partei zu erhöhen, um die Parteipolitik in der Partei sowie gegenüber den Bürge-
rinnen und Bürgern zu vermitteln und somit Zustimmung und Unterstützung für
die politische Arbeit der Partei zu organisieren.
Zum politischen Einfluss der Linkspartei auf die Lebensqualität im Stadtbezirk
– Möglichkeiten und Ergebnisse
Die Linke ist traditionell die stärkste politische Kraft in Marzahn-Hellersdorf. Seit
1995 gehört der/die Bürgermeister/in dieser Partei an. Damit stellt sich die Frage,
wie sich die Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger in dieser Zeit verändert
hat und welche Möglichkeiten überhaupt bestehen, auf der Bezirksebene derartige
Veränderungen zu bewirken.
Die vom Fragebogen vorgegebenen Themenfelder möglicher Einflussnahme
wurden sehr differenziert bewertet. Mehr als zwei Drittel der Befragten sahen die
größten Möglichkeiten im Bereich der Verbesserung demokratischer Mitspra-
chemöglichkeiten sowie der Freizeitangebote. Abgestuft folgen die Bereiche »Le-
bensqualität im allgemeinen«, Kinderbetreuung, Einkaufsmöglichkeiten und Wohn-
bedingungen, in denen jeweils noch mehr als die Hälfte der Befragten der
Linkspartei Einflussmöglichkeiten zubilligten.
Keine oder nur geringe Möglichkeiten, die Situation zum Besseren zu wenden,
wurden realistischer Weise für die gesellschaftlichen Grundprobleme Arbeits-
platzbeschaffung, Armutsbekämpfung und Berufsausbildung eingeräumt (jeweils
mehr als zwei Drittel der Befragten schätzen die Möglichkeiten als gering bzw.
minimal ein).
Alles in allem wird der Bezirkspolitik gerade in Bezug auf das wichtigste
soziale Problem, die Arbeitslosigkeit, die allergeringste Einflussmöglichkeit zu-
gebilligt. 
Mehr als vier Fünftel der Befragten bescheinigen den Vertreter/innen der
Linkspartei, dass sie die vorhandenen Einflussmöglichkeiten auf die Bezirkspoli-
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tik zumindest teilweise genutzt haben. Die Verteilung der Antworten zeigt, dass
die Mehrheit der Mitglieder von noch ungenutzten Reserven für positive Verän-
derungen im Stadtbezirk ausgeht.
Die trotz der Wahlabstrafung positiv-kritische Bewertung der politischen Wirk-
samkeit der Bezirkspolitik der Linken dürfte sich auch daraus erklären, dass der
Landespolitik, vor allem aber der Bundesebene hinsichtlich der Arbeitsmarktsi-





Soziale Lage – Land/Bund
Fragen zur Einschätzung der sozialen Situation im Bundes- und Landesmaßstab
wurden nicht explizit gestellt. Indirekt wird jedoch deutlich, dass diese Bewertung
zum einen sehr kritisch ausfällt; zum anderen messen die Mitglieder die Politik
der Linkspartei in hohem Maße daran, wie es ihr gelungen ist, sich für eine nach-
haltige Verbesserung der sozialen Lage einzusetzen.
Zwei Drittel (65 Prozent) der Befragten führen (wohl vor allem mit Blick auf
Berlin) den Verlust des Wählervertrauens der Linkspartei darauf zurück, dass sich
die soziale Lage nicht verbessert habe. Und auch Frustrationen innerhalb der Ber-
liner Linkspartei werden zu einem großen Teil (44 Prozent) auf die soziale Situa-
tion zurückgeführt. 
Tab. 8-1
F62: Wie beurteilst Du die Zukunftsaussichten in Bezug auf ... ? 
Hoffnungs- Weder Eher besorgt/ Weiß nicht
voll/ eher hoffn. noch besorgt
soziale Gerechtigkeit 
in Deutschland 1,4 % 4,2 % 94,3 % 0,1 %
soziale Sicherheit
in Deutschland 1,4 % 2,9 % 95,5 % 0,1 %
Lebensbedingungen in
Ostdeutschland 2,2 % 6,5 % 90,7 % 0,6 %
Angleichung Lebensbedingungen
West und Ost 2,9 % 6,5 % 89,0 % 1,5 %
Entwicklung der Demokratie
in Deutschland 3,3 % 11,6 % 82,7 % 2,4 %
Arbeitsplatzangebot in
Berlin u. Umgebung 5,0 % 6,7 % 76,9 % 11,4 %
Verhältnis zwischen den
Generationen 17,6 % 27,1 % 50,7 % 4,7 %
Verminderung von
Armutsrisiken 1,0 % 5,6 % 89,1 % 4,3 %
gesundheitliche Betreuung 7,8 % 19,7 % 71,6 % 0,9 %
auskömmliche Renten 1,4 % 8,3 % 89,3 % 1,0 %
Lebensbedingungen im
Stadtbezirk 31,0 % 35,7 % 26,9 % 6,4 %
Lebensbedingungen in
Deinem Wohngebiet 35,6 % 40,3 % 18,6 % 5,5 %
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Überaus pessimistisch werden die Zukunftsaussichten in Bezug auf wichtige
Lebensbereiche der gesellschaftlichen Entwicklung im Bundes- und Landesmaß-
stab beurteilt. Die Einschätzungen zu dieser Frage fallen jeweils sehr entschieden
aus. Jeweils mehr als neunzig Prozent der Befragten sind besorgt (bzw. »eher be-
sorgt«) im Hinblick auf die künftige Entwicklung der sozialen Sicherheit und der
sozialen Gerechtigkeit in Deutschland, der Lebensbedingungen in Ostdeutsch-
land. Ähnlich pessimistisch werden die Zukunftsaussichten in Bezug auf die An-
gleichung der Lebensbedingungen zwischen West und Ost, die Verminderung von
Armutsrisiken und die Sicherung auskömmlicher Renten beurteilt. Auch hinsicht-
lich des Angebots an Arbeitsplätzen in der Region sowie der gesundheitlichen Be-
treuung dominieren düstere Zukunftserwartungen. Weniger homogen, wenngleich
auch hier überwiegend pessimistisch, fallen die Zukunftserwartungen im Verhält-
nis zwischen den Generationen aus (51 Prozent besorgt/eher besorgt).
Die Einschätzungen für den persönlichen/familiären Bereich wie auch zur Lage
im Stadtbezirk oder zum Wohngebiet sind wesentlich optimistischer und differen-
zierter. Es scheint so, als würde die soziale Lage um so ungünstiger beurteilt je
größer der Radius um den persönlichen Lebensmittelpunkt gezogen wird.
Soziale Lage – der Stadtbezirk
Vier von fünf Befragten, die im Stadtbezirk wohnen, empfinden Marzahn-Hel-
lersdorf als angenehmen Lebensmittelpunkt, jede/r Fünfte sieht ihn als normalen
Wohn- und Schlafort. Verschwindend gering ist der Anteil derjenigen, die den
Stadtbezirk als Zwischenstation in ihrem Leben betrachten.
Damit korrespondiert, dass die Zukunftserwartungen in Bezug auf den eigenen
Stadtbezirk und das Wohngebiet wesentlich günstiger ausfallen als hinsichtlich
der Landes- oder gesamtgesellschaftlichen Entwicklung.
Abb. 8-1
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Nichtsdestoweniger bekunden die Mitglieder dramatisch hohe Unzufriedenheits-
quoten in Bezug auf die Entwicklungsbedingungen und vor allem den Zukunftsaus-
sichten der jungen Generation sowie die Bildung/Ausbildung in Marzahn-Hellers-
dorf. Auch hinsichtlich der sozialen Entwicklung im Stadtbezirk ist die Gruppe der
eher Unzufriedenen um ein Vielfaches größer als die der eher Zufriedenen.
Altersstrukturell bedingt ist wohl, dass sich viele Befragte bei den jugendrele-
vanten Positionen als nicht betroffen erklären bzw. keine Antwort auf entspre-
chende Fragen geben. Darin äußert sich ein bedenkliches Kompetenzdefizit eines
großen Teils der Mitgliedschaft der Linkspartei im Stadtbezirk gegenüber Proble-
men der jungen Generation. Gefragt nach der Entwicklung der Lebensqualität im
Stadtbezirk in den vergangenen Jahren erhielt die Verbesserung der Einkaufs-
möglichkeiten mit 77 Prozent der Befragten die besten Noten, gefolgt von der Ver-
besserung der Wohnbedingungen und der Lebensqualität im allgemeinen. Verbes-
serte demokratische Mitsprachemöglichkeiten bescheinigten nur drei von zehn
Befragten. Eine Verschlechterung der Lebensqualität sahen vier von zehn Befrag-
ten im Bereich Sicherheit und über ein Drittel bei den Arbeits- und Ausbildungs-
möglichkeiten. Jede/r vierte Befragte meinte, dass die gesundheitliche Versorgung
schlechter geworden ist. Jüngere, Erwerbstätige sowie Befragte mit vergleichs-
weise niedrigem Lebensstandard, loser Parteibindung und geringerer Identifika-
tion mit der Politik der Partei registrieren überdurchschnittlich oft eine Ver-
schlechterung der allgemeinen Lebensqualität im Stadtbezirk. Allerdings sind
jene, die eine ungünstige Einschätzung treffen, in allen Gruppen die Minderheit.
Gewisse Hoffnungen auf Verbesserung der sozialen Situation setzen die Be-
fragten im Großen und Ganzen nur punktuell und bezogen auf den engeren Le-
benskreis: z. B. in die Verbesserung der Lebensbedingungen im Wohngebiet (36
Prozent) und im Stadtbezirk (31 Prozent). 
Soziale Lage – Mitglieder
Die Mitgliedschaft weist vermutlich ein überdurchschnittliches Lebensniveau auf.
Dies lässt sich z.B. aus dem hohen Qualifikationsniveau und der relativ geringen
Arbeitslosigkeit schließen. Nahezu zwei Drittel der Befragten bescheinigen sich
einen guten Lebensstandard (gut 61 Prozent, sehr gut vier Prozent).
Tab. 8-2
F55: Wie würdest Du Deinen Lebensstandard beschreiben? 
Sehr gut/ gut Teils, teils Weniger gut/ schlecht Fehlend
65,2 % 26,2 % 8,1 % 16
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Tab. 8-3
F61: Wie zufrieden oder unzufrieden bist Du mit ... ? 
Sehr zufried./ Teils, teils Unzufrieden/ Fehlend
zufrieden sehr unzufrieden
Deinem Leben im
Allgemeinen 64,6 % 29,7 % 5,8 % 19
Deinen finanziellen
Bedingungen 48,2 % 32,1 % 19,7 % 16
Deinen Beziehungen zu
anderen Menschen 85,5 % 12,6 % 1,8 31
Deinen Wohnbedingungen 89,0 % 8,8 % 2,2 % 16
den Lebensbedingungen
Deiner Kinder/Enkel 43,7 % 40,0 % 16,3 % 93
Ein hohes Lebensniveau geht mit einem hohen Maß an Lebenszufriedenheit ein-
her. Nahezu zwei Drittel der Befragten sind mit ihrem »Leben im Allgemeinen«
zufrieden oder sehr zufrieden. Noch höher fällt das Zufriedenheitsniveau in Bezug
auf die eigenen Wohnbedingungen (89 Prozent) oder die Beziehungen zu anderen
Menschen (86 Prozent) aus. Eine beachtliche Minderheit von 20 Prozent erweist
sich in finanzieller Hinsicht als unzufrieden.
Abb. 8-2
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Die Mitglieder der Linkspartei im Stadtbezirk sind sich offenbar bewusst, dass
sie sich gegenwärtig in einer relativ günstigen sozialen Situation befinden, die
aber durch künftige Entwicklungen zunehmend bedroht ist. Denn zum einen kon-
trastiert das überdurchschnittliche Lebensniveau (nach Einschätzung der Befrag-
ten) vielfach mit den Lebensbedingungen der eigenen Kinder und Enkel und noch
stärker mit den Lebensverhältnissen im kommunalen und gesellschaftlichen Be-
reich. Zum anderen sehen sie mehrheitlich eine Bedrohung ihrer vergleichsweise
guten Lebenssituation durch künftige soziale und gesundheitliche Verschlechte-
rungen. Eine relativ große Minderheit (27 Prozent) registriert auch schon für die
vergangenen fünf Jahre Verschlechterungen ihres Lebensstandards.
Tab. 8-4
F58: Wie wird sich Deiner Meinung nach Dein Lebensstandard in den nächsten 5 Jahren
verändern? 
Verbessern/ Gleichbleiben Eher verschlechtern/ Weiß nicht
eher verbessern verschlechtern
3,7 % 29,8 % 61,5 % 5,0 %
Hinsichtlich der sozialen Lage und deren Entwicklungstendenz bestehen erhebli-
che Unterschiede innerhalb der Mitgliedschaft. Das Nettoeinkommen, ein zentra-
ler Indikator des Lebensniveaus, differiert z. B. signifikant in Abhängigkeit von
Alter, Geschlecht, Erwerbsstatus, berufliche Stellung und Qualifikation. Dabei
zeigen sich nicht nur »erwartungsgemäße« Befunde. Dass die Mitglieder im er-
werbsfähigen Alter tendenziell höhere Einkommen beziehen als die Älteren ist
plausibel. Bemerkenswert ist indes die Einkommensdifferenzierung innerhalb des
Rentenalters. Die über 74-Jährigen verfügen über ein deutlich höheres Einkom-
men als die 65- bis unter 75-Jährigen. Hier hat die Politik des kontinuierlichen So-
zialabbaus schon sichtbare Wirkung bei jenen Mitgliedern gezeigt, die in den in
letzten Jahren in das Rentnerdasein gelangten.
Ein komplexeres Bild vermittelt die Variable »Lebensstandard«. Während die
Gruppe der »Beamten« zu zwei Dritteln einen hohen Lebensstandard aufweist,
befinden sich Arbeiter und die Qualifikationsgruppe »Facharbeiter/ohne Beruf«
mehrheitlich in benachteiligten Lebensverhältnissen.
Die Entwicklung des Lebensniveaus tendiert zur sozialen Polarisierung. In den
letzten fünf Jahren vermerkte mehr als ein Viertel der Befragten mit hohem Le-
bensniveau diesbezüglich positive Veränderungen. Absenkungen des Lebensni-
veaus waren hingegen vor allem auf die konzentriert, die schon vorher schlechter
gestellt waren. Die erwartete tendenzielle Verschlechterung der sozialen Situation
wird zu einer Vertiefung der sozialen Ungleichheit innerhalb der Mitgliedschaft
der Linkspartei führen.
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F60: Wie würdest Du Deinen Gesundheitszustand beschreiben? 
Sehr gut/gut Teils, teils Weniger gut/ schlecht Fehlend
36,9 % 30,0 % 33,1 % 15
Die gesundheitliche Situation eines relativ großen und wachsenden Anteils der
Befragten ist unbefriedigend. In Bezug auf den Gesundheitszustand (gut; teils,
teils; nicht gut) ist die Mitgliedschaft annähernd gedrittelt.
Viele Ergebnisse der Befragung lassen darauf schließen, dass Gesundheit nicht
nur eine wesentliche Voraussetzung für aktives Engagement ist. Umgekehrt ist
hohe soziale oder parteipolitische Aktivität auch ein wichtiger Gesundheitsfaktor.
Aktivität erhält jung und gesund. Man kann – natürlich bei Anerkennung der
wechselseitigen Abhängigkeit – darüber hinausgehend die parteipolitische Akti-
vität auch als entscheidende Bedingung für höhere Informiertheit und eine engere
Bindung an die Partei bezeichnen.
* * *
Die Befunde dieser Mitgliederbefragung der Linkspartei im Ostberliner Stadtbe-
zirk Marzahn-Hellersdorf zeugen von einer lebendigen, engagierten und gesell-
schaftlich verankerten Partei, deren Perspektive in Ostdeutschland wesentlich da-
von abhängt, ob sie den dringend nötigen Verjüngungsprozess bewältigt und ihr
plurales geistiges Profil bewahrt. Durch die Parteineubildung haben sich die Vor-
aussetzungen dafür verbessert. Doch die Arbeit der Erneuerung an der Parteibasis
und ihrem Umfeld ist erst noch zu leisten.
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MICHAEL BRIE
Segeln gegen den Wind.
Bedingungen eines politischen Richtungswechsels in
Deutschland
»Dialektiker sein, heißt den Wind der
Geschichte in den Segeln haben. Die
Segel sind die Begriffe. Es genügt aber
nicht, über die Segel zu verfügen. Die
Kunst, sie setzen zu können, ist das
Entscheidende.«
Walter Benjamin1
Der Wind bläst der Linken ins Gesicht. Ihr Ziel ist es, die Vorherrschaft der Kapi-
talverwertung über Wirtschaft und Gesellschaft zu überwinden. Es geht gegen
Verhältnisse, in denen im Namen der Standortlogik Ökonomie, Politik und Kultur
den Verwertungsinteressen untergeordnet werden. Linkes politisches Eingreifen
erfolgt aus ökonomischer und sozialer Unterlegenheit und aus einer Minderheit
heraus. 
Drei Möglichkeiten gibt es, in derart widrigen Umständen zu handeln: Man
kann abwarten, bis der Wind sich dreht, und solange vorsichtig mit dem Wind se-
geln. Man kann direkt gegen den Wind halten und versuchen, nicht allzu weit
zurückgeworfen zu werden. In beiden Fällen, des Lavierens wie des einfachen Da-
gegenhaltens, wird man aber nicht vorankommen. Die dritte Möglichkeit besteht
darin, den Wind selbst zum Verbündeten zu nehmen, um mit seiner eigenen Kraft
gegen ihn anzukreuzen. 
Hegel spricht in diesem Zusammenhang von der List der Vernunft – von der
Fähigkeit, sich der Mittel dialektisch zu bedienen, um die Stärke des Gegensatzes
in die Kraft des Widerstands gegen seine Vormacht zu verwandeln. Dies bedeutet,
bei den Widersprüchen der Herrschaft, bei den Rissen und Klüften in den Struk-
turen der Macht anzusetzen, die inneren Gegensätze des heutigen Kapitalismus
und Neoliberalismus zum Tanzen zu bringen. Oft ist es nicht der frontale Wider-
stand, sondern das Kreuzen gegen den Wind, das ein Vorwärts erst ermöglicht.
Durch derartige politische Kunst kann aus Unterlegenheit Überlegenheit, können
aus Minderheiten Mehrheiten werden.
Solche Politikansätze aus der Minderheit und Unterlegenheit heraus brauchen
die nüchterne Analyse, um die Widersprüche zu erkennen und die Möglichkeiten
zu entdecken, ihre Potentiale emanzipativ und solidarisch freizusetzen. Und sie er-
1 Walter Benjamin: Das Passagen-Werk. Herausgegeben von Rolf Tiedemann. Frankfurt a. M. 1983. Erster Band,
S. 592.
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fordern den »feste(n), scheinbar brutale(n) Zugriff«2, damit im kritischen Augen-
blick »die Gelegenheit« nicht verpasst wird, so Walter Benjamin, und die »Konti-
nuität der Geschichte« aufgebrochen werden kann. 
Linke Politik für einen sozial-ökologischen und demokratischen Richtungs-
wechsel ist Transformationspolitik. Sie fügt sich ein in ein Politikverständnis, das
die Europäische Linkspartei als Beitrag versteht, »um ein breites soziales und po-
litisches Bündnis für einen radikalen Politikwechsel zu schaffen«: »Wir wollen
linke Politik dauerhaft als ein unabhängiges selbstbewusstes Projekt etablieren,
das die Durchsetzung solidarischer und demokratischer, sozialer und ökologischer
Alternativen befördert.«3 Es ist eine Politik, die im Kapitalismus verändernd an-
setzt und über ihn hinausweist.4
Noch sind die politischen Bedingungen für einen Richtungswechsel der Politik
in Deutschland nicht gegeben. Sie können aber geschaffen werden. Sieben Fakto-
ren, die dazu beitragen könnten, sollen im Folgenden dargestellt werden: (1) die
Krise des Neoliberalismus, (2) das Erstarken von Gewerkschaften und sozialen
Bewegungen, (3) die Herausforderung im politischen System durch die Linkspar-
tei, (4) die Veränderungspotentiale von SPD und Grünen, (5) die immer klarere
Erkenntnis, dass soziale und ökologische Transformation einerseits und ein neues
anderes wirtschaftliches Wachstum einander nicht widersprechen, und (6) die
Herausbildung von Vorstellungen für ein neues historisches Projekt der Linken.
Dies alles wird nur dann zum Richtungswechsel führen, wenn (7) die Linke fähig
ist zu einer radikalen Realpolitik auf der Höhe der Zeit.
Die Krise des Neoliberalismus und alternative Entwicklungspfade 
Ausgangspunkt der jetzigen politischen Entwicklung in Deutschland ist die Er-
kenntnis wichtiger Kreise auch der herrschenden Klassen, dass eine einfache Fort-
setzung des radikalen Neoliberalismus unmöglich ist. Er hatte sich in der Krise
des wohlfahrts- bzw. sozialstaatlichen Kapitalismus in den 1970er Jahren gegen
andere Alternativen durchgesetzt.5 Er war keinesfalls unvermeidlich, sondern
musste andere Möglichkeiten politisch, geistig, wirtschaftlich und auch mit Mi-
litärgewalt (vor allem Chile 1973) besiegen. Er entstand auf dem Friedhof sozia-
ler Transformationsprojekte. 
2 Walter Benjamin: Das Passagen-Werk. A. a. O., S. 592.
3 Manifesto of the Party of the European Left (http://www.european-left.org/about/docus/doc/manifesto/).
4 Zu den konzeptionellen Grundlagen einer sozialistischen Transformationskonzeption vgl. u. a.: Michael Brie,
Michael Chrapa und Dieter Klein: Sozialismus als Tagesaufgabe. Berlin 2002, S. 7-65; Michael Brie, Dieter
Klein: Elementare Frage neu bedenken. rls standpunkte 02/2007.
5 Vgl. dazu ausführlicher: Dieter Klein (Hrsg.): Leben statt gelebt zu werden. Selbstbestimmung und soziale Si-
cherheit. Zukunftsbericht der Rosa-Luxemburg-Stiftung. Berlin 2003, S. 18-83.
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Die Versprechen des Neoliberalismus waren klar. Erstens: Der Neoliberalismus
entfesselt eine neue Produktivität, indem er die Potentiale deregulierter Markt-
kräfte und moderner Hochtechnologien freisetzt. Es gelang ihm zumindest teil-
weise, Produktivitätsblockaden aufzubrechen und neue Teile der Weltbevölkerung
zu integrieren. Es wurde die Dominanz der Informations- und Kommunikations-
arbeit über die Arbeit in der industriellen Fertigung durchgesetzt. Der Neolibe-
ralismus vertrat den Anspruch, die Krise des fordistischen Kapitalismus auf über-
legene Weise zu lösen. Er versprach, durch die Beseitigung der autoritär sozial-
staatlichen Regulierung neue Möglichkeiten individueller Selbstbestimmung und
gesellschaftlicher Partizipation zu schaffen. Der Neoliberalismus besaß deshalb
in den Augen wesentlicher gesellschaftlicher Gruppen Legitimität.
Zweitens: Der soziale Kristallisationskern des Neoliberalismus ist das Bündnis
der neoliberalen Herrschaftseliten mit den hoch qualifizierten Informations- und
Kommunikationsarbeiterinnen und -arbeitern – eine Art Oben-Mitte-Bündnis zu
den Konditionen der Herrschaftseliten. Es verhieß zentralen Gruppen der Gesell-
schaft neue Lebensperspektiven und Entfaltungsmöglichkeiten und ermöglichte
sie teilweise auch. Leitbild waren das freie selbstbestimmte Individuum als Un-
ternehmer seiner eigenen Arbeitskraft und Daseinsvorsorge und die Gesellschaft
als Vertragsgesellschaft von Freien und Gleichen, die sich über den Markt ver-
wirklichen.6 Emanzipative Errungenschaften der Neuen sozialen Bewegungen der
sechziger Jahre wurden aufgenommen. 
Jenen, die sich aufgrund ihrer Marktlage eine privilegierte Stellung bzw. einen
sozialen Aufstieg und verstärkte Partizipation versprechen, wurden neue Chancen
geboten. Der Neoliberalismus ist ein Oben-Mitte-Projekt, das die Schaffung funk-
tionaler Unterschichten einschließt. Er stellte eine »passive Revolution« dar, in
der die herrschende Klasse »führend gegenüber den verbündeten Klassen und
herrschend gegenüber den gegnerischen Klassen« ist (Gramsci)7. Der Neolibera-
lismus war ein sozial und kulturell verankertes Projekt.
Drittens: Im Zentrum des neoliberalen Blocks stehen zentrale politische Pro-
jekte wie die der marktförmigen Durchgestaltung der gesamten Gesellschaft, der
Privatisierung der Daseinsvorsorge und die Verwandlung der öffentlichen Ein-
richtungen in »Als-Ob-Unternehmen«. Dieses Projekt schloss den Abbau von so-
zialstaatlichen Garantien der Grundrechte genauso ein wie die Erhöhung von de-
mokratischer Partizipation, die Schaffung einer breiten sozialen Gruppe der
Working Poor als kostengünstige Erbringer der einfachen Dienstleistungen usw.
usf. Der Konflikt zwischen dem imperial neoliberalen Projekt der USA und der
Kern-EU ist vor allem ein Konflikt darum, wie die Sicherheit dieser neoliberalen
6 Apologetisch wurde es auch so formuliert: »So bewirkt die unsichtbare Hand des Marktes, dass Topmanager, die
scheinbar unsozial und egoistisch die Maximierung des Gewinns und damit ihrer Bezüge verfolgen, gleichzeitig
auch das Gemeinwohl mehren.« Stefan Baron: Unsichtbare Hand. In: Wirtschaftswoche vom 16. Mai 1996. Zi-
tiert nach: Christoph Fleischmann: Kapitalismus als Religion. In: Blätter für deutsche und internationale Politik,
Heft 1/2007, S. 84.
7 Historisch-kritisches Wörterbuch des Marxismus, Bd. 6.1, S. 14.
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Globalisierung zu gewährleisten ist und ob die USA dabei einseitig die Konditio-
nen diktieren können oder nicht. Der Neoliberalismus vertrat umsetzbare Pro-
jekte. Er war machbar.
Viertens: Der wichtigste Hebel zur Durchsetzung der neoliberalen Hegemonie
war die Schaffung eines globalisierten Finanzkapitalismus, der die Konditionen
der Kapitalverwertung den spekulativen Finanzmärkten unterwirft. Jede mögliche
produktive Investition, jeder »Standort«, jeder Arbeitsvertrag konkurriert deshalb
mit den Bedingungen, die durch den Handel von Bonds, Devisen, Anleihen und
mit deren Derivaten diktiert werden8. Es ist zu einer »qualitativen Unterwerfung
der realen ökonomischen und sozialen Verhältnisse unter das Finanzsystem«9 ge-
kommen. Dadurch wird jenseits ideologischer Behauptungen eine Situation weit-
gehender Alternativlosigkeit erzeugt. Der Neoliberalismus wirkte gerade auch
durch seine Unabhängigkeit von den Interessen und Überzeugungen jener, die im
durch ihn geschaffenen System handeln. Er konnte sich auf die Macht des Fakti-
schen berufen.
Der Neoliberalismus ist ein ambivalentes Projekt. Im Finanzmarkt-Kapitalis-
mus10 ist er materielle Gewalt geworden. Seine Schwächen sind die Kehrseiten der
genannten Stärken. Er hat vier Folgen, die seine eigene Grundlage in Frage ge-
stellt haben: 
Erstens: Der neoliberale Bruch mit dem kapitaldominierten Fordismus und
dem Staatssozialismus hat neue Potentiale entfesselt und sie zugleich in das Kor-
sett von Profitabilität zu den Konditionen der globalisierten Finanzkapitalmärkte
und von Privatisierung gesperrt. Dadurch entstand eine Ökonomie der Enteig-
nung11, der »Einhegung« von Gemeingütern, die der freien Nutzung entzogen wer-
den, der öffentlichen wie privaten Unterakkumulation, der beschleunigten Zer-
störung der natürlichen Grundlagen menschlichen Lebens. Gemessen an den
neuen Möglichkeiten wird das neoliberale Projekt kontraproduktiv. Es kann in ei-
ner tiefgreifenden Reproduktionskrise münden.
Das Projekt der Moderne, wie es Aufklärung, französische Revolution und
emanzipatorische soziale Bewegungen geprägt haben, wurde mit Gewalt auf das
Projekt Kapitalismus zurückgefahren. Es handelte sich um eine Konterrevolution.
Anstelle einer Dreieinigkeit von sozialen Grundrechten, demokratischer Partizi-
pation und Frieden verstärkten sich Tendenzen hin zu einer barbarisierenden Tri-
nität von Klassengesellschaft, Autoritarismus und militärischem Interventionis-
8 Vgl. dazu ausführlich: Mario Candeias: Neoliberalismus, Hochtechnologie, Hegemonie. Grundrisse einer trans-
nationalen kapitalistischen Produktions- und Lebensweise. Eine Kritik. Hamburg: Argument Verlag 2004, S. 105-
117.
9 Elmar Altvater: Globale Finanzinnovationen, privates Computergeld und sozialisierte Schulden. In: Prokla, Heft
103 (1996), 26. Jg., S. 250.
10 Vgl. dazu systematisch: Joachim Bischoff: Zukunft des Finanzmarkt-Kapitalismus. Strukturen, Widersprüche,
Alternativen. Hamburg 2006.
11 David Harvey: Die Geographie des »neuen« Imperialismus: Akkumulation durch Enteignung. In: Christian Zel-
ler (Hg.): Die globale Enteignungsökonomie. Münster 2004, S. 183-216.
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mus. Sie verbindet sich mit anderen Tendenzen der Barbarisierung. Es ist diese
Trinität, die aufs Neue Elemente totaler Herrschaft und offener Barbarei freisetzt,
so wie es der Marktliberalismus und Imperialismus des ausgehenden 19. Jahrhun-
derts taten. Am Ende stand Auschwitz.
Zweitens spaltete der Neoliberalismus in den Zentren die sozialstaatlich inte-
grierten Mittelstandsgesellschaften wieder in offene Klassengesellschaften. Mehr
und mehr werden Lebenschancen wieder nach der Klassenlage verteilt.12 Anstelle
von Menschenrechten als zu verwirklichenden Anrechten werden wieder Klas-
senprivilegien einerseits und Enteignung und Entrechtung andererseits durchge-
setzt. Aber Freiheit ohne Gleichheit ist Ausbeutung. 
Eine hierarchisierte und polarisierte Klassengesellschaft wird immer mehr zur
Realität. Einer Einheit der Herrschenden steht die Fragmentierung der Abhängi-
gen gegenüber. Anstelle von Freiheit und Gleichheit werden Unfreiheit und Un-
gleichheit durchgesetzt.13 Auch jene, die nach den Maßstäben von Einkommen
und Anerkennung durchaus privilegiert sind, müssen sich den systemisch wirken-
den Zwängen von Selbstvermarktung, Verzicht auf eine selbstbestimmte Lebens-
weise und ein Privatleben unterwerfen. Kurze Zeithorizonte und große Unsicher-
heit machen Autonomie immer schwieriger. Der Neoliberalismus untergräbt in
der Konsequenz seine eigene Legitimation. Totalitäre Vermarktung zerstört die
Grundlagen für Individualität und ein selbstbestimmtes Leben.
Die versprochene Partizipation ist weitgehend fiktiv. Sie besteht weitgehend in
der selbstverantworteten Exekution von Sachzwängen, die politisch durch das Zu-
sammenwirken von multinationalen Konzernen, neoliberalen politischen Eliten
und dem Management von IWF, WTO und Weltbank geschaffen wurden. Zur de-
mokratischen Disposition steht nur noch die Art und Weise der Umsetzung dieser
Zwänge. Dies erinnert fatal an den demokratischen Zentralismus des Sowjetkom-
munismus, mit Recht Diktatur genannt. Wesentliche Teile der Bevölkerung wer-
den von jeder Partizipation ausgeschlossen. Die soziale und kulturelle Integration
ist gefährdet.
12 Wie Mark Siemons in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung formuliert: »Bisher konnten sich auch Arbeitslose in
gewisser Weise als Angestellte der großen Firma Bundesrepublik vorkommen, die alle ihre Bürger mit zwar
unterschiedlichen, aber immer noch vergleichbaren Konsum- und Lebensstilmöglichkeiten ausstattete; heute
müssen sich auch Angestellte als potentielle Arbeitslose fühlen, die jederzeit aus der gewohnten Lebenswelt her-
ausfallen können«. FAZ, 13. September 2004, S. 35. Claus Leggewie konstatiert: »Exklusion wird resigniert oder
affirmativ hingenommen – mit allen kumulativen Wirkungen, die langjährige Armut auf alle anderen Lebens-
chancen hat, hier vor allem auf die Bildungsarmut und die Tatsache, dass nicht mehr (aber vielleicht bald wieder
– M. B.) Alte, sondern Kinder aus den Haushalten von Alleinerziehenden und Arbeitslosen heute die höchste Ri-
sikogruppe darstellen.« Claus Leggewie: Die Zukunft der Veröstlichung. In: Blätter für deutsche und internatio-
nale Politik, Heft 10/2006, S. 1247.
13 «Wer sehen will, der sieht, dass die gegenwärtig sich vollziehende Metamorphose der Gesellschaft sich als ein
rücksichtsloser Bruch mit der eigenen Geschichte entpuppt, bei der an die Stelle eines contrat social, der
die Individuen und Gesellschaft miteinander verbindet, zunehmend ein Partikularismus tritt, der sich allein an
wirtschaftlichem Erfolg orientiert und dem die Durchsetzung ökonomischer Interessen auch mit den Mitteln
außerökonomischer Zwangsgewalt als legitim erscheint.« Michael Wolf: Hartz IV: ausgrenzende Aktivierung
oder Lehrstück über die Antastbarkeit der Würde des Menschen. In: Utopie kreativ, Heft 194 (Dezember
2006), S. 1080.
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Drittens errichtete die neoliberale Politik ein unilaterales oder multilaterales
Imperium. Die Widerstände werden mit ökonomischem, politischem und militäri-
schem Druck überwunden. Die Repression nach innen und außen nimmt zu. Sie
versucht, eine pax neoliberale durchzusetzen, die das globale militärische Ge-
waltmonopol der USA mit regionalen Oligopolen verbindet und bei jeder Verlet-
zung dieser pax neoliberale den Ausnahmezustand ausruft. Ihre Legitimation be-
zieht diese pax neoliberale aus einer Verbindung der Gegensätze von neoliberalem
und antimodernem Fundamentalismus, von Bush und Bin Laden. 
Die durch den Neoliberalismus verfolgte Politik erweist sich zunehmend als
konfliktär, unproduktiv und ineffizient – misst man sie an den Versprechen des
Neoliberalismus selbst, geschweige denn an Erwartungen großer Teile der Bevöl-
kerung. Die umgesetzten Projekte ziehen ein großes Maß an Folgen nach sich, die
die Machbarkeit in eine Bedrohung verwandeln. Das Wort von Walter Benjamin,
»dass es so weiter geht, ist die Katastrophe« (Hervorheb. – M. B.), gewinnt neuen
Sinn. Durch die Spaltung der nationalen Gesellschaften wird der Sozialstaat wie-
der durch den »Kriminalstaat«14 ersetzt. Es kommt zu einer umfassenden Krise der
inneren und äußeren Sicherheit.
Die geschaffene Alternativlosigkeit und Macht des Faktischen verliert ihre he-
gemoniale Kraft in dem Maße, wie sie illegitim, unsozial und gefährlich wird. Sie
wird dadurch zu einer Macht, die weniger auf Überzeugung und Ausstrahlung be-
ruht als auf bloßer Gewalt oder dem Fehlen konkreter Auswege. Damit wird sie
ausgehöhlt. Der Neoliberalismus ist in einer Krise seiner Legitimität und zuneh-
mend auch seiner Durchsetzungskraft. Auch für ihn gilt: »Ideologie scheitert nicht
an Argumenten. Ideologie scheitert an der Wirklichkeit.«15 Noch hat, so Jürgen
Leibiger, der hegemoniale Block »gar keine Veranlassung, eine grundsätzlich an-
dere Wirtschaftsstrategie zu erwägen«16; aber der Druck wird wachsen. 
Krisen sind Zeiten von Gefahren und Chancen. Sie öffnen die Tür zu alternati-
ven Entwicklungspfaden. Jede Strategie setzt voraus, genauer zu bestimmen, was
überhaupt gewollt werden kann.17 Die Krise des Neoliberalismus in seiner auto-
ritär neoliberalen Gestalt führt vor allem dazu, dass von den gemäßigten Konser-
vativen und der »neuen« Sozialdemokratie bzw. New Labour jeweils ein neuer
Herrschaftsvertrag auf der Basis der multilateralen Gestaltung des Finanzmarkt-
Kapitalismus angeboten wird. Damit werden aber die parasitären, destabilisieren-
den Tendenzen dieses Kapitalismus nicht aufgehoben, die in die vierfache Krise
von Reproduktion, Integration, Legitimation und Sicherheit geführt haben.
14 Christoph Butterwegge: Großzügig kleinkariert. In: Blätter für deutsche und internationale Politik, Heft 11/2006,
S. 1348.
15 Heiner Flassbeck: Wirtschaftspolitische Sommerphantasien. In: Blätter für deutsche und internationale Politik,
Heft 10/2006, S. 1233.
16 Jürgen Leibiger: Krise des Neoliberalismus – Realität oder Wunschtraum? In: Sozialismus, Heft 10/2006, S. 20.
17 Vgl. dazu ausführlich: Michael Brie: Die Linke – was kann sie wollen? Politik unter den Bedingungen des
Finanzmarkt-Kapitalismus. Supplement der Zeitschrift Sozialismus, Heft 3/2006.
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In der Perspektive können die inneren Widersprüchlichkeiten dieser politischen
Angebote dazu führen, dass mehr und mehr zu Formen autoritärer Herrschaft nach
innen und zu einer immer offeneren imperialistischen und militaristischen Politik
nach außen gegriffen wird. Es ist dies die Tendenz der Entzivilisierung des Kapi-
talismus. Die andere Lösungsmöglichkeit ist die, dass der sozial-ökologische und
demokratische Weg einer umfassenden Transformation eingeschlagen wird, der in
der Perspektive die Profitdominanz über Wirtschaft und Gesellschaft aufhebt. Es
ist die Perspektive einer »Entkapitalisierung« der modernen Gesellschaften. Aus
der Krise des Neoliberalismus können so vier verschiedene Entwicklungspfade
entstehen (Grafik 1).
Grafik 1: Entwicklungswege im beginnenden 21. Jahrhundert18
18 Vgl. ebenda, S. 30.
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Die Veränderung von Gewerkschaften und sozialen Bewegungen
Die Gründung der WASG war eine durch die Spitze der deutschen Gewerkschaften
geduldete und durch Teile ihrer mittleren Funktionärsschicht direkt geförderte und
vorangetriebene Parteibildung. Natürlich betont Michael Sommer immer wieder: »Es
wird in Deutschland keine Gewerkschaftspartei geben, selbst wenn einige davon
träumen. Das ist ein Irrweg… Der DGB ist eine parteiunabhängige Einheitsgewerk-
schaft und hat Mitglieder aus allen Parteien. Schon deshalb gibt es für Gewerkschaf-
ten keinen natürlichen Bündnispartner in der Politik«19. Gleichzeitig aber hat die
Gründung der WASG und mehr noch die Bildung der gemeinsamen Linkspartei die
Gewerkschaften aus der Lage befreit, dass ihre parteipolitischen Ansprechpartner fast
durchgängig eine gewerkschaftsfeindliche Politik betrieben. Dieser bewusste Einsatz
eines Teils der Gewerkschaften in Deutschland für eine parteipolitische Pluralisie-
rung der Linken ist nur eine der Formen der »Politisierung der Gewerkschaften« seit
2003 und ihrer stärkeren Verbindung von tariflichen Kämpfen mit der Wahrnehmung
eines gesamtgesellschaftlichen politischen Mandats.20
Schon die Möglichkeit der Entstehung einer »starken und gewerkschaftlich
orientierten Partei der Linken« (so im Aufruf von sechzig Gewerkschafterinnen
und Gewerkschaftern, die Anfang Juli 2007 geschlossen der Partei DIE LINKE
beitraten21) hat das Kräfteverhältnis zugunsten der Gewerkschaften verschoben.
Wenn die gewerkschaftlich organisierten Wählerinnen und Wähler der SPD und
der Union davon laufen und sich der Linkspartei zuwenden, wenn Arbeiter und
einfache Angestellte und vor allem Arbeitslose das Gleiche tun, dann wird eine
Politik gegen diese Gruppen zum politischen Problem der herrschenden Parteien.
Auch die Verbesserung der wirtschaftlichen Lage hat die Stellung der Gewerk-
schaften gestärkt. Sie können höhere Lohnabschlüsse realisieren (erstmals wird
2007 das Realeinkommen aus Löhnen wieder etwas steigen). Die Nachfrage nach
qualifizierten Arbeitskräften verändert das Kräfteverhältnis von Kapital und Ar-
beit zugunsten letzterer. Dies stärkt die strukturelle Macht der qualifizierten Ar-
beitskräfte gegenüber den Arbeitgebern. Noch beschränkt sich dies vor allem auf
die weltmarktoffenen Industrien, wo die Belegschaften einen entsprechenden
Druck auszuüben können22, aber die Chancen steigen, diese Erfolge auszuweiten
– immer vorausgesetzt, der wirtschaftliche Aufschwung kommt nicht zu einem
frühen Ende.
Gleichzeitig gibt es ernstzunehmende Versuche, auch die Organisationsmacht
der Gewerkschaften wieder zu erhöhen und anstelle der fast ausschließlichen
19 http://www.focus.de/magazin/kurzfassungen/focus-_aid_67304.html.
20 Redaktion Sozialismus: Gewerkschaften und Politik – neu denken. Zum politischen Mandat im Finanzmarktka-
pitalismus. In: Sozialismus 5/2007, S. 37
21 http://die-linke.de/die_linke/nachrichten/detail/zurueck/nachrichten/artikel/jetzt-geht-es-los/.
22 Michael Wendl: Was bestimmt die konjunkturelle Entwicklung? In: Sozialismus, Heft 2/2007, S. 21.
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Konzentration auf die durch den Standortwettbewerb und die neue Eigentümer-
struktur der Unternehmen geschwächten Institutionen von Tarifverhandlungen
und Betriebsratsarbeit hinter verschlossenen Türen »eine intelligente Kampagne-
norientierung (zu) entwickeln, neue gesellschaftliche Bündnisse zur Stärkung ih-
rer eigenen Organisationsmacht (zu) nutzen und auch vor einer konfliktorischen
Politik nicht zurück(zu)scheuen«23. Die Konfliktbereitschaft der Belegschaften
und die Unterstützung durch eine sensibilisierte breite Öffentlichkeit sollen glei-
chermaßen erhöht werden. Eine der Strategien ist die Verbindung einer betriebs-
nahen Tarifpolitik mit einem »neuen Beteiligungsansatz« der Gewerkschaftsmit-
glieder und Belegschaften24.
Die Frage wird sein, wie sich die Gewerkschaften auf diese neue Situation ein-
stellen, ob es ihnen gelingt, daraus eine gesellschaftliche Offensive zu entwickeln,
die zugleich die eigene Veränderung einschließt. Die Versuche der Gewerkschaf-
ten, gesellschaftspolitische Weichenstellungen zu beeinflussen, waren nach 1990
weitgehend gescheitert. Der Organisationsgrad sank von rd. 40 Prozent im Jahre
1991 auf nur noch 28 Prozent heute. Bestimmte Zugeständnisse in der Frühzeit
von Rot-Grün 1998/99 blieben ohne Dauer. Ohne gewerkschaftliche Gegenmacht,
die zugleich auf der Höhe der Zeit und durchsetzungsmächtig ist, wird eine Poli-
tik für einen Richtungswechsel nicht möglich sein. Dazu gehört auch die aktive
Berücksichtigung der Interessen der Erwerbslosen25 sowie der Übergang zu einer
solidarischen, alle Sektoren übergreifenden Lohnpolitik, die sich vor allem gegen
die Lohnsenkung im unteren Bereich wehrt.26 Aber es gilt auch umgekehrt: Erst
eine solche Politik wird die Gewerkschaften wieder zu einer wirklichen Macht in
Deutschland werden lassen.
Die Krise des Neoliberalismus hat aber auch andere soziale Kräfte stärker wer-
den lassen. Seit den großen Demonstrationen gegen den drohenden Irak-Krieg der
USA und die Agenda 2010 sind in Deutschland wieder öffentlich wirksame so-
ziale Bewegungen entstanden, die größere Teile der Bevölkerung erreichen. Im-
mer deutlicher wurde, Frieden, Gerechtigkeit und eine andere Wirtschafts- und
Sozialpolitik hängen global, europäisch und nationalstaatlich zusammen. Claudia
Meyer, DGB-Bundesjugendsekretärin und Mitglied im Koordinierungskreis von
ATTAC, formulierte am 15. Februar 2003 auf der Kundgebung in Berlin: »Die
Welt steht vor einer grundsätzlichen Weichenstellung: Entweder es entsteht eine
neue Weltunordnung der Gewalt und des Krieges, oder wir schaffen Schritte hin
auf eine neue gerechtere Weltordnung.«27
23 Klaus Dörre: Gewerkschaften und die kapitalistische Landnahme: Niedergang oder strategische Wahl? In: Hein-
rich Geiselberger: Und Jetzt? A. a. O., S. 71.
24 Daniel Friedrich: Agieren statt reagieren. In: Sozialismus, Heft 1/2007, S. 33.
25 Ralf Bordesser, Sabine Groengroeft: Hartz IV: Gewerkschaften für Erwerbslose – Erwerbslose für Gewerk-
schaften. In: Sozialismus, Heft 12/2006, S. 40-44.




Noch aber werden die globalisierungskritischen und friedenspolitischen De-
monstrationen vor allem von den oberen Schichten getragen, während die Anti-
Hartz-IV-Protestzüge von den bedrohten Arbeitnehmern und den Prekarisierten
geprägt waren. Auch den Protesten gegen das G-8-Treffen in Heiligendamm, so
erfolgreich sie waren, fehlten weitgehend die Bürgerinnen und Bürger aus dem so-
zialen Unten. Die Konfliktlinien zwischen der sozialen und der kulturellen Lin-
ken, der gewerkschaftlichen und der ökologisch und feministisch orientierten Lin-
ken, zwischen den linken Mittelschichten und den Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern, den Migrantinnen und Migranten, den abgehängten Prekarisierten
sind unübersehbar.28 Die Potentiale sozialer Bewegungen und der politischen Lin-
ken für einen Richtungswechsel müssen erst noch zusammenwachsen. Die Links-
partei kann dabei eine wichtige Rolle spielen.29
Die Herausforderung durch die Linkspartei 
Im Frühsommer 2007 begann die unmittelbare Vorbereitung der planmäßigen
Bundestagswahl 2009. Die Umfragen zeigen, dass bei den nächsten Bundestags-
wahlen rechnerisch neben einem Bündnis von CDU/CSU und FDP die Fortset-
zung der Großen Koalition oder aber eine sog. Jamaika-Koalition von CDU/CSU,
FDP und Grünen bzw. eine Ampelkoalition von SPD, FDP und Grünen möglich
sein könnten – vorausgesetzt, die SPD verschließt sich jeder Kooperation mit der
Linkspartei auf Bundesebene. Aber was steht hinter den verschiedenen Möglich-
keiten? Sind es nur additive Konstruktionen oder basieren einige von ihnen auch
auf starken sozialen Bündnissen? Wie stehen sie zu der Verbindung von alter und
neuer sozialer Frage?
Der Aufstieg der Linkspartei seit 2004 hat das gesamte Parteiensystem der
Bundesrepublik verändert.30 Während sonst nach der Bundestagswahl höchsten
einfachstes Kopfrechnen benötigt wurde, um festzustellen, wer die nächsten vier
Jahre regieren würde, bedurfte es 2005 der Taschenrechner, der Farbenlehre und
zähester Verhandlungen. »Unter diesem Druck, dass links sich etwas manifestiert,
was mehr als ein Tagesereignis ist, verändern sich alle Parteien. Das deutsche Par-
teiensystem ist in Bewegung«, stellt der Parteienforscher Karl-Rudolf Korte fest:
»Diese deutsche Oase an verlässlicher Stabilität, was das Regieren anbelangt, das
28 Vgl. dazu auch: Bernd Hüttner: Postfordistische Linke. In: Utopie kreativ, Heft 188 (Juni 2006), S. 541.
29 Vgl. dazu den Beitrag von Katja Kipping in diesem Buch.
30 Es darf nicht vergessen werden, dass die PDS am »Superwahlsonntag«, dem 13. Juni 2004, eine ganze Reihe von
Erfolgen erzielte, so erhielt sie bei den Wahlen zum Europaparlament 6,1 Prozent und bei den Landtagswahlen
Thüringen 26,1 Prozent. Patrick Moreau vermutete schon damals die Möglichkeit einer Rückkehr der PDS in die
Politik. Vgl.: Patrick Moreau: Rückkehr in die Politik? Die PDS nach den Wahlen zum europäischen Parlament.
In: Hans Zehetmair (Hrsg.): Das deutsche Parteiensystem. Perspektiven für das 21. Jahrhundert. Wiesbaden 2004,
S. 172-197. 
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ist hier vorbei.«31 Die Wählerinnen und Wähler könnten die Parteien nun weit stär-
ker als früher unter Druck setzen. Wie Rolf Reißig konstatiert, wird das Parteien-
system nicht nur europäischer, sondern auch »normaler: Denn ein Parlament sollte
sich eigentlich auf der Höhe der realen gesellschaftlichen Gegensätze befinden.«32
Mir scheint, dass die Veränderungen im Parteiensystem weitaus gravierender
sind, als viele Beobachter bisher annehmen. Real kann es sein, dass sich das Par-
teiensystem in einem Umbruch befindet, wie ihn die Bundesrepublik seit der Kon-
solidierung dieses Systems in den fünfziger Jahren des 20. Jahrhunderts nicht er-
lebt hat. Auch der Aufstieg der Grünen stellt keine vergleichbare Zäsur dar,
obwohl der eine zentrale neue Frage, die Ökologie, auf die Tagesordnung des par-
teipolitischen Systems setzte. Erstmals wird die SPD als linke Säule des Parteien-
systems in ihren Grundfesten erschüttert. Falls es ihr nicht gelingt, sich auf einem
Niveau deutlich über dreißig Prozent zu stabilisieren, ginge die alte Bundesrepu-
blik parteipolitisch zu Ende, weil die SPD als das eine linke Gravitationszentrum
wegfiele. Links würde dann endgültig ein pluraler Raum mit mehreren solchen
Zentren entstehen.33
Die Ursache für diesen Aufstieg der Linkspartei liegt im Versagen der SPD,
sich als soziale und demokratische Kraft dem Neoliberalismus entgegenzustellen.
Wie Ingar Solty formuliert: Die Linkspartei ist kein »geschwächtes Überbleibsel
aus vergangenen Epochen…, sondern eine Parteineugründung, die sich inmitten
einer … Hegemoniekrise des Neoliberalismus vollzieht«34. Gerade deshalb fordert
sie auch das gesamte Parteiensystem heraus: sie setzt die soziale Frage demokra-
tisch-links neu auf die Tagesordnung. Oder wie Oskar Lafontaine im Interview
mit dem »Spiegel« sagte: »Nicht die SPD ist unser Hauptgegner, sondern die herr-
schende Politik. Die wollen wir verändern, wenn möglich durch Regierungsbetei-
ligungen, aber auch in der Opposition. Wenn bei der SPD Themen wie Mindest-
lohn oder bei der CDU die Dauer des Arbeitslosengeldes diskutiert werden, dann
ist das ein Ergebnis unserer Arbeit. Wenn SPD und CDU an der Rente mit 67
zweifeln, dann, weil wir da sind. Wenn die Grünen sich von den Kampfeinsätzen
in Afghanistan abseilen, dann reagieren sie auf uns.«35
Es sind sechs Gründe, die dafür sprechen, dass der jetzige Aufschwung der
Linkspartei zu einer grundlegenden Veränderung im Parteiensystem führen wird.
31 »Den Wählern nützt es«. Karl-Rudolf Korte: Die Linke verändert das Parteiensystem. In: Das Parlament Nr. 29-
30 / 16. Juli 2007 (http://www.bundestag.de/dasparlament/2007/29-30/MenschenMeinungen/16444748.html). 
32 Rolf Reißig: Linksverschiebung ohne reale politische Gestalt. Neue Perspektiven in einem gewandelten Partei-
ensystem. In: Neue Gesellschaft, Heft 6/2007, S. 25.
33 Im westeuropäischen Vergleich hat es schon mehrere solcher Angriffe auf die Sozialdemokratie gegeben, die zu-
meist abgewehrt wurden (Schweden oder Norwegen). In anderen Ländern wurden die ehemals großen kommu-
nistischen Parteien zu kleineren Parteien reduziert (Frankreich, Spanien oder Italien). In den Niederlanden ist die
Sozialistische Partei dagegen mittlerweile zu einer direkten gleichwertigen Konkurrenz der niederländischen Par-
tei der Arbeit aufgestiegen.
34 Ingar Solty: Transformation des deutschen Parteiensystems und europäische historische Verantwortung der
Linkspartei. In: Das Argument, Heft 271/2007, S. 343 (im Original hervorgehoben – M. B.). 
35 Der Spiegel vom 25. Juni 2007 http://www.linksfraktion.de/wortlaut.php?artikel=1501040337.
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Erstens gilt die Feststellung von Thomas Petersen vom Allensbacher Institut:
»Wie tief die Linke in das Feld der SPD einbricht, erkennt man daran, dass Kom-
petenzen, die die Bevölkerung seit Jahrzehnten der SPD zugesprochen hat, heute
zum Teil in mindestens gleichem Ausmaß der Linken zugeordnet werden.«36 Wie
die Grafik 2 zeigt, ist dies ein klares Understatement – zumindest was Gleichheit
und den Abbau von Armut betrifft. Zudem sind viele SPD-Anhänger nicht mehr
nur verunsichert, sondern vierzig Prozent stimmen sogar der Aussage zu, dass die
SPD ihre Herkunft verraten habe, nicht mehr die Partei der kleinen Leute und der
Arbeiter sei, sondern sich nur noch um die Interessen der Wirtschaft kümmere.37 
Was sich erstmals im Wahlkampf 2005 abzeichnete, könnte jetzt auf Dauer ge-
stellt werden: Die Linkspartei konkurriert auf Augenhöhe mit der SPD um deren
klassische linke Kompetenzen – Sozialstaat, Gerechtigkeit, Gleichheit, Überwin-
dung des Gegensatzes Arm und Reich. Besonders vom gesellschaftlichen Unten
betrachtet ist die SPD in diesen Kernbereichen nicht mehr der erste Ansprech-
partner. Dies ist ihr zuletzt in der Weimarer Republik im Verhältnis zur KPD pas-
siert. Es ist völlig unklar, wie die SPD ohne einen Richtungswechsel in der Lage
sein soll, wieder ein glaubwürdiges Profil als Partei der sozialen Demokratie zu
gewinnen.38 Das Menetekel der Wahlniederlage der Sozialistischen Partei in
Frankreich oder auch der Niedergang der Arbeiterpartei in den Niederlanden soll-
ten ihr zu denken geben. Mittelfristig könnte die SPD deshalb bei Strafe ihres Un-
36 Thomas Petersen: Der Zauberklang des Sozialismus. Die Aussagen der Linken fallen auf fruchtbaren Boden. In:
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 18. Juli 2007, S. 5.
37 Ebenda.
38 Für Kernwählerschaften der SPD »wurde die Linkspartei mindestens im Jahr 2005 zur neuen politischen Reprä-
sentanz seiner Basismentalität«. Franz Walter: Eliten oder Unterschichten? Die Wähler der Linken. In: Tim Spier,
Felix Butzlaff, Matthias Micus, Franz Walter (Hrsg.): Die Linkspartei. Zeitgemäße Idee oder Bündnis ohne Zu-
kunft? Wiesbaden 2007, S. 331.
Grafik 2: Wer kümmert sich mehr? (Bevölkerung insgesamt, in Prozent) (FAZ, 18. Juli
2007, S. 5)
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tergangs als große Volkspartei gezwungen sein, sich deutlich nach links zu bewe-
gen – mit offenem Ausgang. Für die neue Linkspartei würde damit die eigentliche
Herausforderung entstehen – sie hätte zu beweisen, dass sie sozial, politisch und
vor allem auch kulturell tatsächlich weit mehr als ein sozialdemokratisches Kor-
rektiv.
Zweitens gibt es eine breite gesellschaftliche Unterstützung bis weit hinein in
die Wählerschaft der CDU und CSU für Forderungen der Linken. Schon 2003 wa-
ren 86 Prozent für eine armutsfeste Grundsicherung, 85 Prozent für eine Umver-
teilung von oben nach unten und 80 Prozent für mehr Bürgerbeteiligung. Die zen-
tralen Forderungen von Oskar Lafontaine, die er im Juni 2007 zur Bedingung
einer Wahl von Kurt Beck zum Kanzler machte, halten 40 Prozent der Bürgerin-
nen und Bürger (und 48 Prozent der SPD-Wähler) für völlig richtig und 27 Pro-
zent (und 30 Prozent der SPD-Wähler) stimmten ihnen zumindest teilweise zu. 62
Prozent der CDU-Wähler sind für einen gesetzlichen Mindestlohn, 75 Prozent der
Unionsanhänger lehnen die Rente mit 67 ab, 55 Prozent der CDU- und 64 Prozent
der CSU-Anhänger waren im Juli 2007 für den Rückzug aus Afghanistan.39 Zu-
mindest in einigen Kernpunkten hat ein Richtungswechsel eine deutliche oder so-
gar überwältigende Mehrheit in der Bevölkerung. Die Linkspartei vermag es auf
absehbare Zeit, derartige Auffassungen von Mehrheiten fast im Alleinvertretungs-
anspruch zu artikulieren. Dies bringt aber alle politischen Kräfte unter immer stär-
keren Handlungsdruck.
Der Geschäftsführer des Meinungsforschungsinstituts Emnid fasst diese Ent-
wicklung so zusammen: »Was ist seit PDS-Zeiten, als sie im Osten auf knapp 20
Prozent der Stimmen kam, anders geworden? Fast alles. Vor allem: Die Aussor-
tierten haben mit Hartz IV endlich ein Symbol für Wut und Willen, sich für ihren
linken Traum von der anderen Gesellschaft zu engagieren. Plötzlich ist nicht mehr
ducken die Reaktion, sondern offene Opposition. Vor allem gegen die so genannte
Sozialdemokratie: Denn in dem Maße, wie die SPD ihre Sozialkompetenz verlor,
gewann die Linke an Daseinsberechtigung hinzu. Je stärker die SPD an der Ver-
teilungsgerechtigkeit in Zeiten der Globalisierung zweifelt, je besser kommt ‚So-
lidarität’ als politische Botschaft der Linken an. Vor allem, so lange nicht genü-
gend Arbeitsplätze zur Verfügung stehen, wie 78 Prozent im Osten meinen. Hartz
IV ist Synonym der Wut auf Politik und Wirtschaft für deren Verlust an Boden-
haftigkeit, auf die Forderung vieler Unternehmer nach Managergehältern wie in
Amerika, Arbeitslöhnen wie in China und Unternehmensgewinne durch Arbeits-
platzvernichtung. Und Ursache für den entscheidenden Akzeptanzwandel der Lin-
ken. Aus der Protestpartei PDS wurde die Programmpartei Linke, weil diese im
Osten die Ziele der ›guten alten SPD‹ hoch hält.«40
39 http://www.welt.de/politik/article1007014/Unionswaehler_schliessen_sich_Lafontaine_an.html?print=yes. 
40 Klaus-Peter Schöppner: »Der Humus der Linken« – Stärkste Kraft im Osten, erster Erfolg im Westen: Warum aus
der Protestpartei PDS eine Programmpartei werden konnte. In: Leipziger Volkszeitung vom 3. August 2007.
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Drittens ist die Linkspartei im Unterschied zu den anderen kleineren Parteien in
allen drei Dritteln der Gesellschaft, in den oberen Mittelschichten, in den unteren
Mittelschichten und unten, verankert. Sie ist in dieser Hinsicht nicht nur seit Mitte
der neunziger Jahre eine reale Volkspartei in Ostdeutschland, sie ist es – wie Gra-
fik 3 zeigt – potentiell auch im Westen und hat dies bei den Wahlen in Bremen im
Mai 2007 gezeigt.41 Sie vermag es, Werte und Interessen von sehr verschiedener
sozialer Gruppen zu bündeln und in das politische System zu vermitteln. Anders
als FDP und Grünen sind der Partei DIE LINKE keine strikten Klassen- und Mi-
lieugrenzen gezogen. Über ein Drittel ihrer Wählerinnen und Wähler kommen aus
den oberen, und je ein knappes Drittel aus den mittleren und unteren Schichten.
Viertens hat sich die Linkspartei zunehmend erfolgreicher als Partei der Arbei-
terschaft, der Gewerkschaften und der Arbeitslosen und subproletarischen Schich-
ten aufgestellt und es gleichzeitig vermocht, den Rückhalt in Teilen sozial-orien-
tierter Mittelschichten auszubauen. Von diesem Teil ihrer Wählerschaft her erinnert
sie deshalb sehr an die klassische SPD vor 1914. Schon bei der Bundestagswahl
2005 erhielt sie bei einem Gesamtergebnis von 8,4 Prozent einen Zuspruch bei Ar-
beitern von 12 Prozent, bei Gewerkschaftern von 13 Prozent und bei Arbeitslosen
von 24 Prozent. Im Osten Deutschlands votierten 31 Prozent der Gewerkschafts-
mitglieder und 27 Prozent der Arbeiter für die Linke (32 Prozent respektive 26 Pro-
zent für die SPD). 39 Prozent der ostdeutschen Erwerbslosen wandten sich der Par-
tei DIE LINKE zu. War bei den Wahlen vom 18. März 1990 die CDU die Partei
der Arbeiter, so ist es jetzt die Linkspartei.42 Nur sind viele der Arbeiter – es ist un-
möglich, diese Bemerkung zu unterdrücken – jetzt ihre Arbeit los.
41 Vgl. dazu den Beitrag von Christoph Spehr in diesem Band.
42 Eckhard Jesse und Thomas Schubert: Bundestagswahl 2005. In: Einsichten und Perspektiven. Bayerische Zeit-
schrift für Politik und Geschichte, Heft 1/2006 (http://www.km.bayern.de/blz/eup/01_06_themenheft/2_7.asp).
Vgl. auch: Franz Walter im Interview mit Reinhold Rünker, 21.10.2005 (www.linksnet.de/artikel.php?id=1985).
Grafik 3: Anteil der Anhänger einer Partei nach der Zugehörigkeit zum oberen oder unte-
ren Drittel der Gesellschaft (Gero Neugebauer. Politische Milieus, a.a.O., S. 101)
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Fünftens verfügt die Partei DIE LINKE mit ihrer starken Verankerung in der
ostdeutschen Gesellschaft über eine regionale Handlungsgrundlage, wie sie sonst
nur CDU, CSU und SPD haben. Sie gehört in den ostdeutschen Ländern zu den
drei Parteien, die zwischen 15 und 30 Prozent der Stimmen erhalten.43 In zwei die-
ser Länder hat sie sich schon an der Regierung beteiligt, in Berlin wird die Rot-
Rote Koalition gegenwärtig fortgesetzt. In beiden Fällen ist ihre Wählerunterstüt-
zung während der Regierungsbeteiligung eher gesunken, aber es wird sich zeigen,
ob dies zwangläufig so sein muss. Die bundespolitische Schwäche der Linkspar-
tei bzw. ein konkurrierender Wahlantritt durch die WASG in Berlin hatten Einfluss.
Zugleich zeigte sich, dass das Regieren in depressiven Regionen für die Linken be-
sonders schwierig ist. Die Erprobung von eigenen Einstiegsprojekten in einen
Richtungswechsel der Politik wie ein öffentlich geförderter Beschäftigungssektor
oder die Gemeinschaftsschule und der Stopp der Privatisierung bzw. der Übergang
zu einer nachhaltigen Regionalentwicklung sind für die Entwicklung bundespoli-
tischer Kompetenz und Glaubwürdigkeit unverzichtbar. Auch eine solide Haus-
haltspolitik gehört dazu.44 
Aber reicht dies aus, um zu einer politischen Kraft zu werden, die dazu beiträgt,
dass Menschen neue Erfahrungen gewinnen, spüren: Es geht auch anders. Es lohnt
sich und macht Sinn, sich einzubringen. Solidarität ist kein leeres Wort. Wir kön-
nen verändern, ohne uns zu verbiegen und unsere Ideale aufzugeben. Hier herr-
scht keine Politik des kleinen Übels, sondern es wird mit dieser Linken und durch
unser Engagement menschlicher.
Sechstens hat die deutliche Verortung von PDS, WASG und dann Linkspartei
nicht dazu geführt, dass die Partei DIE LINKE heute etwa eine populistische
Partei aller »Modernisierungsverlierer« geworden wäre. Wie die Analyse der
Bundestagswahl 2005 zeigte: »In der Gruppe der Modernisierungsverlierer posi-
tionierte sich kein einziger Linkspartei-Wähler selbst rechts von der Mitte; nur je-
der Sechste verortete sich in der Mitte, während sich fünf Sechstel links einord-
neten, wobei die Selbsteinstufung als ›links‹ im Westen der Republik noch
deutlich stärker ausgeprägt war als im Osten.«45
Die Linkspartei ist zu einer wichtigen Kraft im politischen System der Bun-
desrepublik geworden. Dieser Erfolg verpflichtet. Die schon 2002 vertretene Auf-
gabe der Verbindung eines sozialen Mitte-Unten-Bündnisses und eines politischen
Mitte-Links-Bündnisses tritt auf die Tagesordnung.46 In ihrem programmatischen
Gründungsdokument hat sie sich folgende »strategische Ziele« gestellt:
43 Zur Wählerschaft der Linkspartei vgl. den Beitrag von Dietmar Wittich in diesem Band. Im Juli 2007 wurden für
die Partei DIE LINKE in Berlin 16 Prozent, in Sachsen 26 Prozent (SPD nur 8 Prozent!) und in Thüringen 25 Pro-
zent Wählerunterstützung ermittelt. (http://www.wahlrecht.de/umfragen/landtage/index.htm vom 20. Juli 2007). 
44 Siehe dazu den Beitrag von Cornelia Hildebrandt in diesem Buch.
45 Oskar Niedermayer: Die Wählerschaft der Linkspartei.PDS 2005: sozialstruktueller Wandel bei gleich bleiben-
der politischer Positionierung. In: Zeitschrift für Parlamentsfragen, Heft 3/2006, S. 528.
46 André Brie, Michael Brie, Michael Chrapa: Für eine moderne sozialistische Partei in Deutschland. Grundpro-
bleme der Erneuerung der PDS (mit einer Anlage von Dieter Klein zu konkreten Reformprojekten). rls stand-
punkte, Nr. 9/2002
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• »Auseinandersetzung mit der Ideologie des Neoliberalismus und Entwicklung
von Alternativen«;
• Bündnis gegen den Neoliberalismus in der Gesellschaft, »das hoch qualifi-
zierte Beschäftigte und Kernbelegschaften wie auch in unsicheren und Teilzeitar-
beitsverhältnissen Tätige sowie Erwerbslose, Selbstständige und sozial orientierte
Unternehmerinnen und Unternehmer zusammenführt«;
• »strategische Zusammenarbeit« mit starken Kräften der Gewerkschaften, glo-
balisierungskritischen und anderen sozialen Bewegungen, mit gesellschaftskriti-
schen Initiativen und progressiven Vertretern aus Wissenschaft und Kultur aktiv
gegen den Neoliberalismus und alle Unterdrückungsverhältnisse in der Gesell-
schaft«; 
• die Verbindung von außerparlamentarischer und parlamentarischer Arbeit; 
• die Einheit von gesellschaftlichem Protest, Entwicklung von Alternativen und
Gestaltungsanspruch; 
•Regierungsbeteiligungen als »ein Mittel politischen Handelns und gesell-
schaftlicher Gestaltung, wenn dafür die notwendigen Bedingungen gegeben sind
und wenn die Linke sich mit alternativen linken Projekten öffentlich erkennbar
profiliert«47;
• parlamentarische Bündnisse mit anderen politischen Kräften;
• Wirken in der Partei der Europäischen Linken.48
In der Konsequenz bedeutet die Realisierung dieser Strategie: »Wir müssen
über ein Mitte-Links-Bündnis nachdenken. Dazu muss die neue Partei ein wirk-
lich eigenes Profil links von der SPD entwickeln. Allerdings mit der Fähigkeit,
eine SPD, die soziale Dinge wiederentdeckt, auch als Partner zu gewinnen. Ich
halte das zwar für höchst unwahrscheinlich, aber die politische Aufgabe besteht
schon bei den Wahlen im Jahre 2009 darin, der SPD ein solches Angebot zu ma-
chen.«49
47 Zu diesem umstrittenen Punkt heißt es: »Maßstäbe für Regierungsbeteiligungen sind die Verbesserung der Lage
von Benachteiligten und die Verstärkung politischer Mitbestimmung, die Durchsetzung alternativer Projekte und
Reformvorhaben. Sie muss die Veränderung der Kräfteverhältnisse nach links und die Einleitung eines Poli-
tikwechsels fördern. DIE LINKE wird aber nur unter Beachtung ihrer Grundsätze Koalitionen mit anderen Par-
teien eingehen. Öffentliche Daseinsvorsorge darf nicht privatisiert werden. DIE LINKE wird in Regierungen
dafür eintreten, öffentliche Dienstleistungen für Bürgerinnen und Bürger nicht durch Personalabbau zu ver-
schlechtern und Kürzungen sozialer Leistungen nach Kräften zu verhindern. DIE LINKE ist – auch in der Re-
gierung – nur so stark, wie sie in der Gesellschaft verankert ist und gesellschaftliche Unterstützung erfährt. Linke
Politik braucht treibende Kritik, öffentlichen Druck und außerparlamentarische Mobilisierung.«
48 http://die-linke.de/partei/dokumente/programmatische_eckpunkte/iv_fuer_einen_richtungswechsel/.
49 Interview mit André Brie in der Sächsischen Zeitung vom 15. Juni 2007 (http://www.sz-online.de/nachrichten/ar-
tikel.asp?id=1519912).
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Die Veränderungspotentiale bei SPD und Grünen
Welche Gründe gibt es, die innerhalb des Parteiensystems mittelfristig für eine Mitte-
Links-Koalition unter Einschluss der Linkspartei sprechen? Können SPD und Grüne
irgendein Interesse an derartigen Konstellationen haben? Kann es die Fortsetzung der
Rot-Grünen Koalition von 1998 bis 2005 mit anderen Mitteln sein oder bedarf es ei-
ner grundlegenden Neubestimmung? Auf jeden Fall gilt: »Wer neue Machtkonstella-
tionen anstrebt, muss diese strategisch öffentlich debattieren und taktisch-intern vor-
bereiten«50 Dies ist vor allem auch deshalb wichtig, weil Mitte 2007 nur sieben
Prozent der Bevölkerung eine solche Koalition wünschen – deutlich weniger auch,
als sich zu diesem Zeitpunkt für die Wahl der Linkspartei aussprachen.
Der internationale Vergleich zwischen den europäischen Ländern und auch mit
den Entwicklungen in verschiedenen lateinamerikanischen Staaten zeigt, dass
Linksverschiebungen im politischen System auf sehr verschiedene Weise auftre-
ten können – im Resultat langwieriger Prozesse breiter sozialer politischer For-
mationen, durch den Aufstieg neuer gesellschaftlicher Gruppen, durch Brüche im
politischen System, aus der Abwehr autoritärer Rechtswendungen oder eher als
nichtintendiertes Resultat der Krisenbewältigung.51
Ein bemerkenswerter und in Europa fast unbeachteter Fall ist die Entstehung
einer Mitte-Links-Regierung in Norwegen 2005, auf den kurz eingegangen wer-
den soll. Zu ihrer Vorgeschichte gehören die neoliberale Wende der sozialdemo-
kratischen Arbeiterpartei Norwegens seit 1981 und ihre wachsende Ununter-
scheidbarkeit von konservativen Parteien. In den neunziger Jahren führte dies zu
einer wachsenden Differenz zwischen der Arbeiterpartei und den Gewerkschaften.
Letztere begannen in ihrer Not, von der Sozialdemokratie nicht mehr beachtet zu
werden, sich an die Sozialistische Linkspartei Norwegens als parlamentarisches
Instrument zu wenden. Die Frustration wurde allgemein, als Minderheitsregierun-
gen der Arbeiterpartei sich bei sozialen Zugeständnissen die Stimmen von der
Linkspartei holten und in den harten Politikfeldern auf die Rechte zurückgriffen. 
Die verheerende Wahlniederlage der Arbeiterpartei von 2001 und die Wahler-
folge der Sozialistischen Linkspartei erzeugten eine neue Situation. Während die
Arbeiterpartei von 35 Prozent auf 24,3 Prozent der Wählerzustimmung sank, stieg
die der Linkspartei von 6,0 auf 12,5 Prozent. Sie wurde damit zu einer starken
Konkurrentin der Sozialdemokratie. Gleichzeitig orientierten sich die Gewerk-
schaften grundsätzlich neu. Auf der Basis einer intensiven Mitgliederdiskussion
wurde ein Forderungskatalog erarbeitet, der ein Jahr vor den Wahlen von 2005 al-
len Parteien unterbreitet wurde. Auch soziale Bewegungen und Umweltinitiativen
äußerten sich mit klaren Positionen. 
50 Rudolf Walther: Das Dilemma der Linkspartei. In: Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte, Heft 1+2/2007, S. 28.
51 Vgl. dazu u. a.: Michael Brie, Cornelia Hildebrandt (Hrsg.): Für ein anderes Europa. Linksparteien im Aufbruch. Ber-
lin 2005; Dieter Boris: Linkstendenzen in Lateinamerika. Supplement der Zeitschrift Sozialismus, Heft 7-8/2007.
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Im Resultat eines (knappen) Wahlsiegs wurde eine detaillierte Koalitionsver-
einbarung zwischen der Arbeiterpartei, der Zentrumspartei und der Sozialistischen
Linkspartei geschlossen, die die Privatisierung stoppten und zum Rückzug der
Truppen aus dem Irak zur Beendigung des Engagements im Rahmen der US-Mis-
sion Enduring Freedom führten. Auch in vielen anderen Fragen war es ein Regie-
rungsprogramm, das die neoliberale Politik stoppte und teilweise auch revidierte52.
Noch ist offen, ob daraus eine langfristige Linkswende wird.
Wie Dag Seierstad feststellt: Die beiden Hauptfaktoren des Wahlerfolgs von
2005 könnten auch in anderen Ländern von Bedeutung sein: »eine Gewerk-
schaftsbewegung, die die Politikmaßnahmen der sozialdemokratischen Partei von
links her angreift – und die Existenz einer hinreichend großen Linkspartei links
von den Sozialdemokraten, die sich weitgehend mit diesen Forderungen der Ge-
werkschaften identifiziert«. Hinzu kam ein stabiler Konsens mit globalisierungs-
kritischen und Umweltbewegungen.
Jenseits der Beliebigkeit von Ampel- und Jamaika-Koalitionen
In seinem Interview für das Parlament behauptet Karl-Rudolf Korte: »Die Grünen
haben insofern für jeden etwas im Gepäck, weil sie in der Wahrnehmung kulturell
links stehen, aber soziologisch, von den Wählern her, rechts.«53 Dies würde nur
dann stimmen, wenn sich die oberen gesellschaftlichen Gruppen zwangsläufig
marktliberal orientieren würden. Wie im Abschnitt I gezeigt wurde, ist dies falsch.
Es gibt kein einheitliches Milieu »einer normativ geleiteten neuen Mitte«, wie Pe-
ter Grafe es sieht.54
Unterscheidet man die oberen Gruppen nach sozial-libertär eingestellten (in
den Studien der Friedrich-Ebert-Stiftung: »kritische Bildungseliten« und »eta-
bliertes Bürgertum«) bzw. marktliberal und gemäßigt autoritären Milieus (»Lei-
stungsindividualisten« und »etablierte Leistungsträger«, dann zeigt sich ganz klar,
dass Grüne und Linkspartei in den oberen sozialen Gruppen eine eher sozial ori-
entierte und CDU/CSU und FDP eine eher marktorientierte Wählerschaft haben,
während die der SPD in beiden Gruppen fast gleich vertreten ist (Grafik 4).
Während bei der FDP nur zwanzig Prozent der Wählerinnen und Wähler, die sie
in den oberen gesellschaftlichen Gruppen haben, den kritischen Bildungseliten
und dem etablierten Bürgertum mit ihren sozial-libertären Auffassungen an-
gehören, ist es bei der CDU/CSU ein Drittel. Bei der SPD herrscht ein ausgegli-
chenes Verhältnis vor – es sind gerade Teile ihrer aufgestiegenen bessergestellten
Wähler, die sie in Richtung marktliberaler Reformen drängen. Bei der Linkspar-
52 Vgl. zu den Details: Dag Seierstad: Die jüngsten Entwicklungen der norwegischen Linken: Herausforderungen
und Perspektiven. In: Cornelia Hildebrandt, Michael Brie: Die Linke in Regierungsverantwortung. rls papers
2006, S. 37-41.
53 http://www.bundestag.de/dasparlament/2007/29-30/MenschenMeinungen/16444748.html.
54 Peter Grafe: gute Zukunftschancen für die Grünen. In: Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte, Heft 5/2006, S. 15.
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tei und den Grünen dagegen ist die überwältigende Zahl ihrer gut situierten
Wähler sozial und libertär eingestellt (drei Viertel bzw. vier Fünftel). Nüchtern
musste deshalb der Fraktionsvorsitzende der Grünen im Bundestag, Fritz Kuhn,
feststellen, dass die Führung der Grünen sich zwar eine Ampel-Koalition zutrauen
würde: »Zugleich spüre ich bei unseren Wählern und Mitgliedern eine deutliche
emotionale Abwehr gegen die FDP.«55
Grafik 4: Anteil der sozial-libertären Wählerschaft an der Gesamtwählerschaft einer Par-
tei in den oberen gesellschaftlichen Milieus in Prozent
(Gero Neugebauer: Politische Milieus in Deutschland, a.a.O., S. 100)
Franz Walter kommentiert dieses strategische Problem der Grünen mit den Wor-
ten, dass »schwarz-grüne Nahtstellen« bei den Wählerinnen und Wählern »kaum
auffindbar« seien: »Es ist schon fast überraschend, wie wenig sich – trotz der ra-
santen Verbürgerlichung der Grünen – die Anhängerschaften dieser Parteien auf
der Ebene politisch-kultureller Werte angenähert haben. Die Eliten dieser Parteien
mögen die früheren Ressentiments und Fremdheiten während der letzten Jahre
peu à peu überwunden haben, in der Fläche ihrer Milieus haben sich die Ge-
gensätze mit zäher Konstanz gehalten.«56 Die Ursache dafür dürfte in der unter-
schiedlichen Verankerung dieser Milieus liegen. Die neoliberal orientierten Grup-
pen sind vor allem im privatwirtschaftlichen, die sozial-libertären Gruppen stärker
im öffentlichen Sektor tätig.57 Milieus sind eben weit mehr als bloße Stimmungen
und Meinungen. Sie sind mit der sozialen Praxis der jeweiligen Gruppen  eng ver-
bunden.
Wie die Tabelle 1 zeigt, ergeben sich auf der Basis der von Gero Neugebauer
publizierten Forschungsergebnisse bundespolitische Koalitionsmöglichkeiten, die
sich auf je unterschiedliche Schwerpunkte in den jeweiligen Gruppen der oberen
Mittelschichten, der unteren Mittelschichten und der unteren Schichten stützen
55 FAZ, 23. Juli 2007, S. 4. 
56 Spiegel Online, 12. August 2007 (http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,499483,00.html).
57 Vgl. dazu: Michael Brie: Der Kampf um gesellschaftliche Mehrheiten, in diesem Band.
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können. Eine Mitte-Rechts-Koalition aus CDU/CSU und FDP ist stark überreprä-
sentiert bei den neoliberalen Eliten, eine Mittel-Links-Koalition dagegen bei den
sozial-libertären Eliten. Erstere hat deutlich mehr Anhänger bei den »zufriedenen
Aufsteigern«, letztere mehr bei der »bedrohten Arbeitnehmermitte«. Mitte-Rechts
hat weniger Unterstützung bei den unteren Gruppen, vor allem bei den »ab-
gehängten Prekarisierten«, die überproportional die Linkspartei wählen.
Tabelle 1: Parteipolitische Koalitionen und Milieus (auf der Grundlage von: Gero Neuge-
bauer: Politische Milieus, a. a. O., S. 103)
Politische Milieu CDU/CSU SPD, Große CDU/CSU, SPD, 
und FDP Grüne Koalition FDP und Grüne 
und LP Grüne und FDP
(1) Leistungsindividualisten 4,84 3,85 6,49 5,39 4,18
(2) Etablierte Leistungsträger 8,1 3,75 10,2 8,55 4,35
»neoliberale Gruppen« (1 und 2) 12,94 7,6 16,69 13,94 8,53
(3) Kritische Bildungseliten 1,17 6,39 3,97 3,69 4,86
(4) Engagiertes Bürgertum 2,9 5,5 5,7 4,5 4,8
»sozial-libertäre Gruppen« (3 und 4) 4,07 11,89 9,67 8,19 9,66
Oberes Drittel der Gesellschaft insgesamt 17,01 19,49 26,36 22,13 18,19
(5) Zufriedene Aufsteiger 6,11 4,68 8,84 6,76 4,16
(6) Bedrohte Arbeitnehmermitte 4,96 7,36 8,64 5,6 5,28
Mittleres Drittel der Gesellschaft insgesamt 11,07 12,04 17,48 12,36 9,44
(7) Selbstgenügsame Traditionalisten 4,07 3,85 6,6 4,51 3,41
(8) Autoritätsorientierte Geringqualifizierte 2,45 2,45 4,13 2,45 2,73
(9) Abgehängtes Prekariat 1,44 3,52 2,16 1,68 1,6
Unteres Drittel der Gesellschaft insgesamt 7,96 9,82 12,89 8,64 7,74
Koalitionszustimmung in % der Wahlberechtigten36,04 41,35 56,73 43,13 35,37
Die aus der CDU/CSU einerseits und aus der SPD andererseits immer wieder
geäußerten Überlegungen, mit FDP und Grünen eine gemeinsame Koalition ein-
zugehen, spielt die Probleme eines solchen Bündnisses für die beteiligten Parteien
bewusst herunter. Eine Koalition unter Führung der CDU muss vor allem die
Spannung zwischen marktliberalen Ansätzen ihrer oberen Unterstützergruppen
und den sozialen Orientierungen ihrer unteren Unterstützergruppen überbrücken.
Die SPD hat es immer mit dem Konflikt von libertären Ansätzen oben und auto-
ritär ethnozentristischen Orientierungen unten zu tun. Da sich Grüne und FDP nun
aber auf die sozial-libertären bzw. marktliberalen Kräfte der Oberschichten kon-
zentrieren, käme eine weitere starke Spannung hinzu (Grafik 5). Derartige Koali-
tionen könnten zu einem schnellen Ende kommen, da sie es kaum vermeiden kön-
nen, eines der drei Zentren in der Bevölkerung – die sozial-libertären Gruppen, die
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marktliberal gemäßigt autoritären Gruppen bzw. die sozial-autoritären Gruppen –
zu verprellen. Solche Koalitionen sind möglich. Es sind aber mit hoher Wahr-
scheinlichkeit Koalitionen gegen die Trägerschichten einer der beiden beteiligten
kleineren Partner – oder aber sie verfolgen wie schon mit der Agenda 2010 eine
Politik gegen »die kleinen Leute« insgesamt. Aber auch diese ließ sich, wie 2005
deutlich wurde, nicht dauerhaft erhalten. 























Es kann gut sein, dass auch Parteien nur durch eigene Erfahrung belehrt werden.
Wenn in ihrer Not die SPD jetzt die Möglichkeiten einer Koalition mit FDP und
Grünen auslotet, dann wird sie im Falle eines Erfolgs der Bildung einer solchen
Koalition mit großer Sicherheit bald wieder vor dem Scheitern stehen, da Unver-
einbares vereinbart werden soll. Der SPD-Generalsekretär Hubertus Heil betont
so in der Stuttgarter Zeitung vom 20. Juli 2007 einerseits die hohen Übereinstim-
mungen mit den Grünen und auch der FDP und fügt zugleich hinzu: »Es gibt al-
lerdings Probleme mit der Wirtschafts- und Sozialpolitik. Da muss man abwarten,
ob die FDP in der Lage ist, sich programmatisch zu modernisieren.«58 Es ist schon
verblüffend, dass jeder Aufruf an andere, sie sollten endlich ihre Identität aufge-
ben, damit begründet wird, diese sei nicht »modern«. Die heutige FDP hat sehr
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gute Gründe, sich in keine Koalition mit SPD und Grünen drängen zu lassen. Die
Union ist ihr natürlicher Partner und bleibt es auch. Die Grünen haben selbst auf
lokaler Ebene keine allzu guten Erfahrungen bei Bündnissen mit der CDU ge-
macht, es waren vor allem Bündnisse gegen die SPD und nicht für eine gemein-
same Politik.59 Sie werden sich nicht ohne völligen Verlust ihrer Identität und Lö-
sung von ihrer Kernwählerschaft noch weiter nach rechts bewegen können.
Das strategische Dilemma der SPD – das eine kann sie nicht, das andere will sie
nicht
Die jetzige große Koalition von CDU/CSU und SPD ist fragil, da sie dazu führt,
dass die SPD zwangsläufig einen Teil ihrer Wählerschaft verliert – und zwar
gleichzeitig bei den sozial-libertären Oberschichten wie bei den Kerngruppen der
Arbeiterschaft und dem abgehängten Prekariat. Die Fortsetzung der Agenda 2010
unter CDU-Führung stärkt deren Positionen im Mitte-Rechts-Lager und schwächt
die der SPD im Mitte-Links-Feld.
Die SPD steht deshalb mittelfristig vor einer schwierigen Entscheidungssitua-
tion: Eine Fortsetzung der Großen Koalition reduziert ihr Gewicht und stärkt zu-
gleich ihren parlamentarischen Konkurrenten von links – die Linkspartei. Ein
Zurück zu Rot-Grün ist schon rechnerisch kaum vorstellbar, und auch dann steht
die Frage, auf welcher programmatischen Grundlage regiert werden soll. Eine
Ampel-Koalition würde Partner zusammenzwingen, die wenig gemeinsam haben.
Solange die SPD vor allem »Schnittmengen«60 mit der FPD sucht, kann sie bun-
despolitisch gegenüber der CDU nicht gewinnen. Die Agenda 2010 und die Poli-
tik der »neuen Wertschöpfung« sind marktzentrierte Politiken. Sie bereiten eher
liberal-konservativen Mehrheiten den Weg, als dass sie Mehrheiten unter Führung
der SPD sichern. Diese Erfahrung hat die SPD zwei Mal machen müssen – unter
Helmut Schmidt und unter Gerhard Schröder.
Die SPD hat zwei Mal die Regierung in der Bundesrepublik übernommen –
1969 und 1998. 1969 kam sie auf der Welle einer langfristigen Linksentwicklung
an die Regierung und konnte sie bis 1982 halten. Nachdem mit dem Zusammen-
bruch des Staatssozialismus in der DDR und der Vereinigung 1989/90 eine so-
zialökologische Wende erst einmal von der Tagesordnung verschwunden war, trat
die SPD 1998 mit zwei gegensätzlichen Konzepten an – dem Konzept eines lin-
ken Richtungswechsels von Oskar Lafontaine und dem Konzept Dritter Wege
oder der »neuen Mitte« von Gerhard Schröder, formuliert auf der Basis des Neo-
liberalismus. Als Schröder-Partei scheiterte sie.
Die CDU erneuert sich gerade als sozial sensible liberal-konservative Partei.
Angesichts einer solchen Konkurrenz wird die SPD in absehbarer Zeit kaum mit
59 Stefan Grönebaum: Der konkrete Charme von Schwarz-Grün. In: Berliner Republik, Heft 6/2006, S. 11 f.
60 So Kurt Beck im Gespräch mit der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung vom 15. Juli 2007 (http://www.
kurt-beck.de/menu/1720099/index.html). 
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einer marktzentrierten Politik »sozialer Modernisierung« überzeugen können,
weil sie sich auf dieser Basis eben nicht wirklich der »Modernisierungsverlierer«61
auf neue Weise annehmen kann. Gerade auch in einer von ihrer Führung gegen-
wärtig angestrebten Koalition mit FDP und Grünen würde sie bitter erfahren müs-
sen, dass sie dabei noch weiter verlieren dürfte – an ihre Koalitionspartner und vor
allem an die Linkspartei.
Stimmt diese Einschätzung, dann hat die SPD nur die Alternative, einen Rich-
tungswechsel auf der Basis einer Mitte-Links-Koalition anzuführen oder sich dau-
erhaft in der Unterlegenheit gegenüber der CDU einzurichten. Dies würde be-
deuten, sich langfristig auf einen Verdrängungswettbewerb mit der Linkspartei
einzulassen, die ihr die Stellung als große linke Volkspartei in den nächsten zehn
Jahren durchaus streitig machen könnte. In Mainz mag diese Botschaft noch nicht
angekommen sein, in Berlin sind sich auch Sozialdemokraten dieser Möglichkeit
bewusst. Aus der Friedrich-Ebert-Stiftung ist schon zu hören, dass die »soziale
Allianz« gefährdet sei, »auf der die Mehrheitsfähigkeit der progressiven Parteien
Europas strategisch basierte: der Allianz zwischen den Unterschichten und den
unteren Mittelschichten«. Weiter heißt es: »Die linke Mitte steht angesichts dieser
Situation vor der Aufgabe, ein neues, mehrheitsfähiges politisch-ideologisches
Projekt zu formulieren. Dieses Projekt muss sich vom verengten Ökonomismus des
›Dritten Weges‹ befreien, ohne das strategische Terrain der gesellschaftlichen
Mitte aufzugeben.«62
Die SPD hätte objektiv gute Gründe, sich strategisch als Führungspartei eines
Richtungswechsels zu profilieren. Wesentlich bessere zumindest als die, sich mit
der CDU um das Maß sozialer Einbettung einer marktorientierten Politik zu strei-
ten. Denn diesen Wettbewerb dürfte sie hoffnungslos verlieren. Die SPD hat schon
2005 erfahren müssen, dass sie bei der »Gestaltung der Globalisierung« zu den
Konditionen des Neoliberalismus nicht gewinnen kann. Wird dann aber wirklich
die Einschätzung Bestand haben, dass »sich die SPD auf lange Dauer von der Lin-
ken verabschiedet«63 habe? Parteien sind Organisationen, die auf Wähler nicht ver-
zichten können, auch die SPD nicht. Zumindest dies dürfte seinen Druck entfalten.
Noch aber hält die SPD ihren unter Schröder eingeschlagenen Kurs im We-
sentlichen bei und profiliert sich als »Partei der nachhaltigen Wertschöpfung«. In
ihrer Vorstellung vom »vorsorgenden Sozialstaat« setzt sie »auf die Expansion
von existenzsichernder Erwerbsarbeit und die Erhöhung des individuellen kultu-
rellen Kapitals zur Bewältigung der existenziellen Herausforderungen im moder-
nen Kapitalismus«64. Dies aber heißt, sich ganz auf die Mittelschichten zu kon-
zentrieren, deren Steuerlast weiter zu senken und die Herausbildung einer auf
61 Thomas Meyer: Zwischenruf: Ein europäischer Normalfall. In: Neue Gesellschaft/Frankfurter Heft, Heft 6/2007,
S. 42.
62 Ernst Hillebrand: Zwischen alten Rezepten und neuen Herausforderungen. A. a. O., S. 5.
63 Elmar Altvater: Erst Heuschrecken, dann Fledermäuse. In: Freitag, 20. Juli 2007, S. 1.
64 Joachim Bischoff: Die SPD im 21. Jahrhundert. Partei der nachhaltigen Wertschöpfung? In: Sozialismus, Heft
4/2007, S. 19.
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Armutsniveau arbeitenden Unterklasse zu erzwingen. Es ist eine Abkehr vom
Wohlfahrtsstaat und hin zu einer Politik des »Ausschlusses der Arbeiterklasse so-
wie der Armutsverwaltung«65.
Bisher sind die Modifikationen der Politik der SPD taktischer Natur. Ihre
Führung hat begriffen, dass eine einfache Fortsetzung der Politik von Schröder
unmöglich ist, weil sie sonst jede Wählerbasis verliert: »Die SPD braucht den ›ge-
setzlichen Mindestlohn‹ als Abgrenzungsrealität zu den Unionsparteien und als
Integrationsangebot für Gewerkschafter in den kommenden Wahlkämpfen – nicht
als Element einer neuen sozialdemokratischen Identität.«66
Falls die SPD aber im Resultat weiterer Niederlagen erkennen würde, dass sie
als Partei der Agenda 2010 keine Chance hat, dann bleibt ihr nur ein anderer Weg:
In der Tradition von Willy Brandt könnte sie mehr Demokratie und mehr soziale
Gerechtigkeit wagen und eine Wende hin zu einer neuen Friedenspolitik einleiten.
Unter dem machtvollen »Zangengriff … zwischen einer Union, die mit Ursula
von der Leyen immer mehr die Mitte erobert, und einer Linkspartei, die offensiv
die linken Themen besetzt«67 könnte sie sich zu einer linken Neuorientierung ge-
zwungen sehen. Dies aber würde mittelfristig bedeuten: »Faktisch zwingt ›Die
Linke‹ die SPD in die Einheit der Linken – entweder in der Opposition oder eben
doch in der gemeinsamen Regierung.«68
Diesen Weg aber will ihre Führung bisher nicht gehen. Der Bremer Entwurf für
ein neues Grundsatzprogramm der SPD orientiert sich eindeutig: »Es bleibt dabei:
So viel Markt wie möglich, so viel politische Regulierung wie nötig.«69 Fragen der
Veränderung von Macht- und Eigentumsverhältnissen werden ausgeklammert.
Gegenüber den Herausforderungen des Finanzmarkt-Kapitalismus heißt es deut-
lich verharmlosend: »Wo die Finanzmärkte übertriebene und lediglich kurzfristige
Renditen realisieren, werden langfristige Wachstumsstrategien von Unternehmen
gefährdet und somit Arbeitsplätze vernichtet.«70
Von einer Zurückdrängung der Dominanz der Finanzanleger über die Wirt-
schaft und damit über die Gesellschaft ist nicht die Rede. Der von der SPD vor-
geschlagene Arbeitnehmerfonds würde, wie ihr Bundesgeschäftsführer es formu-
liert, den »Kapitalismus nutzbar machen«, ohne dabei die tatsächlichen Interessen
der Mehrheit der Beschäftigten wie Arbeitslosen ernst zu nehmen und an die
Zurückdrängung des Finanzmarkt-Kapitalismus heranzugehen. Kritisch bemerkt
Klaus Ernst: »Wir befürworten ein solches Modell, wenn die Arbeitnehmer am
Produktivvermögen beteiligt werden und gleichzeitig die Mitbestimmung erhal-
ten, die Geschicke ihres Unternehmens mitentscheiden zu können. Nur passiert
65 Ingo Schmidt: Neue Linkspartei: Warten auf die SPD. In: Sozialismus, Heft 6/2007, S. 25.
66 Richard Detje, Otto König: Das Ende der Koalition. In: Sozialismus, Heft 7-7/2007, S. 33.
67 Albrecht von Lucke: Neue Linke, neue Lage. Blätter für deutsche und internationale Politik. In: Heft 8/2007, S.
902.
68 Ebenda, S. 903.
69 »Bremer Entwurf«, a. a. O., S. 36.
70 Ebenda, S. 42.
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das bei den jetzigen Formen nicht. Im Gegenteil. Die Arbeitnehmer sollen lustvoll
mitwirken, wenn eine Firma Arbeitsplätze abbaut, um damit die Rendite zu stei-
gern, an der sie beteiligt sind. Nur kann der Arbeitnehmer von dieser Rendite nie
so leben wie normale Kapitalbesitzer.«71
Durch den Wechsel von Oskar Lafontaine zur Linkspartei ist der SPD der ent-
scheidende Repräsentant der linken Enkel Willi Brandts verloren gegangen. Der
innerparteiliche Kampf um die Strategie der SPD hat trotzdem neu begonnen.
Noch sind es Vorgefechte, bei denen sich alternative Ansätze in Stellung bringen.
Wenn Klaus Wowereit ein offenes Nachdenken über eine Koalition mit der Links-
partei auf Bundesebene fordert (und wer nimmt dann die Tabuisierung für das Jahr
2009 noch ernst?), dann ist dies zugleich auch eine inhaltliche Positionierung. Im
Interview mit dem Tagesspiegel formuliert er: »Alles kommt in Bewegung. Es
wäre fatal, wenn sich die SPD schon jetzt jedes Bündnis links der Mitte verbieten
würde. Ich sage: Wir müssen die Prüfung auch eines solchen Bündnisses zulas-
sen.«72 Und er verbindet dies mit der Aussage: »Wenn wir im Oktober in Hamburg
die Programmdebatte abschließen, dann muss jeder ein sozialdemokratisches
Profil der sozialen Gerechtigkeit erkennen können. Die einzig wirkungsvolle Ant-
wort auf die Linkspartei ist ein klares Profil der SPD. Das sage ich nach fast sechs
Koalitionsjahren mit dieser Partei in Berlin.«73 Die Berliner SPD hat sich deshalb
zum demokratischen Sozialismus bekannt, die Einführung eines Mindestlohns
und öffentlichen Beschäftigungssektors gefordert, sich für die Ganztagsschule
und eine Gemeinschaftsschule bis zur zehnten Klasse eingesetzt und sich gegen
die Privatisierung der Deutschen Bahn gewandt.
Diese klaren Aussagen haben Klaus Wowereit nicht geschadet. Im Gegenteil.
Er wird durch die Medien schon als Kanzlerkandidat gehandelt und landete im
Juli 2007 mit 18 Prozent Zustimmung vor Kurt Beck (17 Prozent) und Klaus
Steinbrück (14 Prozent) und nur wenig hinter Frank-Walter Steinmeier (21 Pro-
zent) in der Reihe der beliebtesten Kandidaten. In Ostdeutschland sind es sogar 25
Prozent, die ihn als Kanzlerkandidat der SPD bevorzugen würden.74 Klaus Wowe-
reit ist mittlerweile bei neunzig Prozent der Bundesbürgerinnen und -bürger be-
kannt. Trotzdem (oder deshalb?) wurde er noch im Juli 2007 auf der Homepage
der SPD unter der Liste der fünfzig (!) führenden Köpfe der Partei nicht aufge-
führt. Ein Rückzug Becks von der Kanzlerkandidatur oder (gegenwärtig wahr-
scheinlicher) sein Scheitern im Jahre 2009 würde den Weg für eine Neupositio-
nierung an der SPD-Spitze und damit auch für Klaus Wowereit öffnen. Dann kann
er auch für Überraschungen sorgen: So überholte er seinen PDS-Koalitionspartner
im Berliner Wahlkampf 2005 mit der Forderung nach einem kostenfreien Kita-
Besuch, wo die Berliner PDS doch gerade wenige Jahre zuvor den Wegbruch der
71 Klaus Ernst in der Frankfurter Rundschau, 2. Juli 2007.




eigenen Wählerbasis riskiert hatte, als die Kita-Gebühren (für Bezieher mittlerer
und höherer Einkommen) erhöht worden waren.
»Wir haben eine klare Leitlinie: nicht mit denen im Westen«, sagte Kurt Beck
dem »Stern« im Juni 2007. Nicht nur in Berlin, sondern auch in anderen Landes-
verbänden der SPD gibt es aber eine Aufweichung dieses Denkverbots. So hält die
SPD-Chefin in Nordrhein-Westfalen eine Regierungskoalition mit Grünen und
Linkspartei 2009 durchaus für möglich. Auch aus dem Saarland gibt es entspre-
chende Signale. Auf der Suche nach Mehrheiten kommt die SPD zukünftig auch
im Westen immer weniger an der Linkspartei vorbei.
Die SPD hat unter dem Druck des Aufstiegs der Linkspartei und unter dem Ein-
druck eines sinkenden gesellschaftlichen Einflusses begonnen, eine Richtungsdis-
kussion zu führen. Seit 1998 hat sie bei fast allen Landtagswahlen Verluste hin-
nehmen müssen. Die Bundestagswahlen 2002 wurden nur knapp gewonnen, die
2005 verloren. Langsam könnte sich die Erkenntnis durchsetzen, dass die Volks-
partei SPD ohne linkes Profil keine Zukunft haben wird. Auch dafür gibt es im-
mer deutlichere Zeichen. 
In der Welt am Sonntag vom 8. Juli distanziert sich Andrea Nahles, eine der drei
designierten stellvertretenden Parteivorsitzenden der SPD, indirekt von der Agenda
2010, indem sie eine Agenda 2020 verlangt und keine nach hinten gerichtete De-
batte führen möchte. Zugleich insistiert sie darauf, dass die SPD »linke Volkspartei«
sein müsse. Die Differenzen zur Linkspartei formulierte sie so: »Der Unterschied
zur Linkspartei besteht darin, dass wir die Steuerungspotenziale des Marktes für das
Gemeinwohl nutzen wollen. Wir setzten nicht nur auf Verteilungspolitik, sondern
auch auf die Wertschöpfungsmöglichkeiten des Marktes. Wir wollen die Leistungs-
bereitschaft der Menschen nicht durch … Transferlogiken einschläfern. In der
Außenpolitik weiß die SPD, dass Deutschland keine Insel ist. Die Linkspartei tut
sich hingegen mit latent nationalistischen Untertönen hervor.«75
In einem von Andrea Nahles und Detlev Albers im Frühjahr 2007 herausge-
geben Band sind eine Reihe von linken Kritikern des »Bremer Entwurfs«
eines neuen SPD-Grundsatzprogramms vereinigt. Zum einen wird auf eine Reihe
von Erfolgen der SPD-Linken verwiesen, die bei der Formulierung des Entwurfs er-
reicht wurden. Die Erfolge selbst verweisen jedoch auf die Schwäche dieser Linken
und den Gesamtzustand der SPD: Aufnahme einer Beschäftigungsversicherung, das
Bekenntnis zu kollektiven solidarischen Sicherungssystemen, Mindestlöhnen und ei-
nem besonders geförderten »sozialen Arbeitsmarkt«. Auch auf das an einer Stelle des
Entwurfs enthaltene Bekenntnis zum demokratischen Sozialismus wird verwiesen.
Zugleich eint die linken SPD-Kritiker vor allem eine Einschätzung des Bremer
Programmentwurfs der Partei: »Insgesamt kennzeichnet den Entwurf eine impo-
nierende Blässe der Gegnerbeschreibung in Ökonomie und Politik. Das verleitet
selbst die liberale Zeit zu dem fatalen Missverständnis (oder zu der zutreffenden
75 http://www.welt.de/politik/article1006462/Kapitalist_ist_ein_Schimpfwort.html. 
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Einsicht – M. B.?), das vermeintliche ›Samtpfödchenprogramm‹ habe seinen
›Frieden mit dem globalen Kapitalismus gemacht‹ (Thomas E. Schmidt, in: Die
Zeit vom 23. Januar 2007). Wir sollten alles daran setzen, bis zum Beschluss über
den endgültigen Text des Programms klar zu machen, wer die globalen Akteure
sind, welche Interessen sie leiten und wie nichtsdestoweniger der Anspruch reali-
siert werden kann, dass die Wirtschaft auch in Zeiten der Globalisierung den Men-
schen dient und demokratische und politische Entscheidungen Vorrang haben.«76
In direkter Kritik am »Bremer Entwurf« für das neue Grundsatzprogramm der
SPD fordert der Bundesvorsitzende der Jusos und Leiter des Grundsatz- und Pla-
nungsreferats von Klaus Wowereit, Björn Böhning, »Mut zur Kapitalismus-Kri-
tik«: »Zwar bekennt sich der Programmentwurf zur Erneuerung der Sozialen
Marktwirtschaft. Mut zur Kapitalismus-Kritik hieße aber gleichzeitig, auch die
Frage zu beantworten, wie das Gleichgewicht zwischen Kapital und Arbeit wie-
derhergestellt werden kann … Ohne eine Antwort auf die Entwicklung zum Tur-
bokapitalismus wird sozialdemokratische Managerkritik schnell unglaubwürdig.
Denn es sind kapitalistische Strukturen, die global vernetzte Unternehmen so han-
deln lassen, wie sie handeln: Nämlich zum Nachteil der Belegschaften und ihrer
Rechte… In dieser Situation allein auf die Befähigung der Menschen zu setzen,
diesen Wettbewerb zu bestehen, ist zum Scheitern verurteilt.«77
Die programmatischen Vorstellungen der SPD-Linken werden bewusst unge-
nau gehalten, um die Anschlussfähigkeit an die gegenwärtige Mehrheitsfraktion in
der Führung nicht zu verlieren. Trotzdem gibt es Akzentsetzungen, die auf einen
Richtungswechsel der SPD selbst hinzielen: Ausgegangen werden soll von zen-
tralen Widersprüchen der Gegenwart (Hermann Scheer; Andrea Ypsilanti). Es wer-
den Ansätze einer Gegenmachtpolitik entwickelt, die in der Lage sei, das große
Kapital zu bändigen und zu einer »demokratisch-sozialistischen Gesellschaftsord-
nung« zu führen (Detlev Albers). Die militärische Option müsse viel strikter als
bisher eingeschränkt werden (Niels Annen) und Abrüstung wieder auf die Tages-
ordnung gesetzt werden (Rolf Nützenich). 
Mit Blick auf die EU formuliert Angelica Schwall-Düren eindeutig: »Europa
wird ein soziales Europa sein, oder es wird nicht sein!«78 Dazu gehören für sie
Mindeststandards und ihre Harmonisierung nach oben, Zurückdrängung des Wett-
bewerbsprinzips durch ein zumindest gleichberechtigtes Prinzip der Sozialen Di-
mension im EU-Primärrecht. Auch die Wirtschaftsdemokratie wird wieder auf die
Tagesordnung gesetzt und völlig anders als im »Bremer Entwurf« der Vorschlag
formuliert: »Staatliche Intervention soweit wie nötig – marktwirtschaftlicher
Wettbewerb soweit wie sinnvoll – Bürokratie so wenig wie nötig.«79 Auch dem
76 Detlev Albers, Andrea Nahles (Hg.): Linke Programmanstöße. Denkanstöße zum Hamburger Programm der
SPD. Berlin 2007, S. 10.
77 Björn Böhning: Deckmantel oder Kompass? In: Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte, Heft 6/2007, S. 50.
78 Angelica Schwall-Düren: Für ein demokratisches und soziales Europa. In: Detlev Albers, Andrea Nahles (Hg.):
Linke Programmanstöße. A. a. O., S. 47.
79 Detlev Albers, Rolf Prigge: Wirtschaftsdemokratie gleich Prima der Politik plus Mitbestimmung. In: Ebenda, S. 65.
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Weg in einen Überwachungsstaat wird eine klare Absage erteilt (Ulrich Kelber
und Wolfgang Gunkel). Es werden Ansätze einer anderen Familien- und Ge-
schlechterpolitik skizziert (Andrea Ypsilanti) und das Konzept einer Grundsiche-
rung (Reinhold Rünker) und des Aufbaus eines »dritten Arbeitsmarkts« (Iris
Gleicke) skizziert. Energie-Revolution (Marco Bülow) und Übergang zum Solar-
zeitalter (Hermann Scheer) werden als Teil einer umfassenden Transformation
von Produktions- und Lebensweise angesprochen.
Diese Positionen aus der SPD-Programmdiskussion wurden vor allem deshalb
so ausführlich referiert, weil die linken Potentiale innerhalb der SPD oft unter-
schätzt werden. Zudem sind sie an der Basis dieser Partei viel stärker verbreitet
als in ihren jetzigen Führungsetage. Aus dem Zusammenspiel eines Scheiterns der
gegenwärtigen Strategie von Kurt Beck und seinen Verbündeten mit dem Macht-
anspruch einer neuen Generation, von denen zumindest ein Teil durchaus Chan-
cen für eine linke Profilierung sieht, sowie dem linken Drängen eines größeren
Teils der Mitgliedschaft kann schon vor 2009 ein offener Richtungskampf inner-
halb der SPD ausbrechen. Der Ausgang ist ungewiss. 
Ein Signal dafür, dass dieser Richtungskampf längst begonnen wurde, ist die
außerordentlich konfrontative Position von Ottmar Schreiner, Bundesvorsitzender
der Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen der SPD. In einem ganzseitigen
Artikel in der FAZ rechnet er in aller Schärfe mit der jetzigen Parteiführung ab:
»… die Parteispitze hat in den Schröder-Jahren mit dem ursozialdemokratischen
Reformismus gebrochen und sich mit Agenda 2010 und Hartz IV von einer fort-
schrittlichen, emanzipatorischen Reformpolitik endgültig verabschiedet. Eine
kleine Clique an der Spitze der Partei wollte die reformistische Tradition der SPD
als linker Volkspartei entsorgen. Es ist daher an der Zeit, diesem Irrweg entschie-
den entgegenzutreten. Die Entsozialdemokratisierung und Entwurzelung der SPD
muss programmatisch und personell gestoppt werden.«80
Die Grünen zwischen »grüner Marktwirtschaft« und der »sichtbaren Hand demo-
kratischer Regulierung«
In der Rot-Grünen Bundesregierung haben die Grünen die Wirtschafts- und Sozi-
alpolitik weitgehend der SPD überlassen. Mit der Konzentration auf Außenpoli-
tik, Umwelt- und Verbraucherschutz hatten sie sich so eingerichtet, dass sie als
Partei das Ende dieser Koalition weitgehend unbeschadet überstanden haben. Ihr
historischer Anspruch, für eine zivile, demokratische, gerechte Globalisierung
einzusetzen und eine umfassende sozial-ökologische Transformation der Indu-
striegesellschaften einzuleiten, ist jedoch uneingelöst.
Nach dem Ende dieser Regierungskoalition stehen die Grünen vor der Ent-
scheidungsfrage: Wollen sie den ökologisch-libertären Flügel einer marktzentrier-
80 Ottmar Schreiner: Gegen die Entsozialdemokratisierung der SPD. In: FAZ vom 10. September 2007, S. 11.
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ten »Modernisierung« oder die ökologisch treibende Kraft eines sozialen Rich-
tungswechsels bilden? Wie in der SPD haben auch bei den Grünen die Vertreter
eines aufgeklärten Neoliberalismus die Meinungsführerschaft. Es verstärken sich
aber die Gegentendenzen.
Auf der Homepage der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen wurde im
Juli 2007 ein neues Konzept vorgestellt, das unter Leitung von Fritz Kuhn erar-
beitet wurde. Dort heißt es: »Märkte und Wettbewerb sind keine autonomen poli-
tischen Ziele. Sie sind allerdings hocheffiziente Suchverfahren für gute Lösungen
unter bestimmten Rahmenbedingungen. Funktionierende Märkte mit einer hohen
Wettbewerbsintensität und geringen Informationsasymmetrien zwischen Verbrau-
cherInnen und Unternehmen können effiziente Lösungen bereitstellen, weil sie
abstrakte Informationen aller Art in Preise verwandeln können.«81
Der Kern des Konzepts einer »grünen Marktwirtschaft« wird mit den folgenden
Sätzen bestimmt: »Wenn wir die oben beschriebenen Herausforderungen meistern
wollen, müssen wir jenseits von neoliberaler Marktvergötterung und altlinker Über-
schätzung staatlicher Planungs- und Steuerungsfähigkeit nach den neuen Rahmen-
bedingungen fragen, die funktionierende Märkte der Zukunft brauchen. Diese Rah-
menbedingungen für Deutschland und für den europäischen Binnenmarkt klug zu
setzen und dann eine Politik für effektiven Wettbewerb durchzusetzen, sind die
wichtigsten Ansatzpunkte des Konzepts der grünen Marktwirtschaft.«82
Dieser Ansatz der »grünen Marktwirtschaft« hat erstens einen klaren Adressa-
ten: kulturelle Mittel- und Oberschichten, die sich im weiteren Sinne unterneh-
merisch betätigen und wollen, dass dies – vermittelt über die »unsichtbare Hand
des Markts« – im Einklang mit bestimmten humanistischen Werten geschieht. Nur
sie können die gewählte Sprache verstehen, nur für sie hat diese Sprache eine un-
mittelbar nachvollziehbare Botschaft. 
Das Konzept der »grünen Marktwirtschaft« vertritt zweitens ein klares Gesell-
schaftsmodell: die ideale Marktwirtschaft mit der möglichst vollständigen Gleich-
heit und umfassenden Informiertheit der Akteure. Damit wird auch das neoliberale
Menschenbild der Einzelnen als »Unternehmer ihrer eigenen Arbeitskraft und Da-
seinsvorsorge« übernommen. Es wird nur ergänzt durch die Aufgabe, die Rah-
menbedingungen zu schaffen, damit diese Märkte auch die richtigen Lösungen be-
reitstellen. Dies gilt auch für die soziale Frage. Der richtig eingerahmte Markt
wird es richten: »Märkte produzieren sich selbst überlassen keine sozial gerechten
Ergebnisse … Der Staat muss hier für einen Rahmen sorgen, der die Spaltung der
Gesellschaft in arm und reich überwindet und soziale Gerechtigkeit im Sinne der
verschiedenen Aspekte eines modernen Gerechtigkeitsbegriffs schafft.«83
Und drittens wird auch die Gesellschaft jenseits der Märkte sehr spezifisch ge-
dacht: »Es gibt viele Bereiche gesellschaftlicher Austauschbeziehungen, die nicht
81 Grüne Marktwirtschaft. In: http://www.gruene-bundestag.de/cms/wirtschaft/dok/189/189534.pdf, S. 3.
82 Ebenda, S. 4.
83 Grüne Marktwirtschaft. In: http://www.gruene-bundestag.de/cms/wirtschaft/dok/189/189534.pdf, S. 5. 
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über Märkte zu organisieren sind. Gesellschaftliche Aufgaben wie zum Beispiel
Nachbarschaftshilfe und ehrenamtliche Tätigkeiten bilden das soziale Kerngerüst
einer Gesellschaft frei kooperierender Individuen. Das können Märkte nicht bes-
ser. Netzgebundene Infrastrukturen, Bildung und andere öffentliche Güter bilden
erst die Voraussetzung für funktionierende Märkte.«84
Eine solche Herangehensweise impliziert die Vorstellung, dass Bereiche, die
nicht marktförmig gestaltet sind, eigentlich nur ein Notbehelf sind (da Märkte
es – leider? – nicht besser können). Zudem haben sie vor allem die Funktion,
die Voraussetzung für funktionierende Märkte zu schaffen. Nicht etwa die
großen und heute völlig unterfinanzierten Bereiche von Bildung, Gesundheit,
Pflege, der Gesamtheit personenbezogener Dienstleistungen, der mühsamen
und ungeheuer aufwendigen Sorge für die durch soziale Probleme, kulturelle
Ausgrenzung, Kriminalität, Suchtfolgen usw. geprägten Gruppen stehen im
Mittelpunkt, sondern Nachbarschaftshilfe und ehrenamtliche Tätigkeiten. Sie
sollen das »soziale Kerngerüst« bilden für eine »Gesellschaft frei kooperieren-
der Individuen«. 
Die sozialen und kulturellen Folgen von ständiger Unsicherheit, Bedrohung,
Überforderung sowie Vereinsamung und Ghettoisierung überantworten die Auto-
ren des Konzepts der »grünen Marktwirtschaft« (ernstgemeint?) dem rein freiwil-
ligen Engagement und karitativer Tätigkeit. Dabei ist völlig klar: »Die Schichten
und Gruppen …, die eine ‚Heimat in Zeiten stürmischen Wandels’ am meisten
benötigen, verfügen oft gerade nicht über das Sozialkapital und die Ressourcen,
die sie zu artikulations- und durchsetzungsfähigen Aktivbürgern machen könn-
ten.«85
Man hat das Gefühl, dass die Verfasser dieses Konzepts in einer Enklave von
gut dotierten Eliten leben, in der alles zum freien Spiel freier Individuen gewor-
den ist. Aber selbst in dieser Enklave könnte man sich über das »Elend der Welt«
informieren86. Aus dieser selbstverschuldeten Isolation heraus ist verantwortungs-
volle Gesellschaftsgestaltung unmöglich.
Das Dokument »Grüne Marktwirtschaft« ist ein typisches Erzeugnis jener
Sprache, die Stephan Kaufmann »Power-Speak« nennt: »Es ist die Sprache der
Macht. Sie trägt Anzug und fordert Respekt, keine Freundschaft, sie verheißt
Macht und Geld … Power-Speak erhebt seine Sprecher zu Experten und entlässt
sie gleichzeitig aus der Verantwortung… Als bloß Ausführende der Welt-Ma-
schine tragen sie keine Schuld. Ihre Aufgabe ist es nur, den Wandel voranzutrei-
ben, weil (!) er ohnehin läuft.«87
84 Ebenda.
85 Gerd Mielke: Solidarische Bürgergesellschaft – neues Leitbild oder Leerformel. In: Berliner Republik, Heft
3/2007, S. 65.
86 Pierre Bourdieu und andere: Das Elend der Welt. Zeugnisse und Diagnosen alltäglichen Leidens an der Gesell-
schaft. Konstanz 1997. Vgl. auch: Franz Schultheis, Kristian Schulz (Hg.): Gesellschaft mit begrenzter Haftung.
Zumutungen und Leiden im deutschen Alltag. Konstanz 2005.
87 Stephan Kaufmann: Der Sound des Sachzwangs. In: Blätter für deutsche und internationale Politik, Heft 3/2006,
S. 371.
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Natürlich gibt es auch im Konzept der »grünen Marktwirtschaft« Anknüp-
fungspunkte für linke Politik. Aber sie bleiben randständig. Kurz nach dem Kon-
zept der Parteiführung erschien ein Gegenkonzept »Grüne Wirtschaftspolitik:
Mehr als nur Markt« von Winfried Hermann, Bärbel Höhn, Thilo Hoppe, Jens
Kendzia, Markus Kurth, Jürgen Trittin und Barbara Unmüßig.88 Vergleicht man
die beiden Konzepte, so werden die Differenzen innerhalb der Partei deutlich. Wo
die »grüne Marktwirtschaft« das Thema globaler Gerechtigkeit vor allem als »fai-
ren Zugang zum Welthandel« thematisiert, schreibt Jürgen Trittin in einer Kurz-
fassung für die FAZ: »’Ökologische Gerechtigkeit’ in globaler Perspektive heißt
vor allem, dass die Wachstumschancen und die Lasten der Umstellung unserer
Wirtschaftsweise gerecht verteilt werden.«89
Für die Autoren der »grünen Marktwirtschaft« stellt sich die globale Welt vor
allem so da: »Im digitalen Zeitalter sind die Menschen permanent vernetzt, neh-
men dadurch Wissen schneller auf und sind somit schneller im Austausch mitein-
ander.«90 Jürgen Trittin formuliert dagegen: »Für Kapital, Güter und wohlhabende
Menschen sind heute die Grenzen verschwunden. Für Arme werden sie immer
schärfer bewacht um den Preis ihres Todes durch Ertrinken in den Meeren oder
Ersticken in Containern.«91 
All dies ist nicht nur eine Frage der Sprache, sondern auch der politischen
Richtung. Wo die einen von »der« Marktwirtschaft sprechen, sieht der andere
(auch) Kapitaleigentümer, multinationale Großunternehmen am Wirken und ver-
weist auf Interessen der Konsumenten und Kleinanleger. Wo die einen nur von
Rahmenbedingungen des Marktes reden und die »altlinke Überschätzung staatli-
cher Planungs- und Steuerungsfähigkeit«92 kritisieren, fordert der andere eine
»sichtbare Hand«, die »verbindliche Reduktionsziele, Verbrauchsobergrenzen, …
Umstellungsziele, politisch koordinierte Planungssicherheit …«93 setzt. Zudem in-
sistiert Jürgen Trittin auf der Verbindung von ökologischem Umbau »mit der eher
klassischen Perspektive der Verteilungsgerechtigkeit im nationalen Maßstab«94.
Noch deutlichere Kritik an dem Konzept der Fraktionsführung um Fritz Kuhn
übten die Autoren des Papiers »Solidarisch Wirtschaften. Grüne Wirtschafts-
demokratie statt Grüner Marktwirtschaft«. Dem »grünen Kapitalismus« stellen
sie eine »ökologisch-soziale Wirtschaftsdemokratie« gegenüber, in der Politik
grundsätzlich vor Wirtschaft kommt und deren äußere Rahmenbedingungen und
interne Regeln demokratisch, öffentlich-transparent und verbindlich setzt. Wirt-
88 Grüne Wirtschaftspolitik: Mehr als nur Markt. Winfried Hermann, Bärbel Höhn, Thilo Hoppe, Jens Kendzia,
Markus Kurth, Jürgen Trittin, Barbara Unmüßig (http://www.baerbel-hoehn.de/cms/default/dokbin/178/178852.
langfassung_wirtschaftspapier.pdf).
89 Jürgen Trittin: Die sichtbare Hand. In: FAZ, 2. Juli 2007, S. 7.
90 Grüne Marktwirtschaft, a. a. O., S. 7.
91 Jürgen Trittin, a. a. O.
92 Grüne Marktwirtschaft, a. a. O., S. 5.
93 Jürgen Trittin, a. a. O.
94 Ebenda.
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schaft findet in der Gesellschaft statt. Nicht der scheinbare Automatismus der »un-
sichtbaren Hand des Marktes« kann Leitprinzip Grüner Wirtschaftsdemokratie
sein, so die Autoren, sondern vielmehr »die für jedermann/frau sicht- und demo-
kratisch beeinflussbare Gestaltung wirtschaftlicher und sozialer Prozesse.«95 Im
Juni 2007 ist Rüdiger Sagel aus der Partei Die Grünen ausgetreten.
Der Rückblick auf die Rot-Grüne-Regierungskoalition und Aspirationen eines
Teils ihrer jetzigen Führung für Schwarz-Grün sollte nicht blind machen für die
Tatsache: Auch innerhalb der Partei Die Grünen gibt es (immer noch) Potentiale
für einen linken Richtungswechsel. Sie sind wesentlich auch durch jenen Teil der
Wählerschaft bedingt, der keinesfalls marktzentriert denkt und handelt – den »kri-
tischen Bildungseliten«.96 Aus einer Alibi-Funktion der Linken (Rüdiger Sagel)
könnte auch wieder reale Politik werden. Die Niederlage der Parteiführung der
Grünen auf dem erzwungenen Sonderparteitag im September 2007 zum Afghani-
stan-Einsatz der Bundeswehr ein Signal neuer Konflikte.
Seit 2006 ist der Einfluss der Parteilinken bei den Grünen, wie Jochen
Weichold feststellt, wieder stärker geworden. Dies zeige sich in den Diskussion
zum Afghanistan-Einsatz der Bundeswehr, dem Grundeinkommen/der Grundsi-
cherung und der Wirtschaftspolitik. In Fragen von Bürgerversicherung, Kernener-
gie, Bürgerrechten und Demokratie sowie gesetzlichem Mindestlohn gäbe es
wichtige Übereinstimmungen der offiziellen Positionen der Grünen und der Lin-
ken.97
Eine neue soziale und ökologische Politik und ein anderes wirtschaftliches
Wachstum sind vereinbar
Dem Bündnis für einen sozialen Richtungswechsel steht in der Bevölkerung vor
allem ein Vorurteil im Wege – eine soziale Politik sei zwar humaner, aber wirt-
schaftlich notorisch kontraproduktiv. Es ist den Neoliberalen gelungen, eine ihrer
zentralen Thesen durchzusetzen: Spätestens im Zeitalter »der Globalisierung«
würden Wirtschaft und Soziales in einem Gegensatzverhältnis zueinander stehen.
Was dem einen nütze, schade dem anderen. Diese Ideologie ist zum herrschenden
Zeitgeist geworden. Mehr noch: Es gilt bei sehr vielen die Überzeugung, dass
Freiheit mit einem Weniger an Gerechtigkeit bezahlt werden müsse. Ein fürsorg-
licher Staat erscheint als Staat der Unfreiheit (Grafik 6). Menschlichkeit, so die
Botschaft, geht auf Kosten von Wohlstand. Und gleichzeitig, so ist mit Besorgnis
95 Grüne Wirtschaftsdemokratie statt der »unsichtbaren Hand des Marktes« (Kritikpapier zum »AutorInnenpapier:
Grüne Marktwirtschaft«) von Werner Hager, Rüdiger Sagel, Robert Zion, Hubertus Zdebel, Jürgen Klippert (18.
April 2007) (http://www.sagel.info/solid_wirtsch_lang.pdf).
96 Vgl. zur Wählerschaft der Grünen auch den Beitrag von Dietmar Wittich in diesem Band.
97 Jochen Weichold: Quo vadis, Grüne? Sieben Thesen zur Entwicklung der Grünen. Ms. 2007, S. 9 f.
291
festzustellen, verliert die Freiheit dadurch, dass sie mit Marktfreiheit identifiziert
wird, an Unterstützung.98
Grafik 6: Fürsorglicher und iberaler Staat im Vergleich
Bevorzugen Sie einen fürsorglichen Staat mit viel Bürokratie und hohen Steuern, der sich
dafür um seine Bürger kümmert und in die Wirtschaft eingreift, sobald es Schwierigkeiten
gibt, oder einen liberalen Staat mit wenig Bürokratie und niedrigen Steuern, der sich aus
der Wirtschaft heraushält ud nur die notwendigsten Absicherungen für die Bürger über-
nimmt (in prozent), FAZ vom 16. Mai 2007, S. 5.
Ist es aber überhaupt richtig, dass wirtschaftlicher Erfolg sozial negative Auswir-
kungen haben muss? Ist ein Mehr an Gerechtigkeit und Gleichheit zwangsläufig
ein Weniger an Freiheit? Gibt es Sachzwänge, die große gesellschaftliche Grup-
pen dazu verdammen, in Armut zu leben? Sind sinkende Löhne und Steuern der
Preis für Wettbewerbsfähigkeit? Wer sich wirksam für einen sozialen Richtungs-
wechsel in der Bundesrepublik einsetzt, muss diese Annahmen widerlegen. Denn
eines gilt auch heute: Mehrheiten für eine andere Politik hängen davon ab, dass
diese Mehrheiten davon überzeugt sind, dass sich diese andere Politik für sie und
die Gesellschaft insgesamt auch wirtschaftlich lohnt. Der Kampf um Hegemonie
hat hier seinen Prüfstein.
Die These, dass Mehrheiten für einen Richtungswechsel der Politik geschaffen
werden können, hat eine Voraussetzung: Ein sozialökologischer Entwicklungs-
pfad ist überhaupt möglich. Es kennzeichnet den Zeitgeist, dass eine solche An-
nahme überhaupt der Begründung bedarf. Es zeigt den Stand neoliberaler Hege-
monie, dass die »Lebenslügen« des Neoliberalismus (Umverteilung nach oben
98 62 Prozent würden heute der folgenden Position zustimmen: »Kürzlich sagte uns jemand: ›Ich frage mich, was
das für eine Freiheit sein soll, in der Millionen arbeitslos sind, immer mehr Leute von Sozialhilfe leben müssen
und die Großindustrie Rekordgewinne macht. Auf so eine Freiheit kann ich verzichten.‹ Würden Sie das auch sa-
gen, empfinden sie das auch so, oder würden Sie das nicht sagen?« 2002 haben 53 Prozent diese Auffassung un-
terstützt (FAZ, 18. Juli 2007, S. 5).
292
schaffe Wohlstand und Wachstum, Privatisierung sei effizient, Deutschland habe
zu hohe Löhne und Steuern) zu »Lebenslügen« nicht nur der konservativen Volks-
partei CDU (so Jürgen Rüttgers im August 2006), sondern auch des gesamten Par-
teienkartells von CSU bis zu den Grünen geworden ist, von den Medien und der
Mehrheit der »Think tanks« ganz zu schweigen. Wie zu zeigen sein wird, werden
diese Thesen aber weder durch die Entwicklung der letzten fünfzehn Jahre noch
durch wissenschaftliche Zukunftsszenarien bestätigt. 
Aus der Analyse der letzten Jahrzehnte wie aber auch der Zukunftsszenarios
lassen sich Elemente eines Richtungswechsels begründen, der auch deshalb so
entscheidend ist, weil sonst die Gefahren von Kriegen, Terror, Umweltkatastro-
phen, sozialer Desintegration und Zerfall der demokratischen Ordnungen sehr
schnell zunehmen können. Wie ein Menetekel deuten viele Zeichen auf Entwick-
lungen, die jenen des ausgehenden 19. Jahrhunderts vergleichbar sind und die da-
mals in ein Jahrhundert der Extreme (Eric Hobsbawm) mündeten.99 Nur sind die
Gewalten des 21. Jahrhunderts, die es zu bändigen gilt, ungleich größer. 
Alternative Wege der letzten fünfzehn Jahre
Die Annahme, dass es unterschiedliche Entwicklungspfade geben könne, schien
spätestens durch den Zusammenbruch des Staatssozialismus ad acta gelegt. Mo-
dernisierung wurde wirksam mit Privatisierung, Abbau sozialstaatlicher Regulie-
rung und Steuersenkungen für die Oberschichten verbunden. Zur simplen An-
nahme wurde, dass Wachstum nur auf diesem einen Wege erzeugt werden könne:
Es seien allein Märkte, die in der Lage sind, Güter effizient zu verteilen. Sozial-
staat fördere parasitäres Suchen nach Gütern, die durch andere teuer bereitgestellt
werden. Umso mehr Vermögen in den Händen weniger konzentriert werde, die
dies im Unterschied zu den unteren Schichten nicht für wachsenden Konsum aus-
geben, umso mehr werde investiert. Dies schaffe dann Arbeitsplätze und daraus
entstehe Wohlstand für jeden. Man könnte es auf den Nenner bringen: Mehr Ka-
pitalismus tut gut!
Ein Rückblick auf die letzten fünfzehn Jahre zeigt, dass diese Annahmen falsch
waren. Unter den entwickelten Ländern waren zwei Gruppen bezogen auf das
Wachstum des Bruttosozialprodukts besonders erfolgreich – die angelsächsischen
Staaten (USA und Großbritannien) einerseits und die skandinavischen Länder an-
dererseits. Wie Cornelia Heintze in einer Vergleichsstudie feststellt: »Es gibt in
Gestalt der skandinavischen Länder eine erfolgreiche Entwicklungsalternative
zum neoliberal-angelsächsischen Weg, dem Deutschland nacheifert… Wo andere
Länder der Herausforderung der neoliberal geprägten Globalisierung dadurch zu
entsprechen versuchen, dass sie sich in einen Abwärtswettbewerb mit anderen
99 Vgl. dazu im Detail: Michael Brie: Auswege aus selbstverschuldeter Barbarei. In: Michael Brie (Hrsg.): Schöne
neue Demokratie. Berlin 2007 (im Erscheinen).
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Ländern bei Steuern, Staatsausgaben und wohlfahrtsstaatlichen Errungenschaften
begeben, ist in den skandinavischen Ländern der breit ausgebaute Wohlfahrtsstaat
umgekehrt die Basis einer erstaunlich ausgewogenen Entwicklung der verschie-
denen gesellschaftlichen Teilsysteme. Er schafft die Voraussetzungen und flan-
kiert die Erschließung von Innovationspotentialen und er hält die erforderlichen
Ressourcen bereit, um entstehende Entwicklungsungleichgewichte zügig auszuta-
rieren.«100
Schon ein erster Vergleich des Wachstums von Bruttosozialprodukt und Löh-
nen zwischen Großbritannien, Schweden und Deutschland zeigt, dass in der Phase
des Finanzmarkt-Kapitalismus in allen Ländern die Löhne deutlich hinter der Stei-
gerung des Bruttosozialprodukts zurückbleiben (Grafik 16). Die Erhöhung des
ökonomischen Reichtums ist primär den Vermögenden zugute gekommen. In
Deutschland profitierten davon fast ausschließlich die Kapitaleigentümer101, in
Großbritannien und Schweden kam diesen das (deutlich höhere) Wachstum zu
siebzig Prozent und mehr zugute. 
Die starke Lohnzurückhaltung, die den deutschen Beschäftigten aufgezwungen
wurde, hat sich deshalb bis 2005 nicht wachstumsfördernd ausgezahlt, da die Ex-
porterfolge lange Zeit durch eine stagnierende oder sinkende Binnennachfrage des
Staats und der privaten Haushalte konterkariert wurden. Zudem wurde ein starker
Druck auf die anderen Länder der Europäischen Union in Richtung Lohnsenkung
ausgeübt. Während die Lohnstückkosten in Großbritannien von 1995 bis 2005 auf
fast 160 Prozent stiegen, in Italien 140 und in Frankreich 120 Prozent erreichten,
sind sie in Deutschland im gleichen Zeitraum sogar leicht gefallen (Grafik 7).102
Auch jetzt geht von der Binnennachfrage nur ein zu geringer Impuls für die Volks-
wirtschaft aus.
Eine hohe wie auch eine niedrige Staatsquote können gleichermaßen mit hohen
Wachstumsraten einhergehen. Wenn die staatlichen Ausgaben für soziale Siche-
rung aber gering sind, dann liegt die Last der Vorsorge für Gesundheit, Renten
usw. vor allem bei den privaten Haushalten. Dies aber zieht starke soziale Un-
gleichheit bei der Verteilung dieser Grundgüter des Lebens nach sich. 
100 Cornelia Heintze: Wohlfahrtsstaat als Standortvorteil. Deutschlands Reformirrweg im Lichte des skandinavi-
schen Erfolgsmodells. Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen 2005, S. 17.
101 Während die Löhne fast stagnierten, haben sich die Vermögen in Deutschland seit 1991 mehr als verdoppelt
(http://www.verdi-bub.de/standpunkte/archiv/armut).
102 Deutsche Löhne im EU-Vergleich. Bisher systematisch überschätzt. Böcklerimpuls 11/2006, S. 5.
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Grafik 7. Steigerung der nominalen Arbeitskosten und des Bruttosozialprodukts zwischen
1995 und 2005 in Prozent
Anders als oft behauptet, gibt es keinen empirischen Zusammenhang zwischen
Regulierung des Arbeitsmarkts und Beschäftigung. Absenkung des Lohnniveaus
der unteren Schichten ist keinesfalls eine zwingende Bedingung für den Kampf
gegen Arbeitslosigkeit, sie kann auch – und bei höherer sozialer Gleichheit –
durch ein relativ hohes Lohnniveau gerade der unteren Schichten erreicht werden.
Im internationalen Vergleich nimmt Schweden gemessen am Human-Poverty-In-
dex den ersten Platz ein. Dieser erfasst die Lebenserwartung, den Zugang zu Bil-
dung, würdigen Lebensstandard und das Maß sozialer Inklusion. Deutschland hält
noch Platz 6 und Großbritannien liegt nur auf Platz 15. Die Unterschiede sind gra-
vierend. Die auf diese Weise gemessene Armut ist in Großbritannien doppelt so
hoch wie in Schweden (Grafik 8).
Grafik 8: Human Poverty Index (Maß von Armut und Ausgrenzung)
(http://hdr.undp.org/hdr2006/statistics/documents/hpi_2.pdf)
Während die skandinavischen und angelsächsischen Länder gleichermaßen gute
wirtschaftliche Ergebnisse erzielen, sind die sozialen und ökologischen Effekte
des Modells gegensätzlich: Die skandinavischen Länder halten Arbeitslosigkeit
und Armut niedrig, während die USA und Großbritannien Erfolge bei der Be-
schäftigung mit wachsender Armut bezahlen (Tabelle 2). Selbst die These von
Eversen und Wren, dass die skandinavische Politik niedriger Arbeitslosigkeit und 
geringer sozialer Ungleichheit unvermeidlich mit hoher Staatsverschuldung ver-
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bunden sein müsse103, lässt sich nicht bestätigen. Solide Haushaltspolitik muss
nicht zur Ausgrenzung großer sozialer Gruppen führen. Auch dies ist nichts ande-
res als ein neoliberaler Mythos.
Tabelle 2: Elemente des skandinavischen, angelsächsischen und deutschen Modells im Ver-
gleich des letzten Jahrzehnts
Skandinavisches Angelsächsisches Deutschland 
Modell Modell
Wachstum mäßig bis hoch hoch niedrig bis mäßig
Arbeitslosigkeit mäßig bis niedrig mäßig bis niedrig mäßig bis hoch
Armut niedrig hoch wachsend
Öffentliche
Beschäftigung hoch niedrig mittel
Soziale
Sicherungssysteme öffentlich privat zunehmend gemischt
Das skandinavische Modell hat ähnlich hohe Wachstumsraten des Bruttosozial-
produkts und der Löhne wie Großbritannien und die USA. Gleichzeitig sichert es
ein weit höheres Maß an sozialer Gleichheit, ökologischer Nachhaltigkeit, Ge-
schlechterdemokratie, Bildung und Erziehung für alle. Es kann viel wirksamer Ar-
mut zurückdrängen, besonders auch die Kinderarmut. Die Schlussfolgerung der
empirischen Analyse ist eineindeutig: »Auch in Zeiten der Globalisierung schafft
es der skandinavische Wohlfahrtsstaat, Armut auf sehr niedrigem Niveau zu hal-
ten. Das angelsächsische Entwicklungsmodell impliziert dagegen ein hohes Maß
an ungleicher Einkommens- und Vermögensverteilung; die Armutsquote (nach so-
zialstaatlicher Umverteilung) ist deutlich bis vielfach so hoch wie in den skandi-
navischen Ländern.«104
Die deutsche Entwicklung ist dadurch gekennzeichnet, dass die Versuche, eine
radikale Wende hin zu einem angelsächsischen Weg durchzusetzen, nicht durch-
setzbar waren. Die Abwahl der SPD, aber auch das Scheitern des Versuchs, im
Jahre 2005 eine schwarz-gelbe Koalition zu bilden, zwingen den Eliten einen in-
konsistenten Mittelweg auf. Vorstöße in Richtung weiterer Privatisierung, Absen-
kung der Löhne und Renten, Förderung des Standortwettbewerbs sind nicht mehr-
heitsfähig und werden deshalb immer wieder konterkariert. So addieren sich die
Schwächen angelsächsischer Entwicklung (wachsende Armut und Spaltung der
Gesellschaft) mit allgemeiner Verunsicherung, die dazu führen, die Stärken dieses
Entwicklungspfads nicht freisetzen zu können.
103 Torben Iversen, Anne Wren: Equality, employment and Budgetary restrain. The Trilemma of Service Economy.
In: World Politics, Juli 1998 (50. Jg.), S. 507-546.
104 Cornelia Heintze: Wohlfahrtsstaat als Standortvorteil. A. a. O., S. 89.
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Schon die Entwicklung der letzten fünfzehn Jahre zeigte: Freiheit und Gleich-
heit, Innovation und geringe soziale Spaltung, Partizipation am gesellschaftlichen
Arbeitsleben und eine maßvolle Gleichheit der Einkommen, wirtschaftliches
Wachstum und ökologische Nachhaltigkeit, Effizienz und ausgebaute öffentliche
Dienstleistungen stehen keinesfalls zwangsläufig in einem antagonistischen
Verhältnis zueinander. Tatsache ist: Sie können in ein relatives positives Gleich-
gewicht gebracht werden. Neben dem angelsächsischen Weg gibt es auch den
skandinavischen. Die Machtverhältnisse und die Kultur eines Landes, einer Re-
gion, die Hegemonie, entscheiden darüber. Aktive Politik anstelle bloßer Marktre-
gulation kann Freiheit und Gleichheit auch in ein positives Verhältnis zueinander
setzen. So begrenzt diese Differenzen unter den Bedingungen einer neoliberalen
Globalisierung und des Finanzmarkt-Kapitalismus auch sein mögen, für die Be-
troffenen sind sie außerordentlich relevant.
Zukunft gibt es nur im Plural – alternative europäische Szenarien 
Erhellend ist aber nicht nur der Blick zurück, sondern auch der Blick nach vorn.
In den letzten fünfzehn Jahren wurden verschiedene Szenarien für die Entwick-
lung in der Europäischen Union erarbeitet.105 Szenarien haben die Funktion nach-
zuweisen, dass die Zukunft offen, aber nicht beliebig ist. Man kann wählen, aber
– anders als bei einem Bankett – nicht völlig willkürlich. Entscheidungen müssen
relativ konsistent sein, ansonsten blockieren sich die Stärken und addieren sich die
Schwächen. Man erhält dann alle Übel, ohne von den Vorteilen des einen oder des
anderen Modells zu profitieren. Im Folgenden sollen zwei solcher Szenari-
enansätze näher betrachtet werden. 
Erstes Szenario: Zwischen Öffentlichem und Privatem, Kooperation und Abgren-
zung
Dieses Szenario für die Europäische Union wurde 2003 vom Zentralen Planbüro
der Niederlande erstellt. Es differenziert entlang von zwei Kriterien – dem Maß
internationaler Kooperation bzw. des Beharrens auf nationaler Souveränität und
der Verteilung zwischen öffentlichen und privaten Verantwortlichkeiten. Ausge-
hend davon werden vier mögliche Varianten skizziert: (1) ein starkes Europa, (2)
ein Europa regionaler Gemeinschaften, (3) offene europäische Gesellschaften in
einer offenen globalen Wirtschaft und (4) ein Europa als Teil eines gemeinsamen
transatlantischen Markts mit den USA (Grafik 9). 
105 Ruud de Mooji, Paul Tang: Four Futures of Europe. Centraal Planbureau (o. J.), S. 103 f.
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Grafik 9: Vier Varianten nach Mooji und Tang (2004)106
(1) Das Szenario Starkes Europa geht davon aus, dass die Reformen des Sozial-
und Wohlfahrtsstaats darauf zielen, soziale Kohäsion zu erhalten und zu stärken,
dass die europäische Integration vorangeht, die Erweiterung erfolgreich war und
in Richtung Ost und Süd weitere Schritte der Kooperation vollzogen werden. Glo-
bal agiert die Europäische Union in diesem Szenario mit dem Ziel einer Verstär-
kung solidarischer globaler Kooperation und spricht hier mit einer Stimme. Steu-
erdumping und eine innereuropäische Konkurrenz durch Absenkung der sozialen
und ökologischen Standards werden verhindert und eine Spirale wird in Gang ge-
setzt, die diese Standards schrittweise erhöht.107
(2) Das Szenario Regionale Gemeinschaften nimmt an, dass auf die Probleme durch
eine relative Schließung und die Herausbildung von kleineren regionalen Gemein-
schaften innerhalb der EU reagiert wird, z. B. zwischen den reichen Staaten eines Ker-
neuropas. Um Krisen auszuweichen, wird weltweit eine Reihe von Handelsblöcken ge-
schaffen und die internationale Kooperation bleibt niedrig. Die Harmonisierung
innerhalb der regionalen Gemeinschaften wird in einer Weise vorgenommen, die eine
Anpassung an neue Gegebenheiten eher blockiert. Es wird versucht, Probleme von Mi-
gration durch Schließung und die der Ökologie durch Alleingänge zu lösen. Die Stan-
dortkonkurrenz verschiedener regionaler Gemeinschaften untereinander dominiert.
106 Ebenda, S. 177.
107 »The European Union develops a framework in which policy competition between member states can take
place. For instance, countries agree upon a minimum rate of corporation taxation and countries develop indi-
cators on social targets which effectively operate as a floor for policy competition.« Ebenda, S. 179.
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(3) Das Szenario Globale Ökonomie basiert auf der Annahme, dass die Versuche,
marktförmige Lösungen für die neuen Probleme zu finden, dominieren. Die Eu-
ropäische Union konzentriert sich auf ein stabiles Regelwerk für funktionsfähige
Märkte und Sicherheit. Die Ungleichheit wächst. Die Europäische Union ent-
wickelt sich dementsprechend vor allem als Freihandelszone, während die inter-
nationale Kooperation auf Gebieten, die über den Handel und die Freiheit der
Märkte hinausgehen, schwach bleibt. Modell einer solchen Entwicklung sind die
USA.
(4) Das Szenario Transatlantischer Markt geht von einer Schwächung der Institu-
tionen der Europäischen Union aus. Der Ausweg wird in einer starken Koopera-
tion mit den USA und der Schaffung eines gemeinsamen Marktes zwischen Eu-
ropäischer Union und NAFTA sowie Lateinamerika gesucht. Die Nationalstaaten
werden einem starken Wettbewerb untereinander ausgesetzt.
Die Autoren dieser Szenarien gehen – entgegen eigenen vorherigen Darstellungen
– davon aus, dass Liberalisierung und Privatisierung ein höheres Wachstum der
Arbeitsproduktivität und der Beschäftigung nach sich ziehen. Dabei zeigen die
oben dargestellten empirischen Vergleiche, dass auch auf diesen Feldern ein
»skandinavischer Weg« durchaus ähnliche Ergebnisse erzielt, auf vielen anderen
aber weit überlegen ist. Die Autoren wählen vier Dimensionen, um mögliche Er-
folge der genannten Varianten zu vergleichen: Arbeitsproduktivität, Beschäfti-
gung, Einkommensgleichheit und ökologische Nachhaltigkeit. Korrigiert man das
Modell der Autoren um diese Variablen, so ließe sich folgende Hypothese auf-
stellen: Variante 1 ist allen anderen Varianten in mindestens zwei Dimensionen
überlegen. Und die Varianten 1 und 2 sind den Varianten 3 und 4 entlang von öko-
logischer Nachhaltigkeit und sozialer Gleichheit überlegen (Grafik 10). 
Wenn dies richtig ist, dann ist die von der Bundeskanzlerin Angela Merkel im-
mer wieder vorgeschlagene Schaffung eines transatlantischen Marktes die
schlechteste aller hier skizzierten Lösungen. Wirtschafts- und gesellschaftspoli-
tisch geht es um die Alternative zwischen einem ökologischen Wohlfahrtsstaat
oder »einem Klassenstaat in der ›modernen‹ Art der neofeudalistischen Zwei-Drit-
tel- oder Drei-Fünftel-Gesellschaft mit integriertem und ausgegrenztem Teil der
Gesellschaft«108. Aber auch die Alternative einer kerneuropäischen Zusammenar-
beit ist langfristig einer starken und einheitlichen EU unterlegen. 
108 Karl-Georg Zinn: Die Zukunft eines qualitativen Keynesianismus in Europa, Forum Neue Politik der Arbeit,
26. September 2003 (http://www.forum-neue-politik-der-arbeit.de/docs/npa2-zinn.pdf).
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Grafik 10: Der Vergleich der Varianten bezogen auf die Dimensionen Arbeitsproduktivität,
Beschäftigung, Nachhaltigkeit und Einkommensgleichheit
Zweites Szenariomodell: Zwischen GRASG – BAMBU – SEDG
Innerhalb der Europäischen Union gibt es einen Kampf zwischen drei strategi-
schen Orientierungen der sozialökonomischen Politik – einer wachstumsorien-
tierten Strategie (GRASG: Growth Applied Strategy Scenario), einer Politik pro-
blembewusster Kontinuität (BAMBU – Business-As-Might-Be-Usual) und der
sozialökologischen Transformation (SEDG - Sustainable European Development
Goal) (Tabelle 3). Dabei ist zu beachten, dass eine radikale Wachstumsorientie-
rung und der Versuch, ohne Umsteuern die Probleme zu bewältigen, zu Schocks,
zu Katastrophen führen werden – sei es dramatischer Klimaveränderungen, der
Ausbreitung von tödlichen Epidemien, eine extreme Verknappung von Öl, Wasser











































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Entgegen allen Annahmen des Neoliberalismus unterscheiden sich diese
verschiedenen Szenarien nicht mit Blick auf das Maß von gesellschaftlicher und
technologischer Innovation und auch nicht durch gravierend unterschiedliche
Wachstumsraten, sondern primär in der Ausrichtung derselben. Die Autoren des
MOSUS-Projekts (Modelling Opportunities And Limits For Restructuring Europe
Towards Sustainability) stellen fest: «Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der
EU25 erhöht sich auf ein Bruttosozialprodukt je Einwohner im Jahre 2020, das um
vier Prozent höher ist im Szenario starker Nachhaltigkeit im Vergleich zum Ba-
sisszenario (des Weiter-So – M. B.).«110 Auch Zukunftsforscher kommen also zu
dem Schluss, dass Wachstum und Innovation in einem positiven Verhältnis zu so-
zialer Integration und ökologischer Nachhaltigkeit stehen können und angesichts
der Erderwärmung und der Erschöpfung der fossilen Brennstoffe auch müssen.
Extensive, ressourcenfressende Technologien werden in den nächsten Jahren
entwertet und mit ihnen die Unternehmen, die sie präferieren.111 Wie der Bericht
des früheren Chefökonoms der Weltbank Nicolas Stern zur Ökonomie des Klima-
wandels zeigt, werden die Kosten dieses Wandels, wenn er nicht zumindest stark
gebremst wird, in den nächsten zwei Jahrhunderten zwischen fünf und zwanzig
Prozent des Bruttosozialprodukts liegen.112 Um die heutige Konzentration von CO2
in der Atmosphäre zu stabilisieren, sind jährlich ein Prozent des globalen Brutto-
sozialprodukts (rd. 400 Mrd. Dollar) notwendig – bei einem gegenwärtigen glo-
balen Wachstum von über fünf Prozent jährlich und globalen Rüstungsausgaben
von 1200 Mrd. Dollar oder drei Prozent des globalen Bruttosozialprodukts ist dies
nicht sehr hoch. In einer Situation, in der ressourcenintensives Wachstum immer
direkter und kurzfristiger soziale Kosten erzeugt, die die Wachstumsgewinne auf-
fressen, wird die Überlegenheit nachhaltiger Entwicklung immer offensichtlicher
– selbst für den kurzen Zeithorizont alles Politischen!
110 Stefan Giljum, Friedrich Hinterberger, Andrzej Kassenberg, Ewa Âwierkula: MOSUS Policy recommendati-
ons. MOSUS Work Package 6, Wien, 21.4.2006, S. 16 (http://www.mosus.net/documents-reports.html). 
111 »Sarkastisch könnte man sagen: Die deutsche Automobilindustrie arbeitet am Drei-Liter-Auto, nur leider nicht
mit drei Liter Kraftstoffverbrauch, sondern mit drei Liter Hubraum im Flottendurchschnitt. Wenn sich die deut-
sche Automobilindustrie nicht bald etwas einfallen lässt, wird sie in zehn Jahren nicht mehr wirklich markt-
fähig sein.« Hans Joachim Schellnhuber, Direktor des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung, FAZ, 2.
März 2007, S. 37.
112 Stern Review: the Economics of Climate Change, S. VI ff. (http://www.hm-treasury.gov.uk/independent_re-
views/stern_review_economics_climate_change/stern_review_report.cfm).
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Reclaim the Public! Konturen eines neuen historischen Projekts
»Stell dir vor, es ist von Reichtum die
Rede – und die es hören, denken an 
Bildung und Kultur.
Stell dir vor, der Reichtum wächst und
niemand wird ärmer dabei.
Stell dir vor, der Reichtum wächst und
mit ihm Gerechtigkeit rund um die Erde.
Stell dir vor, der Reichtum wächst und
mit ihm die Freiheit für jede und jeden.
Dieter Klein113
»›Historisch progressiv‹«, so Wolfgang Fritz Haug im Historisch-kritischen Wör-
terbuch des Marxismus mit Verweis auf Antonio Gramsci, »ist eine Klassenfor-
mation dank ihrer geschichtlichen ›Produktivität‹, d.h. der von ihr getragenen Ex-
pansivität eines konkreten politisch-ökonomischen Regimes, dank dessen sie ›die
ganze Gesellschaft vorantreibt, indem sie nicht nur den existenziellen Erforder-
nissen nachkommt, sondern ihre Führungskräfte durch eine fortwährende Inbe-
sitznahme neuer industriell-produktiver Tätigkeitsbereiche erweitert‹ und so die
glaubhafte Erwartung individueller ›Lebensperspektiven‹ speist«114.
Welche Projekte können die Gesellschaft vorantreiben, ihren existentiellen Er-
fordernissen nachkommen und vor allem neue produktive Tätigkeitsbereiche er-
schließen und so die individuellen Lebensperspektiven vor allem jener Gruppen
erweitern, die einen solchen Richtungswechsel eventuell stützen würden? Die exi-
stentielle Bedeutung dieser Projekte dürfte kaum in Frage stehen, sind sie aber
auch produktiv? Schaffen sie mehr Freiheit, Selbstbestimmung, Bedingungen in-
dividuelle Kreativität und lebendiger Gemeinschaftlichkeit? Lässt sich auf ihnen
eine Kräfteformation gründen, die zu umgestaltendem Handeln fähig ist und auch
starke Konflikte auszuhalten vermag, oder ist die Realität tatsächlich »immun ge-
gen alle Versuche, unser Zusammenleben menschlicher zu gestalten«115? 
Gibt es die Möglichkeit, den Neoliberalismus und Finanzmarkt-Kapitalismus
durch »gegen-hegemoniale Praxen« herauszufordern, »die versuchen, die beste-
hende Ordnung zu zergliedern, um eine andere Form der Hegemonie zu etablie-
ren«116? Wenn es richtig ist, dass der »Gesellschaftshumus, auf dem die neue Linke
gedeihen kann, die durch kein glaubwürdiges ›informationsgesellschaftliches‹
113 Dieter Klein: Milliardäre – Kassenleere. Rätselhafter Verbleib des anschwellenden Reichtums. Berlin 2006, 
S. 233.
114 HKWM, Bd. 6/I, S. 14 f.
115 Zygmunt Baumann: Leben in der Flüchtigen Moderne. Frankfurt am Main 2007, S. 109.
116 Chantal Mouffe im Gespräch mit Elke Wagner. In: Heinrich Geiselberger: Und Jetzt? A. a. O., S. 109.
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oder Globalisierungsversprechen mehr gezügelte epidemische Abstiegsangst und
die zunehmende Sorge über die beschleunigten zivilgesellschaftlichen Desinte-
grationsprozesse«117 ist – worin bestehen dann die positiven Antworten?
Wie kann der allgemeinen Unsicherheit begegnet werden, die für fast alle Bür-
gerinnen und Bürger dadurch entstanden ist, dass soziale Gruppen geschaffen
wurden, denen der Zugang zu den Grundgütern eines würdigen Lebens versperrt
ist? Wie kann die »politische Ökonomie der Ungewissheit« (Zygmunt Baumann)
überwunden werden, die aus Deregulierung der Wirtschaft entstanden ist und ein-
greifendes Handeln so schwer macht?118
Worin könnten Projekte bestehen, die das breitere soziale Unten und die unte-
ren Mittelschichten der bedrohten Arbeiterinnen und Arbeiter sowie der Ange-
stellten mit jenen Gruppen verbindet, die als »etabliertes Bürgertum« und »kriti-
sche Bildungseliten« bezeichnet werden? Welche Beziehung haben sie zu einer
»solaren Revolution« und dem solidarischen Einsatz für globale soziale Rechte?
Und wie sichert all dies den Übergang vom neoliberalen Autoritarismus, der De-
regulierung und Privatisierung als »Sachzwänge« vorantreibt, zu ernsthafter De-
mokratisierung und breiter Partizipation?
Wer sich dem Unterschichten-Problem, der Frage von Subproletariern der Ge-
genwart ernsthaft stellen will, muss zugleich die Machtausübung, die Sozial- und
die Wirtschaftspolitik verändern. Lutz Brangsch schreibt dazu: »Wir werden zu-
nehmend mit einer Desintegration der Gesellschaft auf der einen und Tendenzen
wachsender Repression auf der anderen Seite konfrontiert sein. Vor diesem Hin-
tergrund ist die Zusammenführung von Forderungen nach Demokratisierung als
politischem, nach der Durchsetzung armutsfester sozialer Sicherungssysteme als
sozialpolitischem und aktiver Beschäftigungs- und Strukturpolitik als wirtschafts-
politischem Eckwert notwendig. Ein entwickeltes Netz öffentlicher Leistungen,
die diskriminierungs- und repressionsfrei angeboten werden (Bildung, Kultur,
ÖPNV…), ist ein entscheidendes Moment einer derartigen Gegenstrategie.«119
Wenn dies stimmt, dann könnte das wichtigste gemeinsame Projekt einer so-
zialökologischen Transformation die Erneuerung der öffentlichen Sektoren sein.
Dazu würden der Ausbau einer demokratischen Gemeinwirtschaft, die Gestaltung
von Bildung, Kultur, Gesundheitsvorsorge und Pflege als Kernaufgaben lebendi-
ger Gemeinwesen und Rückgrat selbstbestimmter Gestaltung des individuellen
und partnerschaftlichen Lebens gehören. Sie stellen das eigentliche »Kerngerüst«
eines Lebens in Freiheit dar.120
117 Ingar Solty: Transformation des deutschen Parteiensystems und europäische historische Verantwortung der
Linkspartei. A. a. O., S. 341.
118 »Heute, in der Ära eines triumphierenden Kapitalismus … darf man sagen, der Rest der menschlichen Gesell-
schaft kann nur dann von seinem Angstmilieu, von der sie umgebenden Furcht und Ohnmacht befreit werden,
wenn ihr ärmster Teil aus seiner Not befreit wird.« Zygmunt Baumann: Die Krise der Politik. Fluch und Chance
einer neuen Öffentlichkeit. Hamburg 2000, S. 251.
119 Lutz Brangsch: Perspektiven des Sozialen – Strategische Fragen. Von der Produktion der »Unterschicht« in
Deutschland - Warum gerade jetzt diese Diskussion? RLS, Dezember 2006 (http://www.rosalux.de/cms/ in-
dex.php?id=4613).
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Reclaim the Public! – »Eignet Euch das öffentliche Gemeinwesen wieder an! –
so könnte die gemeinsame Losung der vielfältigen Kräfte für den sozialökologi-
schen Richtungswechsel lauten. Dabei würde sich zeigen, dass dies zugleich die
Grundlage einer innovativen und dynamischen Wirtschaftsentwicklung ist, die die
Gesellschaft integriert und Natur bewahrt.
Für eine neue Gemeinschaftlichkeit
Der Neoliberalismus hat die Entstehung eines Kapitalismus legitimiert, für den
alle gesellschaftlichen Zusammenhänge und alle Formen menschlichen Lebens
nur dann ein Recht auf Dasein haben, wenn sie der Verwertung dienen. Es muss
sich »rechnen«. Ob Bildung oder Kultur, ob Formen partnerschaftlichen Zusam-
menlebens oder das Zeitregime, alles und jedes wird daran gemessen, inwieweit
es den Standort stärkt, die Chancen auf dem Arbeitsmarkt verbessert, marktkon-
form ist. Es ist ein Disziplinierungsregime entstanden, das in jede Pore des Alltags
eingedrungen ist. Seine Maxime ist: Mach Dich verwertbar!
Der Neoliberalismus konnte sich nicht zuletzt deshalb durchsetzen, weil er den
Übergang »von der Gemeinschaft zur Gesellschaft« vollendet hat. Dies zeigt sich
an der weitgehenden Auflösung der traditionellen Familienbeziehungen. Es spie-
gelt sich wider in einer Situation, in der Schulen, Betriebe als positive Integrati-
onsinstanzen geschwächt sind oder diese Funktion ganz verloren haben. Es wird
sichtbar im Verschwinden vieler Orte erlebter Gemeinschaftlichkeit in den Kom-
munen, der Politik, der Kultur. Indem die Menschen sich aus den Fesseln dieser
oft autoritären und patriarchalen Institutionen befreiten, machten sie Platz – ei-
nerseits für »freie Märkte« und andererseits für »freie« Formen, sich neu zu ver-
binden. Es waren die Märkte, die sich durchsetzten.
Im Gefolge des neuen Kapitalismus ist ein Marktindividualismus (Alan Fox)
entstanden. Individuen sind gefordert, die sich selbst als »nicht-soziale Wesen«121
definieren und Beziehungen nur noch instrumentell eingehen. Alles steht unter
dem Vorbehalt der Nützlichkeit. Folge ist eine Spaltung der Gesellschaft »in die-
jenigen, die Individualismus und Unabhängigkeit miteinander vereinbaren kön-
nen, weil ihre soziale Stellung gesichert ist, und jene, die ihre Individualität als ein
Kreuz tragen, weil sie für einen Mangel an Bindungen und das Fehlen von Absi-
cherungen steht«122.
Schon Erich Fromm hatte die Ambivalenzen dieses Übergangs für den moder-
nen Menschen aufgezeigt: »Die Freiheit hat ihm zwar Unabhängigkeit und Ratio-
nalität ermöglicht, aber sie hat ihn isoliert und dabei ängstlich und ohnmächtig ge-
macht. Diese Isolierung kann der Mensch nicht ertragen, und er sieht sich dabei
120 Eine der wenigen deutschsprachigen Gesamtanalysen des Öffentlichen wird gegeben in: Stephan A. Jansen,
Birger P. Priddat, Nico Stehr (Hrsg.): Die Zukunft des Öffentlichen. Multidisziplinäre Perspektiven für eine
Öffnung der Diskussion über das Öffentliche. Wiesbaden 2007.
121 L. Dumont, zitiert in: Robert Castel: Die Metamorphose der sozialen Frage. Eine Chronik der Lohnarbeit. Kon-
stanz 2000, S. 403.
122 Robert Castel, ebenda, S. 412.
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vor die Alternative gestellt, entweder der Last seiner Freiheit zu entfliehen und
sich aufs neue in Abhängigkeit und Unterwerfung zu begeben oder voranzu-
schreiten zur vollen Verwirklichung seiner positiven Freiheit, die sich auf die Ein-
zigartigkeit und Individualität des Menschen gründet.«123
Welche positive Perspektive eröffnet sich, wenn man diese »Gesellschaft der
Individuen« (Robert Castel) von unten denkt? Wenn man die Interessen jener ins
Zentrum rückt, die ihre Individualität als bedrohliche Verunsicherung, Bezie-
hungslosigkeit, Ausgrenzung, ständige Abwertung und soziale wie kulturelle
Armut erfahren? Was ihnen fehlt, ist positive Sicherheit. Und woran mangelt es je-
nen, die – reich an sozialem, kulturellen und wirtschaftlichen Ressourcen – ihre
berufliche und private Flexibilität zu managen verstehen, um sich behaupten zu
können? Sie sind mit der Sinnlosigkeit konfrontiert, die in einer Existenz liegt, die
nicht solidarisch über sich selbst hinausweist.
Woher soll die Kraft für die überlebensnotwendige Revolution in unserem Ver-
hältnis zur Natur kommen? Wo können sich die Fähigkeiten bilden, sich erfolg-
reich dem Zerfall unserer Gesellschaften entgegenzustemmen? Was kann die so
unterschiedlichen Gruppen in diesem Land verbinden, wenn das nackte Interesse
des Überlebens in einer Marktgesellschaft sie auseinandertreibt?
Zähmung der parasitärsten Auswüchse und Stabilisierung sozialer Sicherheit 
Eine Erneuerung des Gemeinwesens könnte bei einem ganz einfachen Punkt an-
fangen, nämlich dort, wo es darum geht, die schlimmsten Auswüchse des herr-
schenden Marktradikalismus einzuschränken. Wenn gewinnbringende Unterneh-
men oder Unternehmensteile nur deshalb geschlossen werden, weil sie mit
Renditen von fünfzehn oder sogar fünfundzwanzig Prozent nicht mithalten, dann
muss dies verhindert werden. Dazu gehören Belegschaftsabstimmungen bei dro-
henden Betriebsschließungen genauso wie die Abschaffung der durch die Schrö-
der-Fischer-Regierung eingeführte Steuerfreiheit für Veräußerungsgewinne bei
Unternehmen, das Verbot von Sonderdividenden und sonstiger Kapitalentnahme
durch Investoren von Fonds und Beteiligungsgesellschaften wie aber auch die Be-
schränkung von spekulativer Kreditfinanzierung bei Unternehmensfusionen oder
Übernahmen.124
Der Neoliberalismus hat die Finanzwirtschaft von den Fesseln befreit, die ihr
nach dem Zweiten Weltkrieg aufgelegt wurden. Hier ist zugleich aber auch die
Achillesferse dieses neuen Kapitalismus. Wie Aglietta und Rebérioux betonen:
»Die Finanzwirtschaft ist der Hebel, um der Arbeitsgesellschaft zu einem neuen
Aufschwung zu verhelfen. Die Gesellschaft muss sich die Kontrolle über die Ver-
wendung des Sparkapitals aneignen, das die neoliberale Finanzdoktrin unter dem
Deckmantel des Shareholder-Value auf Abwege brachte. Aber diese Kontrolle
123 Erich Fromm: Die Furcht vor der Freiheit. München 2000, S. 7.
124 Joachim Bischoff: Zähmt die Heuschrecken. In: Sozialismus, Heft 3/2007, S. 23.
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kann nur wirksam sein, wenn das Unternehmen zu einer Institution wird, die
durch ein definiertes kollektives Interesse geleitet und von Initiativen der demo-
kratischen Beteiligung unterstützt wird.«125
Die parasitäre Entfaltung des Finanzmarkt-Kapitalismus basiert wesentlich
auch darauf, dass systematisch Unsicherheit für jede und jeden geschaffen wurde.
Deswegen sind die Einführung einer bedarfsorientierten Grundsicherung und die
Garantie armutsfester Renten Ecksteine einer Überwindung der jetzigen gesell-
schaftlichen Krise. Freiheit braucht Sicherheit, sonst ist sie nichts anderes als ver-
deckte oder offene Nötigung.
Für eine neue Vollbeschäftigung
Die Erneuerung der öffentlichen Dienstleistungen, der Ausbau öffentlich geför-
derter Beschäftigung, die Veränderung des Unternehmenssektors, der sozial-
ökologische Umbau, eine gerechte Verteilung von Arbeit sind die Bedingungen,
Erwerbsarbeit für alle möglich zu machen.126 Dieses Projekt, so die Kirchlich-Ge-
werkschaftliche Initiative, »wird Menschen das bieten, was sie wollen und brau-
chen – nicht irgendeine Arbeit, sondern gute Arbeit; also sichere Arbeitsplätze,
Einkommen für ein Leben ohne existentielle Sorgen, Schutz der Gesundheit, Mit-
bestimmung am Arbeitsplatz und im Unternehmen sowie Arbeit mit Sinn, Entfal-
tungsmöglichkeiten und Aufstiegschancen«127.
Eine solche Politik verlangt aber eine Veränderung der Wirtschaftspolitik, die
Konzentration auf beschäftigungswirksame Wachstumsfelder, Arbeitszeitverkür-
zung und gerechte Umverteilung von Arbeit, den Aufbau einer solidarischen Öko-
nomie von unten und den Ausbau und die Erneuerung des öffentliches Dienstes
und öffentlich geförderter Beschäftigung.128
Für die Erneuerung des öffentlichen Sektors
Immer wieder wird von einer Dienstleistungsgesellschaft gesprochen. Diese kann
sich als Dienstbotengesellschaft herausbilden, in der immer mehr Leistungen
durch eine gut verdienende und steuerlich entlastete Mittelklasse privat bezahlt
werden. Sie kann sich aber auch durch die Expansion eines öffentlich finanzierten
Sektors entwickeln, der diese Leistungen gemeinschaftlich für alle bereitstellt.
Letzteres würde auch bedeuten, den Charakter dieser Leistungen zu verändern
und die Mitwirkung der Betroffenen zu erhöhen.
125 Michael Aglietta, Antoine Rebérioux: Vom Finanzmarkt-Kapitalismus zur Wiederbelebung der sozialen De-
mokratie. Sozialismus-Supplement 3/2005, S. 35.
126 Die »Vollbeschäftigung« des fordistischen Zeitalters basierte auf der Spaltung zwischen männlicher Erwerb-
stätigkeit und Hausfrauenarbeit.
127 Kirchlich-Gewerkschaftliche Initiative: Soziale Ungerechtigkeiten als Herausforderung für Gewerkschaften
und Kirche.
128 Vgl. dazu das umfassende Projekt in: Dieter Klein: Zukunft statt ‚Reformen’: Arbeit für alle. Ein realistisches
Konzept. Berlin 2004.
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Heute wären damit sehr konkrete einzelne Projekte verbunden. Zunächst die
Verwandlung der Kindertagesstätten und Schulen aus Aufbewahrungs- und
bloßen Lehreinrichtungen und der Zurichtung von heranwachsenden marktfähi-
gen Unternehmern ihrer Arbeitskraft in Orte von Individualitätsentwicklung und
gelebter Solidarität.129 Dies wären Schulen, die Spiel und Arbeit, das offene Ge-
spräch und das konkrete Projekt verknüpfen, die nicht mehr das Lernen für das
spätere Leben in den Vordergrund stellen, sondern vor allem selbst sinnvolle Le-
bensorte im Hier und Jetzt darstellen. Kooperation und Solidarität, die Hilfe an-
derer Kinder und Jugendlicher und die solidarische Verantwortung füreinander
wären viel wichtiger als bisher. Schulen müssten zum Vorbild werden für eine Ge-
sellschaft, in der wir leben wollen. Jetzt werden immer mehr Schulen zu der
Schreckensvision jener Gesellschaft, vor der wir uns fürchten müssen.
Eine solche grundlegende Veränderung des Bildungswesens verlangt die Ein-
bettung der Kindertagesstätten und Schulen in lebendige Kommunen. Die Kom-
munalisierung von Energieversorgung, von Wasser und Abwasser, die Schaffung
einer Infrastruktur kurzer Wege, das notwendige Zusammenleben von immer
mehr Älteren mit immer weniger Jüngeren, die Schaffung von städtischen Räu-
men der Sicherheit und Angstfreiheit – dies alles drängt dazu, das kommunale Le-
ben neu zu organisieren: vom Nebeneinander zum Miteinander. Ein öffentlich
geförderter Beschäftigungssektor, der ergänzend zum privaten wie staatlichen Be-
reich gleichwertige Arbeitsverhältnisse bietet, hat hier seinen vornehmlichen Ort.
Aus der »Arbeitsbeschaffungsmaßnahme« als Entsorgung Überflüssiger würde so
Anerkennung und solidarische Leistung. Gerade auch für Ältere in einer älter wer-
denden Gesellschaft könnte dieser Non-Profit-Sektor, systematische und dauer-
hafte öffentliche Förderung vorausgesetzt, ein Bereich sein, der ihre besonderen
Fähigkeiten, Erfahrungen und Motivationen nutzt und ihnen Verwirklichungs-
möglichkeiten gibt.130
Soziale Dienstleistungen und eine hohe Beschäftigungsquote (gezielt auch von
Frauen) sind die Grundlage eines modernen Sozialstaats. Kindergrundsicherung,
der Übergang von monetären Transfers zur kostenlosen Leistungen vor allem für
Kinder und Jugendliche, aber auch im Kulturbereich insgesamt, die Förderung der
realen Vereinbarkeit von Beruf und Elternschaft und eine höhere Selbstbestim-
mung bei der Verfügung über Zeit sind wichtige Elemente einer Erneuerung des
Sozialen.131
Wenn wir nicht in einem Nebeneinander von Slums und den Ghettos der wohl-
habenden Mittelklassen landen wollen, dann gibt es Grund, den privaten Luxus
129 Vgl. dazu: Armin Bernhard: Bildung als Ware – Die Biopiraterie in der Bildung und ihr gesellschaftlicher Preis.
In: Utopie kreativ, Heft 197 (März 2007), S. 202-211.
130 Eckhard Priller: Dienstleistungen und die Älteren. In: Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte, Heft 9/2006, S. 38-
41.
131 Caren Lay: Abschied vom »Ernährermodell«. Zur Familien-, Sozial- und Arbeitspolitik der Neuen Linken. In:
Utopie kreativ, Heft 193 (November 2006), S. 1011-1014.
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der Wenigen durch den öffentlichen Luxus der Vielen abzulösen. Die Armut in
dieser Gesellschaft des Überflusses ist durch die Privatisierung dieses Überflusses
bedingt. Wo Schwimmbäder Eintritt verlangen müssen, wo Bibliotheken keine
Bücher mehr kaufen können, nicht mehr in den Wohnvierteln präsent sind und
dann noch Gebühren verlangen, um nicht völlig zu verkommen, wo Kulturhäuser
und Jugendklubs fehlen oder keine Betreuerinnen und Betreuer mehr haben, wird
die Gesellschaft gespalten. Die Konsequenzen sind fatal: »Die Einschränkung öf-
fentlicher, d.h. für alle Menschen gleichermaßen zugänglicher Räume (materieller
wie geistiger), entfremdet von der Gesellschaft, entzieht der Solidarität die Grund-
lage des gemeinsamen Erlebens sozialer Unterschiede, Ungleichheiten und Unge-
rechtigkeiten und verschiebt damit zwangsläufig das Verhältnis zur Ausgestaltung
sozialer Sicherung.«132 Dort, wo die öffentlichen Unternehmen privatisiert werden
und der Staat sich aus der Bereitstellung öffentlicher Dienste der Daseinsvorsorge
zurückzieht, ist der Weg in die soziale Apartheid vorprogrammiert.133 
Wie Mike Davis formuliert: »Letzten Endes ist die Stadt unsere Arche Noah, in
der wir das Umweltchaos des kommenden Jahrhunderts vielleicht überleben kön-
nen. Wirklich urbane Städte sind die umweltfreundlichste Art, mit der Natur zu
koexistieren, über die wir verfügen, weil sie öffentlichen Luxus an die Stelle pri-
vater oder innerfamiliärer Konsumption setzen können. Ihnen kann die Quadratur
des Kreises gelingen - die Verbindung zwischen einem nachhaltigen Umgang mit
der Umwelt und einem anständigen Lebensstandard. Schließlich wird sich Ihre
Bibliothek, wie groß sie auch sein mag, nie mit der New York Public Library mes-
sen können, und Ihr Swimmingpool, sei er noch so luxuriös, niemals mit einem
großen öffentlichen Schwimmbad ...«134
Aber auch die privaten Unternehmen werden sich ändern müssen. Die brutale
Unterordnung unter den Shareholder-Value verletzt ihren Status als Einrichtun-
gen, an denen auch ein öffentliches Interesse besteht – von Seiten der Beleg-
schaften, der Kommunen, der Kunden. Reclaim the Public heißt auch (Wieder-)
Aneignung der Betriebe. Einerseits erwarten sie Flexibilität, Kompetenz und Mo-
tivation ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, andererseits stellen sie die Vor-
aussetzungen dafür immer weniger bereit – lebenslange Weiterbildung, soziale
Einrichtungen, Beteiligung an den Betriebsentscheidungen. Dies verlangt aber
auch wieder mehr Einfluss auf die Kapitalkontrolle – schon deshalb, damit die
Kurzfristigkeit heutiger Finanzinvestoren gebremst wird. Mitbestimmung ist
tatsächlich kein Relikt.135
132 Lutz Brangsch: Grundsicherung: Ein vergessenes PDS-Konzept. In: Utopie kreativ, Heft 187 (Mai 2006), S.
422.
133 Birgit Mahnkopf: Globalisierung, Armut und Gewalt. In: Blätter für deutsche und internationale Politik, Heft
7/2006, S. 819.
134 Mike Davis: Planet der Slums. In Blätter für deutsche und internationale Politik 7/2006, S. 816.
135 Jürgen Kocka: Die Zukunft der Mitbestimmung. In: Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte, Heft 6/2006, S. 61.
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Die ökologische Wende
Die Erneuerung des Gemeinwesens kann auch ausgehend von der notwendigen
Revolution des Verhältnisses zwischen Mensch und Natur gestellt werden. Eine
Verringerung des Einsatzes von fossilen Energieträgern um drei Viertel oder des
Einsatzes von Primärrohstoffen um neun Zehntel ist nicht durch die technizisti-
sche Vervollkommnung der heutigen Produktions-, Konsumtions- und Lebens-
weise möglich. Gemeinschaftlichkeit der Nutzung, Langlebigkeit, Regionalisie-
rung und Kommunalisierung von Produktion und Verbrauch, Dezentralisierung
bei gleichzeitiger globaler kommunikativer Vernetzung gewinnen an Bedeutung. 
Gäbe es einen freien Wettbewerb darum, welche Unternehmensformen und
welche Standorte den ökologischen Erfordernissen am Besten angepasst wären,
würden viele Giganten der Gegenwart genauso erbarmungslos aussterben wie die
Saurier vor 65 Millionen Jahren. Dafür würde das Angebot von ökoeffizienten
Dienstleistungen, die Bereitstellung von Service und Funktion vor Ort und für den
konkreten Zweck und auf begrenzte Zeit prämiert werden.136 Egalitäre Naturnut-
zung, Regionalisierung, Durchsetzung des Konsens- und Suffizienzprinzips sind
mit dem Finanzmarkt-Kapitalismus unvereinbar und zugleich unverzichtbare Be-
dingungen einer solidarischen Nachhaltigkeit.137 Aber immer noch ist die ökologi-
sche Agenda nicht »umfassend mit den Fragen der sozialen Gerechtigkeit«138 ver-
bunden.
Die Rückkehr der Eigentumsfrage139
Der Finanzmarkt-Kapitalismus hat die Eigentumsordnung der Bundesrepublik
grundlegend verändert. Er hat die direkte und strikte Kontrolle der Vermögensbe-
sitzer, vertreten zumeist durch Finanzfonds, über die Unternehmen durchgesetzt
und den Staat radikaler als jemals zuvor seit 1945 den Interessen dieser Eigentü-
mer untergeordnet.
In den programmatischen Eckpunkten der Linkspartei heißt es: »In der Bun-
desrepublik verlangt das Grundgesetz, über Gesetze und Regeln sicherzustellen,
dass das Eigentum dem Gemeinwohl dient. Die Artikel 14 und 15 des Grundge-
setzes geben die Möglichkeit, der Zusammenballung von wirtschaftlicher Macht
zu politischer Macht entgegenzuwirken. Demzufolge können Schlüsselbereiche
der Wirtschaft in Gemeineigentum überführt werden. DIE LINKE erarbeitet
konkrete Vorschläge, wie bestimmte Schlüsselbereiche der Wirtschaft und der Da-
seinsvorsorge zum Wohle der Allgemeinheit in öffentliche Eigentumsformen
überführt werden müssen, um mehr demokratische Kontrolle und Gestaltung zu
136 Klaus Dräger: Sozial oder marktradikal? Die Zukunft der Dienstleistungen im Europäischen Binnenmarkt. In:
Sozialismus, Heft 1/2006, S. 9.
137 Ulrich Schachtschneider: Soziale Nachhaltigkeit als konkrete Utopie. In: Utopie kreativ, Heft 196 (Februar
2007), S. 138.
138 Anthony Giddens: Warum die Ökologie kein grünes Thema mehr ist. In: Berliner Republik, Heft 3/2006, S. 6
139 Vgl. dazu den Beitrag von Dieter Klein in diesem Buch.
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ermöglichen. DIE LINKE sieht im Vorhandensein unterschiedlicher Eigentums-
formen eine Grundlage für eine effiziente und demokratische Wirtschaft anstatt
den weiteren Weg der Privatisierung und Monopolisierung zu beschreiten.«140 Vor
allem wird auf die demokratische und gesellschaftliche Kontrolle der Rüstungs-
industrie, die Kommunalisierung einer dezentral zu entwickelnden Energie-
wirtschaft und gesellschaftliche Verantwortung für jene Wirtschaftsbereiche ver-
wiesen, »die auf Netze angewiesen sind und die Grundversorgung der Bevölke-
rung sicherstellen«. Das gelte »beispielsweise für die Bahn, für die Strom-, Gas-
und Wasserversorgung und den Telekommunikationsbereich«141. Die Bildung von
privaten Monopolen und privater Machtkonzentration soll staatlich verhindert
werden. 
Die Forderungen gehen aber darüber hinaus und betreffen Felder, die bei der
Linken nicht unbedingt mit Eigentumsfragen verbunden werden. Der Finanz-
markt-Kapitalismus kann nur überwunden werden, wenn die immer schnellere
Akkumulation von Geldkapital und Vermögenstiteln zurückgedrängt wird. Er-
sparnisse müssen in produktive Investitionen überführt werden, Unternehmen ihre
Selbständigkeit gegenüber den Kapitalgesellschaften bewahren können.142 Öffent-
liche Versicherungssysteme, ein öffentliches Banksystem mit starken Vorgaben
für die Ausreichung von Krediten und eine Unternehmensreform, die sie als öf-
fentliche Einrichtungen stärken, die vor allem jenen dienen, die in diese Betriebe
mehr als nur Geld hineingesteckt haben – nämlich Arbeit, Lebenszeit, Zukunft.
Vielleicht ist es aber auch an der Zeit, die ungeheuren sozialen und ökologi-
schen Herausforderungen mit einer fundamentalen Idee Saint-Simons zu verbin-
den – mit der Vergesellschaftung des Kredits bzw. mit der öffentlichen Verfügung
über den Kredit als gemeinschaftlicher Fonds, um den Unternehmen in einen in-
novations- und effizienzorientierten Wettbewerb treten143. Und es könnte der Punkt
kommen, wo sich Keynes’ Vermutung als unabweisbare Notwendigkeit zeigt:
»Ich denke mir…, dass eine ziemlich umfassende Verstaatlichung der Investitio-
nen sich als das einzige Mittel zur Erreichung einer Annäherung an Vollbeschäf-
tigung erweisen wird; obschon dies nicht alle Arten von Zwischenlösungen und
Verfahren ausschließen muss, durch welche die öffentliche Behörde mit der pri-
vaten Initiative zusammenarbeiten wird.«144 Die öffentliche Kontrolle über Inve-
stitionen und die Zinsentwicklung ist die Bedingung für die Überwindung des Fi-
nanzmarkt-Kapitalismus.
140 Programmatisches Gründungsdokument der Partei Die Linke (http://die-linke.de/partei/dokumente/program-
matische_eckpunkte/i_gemeinsam_fuer_eine_andere_politik/).
141 Oskar Lafontaine: Freiheit durch Sozialismus. In: FAZ vom 9. Juli 2007, S. 5.
142 Christoph Lieber: Politischer Quantensprung? Was ist neu an der neuen Linken. In: Sozialismus, Heft 3/2007,
S. 39.
143 Die saint-simonistische Lehre. In: Joachim Höppner, Waltraud Seidel-Höppner: Von Babeuf bis Blanqui. Fran-
zösischer Sozialismus und Kommunismus vor Marx. Bd. II: Texte. Leipzig 1975, S. 161 f.
144 John Maynard Keynes: Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes. Berlin 1955 (zit. in:
Rudolf Hickel: Keynes ist tot – Es lebe die Keynessche Theorie. In: Sozialismus, Heft 7-8/2006, S. 47).
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Partizipative Demokratie 
Die Demokratie hat ihren guten Ruf verloren, weil sie ganz offensichtlich nicht in
der Lage ist, eine Politik gegen Mehrheitsinteressen zu verhindern (Grafik 11).
Der alte Gesellschaftsvertrag wurde von oben aufgekündigt. Er hatte wachsenden
Wohlstand für alle gegen die Duldung einer vom Volk weitgehend unbehelligten
Elitenherrschaft beinhaltet. In dem Maße, wie die Interessen großer Bevölke-
rungsgruppen den Interessen der oberen Klassen und der Durchsetzung einer
marktradikalen Ordnung geopfert werden, steht zwangsläufig die Demokratie auf
dem Spiel. Ohne sozialen Gehalt wird ihre politische Form fragwürdig. Deswegen
war die Verallgemeinerung des Wahlrechts auch an den Aufstieg der Sozial- und
Wohlfahrtsstaaten gebunden. Deswegen stellten Deregulierung und Liberalisie-
rung auch Demokratieabbau dar: »Damit hat sich der Staat freiwillig seiner eige-
nen wirtschaftlichen Machtinstrumente entledigt und dem Markt überlassen…
Nahezu jede Privatisierung bedeutet auch die Preisgabe politischen Einflusses und
gesellschaftlicher Gestaltung.«145
Grafik 11: Zufriedenheit mit der Demokratie (ARD-DeutschlandTREND, November 2006)
Politischer Richtungswechsel setzt die Demokratiefrage in doppelter Weise auf
die Tagesordnung. Erstens der Form nach: Direkte Partizipation wird immer wich-
tiger.146 Die Bereitschaft zur Delegation sinkt und die Forderung wächst, über ple-
biszitäre Elemente, über die Erhöhung von Transparenz, Beteiligung und die Ver-
stärkung von Einspruchrechten Einfluss von unten her zu gewinnen. Zwar hat sich
ein breites Netzwerk von NGOs herausgebildet, doch sind die Möglichkeiten ge-
rade der unteren gesellschaftlichen Gruppen immer noch gering. Es fehlen dafür
zumeist die institutionellen und sozialen sowie kulturellen Voraussetzungen. Und
es mangelt an öffentlichen Räumen der Partizipation.
Zweitens steht die Demokratiefrage in Bezug auf die Reichweite der Demo-
kratie: in Gestalt der Wirtschaftsdemokratie147, der partizipativen Haushaltspolitik,
145 Gregor Gysi: Ende der Geschichte? Über die Chancen eines modernen Sozialismus. In: Utopie kreativ, Heft
198 (April 2007), S. 316.
146 Vgl. dazu das Projekt Partizipation der Rosa-Luxemburg-Stiftung unter Leitung von Lutz Brangsch
(http://www.brangsch.de/partizipation/).
147 Joachim Bischoff, Heinz J. Bontrup, Alex Demirovic, Jörg Huffschmid, Julia Müller, Michael Schumann: Wirt-
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der Demokratisierung der öffentlichen Daseinsvorsorge und der sozialen Siche-
rungssysteme. Die Krise des Neoliberalismus kann progressiv nur durch eine neue
Welle der Demokratisierung bearbeitet werden. 
Wie in Lateinamerika so wird sich auch in Europa und Deutschland zeigen:
»Die Rekonstruktion der politischen Demokratie wird nicht nur von ökonomi-
schen Basisprozessen und einer neuen Politik des sozialen Ausgleichs abhängen,
sondern auch von der Wiedererrichtung eines öffentlichen Raumes und staatlicher
Kompetenzen/Regeln, die die (ökonomisch und politisch) Mächtigen besser zu
kontrollieren vermögen.«148
Ein neuer Produktivitätspakt und eine neue Wachstumskonstellation
Die Revolution der Informations- und Kommunikationsmittel hat eine neue tech-
nologische Produktionsweise hervorgebracht. Aus der Globalisierung der Märkte
wird die Globalisierung der Fertigung und auch vieler Dienstleistungen. Informa-
tionsarbeit rückt in das strategische Zentrum und breitet sich aus. Netzwerkför-
mige Kooperation wird zu einer entscheidenden Produktivitätsressource.
Der Finanzmarkt-Kapitalismus versucht, diese Produktivitätspotentiale durch
die Verschärfung der klassischen Formen von Ausbeutung freizusetzen: Die Ka-
pitalmanager werden der unmittelbaren Ausrichtung am Aktienwert der Unter-
nehmen unterworfen – auf Kosten der langfristigen investiven Entwicklung des
Anlage- und »Human«-Kapitals. Bis hinein in jede Arbeitsgruppe wird der Markt-
druck weitergegeben und so die Intensität der Arbeit erhöht und die Arbeitszeit
ausgeweitet. Global und bis hinein in jede Region und jeden Betrieb werden die
arbeitenden Klassen gespalten in die »Leistungsträger« und die »working poor«.
Letztere werden aus Lohnarbeitern wieder zu Tagelöhnern – Zeitarbeitskräfte, ge-
ringfügig Beschäftigte, Arbeitnehmer mit befristeten Verträgen oder in unge-
schützten Verträgen, Leiharbeiter, Beschäftigte in 1-Euro-Jobs, Scheinselbstän-
dige. Die Staaten und Regionen werden in einen Standortwettbewerb gezwungen,
der gerade die Schwächeren unter ihnen zu Sozial- und Umweltdumping treibt.
Dadurch werden die Reproduktion und Integration dieser Gesellschaften unter-
graben. Der Freisetzung von Produktivität steht die Vernichtung von Produktivität
gegenüber.
Nur zwei einfache Beispiele. Ende Juli 2007 steckte ein Forstarbeiter auf der
kanarischen Insel Gran Canaria den Wald an, so wird berichtet, weil er hoffte, dass
so sein Dreimonatsvertrag durch die anfallenden Arbeiten verlängert werden
würde.149 Ein Jahrhundertschaden entstand. Das hat sich nun wirklich nicht »ge-
schaftsdemokratie. Alternative zum Shareholder-Kapitalismus. Hamburg 2006; Heinz J. Bontrup: Wirtschafts-
demokratie statt Shareholder-Kapitalismus. In: Utopie kreativ, Heft 186 (April 2006), S. 299-310; Alex De-
mirovic: Demokratie in der Wirtschaft. Münster 2007; Stefan Sjöberg: Collective Capital Formation as a Stra-
tegy for Economic Democracy – The cases of Germany and Sweden (http://www.rosalux.de/cms/fileadmin/
rls_uploads/pdfs/Themen/leftparties/pdfs/Sjoeberg_Vermoegen_e.pdf).
148 Dieter Boris: Linkstendenzen in Lateinamerika. Supplement der Zeitschrift Sozialismus 7-8/2007, S. 37.
149 http://www.rp-online.de/public/article/aktuelles/panorama/ausland/463195.
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rechnet«. Und in dem deutschen Bundesstaat Hessen, regiert durch Roland Koch,
steigt im Sommer die Arbeitslosigkeit auch deshalb, weil Lehrer mit befristeten
Halbjahresverträgen angestellt werden. Welche Würde können sie gegenüber den
Schülerinnen und Schülern ausstrahlen? Über welche Souveränität im Umgang
mit diesen können sie verfügen? Welche Geduld, welche Mühe, welches langfri-
stiges psychologisches Verständnis für die Kinder und Jugendlichen kann von ih-
nen erwartet werden?
Ein alternativer »Produktivitäts-Pakt«, der die Potentiale der neuen technologi-
schen Produktionsweise umfassend freisetzt, bedarf »einer erweiterten gesell-
schaftlichen Regulierung und eines Eingriffs gegenüber dem prinzipiell maßlosen
Verwertungstrieb des Kapitals …, d. h. es bedarf einer Relativierung gerade die-
ses kapitalistischen Charakters der Produktionsverhältnisse«150. Dazu gehören
nach Stephan Krüger die oben schon dargestellten Veränderungen in der Eigentü-
merstruktur, die Verschiebung des Kräfteverhältnisses zugunsten der Lohnarbeiter
und eine Erneuerung der öffentlichen und Non-Profit-Sektoren. 
Die gegenwärtig gute Konjunktur in Deutschland wird erstmalig seit langem
auch zu einem beträchtlichen Teil von einer wachsenden Binnennachfrage getra-
gen. Dies kann ein guter Ausgangspunkt sein, um offensiv das Thema der Um-
verteilung als Bedingung einer neuen Wachstumskonstellation auf die Tagesord-
nung zu stellen – durch das Anheben der Löhne und insbesondere der unteren
Einkommen (einschließlich der Einführung eines Mindestlohns), durch den Aus-
bau des öffentlichen Sektors, durch eine sozialökologische und regionale Struk-
turpolitik, die auf eine langfristige Umstellung der Produktions-, Infrastruktur-
und Konsumtionsbedingungen zielt.
Eine soziale und friedensorientierte Wende in der Europäischen Union
Die europäischen herrschenden Klassen haben mit dem Projekt des »einheitlichen
europäischen Binnenmarkts« seit den achtziger Jahren vor allem die negative In-
tegration Europas vorangetrieben: »An die Stelle der ›positiven‹ Integration durch
Gestaltung gemeinsamer Rahmenbedingungen für die Konkurrenz trat somit die
›negative Integration‹ durch Beseitigung aller Marktschranken ohne weitere Ver-
gemeinschaftung. Aus Leistungswettbewerb wurde Standortwettbewerb.«151 Und
dieser führt zu einer Unterbietungskonkurrenz der Länder und Regionen gegen-
einander durch Senkung der sozialen und ökologischen Standards. Sie resultiert in
der Unterordnung der Politik unter die entfesselte Wirtschaft. Ohne europäische
Gerechtigkeitspolitik kann auch ihre Wirtschafts- und Innovationspolitik nicht er-
folgreich sein.152
150 Stephan Krüger: Anforderungen an gewerkschaftliche Betriebspolitik. Einordnung in aktuelle Entwick-
lungstendenzen der Kapitalakkumulation. In: Sozialismus, Heft 1/2007, S. 29.
151 Jörg Huffschmid: Die neoliberale Deformation Europas. In: Blätter für deutsche und internationale Politik, Heft
3/2007, S. 310.
152 Anthony Giddens: Die Zukunft des Europäischen Sozialmodells. In: Berliner Republik. Heft 1/2006, S. 24.
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Die Veränderung der europäischen Politik ist eine Bedingung für einen Rich-
tungswechsel in Deutschland. Wie Gabi Zimmer formuliert: »Die EU-europäische
Integration muss also von links aus politisch (mit)gestaltet werden.«153 Der Kampf
um eine verstärkte Zusammenarbeit bei der Rahmensetzung für höhere soziale
und ökologische Standards ist dringend erforderlich. Dazu gehört vor allem eine
Sozialunion, die zum einen Mindeststandards festlegt und zum anderen – in Ab-
hängigkeit vom jeweiligen wirtschaftlichen Entwicklungsstand – einen Korridor
sozialer Standards fixiert, der nach unten nicht unterschritten werden darf und bei
ökonomischen Fortschritten nach oben angehoben werden muss.154 Es geht um
eine »EU-weite Wirtschaftspolitik …, die ein Gegengewicht zur Macht des Kapi-
tals schafft und nachhaltiges Wachstum, die Schaffung von Arbeitsplätzen und die
Umverteilung des Reichtums von oben nach unten fördert sowie eine europaweite
Regional- und Strukturpolitik EZB demokratisch legitimiert«155.
Eine friedensorientierte Politik der EU, die sich von der militärischen Logik
verabschiedet und Europas Stärke als Zivilmacht zur Geltung bringt, ist die Kehr-
seite und zugleich die Bedingung einer sozialen Wende. Mohssen Massarat nennt
in diesem Zusammenhang ein alternatives Irakkonzept, ein friedenspolitisches
Gesamtkonzept für den Nahen und Mittleren Osten als Raum gemeinsamer Si-
cherheit und Entwicklung sowie die Stärkung der OSZE sowie der Übergang zu
einer Weltwirtschaftsordnung, basierend auf regenerativen Energien und solidari-
scher Kooperation.156
Radikale Realpolitik
Die Krise des Neoliberalismus erzeugt eine Situation größter Unsicherheit. Auf
der einen Seite wurde durch Teile der herrschenden Klassen ein Zyklus von Ent-
zivilisierung, Entdemokratisierung und Barbarisierung ausgelöst. Weder Krieg
noch Folter sind tabuisiert. Imperiale Macht wird als »öffentliches Gut« legiti-
miert. Der entfesselte Kapitalismus wird von der Entfesselung der staatlichen und
außerstaatlichen Gewalt begleitet und befördert sie. Elemente totalitärer Herr-
schaft bilden sich in immer schnellerem Maße heraus. Nichts kann mehr als ga-
rantiert gelten.
153 Gabi Zimmer: Worüber streiten wir? Über Inhalte, Wege und Politikstile, um linker Politik zu nachhaltigem
Gewinn an Wirksamkeit zu verhelfen? (http://www.gabi-zimmer.de/aktuell_8.php).
154 André Brie: Die erneuerte deutsche Linke wird europäisch oder nicht sein. Ein soziales Europa oder kein Eu-
ropa. Das ist die Frage, das ist die Antwort (http://www.andrebrie.de/pds/dok/2007/20070216_Thesen_Eu-
ropa_rls.pdf, S. 9).
155 Stellungnahme des Forums Soziales Europa. Europäisches Netzwerk von GewerkschafterInnen »Auf dem Weg
zu einem neuen europäischen Sozialmodell« (http://www.wissentransfer.info/wissen).
156 David Harvey, Mohssen Massarat: Globalisierung und neuer Imperialismus. Supplement der Zeitschrift Sozia-
lismus 3/2004, S. 30 ff.
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Die Aushöhlung und Destabilisierung der vorhandenen Institutionen, Einstel-
lungen und Verhaltensweisen führt zu einer latenten Chaotisierung. Die »Aus-
schläge« gegenüber der früheren »Normalität« nehmen zu. Die Gefahren enormer
Rückschritte wachsen. Zugleich entstehen aber auch Chancen, verändernd einzu-
greifen, neue Bündnisse zu bilden, die heutigen Eigentums- und Machtstrukturen
auch praktisch in Frage zu stellen und eine andere Politik einzuleiten. Noch hat
die Linke zumindest in Europa nicht wirklich begriffen, dass sie eine neue Ver-
antwortung hat und ihr neue Aufgaben zuwachsen. Was die neoliberale Elite
schon lange weiß: In Zeiten der Unsicherheit ist auch das vorher Denkunmögliche
möglich – oft auf völlig unerwartete und überraschende Weise.
Die Voraussetzungen für einen gesellschaftspolitischen Richtungswechsel kön-
nen geschaffen werden. Dazu bedarf es vieler Akteure. Die Partei DIE LINKE ist
nur einer davon – jedoch ein wichtiger. Wie aber ist die Linkspartei selbst darauf
vorbereitet, zu einem Richtungswechsel erfolgreich beizutragen? Dies muss sich
erst noch zeigen. Wird sie es lernen, erfolgreich gegen den Wind zu segeln und
ihren Kurs selbstbewusst zu bestimmen und zu halten – zielend auf den dringend
notwendigen Richtungswechsel der Gesellschaftspolitik in Deutschland und Eu-
ropa?157
Dazu bedarf es der Kunst radikaler Realpolitik. Diese Verbindung von Radika-
lität und Realismus knüpft an jene Suche nach einer neuen Politik an, wie sie Rosa
Luxemburg im ausgehenden 19. Jahrhundert begann, um den Gegensatz zwischen
heute und hier wirkenden Reformismus und dem Warten auf die Revolution zu
überwinden. Sie nannte sie eine »im vollsten Sinne beider Worte revolutionäre
Realpolitik«158. 
Eine solche radikale Realpolitik ist eine Praxis der Veränderung der Umstände
und der Selbstveränderung. Ihr Ausgangspunkt könnte eine radikale Kritik sein,
die aufzeigt, dass die Überwindung der Grundprobleme der gegenwärtigen Welt,
von Elend, Unterdrückung und Krieg, nicht ohne die schrittweise Überwindung
der Kapitaldominanz über unsere Gesellschaften und unser Leben möglich ist. Bei
jedem Protest, bei jeder Forderung, bei jeder Verhandlung geht es immer um
Macht und Eigentum, genau deshalb sind sie so schwierig. Wenn wir verdrängen
oder vergessen, dass wir eine grundsätzliche Transformation der Gesellschaft an-
streben, haben wir verloren, bevor wir begonnen haben. Wenn wir aber nicht der-
art weltvergessen sind, dann können wir auch eine revolutionäre Politik begrün-
den, die auf die Umwälzung der Macht- und Eigentumsverhältnisse zielt, eine
radikale Politik, die an die Wurzel unserer Existenzweise geht. Es ist eine Politik
der Transformation.
157 Die Klarheit über die Richtung ist die Voraussetzung für jede konkrete Strategiebildung. Vgl. dazu: Joachim
Raschke: Politische Strategie. Überlegungen zu einem politischen und politologischen Konzept. In: Frank
Nullmeier, Thomas Saretzki: Jenseits des Regierungsalltags. Strategiefähigkeit politischer Parteien. Frankfurt
und New York: Campus Verlag 2002, S. 216 f.
158 Rosa Luxemburg: Karl Marx. Werke, Bd. 1.2, S. 373.
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Radikale Kritik ist nicht ohne radikale Selbstkritik möglich. Wie Frigga Haug
bezogen nicht nur auf die Arbeiterbewegung feststellt, bedeutet solche Politik für
die Unterdrückten, dass sie »zugleich gegen sie gemacht werden muss, dass also
ein Kampf um die Köpfe und Gefühle ebenso Bestandteil von revolutionärer Real-
politik sein muss«159 – vor allem auch um unsere eigenen Köpfe und Gefühle. Wir
brauchen deshalb zweitens eine Politik der Befreiung und Selbstbefreiung, der
Überwindung der eigenen verinnerlichten Knechtschaft und des Komplizentums
sowie unserer Bereitschaft, auch das Schrecklichste noch hinzunehmen.
Befreiende Politik meint auch, dass die Politik selbst eine Befreiung sein muss
– hin zu einem anderen Leben, Arbeiten, Lieben. Rosa Luxemburg insistierte des-
halb auf der Freiheit der Andersdenkenden, weil ohne diese Freiheit jedes Denken
aufhört. Sie klagte ungehemmte Demokratie ein, weil, so schrieb sie 1918: »Das
Negative, den Abbau kann man dekretieren, den Aufbau, das Positive nicht. Neu-
land. Tausend Probleme. Nur Erfahrung ist imstande, zu korrigieren und neue
Wege zu eröffnen. Nur ungehemmt schäumendes Leben verfällt auf tausend neue
Formen, Improvisationen, erhellt schöpferische Kraft, korrigiert selbst alle Fehl-
griffe. Das öffentliche Leben der Staaten mit beschränkter Freiheit ist eben des-
halb so dürftig, so armselig, so schematisch, so unfruchtbar, weil es sich durch
Ausschließung der Demokratie die lebendigen Quellen allen geistigen Reichtums
und Fortschritts absperrt. Wie dort politisch, so auch ökonomisch und sozial. Die
ganze Volksmasse muss daran teilnehmen. Sonst wird der Sozialismus vom grü-
nen Tisch eines Dutzends Intellektueller dekretiert, oktroyiert.«160 Befreiende Po-
litik misst sich deshalb auch am Maß radikaler Demokratie, die sie freisetzt.
Die Stärke der Institutionen globaler kapitalistischer Macht liegt erstens darin,
dass sie hegemonial sind im Sinne der Fähigkeit, »eigene Interessen als gesell-
schaftliche Allgemeininteressen zu definieren und durchzusetzen«161. G8, WTO,
IWF, USA und NATO beanspruchen für sich, Freiheit und Menschenrechte durch-
zusetzen, gesellschaftliche Produktivität ungekannten Ausmaßes freizusetzen, reali-
stische Projekte der politischen Gestaltung der Globalisierung im Interesse breiter
gesellschaftlicher Gruppen zu realisieren. Auch angesichts der großen Krisen dürfen
wir die relativen Erfolge dieser Strategie nicht unterschätzen. Die Stärke dieser In-
stitutionen liegt zweitens darin, dass die Alternativen so schwach sind, denn: Selbst
der schlechteste Zustand kann sich solange halten, wie es keine überzeugenden Al-
ternativen gibt. Deshalb müssen wir praktisch an Alternativen einer anderen, einer
höheren, einer menschlichen und umwelterhaltenden Produktivität arbeiten, die die
gesellschaftlichen Gruppen der bedrohten Mitte und des abgehängten Unten in
Deutschland und global in einer solidarischen gerechten Weise verbindet. Wir müs-
sen zeigen: Es geht anders und es geht besser, viel, viel besser. 
159 Frigga Haug: Rosa Luxemburg und die Kunst der Politik. Hamburg 2007, S. 73.
160 Rosa Luxemburg: Die russische Revolution. Berlin. In: Werke, Bd. 4, S. 360.
161 Ulrich Brand, Christoph Scherrer: Contested Global Governance. Konkurrierende Formen und In-halte globa-
ler Governance. http://www.renner-institut.at/download/texte/brand_scherrer.pdf.
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Dazu bedarf es konkreter Einstiegsprojekte. Sie haben eine fünffache Funktion:
»(1) Einstiegsprojekte vermitteln zwischen Reform und Revolution sowie zwi-
schen Protest und Gestaltung dadurch, dass sie nachhaltige Verschiebungen von
Machtverhältnissen induzieren, insofern eine breite Neugruppierung, Neugewich-
tungen von Akteuren in der Gesellschaft nach sich ziehen…(2) Einstiegsprojekte
müssen nicht nur auf Erfolg ausgelegt sein, sondern sie müssen auch zum Umgang
mit Erfolg befähigen… (3) Einstiegsprojekte vermitteln zwischen Lokalität, Re-
gionalität und Globalität… (4) Einstiegsprojekte vermitteln die Ganzheitlichkeit
von Lebensweise, kultureller und geschichtlicher Identität… (5) Einstiegsprojekte
sind Prozesse bewussten sozialen Lernens in Einheit von Veränderung und Selbst-
veränderung.«162 Durch solche Projekte entstehen erst die Subjekte umfassenderer
Veränderung.
Eine radikale Realpolitik ist auf grundlegende Veränderung gerichtet. Unter der
Bedingung, dass die, die unten sind, nicht mehr so wollen wie bisher, und die, die
oben sind, es nicht mehr können, will sie eingreifen. Aus der bloßen Möglichkeit
will sie eine reale Chance machen. Dies kann ein langer Weg sein, einer, der durch
viele Niederlagen und manche Teilsiege hindurch führt. 
Die verschiedenen Formen der Auseinandersetzung mit der herrschenden Welt-
ordnung sind nicht gleichwertig, aber aus der Unterlegenheit ist auch Verhandeln
legitim. Wichtig sind Einbettung, Art und Weise und Resultat. Entscheidend ist,
ob sie zum Einstieg in den Ausstieg beitragen – aus der imperialen, der kapitali-
stischen, der patriarchalen, der umweltzerstörenden Weise der Globalisierung. 
DIE LINKE braucht eine dialektische Politik, die darauf abzielt, mehrere Ziele
zugleich zu erreichen – Delegitimierung der herrschenden Macht, Einleitung so-
zialer, ökologischer, demokratischer Reformen und schließlich auch Umwälzung
unserer eigenen Produktions- und Lebensweise sowie der Eigentums- und Macht-
verhältnisse, auf denen sie gegründet sind. Radikale Realpolitik zielt auf die Ver-
änderung der Grundlagen unseres eigenen Handelns, der Stärkung der Kräfte für
eine andere Welt. Forderungen und Verhandeln bedürfen ihrer Einbettung in eine
befreiende, eine radikal demokratische Politik. In der Gestaltung von Politik als
radikaler befreiender Realpolitik bewährt sich praktische Dialektik als Kunst, ge-
gen den Wind zu segeln.
Wie sagte Arundhati Roy in Porto Alegre im Januar 2005: »Die Revolution der
globalen Allmacht wird in sich zusammenfallen, wenn wir uns weigern, das zu
kaufen, was sie verkauft – ihre Ideen, ihre Geschichtsversion, ihre Kriege, ihre
Waffen, ihre Vorstellung von Unvermeidlichkeit. Denkt daran: Sie brauchen uns
mehr als wir sie. Eine andere Welt ist nicht nur möglich, sie ist unterwegs. An ei-
nem ruhigen Tag kann ich ihr atmen hören.«163
162 Lutz Brangsch: Überlegungen zum Charakter von Einstiegsprojekten. Ms. 2004.
163 Wie widerstehen wir der Weltherrschaft? Nachdenken über eine andere Welt. Die Rede von Arundhati Roy auf
dem Weltsozialforum 2003 in Porto Alegre (Auszug) http://www.uni-kassel.de/fb5/frieden/themen/Globalisie-
rung/roy.html.
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